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Die Einheit der Lebensverhältnisse - Zur Zukunft einer Hlasion 


Das neue Deutschland ist nicht mehr 
die alte Bundesrepublik. In westli- 
chen Ohren klingt diese Feststellung 
nicht seiten wie eine Drohung, be- 
rührt sie doch die implizite Erwar- 
tung, die zur Geschäftsgrundlage für 
den Beitritt der DDR zum Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes gemacht 
worden war. Im Tausch gegen den 
Verzicht, die staatliche Einheit 
Deutschlands zum Gegenstand einer 
politischen Willenserklärung des de- 
mokratischen Souveräns zu erheben, 
haben die Regierenden des überle- 
genen westlichen Staates das politi- 
sche Versprechen abgelegt, daß sich 
jenseits der Elbe alles, diesseits aber 
möglichst nichts ändern soll. 

Heute sind die Klagen Legion, daß 
weder das eine noch das andere sich 
eingestellt habe. Wenn ein Drittel 
aller Arbeitsplätze der DDR in den 
fünf neuen Ländern vernichtet wor- 
den und bald vierzig Prozent der er- 
werbsfähigen Bevölkerung von 
staatlicher Alimentierung abhängig 
sind, dann wird in der Oberlausitz, 
in Vorpommern oder ın Halle-Neu- 
stadt langsam die Hoffnung sinken, 
zur Lebensform des westlichen Be- 
sitzindividualismus _überwechseln 
zu dürfen. Das Volk der ehemaligen 
DDR wird durch die Erfahrung zu- 
sammengehalten, im Verhältnis zum 
Westen eine kollektive Deklassie- 


rung verarbeiten zu müssen (vgl. 
den Beitrag von Peter A. Berger), 
die ihm überdies noch von jenen 
verordnet wurde, die sie politisch 
beauftragt hatten, für ihren kollekti- 
ven Aufstieg zu sorgen. Als vorherr- 
schende Tendenz in der ostdeut- 
schen Sozialstruktur hat sich nicht 
die Ausdifferenzierung verschiede- 
ner Marktklassen, sondern die ver- 
mutlich dauerhafte Herausbildung 
einer überdimensionierten Versor- 
gungsklasse eingestellt. Damit wur- 
de eine sozialpolitische Klientel er- 
zeugt, die zur Konkur-renz um die 
staatliche Gunst gezwungen ist und 
folglich am Ausschluß von Mitbe- 
werbern um die knappen Sozialbud- 
gets interessiert sein muß. Damit 
soll nicht gesagt werden, daß die 
Fremdenfeindlichkeit, der man im 
Osten begegnet, allein sozialpoliti- 
sche Ursachen hat (vgl. den Beitrag 
von Thomas Herz). Aber bevor man 
den nackten Kassismus in (ost-) 
deutschen Köpfen und Herzen her- 
umspuken sieht, sollte man ihm den 
Schein einer sozialen Notwehr neh- 
men. 

Der herrschenden Politik zufolge ist 
es nur eine Frage der Zeit - wie es 
seit dem Frühjahr 1990 heißt, bis 
»endlich der Aufschwung kommt«. 
Selbst wenn er käme, würde dies 
wenig daran ändern, im Osten 
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Deutschlands eine Bevölkerung vor- 
zufinden, die zu einem nicht gerin- 
gen Teil für ökonomisch überflüssig 
gehalten wird. Auch die höchsten 
Wachstumsraten können nicht hoch 
genug sein, um die »Freisetzungen« 
im Zuge des Produktivitätsfort- 
schritts zu kompensieren. Überhaupt 
hat sich die deutsche Futurologie als 
eine Abfolge von Fehlmeldungen 
erwiesen. In rasanter Geschwindig- 
keit verschieben sich die Prognosen, 
die die Einheit der Lebensverhält- 
nisse vorhersagten. Noch 1990 bil- 
deten sich westdeutsche Moderni- 
sierungstheoretiker etwas auf ihren 
nüchternen Realismus ein, den 
Schwindel des Bundeskanzlers, 
noch in seiner Amtszeit blühende 
Landschaften sichten zu können, um 
ganze fünf Jahre zu korrigieren. Es 
zeichnet sich ab, daß erst dıe um 
1980 geborenen Jahrgänge ihren Le- 
bensabend in an den Westen ange- 
glichenen Verhältnissen verbringen 
werden. Sollte die in den ersten Jah- 
ren der Einigung größer gewordene 
Lücke zwischen Ost und West jähr- 
lich um zwei bis drei Prozent ge- 
schlossen werden, müßte die ost- 
deutsche Bevölkerung an die 60 
Jahre auf die von der Verfassung ge- 
botenen vergleichbaren Lebensbe- 
dingungen warten. Konservative 
Ökonomen kalkulieren, daß es allein 
zehn Jahre dauert, bis die ostdeut- 
sche Bevölkerung 70 Prozent des 
Einkommensniveaus der Westdeut- 
schen erreicht - vorausgesetzt die 
ganz unwahrscheinlichen Bedingun- 
gen, daß währenddessen anhaltend 


hohe Wachstumsziffern erzielt wer- 
den und die Westdeutschen zu eige- 
nen Einbußen an Einkommen und 
Wohlfahrt auf Dauer bereit sind. 
Zwischendurch soll das Volk kürzer 
treten, damit das tote Rennen zu- 
mindest gestartet werden kann. 
Nicht eingerechnet sind bei diesem 
Kalkül jene Verwerfungen, die sich 
aus der Dynamik der marktwirt- 
schaftlichen Entwicklung selbst er- 
geben, ohne der »Erblast« des So- 
zialismus zugeschrieben werden zu 
können oder durch die deutsche 
Vereinigung verursacht worden zu 
sein. Im Zuge einer Regionalisie- 
rung der Weltgesellschaft (vgl. 
PROKLA 90) wird auch im größeren 
Deutschland scharf zwischen Zen- 
tren und Peripherien in der Wohl- 
stands- und Wachstumsentwickung 
geschieden. Dies macht eine anhal- 
tende Disparität der Lebensverhält- 
nisse zwischen den westdeutschen 
Kernregionen der Wirtschaft und 
dem ostdeutschen Rand eher wahr- 
scheinlich als eine gleichmäßige 
Verteilung der Markt- und Lebens- 
chancen. Ebenso verhält es sich mit 
der Aussicht, die Erwerbsbevölke- 
rung erfolgreich in den Arbeits- 
markt integrieren zu können. Behält 
man die herrschende Logik der Ver- 
teilung von Arbeit bei, dann stellt 
sich die Schaffung von Arbeitsplät- 
zen im Osten über kurz oder lang als 
ein Nullsummenspiel dar (vgl. den 
Beitrag von Heiner Ganßmann), bei 
dem der eine erhält, was dem ande- 
ren vorher entzogen wurde. 


180 


Editorial 


Langsam dämmert es auch den 
Funktionseliten ın Wirtschaft und 
Politik, daß es barer Unsinn ist, den 
»Aufschwung Ost« mit dem »Wirt- 
schaftswunder« der 50er Jahre zu 
vergleichen. Keine der Vorausset- 
zungen des damaligen Wachstums 
ist heute gegeben, weder die stürmi- 
sche Nachfrage nach Arbeitskräften, 
noch schier unersättliche Märkte in 
der »Rekonstruktionsperiode« nach 
dem Zweiten Weltkrieg. Die Regie- 
rung favorisiert einen Marktlibera- 
lismus als bürgerliche Ersatzreli- 
gion, der die Industrie- und Wirt- 
schaftspolitik der deutschen Nach- 
kriegszeit gerade nicht ausge- 
zeichnet hat. Ludwig Erhard redete 
zwar »neoliberal«, aber praktizierte, 
wie Andrew Shonfield gezeigt hat, 
einen Staatsinterventionismus, der 
ähnlich »marktkonform« war wie 
die italienische Programmazione 
oder die französische Planification. 
Wenn heute den Kräften des 
Marktes der Aufbau einer modernen 
volkswirtschaftlichen Infrastruktur 
zugetraut wird, so scheint man ver- 
gessen zu haben, daß der deutsche 
Kapitalismus seit seinem Beginn 
vor allem ein staatlich organisiertes 
Proiekt war, das über Interventions- 
politik die Rahmenbedingungen erst 
schuf, in denen sich die Privaten, 
den Marktkräften gehorchend, dann 
getummelt haben. Heute verkündet 
der Wirtschaftsminister, daß die 
Vernichtung von Arbeitsplätzen al- 
lein die Sache der Wirtschaft sei, 
was ebenso zutreffend ist wie zy- 
nisch darauf verzichtet, die sozialen 


Folgen privater ökonomischer Ent- 
scheidungen zumindest begrenzen 
zu wollen. 

Es war naiv, dem Markt und west- 
deutschen Unternehmerinteressen 
den versprochenen Aufschwung an- 
zuvertrauen - ein marktideologisch 
begründeter grandioser Fehler. Die 
Privatisierung durch die Treuhand 
vollziehen zu lassen, mußte im De- 
saster enden. Denn erstens sind die 
Voraussetzungen für Wettbewerbs- 
fähigkeit und Rentabilität, d.h. für 
eine Erhaltung der Unternehmen im 
Zuge der Privatisierung, systema- 
tisch durch die Marktmechanismen 
unterminiert worden. Zweitens sind 
absurderweise gerade an der unter- 
minierten Rentabilität die Möglich- 
keiten zur Privatisierung und - als 
Kehrseite - die Notwendigkeit der 
Stillegung bemessen worden. Ohne 
eine Industrie-, Regional- und Ar- 
beitsmarktpolitik, die die Regierung 
in Bonn kategorisch bis zum 
kleinlauten Zugeständnis Kohls im 
Herbst 1992, die noch verbliebene 
»industriellen Kerne« jetzt aber er- 
halten zu wollen, abgelehnt hatte, 
mußte der Vorrang des Privatisie- 
rungsauftrags zu auch finanziell ka- 


tranhale 
tastrophalen 


rue nen 


Folgen führen. Die 
Treuhand wird mit mehr als 450 
Mrd. DM Schulden in die Liqui- 
dation gehen. Daß obendrein das zu- 
sammenbrechende Sozialsystem der 
neuen Bundesländer durch eine un- 
solide Finanzierung aufgefangen 
worden ist, erschwert die Lage heute 
und versperrt mit der rapide zuneh- 


menden Belastung durch den Schul- 
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dendienst die politischen Hand- 
lungsräume zukünftiger Regierun- 
gen. Um eine betuchte Klientel im 
Westen bei der Stange zu halten, 
sind politische Gestaltungsmöglich- 
keiten im Osten, in Zukunft aber 
auch im Westen, verspielt worden. 
Die bittere Bilanz im Jahre Drei der 
deutschen Einheit lautet: Die politi- 
sche Einheit unwiderruflich in den 
Scheuern, die wirtschaftliche und 
soziale Einigung der beiden Teile 
Deutschlands aber in den Sand ge- 
setzt zu haben. 

Immer klarer tritt hervor, daß die 
Abschottung vom Osten und die 
»Systemkonkurrenz« die Bestands- 
voraussetzungen eines Wirtschafts- 
systems waren, das sich weder öko- 
logisch verallgemeinern läßt noch 
hinreichend dazu in der Lage ist, die 
Menschen als Wirtschaftsbürger in 
die Marktgesellschaft zu integrieren. 
Die nachholende Modernisierung, 
die im Osten scheinbar auf der hi- 
storischen Tagesordnung stand, ist 
auf fatale Weise Wirklichkeit ge- 
worden und hat dabei ihre Widersin- 
nigkeit dokumentiert. So erschöpft 
sich die Tatkraft der deutschen Poli- 
tik in einer seltenen Bornierung, im 


Modelle 
nachzubilden, die im Westen schon 
längst ihre Problematik gezeigt ha- 
ben. Ob man nun das Hochschul- 
oder das Gesundheitssystem, die 
Verkehrs- oder die Industriepolitik, 
den Aufbau der Verwaltungszüge 
oder die Strukturpolitik nimmt: Am 
Vorbild des Westens orientiert, wird 
jede Chance vertan, dem Osten eine 


»Modernisierung« zu gestatten, die 
ihn nicht dazu verdonneit, die Feh- 
ler von gestern wiederholen zu dür- 
fen. Stattdessen haben sich auf den 
Immobilienmärkten, im Medienbe- 
reich und im Gesundheitswesen, im 
Beamtenstaat, im Energiesektor und 
in der Versicherungsbranche - um 
nur die Felder zu nennen, wo beson- 
ders dreist abgesahnt wurde - west- 
deutsche Interessengruppen mit 
einem quasi »Öffentlichen Status« 
(Claus Offe) den Nachlaß der DDR 
in die eigenen Bilanzen »privati- 
siert«. 

Die interessengeleitete Nachbildung 
östlicher Verhältnisse gemäß dem 
westlichen Muster bietet mittlerwei- 
le den geeigneten Rahmen der poli- 
tischen Strategie, das Modell 
Deutschland insgesamt nach unten 
zu korrigieren. Besser als durch die 
Notwendigkeit des Verzichts im 
Glanz nationaler Aufgaben läßt sich 
ein sozialpolitisches roll back nie 
wieder begründen. Der Westen hatte 
ja, einer vielzitierten Formel von 
Ulrich Beck zufolge, Kollektiv in ei- 
nem Fahrstuhl nach oben gesessen. 
Nun sieht es so aus, als ob es wieder 
abwärts geht, und zwar auch im 
Westen. Durch die Vereini 
zunächst mit einer unerwarteten und 
daher umso heftiger begrüßten Son- 
derkonjunktur beschenkt, ist das 
neue Deutschland von der weltwei- 
ten ökonomischen Krise eingeholt 
worden, zusätzlich gebeutelt von 
den Vereinigungskosten, die die or- 
dentlich sparsamen Deutschen zu 
europäischen Spitzenreitern bei der 
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Staatsverschuldung machen. Da die 
deutsche Christdemokratie in den 
achtziger Jahren verpaßte, eine De- 
regulierung nach englischem Vor- 
bild tatsächlich zu realisieren, wird 
nun der Beitritt der neuen Länder 
dazu genutzt, die Eckpfeiler des So- 
zialstaates mit dem wohlfeilen Ar- 
gument des Sachzwanges auszuhe- 
beln. Der jüngste Tarifkonflikt ın 
der ostdeutschen Stahl- und Metall- 
branche war nichts anderes als ein 
Testlauf auf der ostdeutschen Ver- 
suchsstrecke, das System der Inter- 
essenvermittlung von Arbeit und 
Kapital in Bahnen zu lenken, auf de- 
nen die kollektive Sicherung der Ar- 
beitnehmer abgehängt werden kann. 
Was die politische Klasse in Bonn 
mit ihrer Einigungsideologie nicht 
geleistet hat, ist zu einer Aufgabe 
der Sozialpartner, in erster Linie der 
Gewerkschaften geworden. Mehr als 
im Westen üben sie in den neuen 
Bundesländern eine sozialpolitische 
Funktion der Herstellung vergleich- 
barer Lebensbedingungen aus. Das 
ist neu, denn in der langen Ge- 
schichte der Tarifpolitik in West- 
deutschland gehörte die Bestim- 
mung der sozialpolitischen Rahmen- 
bedingungen in erster Linie zum 
Aufgabenfeld von Parlament und 
Regierung. Seit dem Ersten Welt- 
krieg ist der /iving wage oder der 
»politische Lohn« eine Garantie ge- 
gen die ökonomischen Wechsella- 
gen und daher die Basis, von der aus 
in den Tarifauseinandersetzungen 
zwischen Kapital und Arbeit um die 
aktuelle Höhe des »ökonomischen 


Lohns« und um die Gestaltung der 
Arbeitsbedingungen gekämpft wird. 
Der Kernbestand der sozialen De- 
mokratie besteht ja gerade in dieser 
sozialstaatlichen Arbeitsteilung zwi- 
schen allgemeiner, staatlicher Rege- 
lung der sozialen Mindeststandards 
und der Regelung der Löhne und 
Arbeitsbedingungen durch die auto- 
nomen Tarifpartner. Die Autonomie 
wiederum ist doppelt definiert und 
daher auch doppelt zu verteidigen: 
einmal gegen die staatliche Ein- 
mischung und zum anderen gegen 
eine wilde, Verträge in den Wind 
schlagende Ausübung von ökonomi- 
scher Macht, die auf soziale Interes- 
sen keine Rücksicht nimmt. In Ost- 
deutschland ist die Tarifautonomie 
sowohl durch die eindeutige Partei- 
nahme des Staates mittels der Treu- 
hand als auch durch die schnoddrige 
Aufkündigung des tarifpolitischen 
Konsenses in Gefahr. In die gleiche 
Rubrik fallen die Planspiele, in der 
Kankenversicherung nur noch eine 
»Grundversorgung« zu finanzieren, 
die Daseinsvorsorge möglichst weit- 
gehend zu einer privaten Angele- 
genheit zu erklären. 

Die nachholende Modernisierung 
entpuppt sich als einc 
Deregulierung. Der Vereinigungs- 
keynesianismus ist längst verpufft, 
er hat kurzfristig eine konsumisti- 
sche Scheinblüte erzeugt und wird 
heute dazu verwandt, sich die letz- 
ten Reste politischer Loyalität zu er- 
kaufen. Finanziert soll das durch ei- 
nen »Solidarpakt« werden, der nicht 
nur ungerecht ist, sondern auch 


hl olende 
nacnNolengGe 
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nicht funktionieren kann. Das Geld, 
das zusätzlich in die Staatskassen 
soll, wird vorne und hinten nicht rei- 
chen, wenn es zur bloßen Kompen- 
sation derjenigen sozialen Schäden 
dient, die die durchgesetzte Markt- 
gesellschaft hinterläßt. 

In sozialer Hinsicht hat sich die 
Übertragung des westdeutschen Mo- 
delis anfänglich von der Hlusion lei- 
ten lassen, für die neuen Institutio- 
nen schneli einen kulturellen Kitt 
finden zu können, der Ämter und 
Mandate, Parteien und Organisatio- 
nen verbindet und das Personal mit 
der notwendigen Sicherheit für akti- 
ves Engagement versorgt. Inzwi- 
schen ist deutlich geworden, daß 
sich in Ostdeutschland ein Absentis- 
mus eingestellt hat, der die Einrich- 
tungen des Öffentlichen Lebens 
gerne sich selbst und dem Westper- 
sonal überläßt. Verbände und Ver- 
waltungen klagen über die fehlende 
Bereitschaft, ein Ehrenamt auszu- 
üben; die ostdeutschen Parteien be- 
stehen bald nur noch aus Funktions- 
und Mandatsträgern allein. An Bei- 
spielen wie diesen zeigt sich, daß 
die Inkorporierung des deutschen 
Ostens in den westlichen Staat kul- 
tureille Absioßungsreaktionen  be- 
wirkt, weil die Logik der System- 
nicht auch jene der Sozialintegration 
ist. Die Abwicklung des Staatssozia- 
lismus und der westliche Institutio- 
nentransfer treffen auf eigensinnige 
Wahrnehmungen und Interpretatio- 
nen (vgl. die Beiträge von Birgit 
Müller und Cordia Schlegelmilch), 
die sich nicht steuern lassen wie 


Dienstwege in Bürokratien oder der 
ökonomische Zahlungsverkehr. 
Nicht zuletzt diesem Zusammen- 
hang ist wohl zuzuschreiben, daß 
sich nicht wenige Ostdeutsche durch 
die Art der deutschen Vereinigung 
aufgefordert fühlen, auch selbst nur 
noch die eigenen Chancen wahrzu- 
nehmen. 

Nun ist das Phänomen, für öffentli- 
che Angelegenheiten und aligemei- 
ne Interessen kaum noch auf priva- 
tes Engagement zu stoßen, auch im 
Westen bekannt. Hier hat sich als 
Folge abnehmender sozialer Bin- 
dungen und moralischer Verpflich- 
tungsgefühle eine Tendenz zur Pro- 
fessionalisierung der sozialen und 
politischen Arbeit ergeben, die nun- 
mehr das Ausgangsniveau darstellt, 
von dem aus im Osten schon von 
vornherein mit der modernen Ver- 
gesellschaftung begonnen wird. Das 
Modell »deutsche Volkspartei« mit 
hunderttausendfacher Mitglieder- 
schaft etwa wird man im Osten so- 
wieso vergessen können - also 
braucht es Büro, Geschäftsführer, 
Fax, um die Willensbildung auf 
Trab zu bringen. Auch auf Subsidia- 
rität im sozialen Bereich wird nur 
zählen Köi 
keit großzügig honoriert. 

Eine kalte Form der Vergesellschaf- 
tung bahnt sich an, die das Muster 
der instrumentellen sozialen Bezie- 
hung, von der schon die Lebenswelt 
des Staatssozıalismus zehrte, bruch- 
los in die neue Zeit verlängert. Das 
Entscheidende daran ist, daß da- 
durch im Osten eine neue Normali- 
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tät kapitalistischer Vergesellschaf- 
tung erzeugt werden könnte, die ihre 
Kultur von allen Prinzipien jenseits 
der egoistischen Interessenverfol- 
gung befreit. Wenn moderne Markt- 
wirtschaften ohne moralische Res- 
sourcen der Selbstbindung auskom- 
men könnten, wäre dies ein passen- 
des Ingredienz des dem Osten ver- 
ordneten Fortschrittscocktails. Doch 
wissen inzwischen auch die marktli- 
beralsten Deregulierer, daß Markt- 
gesellschaften auf Dauer nur funk- 
tionieren und sich nicht auf anomi- 
sche Zustände zubewegen, wenn die 
Individuen sich nicht allein egoi- 
stisch auf ihr Portefeuille beziehen. 
Bedenkt man, daß sich bei der Auf- 
lösung sozialer Bindungen eine 
westliche und eine östliche Ent- 
wicklung in eine gemeinsame Rich- 
tung wechselseitig bestärken, könn- 
te am Ende dann doch das »moderne 
Deutschland« entstehen, von dem 
man schon jetzt begründet Abstand 
nehmen darf. Dies nicht zuletzt, 
weil bekanntlich atomisierte Subjek- 
te am besten dazu geeignet sind, au- 
toritäre Gemeinschaften zu bilden. 
In diesen wird dann eine natürliche 
Bindung fundamentalistisch be- 
schworen und überhöht, die sich 
faktisch längst gründlich aufgelöst 
hat. Das Habermas'sche Wort vom 
»DM-Nationalismus« ist oft ge- 
scholten worden, weil es angeblich 
die Motive derjenigen denunzierte, 
die die staatliche Teilung aufheben 
wollten. Heute scheint hiermit der 
letzte Rest einer gemeinsamen 
Übereinstimmung angesprochen zu 


sein, auf die man sich im Westen 
und im Östen national einigen kann 
- freilich ohne die soziale, politi- 
sche, kulturelle, ja noch nicht ein- 
mal die ökonomische Einheit wirk- 
lich erreichen zu können. 
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Einigung als Angleichung? Sozialpelitische Folgen des 
deutschen Einigungsprozesses. 


Es ist nicht unüblich, die im Raum der ehemaligen Realsozialismen statt- 
findende Systemtransformation als »Sozialexperiment« im großen Stil zu 
beschreiben. Im Wissenschaftskontext hat ein Experiment nur Sinn, wenn 
es mit einer Hypothese gekoppelt wird, die durch das Experiment getestet 
werden soll. 

Beim Experiment Systemtransformation, jedenfalls soweit es auf den deut- 
schen Kontext bezogen wird, lautet die meist implizite Standard-Hypo- 
these: Es gibt keine prinzipiellen Hindernisse auf dem Weg der früheren 
DDR zur sozialen Marktwirtschaft, genauer zu einer Wirtschafts-, Gesell- 
schafts- und politischen Ordnung nach dem Vorbild der alten Bundesrepu- 
blik. Worüber man sich streitet, sind Fragen nach Art und Dauer der Tra- 
verse, die im Übergang vom einen zum andern System zu begehen ist, oder 
nach der möglichen, am Ende erreichbaren Wirtschaftsstruktur (Reindu- 
strialisierung oder der direkte Weg in die Dienstleistungsgesellschaft). 
Außer Frage zu stehen scheint hingegen die prinzipielle Erreichbarkeit des 
Ziels: Angleichung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhältnis- 
se im Beitrittsgebiet an die alte Bundesrepublik. 

Dagegen möchte ich die Hypothese stellen (deren Überprüfung natürlich 
jetzt nur im Wege informierter Spekulation möglich ist): Der Einigungs- 
prozeß wird für die neuen Bundesländer weder bei der avisierten Zielstruk- 
tur: Höchstwohlstandsniveau mit demokratischem und sozialem Rechts- 
staat enden noch wird in absehbarer Zeit eine Angleichung stattfinden. Der 
Prozeß selbst wird vielmehr erheblichen Druck dahingehend erzeugen (und 
aus anderen Gründen bestehenden Druck verstärken), daß auch die Alt- 
Bundesrepublik jene Modell-Eigenschaften verliert, die sie während (und 
abgeschwächt noch im Anschluß an die) der Golden-Age-Phase! des Nach- 
kriegskapitalismus von Mitte der fünfziger bis Mitte der siebziger Jahre 
hatte. M.a.W.: Die im Rahmen des Einigungsprozesses und seiner Folgen 
stattfindenden Bewegungen führen nicht zu einer Angleichung, sondern zu 
einer dauerhaften Verfestigung regionaler, grob mit der alten BRD-DDR- 
Grenze kongruenter Disparitäten.? 


8 


Zur These vom Golden-Age als Ausnahmekonstellation vgl. Marglin/Schor (1990) 

2 Die Hypothese soll ausdrücklich nicht ausschließen, daß einzelne Regionen (Berlin, 
Dresden, Leipzig, evtl. Eisenach) auf dem Gebiet der ehemaligen DDR den »Anschluß« 
an die Entwicklung im Westen finden. Aber für die Masse der alten Industriestandorte im 
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Zunächst möchte ich den analytischen Rahmen skizzieren, in dem ich diese 
Hypothese diskutiere. Vereinfacht lassen sich Geselischaftssysteme wie 
das der alten Bundesrepublik und der DDR durch die Verortung in einem 
durch drei Dimensionen aufgespannten Raum charakterisieren (Abb.1}). 
Auf der ersten Achse wird der Grad der Zentralisierung wirtschaftlicher, 
auf der zweiten Achse der Grad der Zentralisierung politischer Entschei- 
dungen, auf der dritten das Ausmaß staatlich organisierter Daseinsvorsorge 
abgebildet. Auf der ersten Achse läßt sich also der Markt-Plan-Gegensatz 
in der idealtypischen Spannweite von durchzeniralisierter Kommandowirt- 
schaft bis zur total individualisierten Marktwirtschaft darstellen, auf der 
zweiten Achse der Gegensatz von Diktatur und Demokratie, also der Um- 
fang der Möglichkeiten für die Individuen, an kollektiv bindenden Ent- 
scheidungen zu partizipieren, auf der dritten Achse schließlich - nicht das 
Niveau staatlicher Versorgungsleistungen (gemessen in irgendwelchen 
Wohlfahrtseinheiten), sondern - die Dichte staatlicher Eingriffe zwecks 
Gewährleistung von Arbeits- oder Versorgungschancen, also die Antwort 
auf die Frage: Wie eng hat der Staat das soziale Netz geknüpft? Gesell- 
schaftssysteme lassen sich in diesem Raum verorten: Die DDR hatte einen 
höheren Zentralisierungsgrad wirtschaftlicher und politischer Entscheidun- 
gen und ein dichter geknüpftes Netz sozialer Sicherungen (wenngleich das 
materielle Versorgungsniveau natürlich niedriger lag) als die alte Bundes- 
republik. Das Transformationsproblem für die fünf neuen Bundesländer 
läßt sich stark vereinfachend, aber bequem als Bewegung in diesem Raum 
von der Position der DDR (im Jahr 1989) zu der der alten Bundesrepublik 
beschreiben. Dabei drängen sich vor allem drei Fragen auf: Erstens die 
nach den Antriebskräften dieser Bewegung, zweitens die nach ihrer Zielge- 
nauigkeit und schließlich drittens die nach der Dauer. Um die Chancen ei- 
ner optimalen, also geradlinigen und schnellen Transformation einzuschät- 
zen, muß man darüber hinaus fragen, wieweit die Lagen der betrachteten 
Gesellschaftssysteme voneinander unabhängig sind, und zudem die Frage 
nach den Antriebskräften cıgänzen un die nach den Beharrungsfakioren. 

Um diese Fragen zu beantworten, empfiehlt sich der Wechsel auf die 
Ebene individueller Akteure. Wiederum grob läßt sich die Situation indivi- 
dueller Akteure in einem dreidimensionalen Raum darstellen, der durch die 
Achsen materieller Wohlstand, politische Partizipation und Sicherheit 
(oder Stabilität und Kalkulierbarkeit) der Lebenschancen aufgespannt wird. 


Osten läßt sich erstens die Deindustrialisierung nicht mehr verhindern (allenfalls bremsen, 
aber mit welchen Kosten?) und stellt sich zweitens das Problem: Welche Wirtschafts- 
kräfte und -leistungen sollen einen anschlußfähigen Aufschwung tragen? 
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Wohlstand & 


Partizipation 


Sicherheit 
Die Transformationsperspektive eines individuellen Akteurs (O) 


Wir können die erhofften Auswirkungen des Systemwechsels aus der 
DDR-Perspektive auf dieser Ebene (wie nicht unüblich) als Bewegung von 
einer Situation mit relativ hoher Sicherheit, aber niedrigem Wohlstand und 
geringen politischen Partizipationschancen zu einer Situation mit geringe- 
rer Sicherheit, aber deutlich höherem Wohlstand und deutlich erweiterten 
Partizipationschancen typisieren. Damit wäre zugleich eine Charakterisie- 
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rung der Antriebskräfte der Makrobewegung gewonnen’. Es handelt sich 
typisch um Wohlfahrtsgewinne in der ökonomischen und der politisch- 
rechtlichen Dimension, die durch einen kleinen Trade-off in Form geringe- 
rer Sicherheit? gemindert werden. 

In die Diskussion der ökonomischen Transformationsproblematik ist sehr 
früh die Metapher vom Tal der Tränen (J. Sachs, R. Dahrendorf) einge- 
bracht worden: Der Übergang auf ein höheres Leistungs- und deshalb 
Wohlstandsniveau erfolgt nicht geradlinig, sondern wegen der mit den Sy- 
stemumstellungen verbundenen, letztlich aber schöpferischen Zerstörungen 
müssen wir mit dem vorübergehenden Absinken der Wirtschaftsleistung 
rechnen. Ein paralleles Argument wurde, insbesondere von C. Offe (1991), 
bezüglich der politischen Dimension der Transformation vorgetragen. Offe 
diagnostiziert ein »Dilemma der Gleichzeitigkeit«: Ist der wirtschaftliche 
Take-off unter den neu gewonnenen demokratischen Bedingungen mög- 
lich, oder hat er - aufgrund der erforderlichen, aber bei demokratischen In- 
terventionschancen kaum erwartbaren Toleranz für krasse individuelle und 
klassenmäßige Reichtumsunterschiede - nicht gerade (zumindest vorüber- 
gehende) Verluste in der Dimension politischer Partizipationsmöglichkei- 
ten zur Voraussetzung? Ich möchte darüberhinaus eine weitere Parallele 
ziehen: Gibt es nicht auch ein Tal der Tränen in der Dimension der sozia- 
len Sicherheit? Sicherheitsverluste werden nicht automatisch in Größen des 
Einkommensverlustes mit erfaßt. Vielmehr handelt es sich sowohl um den 
Verlust der staatlichen Arbeitsplatz- und Versorgungsgarantien als auch 
um den Verlust lebensweltlicher Gewißheiten durch biographische Brüche, 
die vor allem durch Arbeitslosigkeit und das Zerbrechen der Bindungen an 
den und im Betrieb verursacht werden. Einige dramatische Zahlen aus den 
neuen Ländern deuten daraufhin, daß der Systemwechsel massenhaft sol- 
che Brüche und damit verbundene, teils erzwungene, teils freiwillige Ver- 
haltensänderungen mit sich bringt® 

Wenn es also drei Täler der Tränen gibt, wie hängen die Bewegungsver- 
läufe und -geschwindigkeiten durch diese Täler miteinander zusammen? 


3 Die Charakterisierung bezieht sich offensichtlich vor allem auf die Perspektiven individu- 
eller Akteure in der ehem. DDR und muß für ein kompletteres Bild ergänzt werden um a) 
die BRD-Perspektive: Wie sehen hier die typischen Antriebskräfte im Einigungsprozeß 
aus? Und um b) die Frage nach der Rolle organisierter, kollektiver Akteure. 

4 Nach den bei Berger (1993, in diesem Heft) zitierten Umfrageergebnissen sind die auf das 
sozioökonomische System gerichteten Sicherheitsbedürfnisse der Ostdeutschen allerdings 
deutlich höher als die der Westdeutschen, der Trade-off zwischen Aufstiegs- und Partizi- 
pationschancen und Sicherheitsverlust also weniger akzeptabel. 

5 Zur Bedeutung der Bindung an den Betrieb vgl. Vobruba (1991, S.131ff.) 

6 Zur Illustration: die Zahl der Eheschließungen ging von 1989: 131 Tsd. auf 1991: 50,5 
Tsd. zurück, die der Geburten von 199 Tsd. auf 108 Tsd. (Statist. Bundesamt 1992, 
S.27f.) 
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Die Metapher vom Tal der Tränen stellt jedenfalls zurecht in Frage, daß 
der Transformationsprozeß als geradliniges, schnelles Durchschreiten der 
Traverse ablaufen kann. Sie suggeriert vielmehr, daß zunächst in allen drei 
Dimensionen des Transformationsprozesses Richtungen weg vom Trans- 
formationsziel eingeschlagen werden (müssen). Eine öfter artikulierte 
Klage über die Treuhandanstait ıllustriert, was gemeint ist: Der Weg zur 
Dezentralisierung wirtschaftlicher Entscheidungen in der Marktwirtschaft 
führt über die Einrichtung einer im Vergleich zur alten DDR-Planungsbü- 
rokratie noch einmal gesteigert zentralistischen Behörde. Solche (als vor- 
übergehend deklarierten) Abweichungen von der eigentlichen Zielrichtung 
des Tranformationsprozesses sind nicht unriskant, weil sie ein Eigenge- 
wicht entwickeln können. Es ist vor allem denkbar, daß sich die Motive, 
Absichten und Hoffnungen, die die individuellen Akteure mit dem von ih- 
nen gewollten und getragenen Prozeß der Systemtransformation ursprüng- 
lich verbunden haben, unter dem durch Richtungsabweichungen erzeugten 
Anpassungsdruck so verändern, daß wiederum das Erreichen des ursprüng- 
lichen Ziels unwahrscheinlicher wird. 

Soviel zur Charakterisierung des Bezugsrahmens, in dem ich das Trans- 
formationsproblem diskutieren will. Ich kann im folgenden diesen Rahmen 
nicht ganz auffüllen, will aber durch die Beobachtung von Wechselwir- 
kungen in den drei abgesteckten Dimensionen einige wichtige und oft ver- 
nachlässigte Aspekte des Transformationsprozesses herausarbeiten. 


H. 


Die folgenden Überlegungen sollen die Hypothese vom wahrscheinlichen 
Mißlingen des Angleichungsprozesses stützen: 

l. Das Ziel, auf das die Traverse gerichtet ist, verschiebt sich - zum einen 
unter der Kostenlast des Anpassungsprozesses, zum andern, weil dem 
West-System durch den Wegfall einer wichtigen Komponente seiner Um- 
welt (nämlich die alternative Systembildung) selbst sozialstaatliche Eigen- 
schaften verlorengehen können. Die Frage, die sich in diesem letzteren Zu- 
sammenhang stellt, lautet: Inwieweit hat es in kapitalistischen Wirtschafts- 
räumen eine signifikante Ausbildung sozialstaatlicher Institutionen ohne 
den Druck durch die drohende Systemalternative des Sozialismus gege- 
ben?’. Die Anschlußfrage, rückbezogen auf den erstgenannten Aspekt der 


7 Dabei spielt die prinzipielle Präsenz der Alternative Sozialismus im politischen Diskurs 
wohl eine wichtigere Rolle als seine reale Existenz, die im reichen, demokratischen We- 
sten eher abschreckende Wirkungen zeitigte. Es bleibt aber richtig, daß etliche sozialpoli- 
tische Innovationen in der alten Bundesrepublik Nachahmungen des Konkurrenzsystems 
darsteilten. Vgl. z.B. Hentschel, V. (1983, S. 184) zur Einführung der Lohnfortzahlung im 
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Kostenlast, lautet dann: Muß man nicht eher mit dem Abbau der Sozial- 
staatlichkeit im Westen als mit der Angleichung des Ostens an den Westen 
in seiner Hochleistungsphase rechnen? Das würde die (in der Standardhy- 
pothese als möglich unterstellte) Ost-West-Angleichung selbst noch nicht 
ausschließen, aber ihr eine unerwartete Gestalt geben und sie verzögern: 
Durch das Absinken des wirtschaftlichen Niveaus kommt der Westen dem 
Osten entgegen, durch den Rückgang der staatlichen Eingriffe zur Ge- 
währleistung sozialer Sicherheit entfernt er sich. Offen bleibt dabei, was 
aus dem in der alten Bundesrepublik erreichten Niveau der Demokratisie- 
rung bei all dem wird.® 

Gegenwärtig ist zu beobachten, daß sich mit der Rezession im Westen so- 
gar die Hindernisse für eine wirtschaftliche Annäherung des Ostens an den 
Westen auf niedrigem Niveau vergrößern. Die staatlichen westlichen Hil- 
festellungen an den Osten werden zurückgefahren. Die Diskussion um die 
Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit illustriert die Begründungsmög- 
lichkeiten für die entsprechenden Politikveränderungen: Sozialpolitische 
Leistungen bewegen sich in einer Abwärtsspirale, indem erst Leistungen 
im Westen zurückgenommen werden mit Hinweis auf die Ausnahmenot- 
lage im Osten, dann sollen sie im Osten zurückgenommen werden mit Ver- 
weis auf die entstandene »Gerechtigkeitslücke«, die relative Diskriminie- 
rung der Arbeitslosen im Westen. 

2. Die Verallgemeinerbarkeit des westlichen Nachkriegskapitalismus in 
seiner Golden Age-Gestalt ist aus mehreren Gründen begrenzt. Der deut- 
sche Fall könnte genau der sein, bei dem diese Grenze mitten durch das 
Land geht. Bei der in der Bundesrepublik der fünfziger bis siebziger Jahre 
realisierten Möglichkeit, Demokratie, soziale Sicherheit, Vollbeschäfti- 
gung, Preisstabilität und Wirtschaftswachstum zu kombinieren, handelte es 
sich um das Ergebnis einer Ausnahmekonstellation. Seit der »Wiederkehr 
der Vollbeschäftigungslücke« (Berger 1982) Mitte der siebziger Jahre sind 
die sozialstaatlichen Sicherungseinrichtungen unter Druck und sozioöko- 


Krankheitsfall für Arbeiter. Diese Überlegungen betreffen die oben angeschnittene Frage 
der Unabhängigkeit der Positionen, die die beiden Systeme, zwischen denen die Trans- 
formation ablaufen soll, ursprünglich einnahmen: Sind diese Positionen, etwa wegen so- 
zialpolitischen Nachahmeverhaltens und Systemkonkurrenz, nicht voneinander unabhän- 
gig, dann kann man auch nicht erwarten, daß das System, das das Transformationsziel ab- 
gibt, unverrückbar an der alten Position kleben bleibt. 

8 Die ostdeutschen Bürgerbewegungen, die zu den wichtigsten Motoren des Zusammen- 
bruchs der DDR gehörten und Träger von weitergehenden Demokratisierungsbestrebun- 
gen waren, haben beim Institutionenimport kaum Mitwirkungsmöglichkeiten behalten 
und sind in der »Normalität« des westdeutschen politischen Verbände- und Parteiensy- 
stems praktisch verschwunden. Unterdessen erfordert aus regierungsamtlicher Sicht der 
Aufschwung Ost offensichtlich den Verzicht auf Bürgerinnenbeteiligung, auf Ein- 
spruchsmöglichkeiten gegen staatliche Planungen, etc. 
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nomische Polarisierungen haben zugenommen (die Einkommensverteilung 
ist ungleicher geworden, der Abstand der Arbeitsloseneinkommen zu den 
Durchschnittseinkommen aus abhängiger Arbeit ist gewachsen, usw.). Die 
Wachstumseuphorie ist verflogen, das Wissen um die mehr oder weniger 
verborgenen Kosten des alten BRD-Wohlstandsmodells ist gestiegen. An 
diesem Modell orientierte mimetische Anstrengungen in den ostdeutschen 
Bundesländern werden deshalb im Westen mit Skepsis und Zurückhaltung, 
wenn nicht mit stärkeren Gefühlen beobachtet. (Wobei man in soziologisch 
verfeinerter Perspektive hier anfügen könnte, daß, ganz unabhängig von 
der Berechtigung solcher Skepsis, die hier zum Ausdruck kommende pa- 
ternalistische Haltung der Westdeutschen gegenüber den Ostdeutschen 
selbst ein bedeutsames Integrationshindernis darstellt). 

3. Hinzukommt das Problem der Kostenakzeptanz im Westen. Die Frage, 
die man sich für Sozialpolitik generell stellen muß: Warum sollen die rei- 
cheren Teile einer gegebenen Bevölkerung eine Umverteilung zugunsten 
der ärmeren akzeptieren, tolerieren? stellt sich für West-Ost-Transfers an- 
gesichts der Vergangenheit von 40 Jahren weitgehend getrennter Ge- 
schichte zugespitzt. Warum sollen die Westdeutschen, als der (im Durch- 
schnitt deutlich) reichere Bevölkerungsteil, auf lange Frist eine Umvertei- 
lung an die Ostdeutschen als der (im Durchschnitt) ärmere Bevölkerungs- 
teil, akzeptieren? Wir stehen erst am Anfang der Diskussion dieser Frage, 
einerseits weil sie bisher durch das nationale Pathos der in der Politik und 
öffentlichen Meinung dominanten älteren Generationen (etwa Jahrgang 
1940 und älter) zugeschüttet blieb, andererseits weil bisher zur Finanzie- 
rung der West-Ost-Transfers hauptsächlich der schmerzlose Weg der staat- 
lichen Kreditaufnahme gewählt wurde. Reicht, wenn die wirkliche Höhe 
der Belastungen spürbar wird, von der politischen Führung her geschen das 
Ausspielen der »nationalen Karte«, um die erforderliche Solidarität (sprich: 
Zahlungsbereitschaft) zu erzeugen? (Vgl. Ganßmann 1992) Oder kann man 
politisch auf Zustimmung weitgehend verzichten und auf die stumme Ge- 
walt von Zwangsbeiträgen setzen? Die Antwort auf diese Fragen ist 
zunächst abhängig von der Höhe der für die Systemtransformation der 
ehem. DDR erforderlichen Belastungen, dann von ihrer Verteilung. Über 
die Höhe der Belastungen läßt sich grob sagen: 1992 betrugen die Brutto- 
Transfer-Leistungen von West- nach Ostdeutschland (inkl. Ostberlin) 234 
Mrd. DM, netto blieben immerhin 150 Mrd. DM. Wenn man Sekundäref- 
fekte wie Wachstumsimpulse und Entlastungen aufgrund der Vereinigung 
im Westen (Wegfall der Berlin- und Zonenrandgebieteförderungen) in 
Rechnung stellt, blieben 137,5 Mrd. DM an effektiven Belastungen (vgl. 
Sachverständigenrat 1992, S. 144). Pro Kopf der Wohnbevölkerung der 
alten Bundesländer ergibt das eine jährliche Durchschnittsbelastung von 
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etwa 2100 DM, das sind 8% des 1992 pro Kopf verfügbaren Einkommens 
der privaten Haushalte. Aus der Portokasse läßt sich das wohl nur noch in 
Versandhäusem bezahlen. Bei der Höhe dieser Belastungen wird es, nach 
allem, was wir über die Dauer der Einigung mit Angleichungsziel bisher 
wissen, auf viele Jahre bleiben. 


Dauer der Angleichung 
Untersteilte Wachstumsrate West 2% 


Dauer in Jahren 
© ? 


3 8 7 8 11 13 15 17 
Wachstumsrate des realen BIP Ost in % 
{n. Scheremst DIW Wochenbericht 7/1982} 


Eine wichtige Frage ist, in welchem Ausmaß diese Belastungen durch hin- 
reichendes Wirtschaftiswachstum aus dem jährlichen Reichtumszugewinn 
getragen werden können. Je weniger das der Fall ist, umso wichtiger wird 
die zweite Frage: Wie sind die Belastungen verteilt? Eine solche Frage ist 
notorisch schwer zu beantworten, zumal auch noch die zeitliche Verteilung 
(Wann kommen die Belastungen bei denjenigen an, die sie schließlich zu 
tragen haben?) eine Rolle spielt. Die wenigen Hinweise, die sich aus dem 
vorliegenden empirischen Material gewinnen lassen, sprechen nicht dafür, 
daß die Akzeptanz der gegenwärtigen Lastverteilung auf die Dauer sehr 
hoch sein kann: Die vor allem über parlamentarisch wenig kontrollierte 
Schattenhaushalte betriebene Verschuldung impliziert nicht primär, daß die 
Lasten an künftige Steuerzahler weitergegeben werden. Das setzte voraus, 
daß der Staat tatsächlich netto Schulden tilgte (und nicht nur, wie üblich, 
refinanzierte). Die Verschuldung bedeutet vielmehr einerseits, daß privates 
Vermögen in großem Stil in öffentlich finanzierte Konsumausgaben ver- 
wandelt wird, und andererseits, daß ein immer größerer Teil der vom lau- 
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fend erzeugten Einkommen abgezweigten Steuern als genuin arbeitsloses 
Einkommen in Form von Zinszahlungen an die Staatsgläubiger fließt. Die- 
ser Umverteilungsvorgang ist zwar für die Steuerzahlerinnen kaum durch- 
schaubar, er hat aber sogar im konservativ neoklassischen Weltbild für die 
Leistungsfähigkeit der gesamten Volkswirtschaft negative Konsequenzen, 
weil »falsches« Verhalten prämiert wird. Die Belastungen durch höhere 
Steuern sind jedenfalls für die Betroffenen umso weniger akzeptabel, je 
mehr der Bestimmungsort der damit erhobenen Ressourcen, also ihre Ver- 
teilungswirkungen bekannt werden. Dies gilt noch mehr für die zweite 
große Form der Finanzierung von West-Ost-Transfers über Sozialversiche- 
rungsbeiträge (s.u.), die wegen des automatischen Ausschlusses einer Pa- 
lette gut verdienender sozialer Gruppen eine noch selektivere Lastvertei- 
lung impliziert als die bisher vorgenommenen Steuererhöhungen. 


IM. 


Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen geht es mir im folgenden um 
eine Betrachtung der Entwicklung seit Dezember 1989 unter dem Ge- 
sichtspunkt: Was spricht für, was gegen die Vermutung oder Hoffnung, 
daß die Angleichung auf dem Programm steht und erreichbar ist? Dabei 
möchte ich absehen von der inzwischen gänzlich verflogenen, gesamtdeut- 
schen Anfangseuphorie, in der das »Glück der wiedergefundenen Einheit« 
gleich in die Hoffnung auf ein zweites deutsches Wirtschaftswunder über- 
schwappte. Welche Faktoren können gegenwärtig angeführt werden, um 
die Hypothese einer zügigen Angleichung zu stützen, welche sprechen da- 
gegen? Abb.4 gibt einen Hinweis auf den Abstand, der zu überbrücken ist. 
Bei etwa 30% Flächen- und 20% Bevölkerungsanteil belief sich die Wirt- 
schaftsleistung Ostdeutschlands 1991 auf 6,7% und 1992 auf 7,8% der ge- 
samtdeutschen Wirtschaftsleistung. In wirtschaftlicher Hinsicht hieße An- 
gleichung also, daß 20% der Bevölkerung bei vergleichbarer Sozialstruktur 
auch in etwa 20% des Bruttoinlandsprodukts erzeugen müßten und damit 
die West-Ost-Transfers überflüssig machten. 


1.Positive Faktoren 

a) Beiträge des Westens: Ausdehnung des »bewährten« westdeutschen Sy- 
stems wirtschaftlicher, rechtlicher und administrativer Institutionen; Einbe- 
zıehung der ehem. DDR in den Geltungsbereich des bundesrepublikani- 
schen Rechts per Einigungsvertrag, mit wenigen Übergangsregelungen. 
Angezielt wurden damit:die Herstellung von Rechtssicherheit und von be- 
rechenbar funktionierenden, administrativen Strukturen ım staatlichen Be- 
reich; die Privatisierung der staatseigenen Wirtschaftsbetriebe durch die 
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Fläche 
ı 30% 


Bevölkerung 
20% 


BIP 
7,8% 


Anteile der neuen Länder feinschl. Berlin Ost) 
an Deutschland 


Einrichtung einer staatlich organisierten und finanzierten, aber mit Spitzen- 
kräften der Privatwirtschaft (als »know-how«-Importeure) besetzten Super- 
behörde, der Treuhandanstalt. Freisetzung der selbstregulativen Markt- 
kräfte; Infrastruktursanierung und -aufbau im öffentlichen Sektor (Verkehr 
und Kommunikation). Soziale »Abfederung« dieser Umbrüche durch die 
sozialstaatlichen Institutionen, insbesondere die Bundesanstalt für Arbeit. 
Längerfristig wirksam ist die Reform der Bildungseinrichtungen. 
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b) Ressourcen aus ehem. DDR: Fachlich gut qualifizierte Arbeitskräfte, 
traditionelle Industrie»kultur«, geographisch tendenziell günstige Lage in 
Mitteleuropa. 

c) Im Zusammentreffen von Westresourcen und Ostmanpower ergeben 
sich für einen Teil der Ostdeutschen erhebliche Aufstiegschancen, nicht 
nur im wirtschaftlichen, sondern auch im politischen und im Verwaltungs- 
bereich. Die Darstellung und Wahrnehmung von Aufwärtsmobilität müßte 
als eine Art Antidepressivum wirken. 


2. Ambivalente Faktoren: 

a) Rich uncle solution: Im Vergleich zu den Transformationsprozessen in 
Polen, Ungarn usw. soll der ostdeutsche durch viel Geld und Unterstützung 
aus dem Westen erleichtert werden. Im Osten wird derselbe Vorgang je- 
doch vielfach als »Kolonialisierung«® gelesen und er kann eher Abhängig- 
keit als Vertrauen auf die eigene Leistung erzeugen. Problem»lösungen«, 
die unter ganz anderen Bedingungen entwickelt wurden, sollen aus dem 
Westen fertig importiert werden (vgl. detaillierter Lehmbruch 1993). Im 
Ergebnis werden viele Probleme einfach dadurch bearbeitet, daß man or- 
dentlich Geld auf sie wirft. Sie werden dadurch aber nicht gelöst (z.B. ent- 
spannt der massenhaft vorgezogene Ruhestand, der die Kassen der Bun- 
desanstalt für Arbeit außerordentlich belastet, zwar momentan den Ar- 
beitsmarkts, aber trägt auf die Dauer nur negativ zur erforderlichen Steige- 
rung der Wirtschaftsleistung ın Ostdeutschland bei, weil das Erwerbstätig- 
keitsvolumen verringert und die »Rentnerlastquote« erhöht wird). 

b) Die östlichen Ambitionen, die Errungenschaften des Westens für sich 
selbst zu realisieren, wirken positiv im Sinne von Anreizen, negativ inso- 
weit falsche Vorstellungen von der Funktionsweise des westdeutschen Sy- 
stems zu Fehlsteuerungen (der Individualfall heißt Krause) führen oder in- 
soweit bereits als solche erkannte, institutionelle Fehlentwickiungen wie- 
derholt werden, nicht zuletzt dank der strategischen Interventionen von 
seiten westdeutscher Interessenten (vgl. Lehmbruch 1993, insbesondere 
3.32f. zum Gesundheitssystem, zur Organisation der Soziaiversicherung 
und zur Rundfunkpolitik). 

c) Ambivalent sind sicher nach wie vor die Auswirkungen der (in der DDR 
mit der Währungsunion verordneten) Schocktherapie, die nach ihren Be- 
fürwortern zu einer Anpassungsbeschleunigung führen soll, tatsächlich 
aber verbreitet ein »sozialstrukturelles Orientierungsvakuum« (P.A. 
Berger, in diesem Heft) hervorgebracht hat. 


9 Vgl. die von P.A. Berger (in diesem Heft) zitierten Umfrageergebnisse. 
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3. Negative Faktoren: 

a) Die von 40 Jahren DDR geprägte Wirtschaftsgesinnung (Arbeitsmoral, 
Leistungbereitschaft, Initiative, Innovationsfreudigkeit, Risikoverhalten) ist 
für den Aufbau einer auf dem Weltmarkt konkurrenzfähigen, von der pri- 
vatisierten Industrie getragenen Wirtschaft dysfunktional. Diese typische 
Wirtschaftsgesinnung hatte ihre eigene Rationalität unter DDR-Bedingun- 
gen, konfligiert aber mit den neuen Anforderungen: »Allenthalben sitzen 
die Leute in ihren Betrieben herum und warten, daß sie entlassen werden, 
lautet die Klage der Geschäftsführer und der westdeutschen Qualifizierer. 
Sıe fordern Eigeninitiative und Flexibilität ein und damit eine unbequeme 
Lebensführung, von der im Sozialismus die meisten zumindest keine Vor- 
teile gehabt hätten. Das stationäre Muster des eigenen Lebens, an das man 
sich gewöhnen mußte, barg für den Werktätigen auf Dauer die größte Ra- 
tionalität des Verhaltens... Nun plötzlich alles anders machen zu sollen, er- 
scheint plausibel nur dann, wenn man bereits vorher weiß, daß der Streß 
sich auch lohnen wird. Da hierfür aber niemand die Garantie übernimmt 
und sich schon im mittleren Lebensalter die Zeit der Marktchancen ver- 
knappt, wäre es unvernünftig, statt auf Versorgung über Verhandlungen 
nun plötzlich auf die eigene Kraft zu vertrauen.« (Neckel 1992, S.675) 

b) Analoges gilt für das typische administrative Verhalten: Im Westen 
werden die klassischen bürokratischen Tugenden der Regelbindung, der 
rechtlichen Überprüfbarkeit, damit Berechenbarkeit von Verwaltungsent- 
scheidungen betont, im Osten besteht und hält sich in vieler Hinsicht die 
Tradition der ad hoc am Einzelfall und an Bedürfnissen orientierten Ent- 
scheidung. Die öffentlichen Verwaltungen schaffen so nicht gerade das für 
den Aufbau einer kapitalistischen Ökonomie günstigste Umfeld. 

c) Sonstige Altlasten (Eigentumsfragen, Umweltschäden, Altschulden) be- 
hindern und verzögern die für den Neuaufbau erforderlichen Investitionen. 
Unter die Altlasten kann man auch die politischen Belastungen rechnen, 
die viele Entscheidungsträger der ehem. DDR von deshalb nur schwer mit 
qualifizierten Ostdeutschen besetzbaren, politischen oder administrativen 
Stellungen ausschließen. 

Die Tatsache, daß die Abarbeitung dieser Probleme viel Zeit erfordert, 
führt zur Verstärkung eines weiteren, schr wichtigen Negativfaktors: 

d) Für den Neuaufbau wesentliche Arbeitskraftpotentiale gehen im Osten 
laufend verloren (durch Abwanderung, Demotivierung, Ent- oder Fehl- 
qualifizierung), je mehr, je länger die desolate Lage auf dem Arbeitsmarkt 


10 Die Wanderungsverluste beliefen sich 1989-91 im Saldo auf 912 Tsd. Personen; 1990 im 
Vergleich zu 1988 betrug der Bevölkerungsverlust insgesamt 647 Tsd., davon 286 Tsd. 
(=44%) in der Altersgruppe zwischen 18-25 Jahren (Statist.Bundesamt 1992, 5.26, 30). 
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andauert und je deutlicher wird, daß die erhoffte Angleichung an den We- 
sten nur »in the long run« möglich sein kann. 

Die negativen Selektionseffekte auf dem Arbeitsmarkt können ihrerseits 
das bekannte Problem verstärken: 

e) Ein noch sehr fragiles demokratisches Politikverhalten verliert wichtige 
Träger; autoritäre Gesinnung, Rechtsextremismus und Ausländerfeindlich- 
keit bauen neue Abgrenzungen auf, wo Vermischungen und Synergieef- 
fekte gefragt wären. 

Schließlich fehlen mit der »bürgerlichen« Kultur 

f) unternehmerische Eliten (und es besteht eine deutliche Aversion gegen 
importierte Westeliten). Die Selbsteinstufungen der Östdeutschen im ge- 
samtdeutschen Schichtungsgefüge (Nol/Schuster 1992, S. 216f.) Könnte 
man subaltern nennen. 

Mit Blick auf die vier letztgenannten Faktoren kann man, Wiesenthal 
(1993, S.6, 18) folgend, sowohl ein endogenes »Akteursdefizit« als auch 
den »Übergang der Handlungskompetenz an externe Akteure« beobachten. 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die für die Wirtschaftsentwicklung wohl 
entscheidende Frage: 

g) Was sollen die von den »Fesseln der Planwirtschaft« befreiten, privati- 
sierten und neugegründeten, mit »olympiareifen Kernbelegschaften« be- 
stückten Betriebe in den neuen Bundesländern eigentlich produzieren, 
selbst wenn einmal alle Investitionshemmnisse abgebaut, alle Umqualifi- 
kationen vorgenommen, alle Privatisierungen gelaufen sind und sich sogar 
eigengewachsene Unternehmereliten eingefunden haben? Man kann darauf 
eigentlich nur antworten: Der Markt muß es und - in der optimistischen 
Variante - wird es schon richten. 

Aber es ist relativ unwahrscheinlich, daß die Marktimpulse in Richtung er- 
neut gesteigerter industrieller Produktion führen. Aus der Beobachtung der 
längerfristigen, globalen Wirtschaftsentwicklung und des damit einherge- 
henden Strukturwandels ergibt sich vielmehr die These: Die Entwicklung 
des gesamtdeutschen Industriepotentials wird bestenfalls nach dem Muster 
eines O-Summen-Spiels verlaufen. Beschäftigungsschrumpfung in der In 
dustrie und Umstrukturierung stehen nicht nur aus Gründen der gegenwär- 
tigen Rezession, sondern wegen der im Trend absehbaren weltwirtschaftli- 
chen Konstellation an. Für das 0-Summenspiel um das Industriepotential 
gilt: Was der Osten gewinnt, verliert der Westen und umgekehrt. 

Beide deutsche Staaten waren vergleichsweise überindusirialisiert, die 
DDR noch mehr als die Alt-BRD. Beiden standen zum Vereinigungszeit- 
punkt und stehen heute noch strukturelle Anpassungen in Richtung Ter- 
tiarisierung bevor, die mit erheblichen Beschäftigungsproblemen verbun- 
den sind. Als herausragendes Beispiel für die Notwendiskeit, aber auch die 
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Verschlungenheit struktureller Anpassungen hat das »Flaggschiff« der 
westdeutschen Industrie, die Automobilbranche, zwar in den letzten zehn 
Jahren gegen den europäischen Trend, aber zu Lasten der europäischen 
Konkurrenten noch Beschäftigungszuwächse verzeichnet. Es war jedoch 
schon lange klar, daß auf dem Automobilsektor der Verdrängungskampf 
unter anderm zum Aufbau von Überkapazitäten geführt hat, die irgend- 
wann einmal abgebaut werden müssen. Die Frage war nur: Wer ist wann 
zuerst dran? Die Frage stellt sich jedoch, bei wachsender Produktivität und 
wachsenden Produktionskapazitäten in neuen weltwirtschaftlichen Wachs- 
tumsregionen, nicht nur für die Automobilbranche, sondern für fast alle 
klassischen Industriebereiche. Für die in diesem Strukturwandel jeweils 
verbleibende Industrie (aber auch gesamtwirtschaftlich) in Deutschland 
gilt: In einer Hochlohnökonomie!! verbietet es sich, daß man konkurrenz- 
fähig dieselben Dinge produziert, die man in Taiwan, Singapur oder Süd- 
korea, aber vielleicht demnächst auch in Polen, Ungarn oder Tschechien 
aufgrund der dortigen Lohnniveaus erheblich billiger produzieren kann. 
Man kann einzelne Märkte und Branchen mittels Subventionen stützen und 
gegen Konkurrenz abschotten (und damit vielleicht für Teile der Industrie 
wiederholen, was seit Jahrzehnten in Bergbau und Landwirtschaft prakti- 
ziert wird), aber man kann sich das - genauso wie einigermaßen komfortab- 
le soziale Sicherungssysteme - auf Dauer nur leisten, wenn ein Hochlei- 
stungssegment der Wirtschaft!? die nötigen Ressourcen durch Export- und 
Weltmarktkonkurrenzfähigkeiten einspielt. Angesichts der Tatsache, daß 
weder die ehem. DDR noch die Alt-BRD mit Naturreichtümern oder son- 
stigen, besonders günstigen materiellen Produktionsbedingungen gesegnet 
waren und sind, geht es, abgesehen von aufgrund ihrer regionalen Standort- 
vorteile unbedrohten Vor-Ort-Produktionen, für die verbleibende Industrie 
darum, mit technologisch avancierten, innovativen Produkten die Vorteile, 
di die Bundesrepublik hat, auszunutzen (und nicht - wie z.Z. in Östdeutsch- 
land - weitgehend zu verspielen). Diese Vorteile bestehen vor allem und 
einfach aus qualifizierten, motivierten Arbeitskräfte in einem die Wirt- 
schaftsleistung begünstigenden, sozialen und pelitischen Umfeld. 

Diese Vorteile hängen nicht zuletzt mit der Funktionsfähigkeit des sozialen 
Sicherungssystems zusammen, die durch die Instrumentalisierung der So- 
zialversicherungen im Einigungsprozeß jedoch beeinträchtigt wird. Am 


il Es gibt natürlich auch die Alternative, die z.Z. in Großbritannien versucht wird: Durch 
Anpassung der Löhne nach unten die Konkurrenzfähigkeit mit den neuen Industrieländern 
wiederzugewinnen. Selbst abgesehen von dem klassenmäßigen Bias in der Lastenvertei- 
lung sieht diese Option bisher überhaupt nicht vielversprechend aus. 

12 Das es sich dabei nicht unbedingt um Industrie (jedenfalls im herkömmlichen Sinne) han- 
deln muß, zeigt das Beispiel Hollywoods, oder der Unterhaltungsbranche insgesamt, in 
den USA. 
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krassesten findet diese Instrumentalisierung bei der Arbeitslosenversiche- 
rung statt. Die folgende Tabelle zeigt, daß der Anteil der gesamten staatli- 
chen sozialen Leistungen an private Haushalte in den neuen Ländern ziem- 
lich genau proportional dem Anteil dieser Haushalte ist, daß aber die Lei- 
stungen der Arbeitslosenversicherung (jedoch nicht die der vom Bund be- 
zahlten Arbeitslosenhilfe!) weit überproportional (auch im Verhältnis zu 
den Arbeitslosenzahlen) nach Ostdeutschland fließen. 


Soziale Leistungen an private Haushalte 
Anteil der neuen Länder und Berlin Öst an Deutschland in % 
(Quelle: Essig et al. 1993, S.171) 


1991 1992 

Soziale Leistungen an private Haushalte 16,7 20,7 
Renten 13,5 16,5 
Leistungen der Arbeitslosenversicherung 44,5 49,5 
Arbeitslosengeld 33,0 374 
Kurzarbeitergeld 95,4 73,6 
Sonstige Leistungen der ALV 33,0 57,5 
Arbeitslosenhilfe 4,5 15,5 
Geldleistungen der Krankenversicherung 10,0 142 
Gesetzliches Kindergeld 16,3 17,0 
Erziehungsgeld 22,0 18,4 
Wohngeld 22 32,4 


Die eingeschlagene wirtschaftspolitische »Wachstumsstrategie« (vgl. SVR 
1992, S.182ff.) könnte zwar vielleicht sogar in einem Austeritätsklima Er- 
folg versprechen, aber nur, wenn dabei nicht auch noch im Westen die im- 
pliziten Kontrakte und Reziprozitätsnormen verletzt werden, auf denen 
motivatıonal die Leistungsbereitschaft der Wirtschaftsakteure (und das sind 
zu 90% abhängig Beschäftigte) aufruht.!3 Zu diesen impliziten Kontrakten 
und Reziprozitätsnormen gehört im Westen auf jeden Fall der Konsens 
darüher, daß es effektive und effiziente soziale Sicherungssysteme geben 
muß. Sie werden von den Beitragszahlern und Leistungsempfängern unter 
der Norm einer (wenngleich teilweise imaginären) Äquivalenz von Lei- 
stung und Gegenleistung beobachtet. Die Verletzung solcher Normen, das 


13 Man muß wohl davon ausgehen, daß sich neue Reziprozitäten in den neuen Bun- 
desländern bisher noch nicht eingespielt haben, die Chancen dafür allerdings auch eher 
gering waren. Nicht eingehaltene Versprechen und damit verbundene Enttäuschungen 
dienen nicht der erforderlichen Stabilisierung von wechselseitigen Erwartungen. Die 
Nichteinhaltung des Tarifvertrags in der Metallindustrie von seiten der Unternehmer ist in 
dieser Hinsicht nur das letzte Glied einer offenbar wachstumsfreudigen Kette. 
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Brechen eines stillschweigenden Konsenses über das, was die Gleichwer- 
tigkeit von Leistung und Gegenleistung allgemein im Arbeitsleben aus- 
macht, hat erhebliche Folgen. Illustrieren läßt sich dieser Zusammenhang 
mit Hilfe des im Realsozialismus entstandenen Witzes, der eine letztlich 
verheerende Arbeitseinstellung charakterisiert und begründet: »Der Staat 
tut so, als würde er uns bezahlen, wir tun so, als würden wir arbeiten«. Der 
Realsozialismus ist nicht zuletzt an der damit ausgedrückten Trotzeinstel- 
lung zugrundegegangen (vgl. Ganßmann 1993), die den äußerlich gelunge- 
nen Aufbau sozialer Fiktionen durch Passivität unterläuft. Was wäre, wenn 
sich zu dieser im Realsozialismus verbreiteten Attitüde ein realkapitalisti- 
sches Äquivalent aufbaut, wenn also der offizielle politische Diskurs mit 
seinem Dauerverweis auf schwer ablehnbare Normen wie »(nationale) So- 
lidarität«, »Teilen«, »Gerechtigkeit« auf - als ungerecht empfundenen - Zu- 
mutungen besteht, die von den Betroffenen wegen mangelnder Artikula- 
tionschancen nicht öffentlich zurückgewiesen, sondern nur stillschweigend 
unterlaufen werden können? 

Derlei Vorgänge sind empirisch schwer dingfest zu machen. Für die Beur- 
teilung der Angleichungschancen, um die es hier geht, ist aber vielleicht 
schon genug gesagt, wenn man sich - last not least - einfach vor Augen 
führt, daß selbst im Jahre 3 nach der Einigung die Anstrengungen zum 
Um- und Aufbau der Wirtschaft ın den neuen Bundesländern vom Niveau 
her immer noch nicht den Anforderungen entsprechen, die gestellt sind, 
wenn sich der Abstand zwischen West und Ost in relevanten Zeiträumen 
verringern soll. Zwar sind die Investitionen, insbesondere die öffentlichen 
Bauinvestitionen, in den ostdeutschen Ländern beträchtlich gesteigert wor- 
den, aber die Anlageinvestitionen (das sind Bau- und Ausrüstungsinvesti- 
tionen zusammengenommen) je Erwerbstätigen lagen auch 1992 noch bei 
nur 84,8% des westdeutschen Niveaus (Essig et al., 1993, S.171), das ın 
diesem Jahr nicht gerade hoch war. Damit die ostdeutschen Länder ans 
»Einholen und Überholen« gehen könnten, müßte das dortige Investitions- 
niveau, vor allem auch jenseits der Baubranche, das westdeutsche übertref- 
fen. Mit der eingetroffenen Rezession im Westen mußte jedoch die Hoff- 
nung, daß sich diese Anstrengungen, soweit sie vom Westen ausgehen, 
noch steigern könnten, korrigiert werden. 


IV. 


Zusammenfassend ergibt sich erstens, daß die Hoffnungen auf ein schnel- 
les und zielgenaues Durchlaufen der DDR->BRD-Traverse, soweit es nicht 
nur um die Übertragung von Institutionen, sondern um die realen Lebens- 
und wirtschaftlichen Verhältnisse geht, bereits enttäuscht sind. Zweitens 
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werden auch die Hoffnungen auf eine zeitlich hinausgeschobene Anglei- 
chung wahrscheinlich nicht oder allenfalls partiell erfüllt werden. Wenn es 
denn doch eine Angleichung geben sollte, dann auf einem für die West- 
deutschen abgesunkenen Niveau. 

Katastrophenszenarios, sowohl für den Westen als auch gesamtdeutsch, 
sind trotzdem eher unangebracht. Wieviel geht schief, wenn es mit der An- 
gleichung schiefgeht? Einerseits besteht das langwierige Problem, wieweit 
sich die auf dem Arbeitsmarkt überflüssig Gemachten mit ihrem staatlich 
alimentierten, erzwungenen, aber zur Zeit und zum Teil noch kaschierten 
Rentnerdasein abfinden. Andererseits kann man in einer distanzierten Ma- 
kroperspektive daran festhalten, daß andere Länder mit stabilen, regionalen 
Disparitäten umgehen können, genauso wie man mit einem niedrigeren 
Wohlstandsniveau und einer schwächeren Weltmarktposition leben kann. 
Dafür kann es so gute Gründe geben, daß sich sogar die Deutschen mit ei- 
ner andern Rolle als der der Wirtschaftswunderkinder abfinden könnten. 
Umgekehrt können sich die Anpassungsprobleme an neue Bedingungen 
gewaltig steigern, wenn man sich weigert, diese Bedingungen beizeiten zur 
Kenntnis zu nehmen. Sie verschlechtern sich dann. 

Insbesondere im Hinblick auf die sozialen Sicherungssysteme der alten 
Bundesrepublik besteht das Risiko, daß ihre Nutzung als Krücken des Ei- 
nigungsprozesses zu Erosionstendenzen führt. Wenn die Sozialversiche- 
rungen wie bisher mit versicherungsfremden Leistungen überlastet, die 
Beiträge erhöht, zugleich aber die erwarteten Nutzen für die Beitragszahler 
drastisch gesenkt werden, droht vor allem die als normative Grundlage des 
Systems dienende Versicherungsidee Schaden zu nehmen. Einerseits kann 
das von seiten der Beitragszahler zu Ausgrenzungsbestrebungen gegenüber 
denjenigen führen, die eine als illegitim wahrgenommene Aufnahme in das 
System gefunden haben. Der Spielraum für solche Ausgrenzungsbestre- 
bungen ist jedoch bei der gegebenen Organisationsform des Sozialstaats in 
der Bundesrepublik gering. Andererseits dürften, wie es sich in den Kran- 
kenversicherungen schon verstärkt abzeichnet, Ausscheroptionen vermehrt 
gesucht und genutzt werden.. Damit könnte vor dem Hintergrund wachsen- 
der Verschuldung und leerer Staatskassen die schon längst präsentierte, 
konservative Option zum Zuge kommen, wonach die relativ zugangsoffe- 
nen sozialstaatlichen Sicherungssysteme soweit wie möglich zu ersetzen 
sind durch eine Kombination von staatlich gewährter, bedürfnisorientierter 
(und nur nach Bedürftigkeitsprüfung bewilligter) Minimalversorgung (nach 
dem Muster der Sozialhilfe) und privatwirtschaftlich organisierten Versi- 
cherungen. Die besser Betuchten verlassen die sozialstaatlich administrier- 
te Risikogemeinschaft, weil diese einen überproportionalen Teil der Eini- 
gungskosten zu tragen hat und deshalb die Mitgliedschaft zunehmend unat- 


Einigung als Angleichung? 203 


traktiv wird. Eine derartige Erosion der sozialstaatlichen Säule des »Mo- 
dells Deutschland« bedeutete in der Tat, daß sich das sozioökonomische 
Zaelsystem, auf das hin sich die ehemalige DDR beim Start des Einigungs- 
prozesses entwickeln sollte, im Zuge dieses Prozesses kräftig in Richtung 
»mehr Markt« und weg von sozialpolitisch gestütztem Interessenabgleich 
verändert hätte. Mit der dauerhaften Ost-West-Disparität wäre ein solches 
System jedenfalls besser verträglich als das alte. 
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Sozialstrukturelle Umbruchsdynamiken 
Anpassungen und dynamische Differenzierungen in Ostdeutschland 


Für die Bevölkerung der einstigen DDR glich die überwiegend als »Kolo- 
nialisierung« empfundene,! gleichwohl von der Mehrheit gewollte »Ein- 
verleibung« (Mayer 1991) in die Altbundesrepublik einem Schock, der bis 
heute nachwirkt: Nach neueren Schätzungen sind von mehr als 9 Mio. Ar- 
beitsplätzen bis zum Winter 1992 fast 4 Mio., also rund zwei Fünftel, ver- 
lorengegangen. Die Landwirtschaft war dabei mit einem fast 70-prozenti- 
gen Arbeitsplatzverlust am stärksten betroffen, gefolgt von Industrie und 
Baugewerbe mit mehr als 50%, Handel und Verkehr mit etwa 26% und 
dem Bereich »Dienstleistungen und Staat«, in dem gut eine halbe Millio- 
nen Arbeitsplätze (=knapp 20%) abgebaut wurden. 

Das hatte zur Folge, daß beispielsweise im Sommer 1992 von den etwa 8,5 
Mio. »erwerbswilligen« Männern und Frauen in den Fünf Neuen Ländern 
mehr als ein Drittel, also beinahe 3 Mio. Menschen, keinen Arbeitsplatz 
hatten: Davon ist etwa eine halbe Millionen vorzeitig in Rente gegangen, 
beinahe ebenso viele haben, zumindest vorübergehend, eine Arbeit in den 
westlichen Bundesländern gefunden. Knapp 300.000 Menschen waren in 
Form von Kurzarbeit wenigstens noch teilweise in das Erwerbsleben inte- 
griert, rund 320.000 befanden sich in Umschulungs- und Fortbildungsmaß- 
nahmen, und 1,3-1,5 Millionen sind als Arbeitslose registriert. 

Diese Zahlen sind mehr oder weniger bekannt, und ihre jeweils aktuelle 
Fassung kann der Tagespresse entnommen werden. Sie geben einen ersten, 
groben Eindruck vom Ausmaß der Umstrukturierungen, dem das Erwerbs- 
und Berufssystem in der einstigen DDR seit der Wende ausgesetzt war und 
belegen zugleich die Radikalität und die Geschwindigkeit dieses Struktur- 


1 Nach einer Umfrage vom November 1992 (Emnid-Institut 1993, Tab. 17) stimmen 32% 
der Ostdeutschen der Meinung »Die Westdeutschen haben die ehemalige DDR im Kolo- 
mialstil erobert« »Voll und ganz«, 28% »Ziemlich« und weitere 21% »Etwas« zu, so daß 
der Begriff der Kolonialisierung« zumindest der Selbstwahrnehmung der Betroffenen 
weitgehend entspricht. 
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wandels, zu dem sich zumindest in der deutschen Nachkriegsgeschichte 
keine Parallelen finden. Allerdings werden die notwendigen Anpassungen 
an das neue Wirtschafts- und Gesellschaftssystem im Moment durch viel- 
fältige arbeitsmarktpolitische Instrumente, wie z.B. Umschulungen, ABM- 
Maßnahmen, Kurzarbeit, Vorruhestandsregelungen u.a.m., noch aufgestaut 
und verzögert. Es dürften daher noch einige Jahre vergehen, bis das ganze 
Ausmaß der mit der deutschen Vereinigung verbundenen Fluktuationen 
und biographischen Diskontinuitäten sichtbar wird.? Trotzdem lassen sich 
schon einige Besonderheiten dieses sozialstrukturellen Umbruchs von einer 
staatssozialistischen Planwirtschaft in eine kapitalistische Marktgesell- 
schaft herausarbeiten. 

Wegen des ungewöhnlichen Tempos, in dem sich die sozialstrukturelle 
Transformation vollzog und noch vollzieht, sind die davon ausgelösten 
Mobilitätsströme in den Fünf Neuen Ländern zunächst nicht über den an- 
sonsten die langfristige Abstimmung von gesellschaftlichem Bedarf und 
individuellem Angebot (etwa an Arbeitskraft und Qualifikationen) regulie- 
renden Mechanismus der intergenerationellen Mobilität vermittelt, der in 
»normalen Zeiten« für die schrittweise Eingliederung nachwachsender Ge- 
nerationen in sich allmählich wandelnde Berufsstrukturen sorgt. Vielmehr 
erfassen sie als intragenerationelle Mobilität fast die gesamte Bevölkerung 
eines - ehemaligen - Staatsgebietes in einer sehr kurzen Zeitperiode gleich- 
zeitig und erscheinen deshalb als biographische Zäsuren und Brüche, die 
ohne lange Vorbereitungszeiten zu verarbeiten sind. 

Für viele, wenn nicht gar für die Mehrheit der »Neubundesbürger« bedeu- 
tet die Vereinigung dabei den Verlust ihrer vertrauten Arbeitssituation: 
durch einschneidende Umgestaltungen ihres bisherigen Arbeitsplatzes oder 
durch einen Arbeitsplatzwechsel, der häufig von einer Arbeitslosigkeits- 
phase eingeleitet wird. Dies ist meist gleichbedeutend mit dem zeitweisen 
oder endgültigen Abschied von der zu DDR-Zeiten oftmals sehr viel »inni- 
geren« Einbettung in den Kreis von Arbeitskollegen und in informelle 
(Naturaltausch- und Kontakt-)Netzwerke (vgl. z.B. Kern/Land 1991). Das 
zwingt Männer und Frauen zu erheblichen Umgestaliungen in ihrer alltäg- 


2 Zusätzliche Statusunsicherheiten entstehen dabei daraus, daß für viele Betroffene genauso 
wie für die Politik und die Sozialwissenschaften oftmals unklar ist, ob es sich um einen 
»echten«, auf Dauer gesicherten Arbeitsplatz, um »verdeckte« oder noch aufgeschobene 
Arbeitslosigkeit oder ein zeitlich befristetes Transitorium mit ungewissem Ausgang han- 
delt: Fast 60% der in Ostdeutschland im November 1992 Arbeitslosen bzw. in ABM- 
Maßnahmen Beschäftigten gehen davon aus, daß ihre Chance, einen festen Arbeitsplatz 
zu finden, »völlig unsicher« oder »kaum vorhanden« ist (Westdeutschland: 32%). Und ein 
Drittel der zu diesem Zeitpunkt Voll- oder Teilzeitbeschäftigten vermutet, daß ihr gegen- 
wärtiger Arbeitsplatz »ziemlich« oder »völlig« unsicher ist (Westen: 8%; Emnid-Institut 
1993, Tab. 62, Tab. 63). 
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lichen Lebensführung, während sich gleichzeitig auch noch die strukturel- 
len Rahmenbedingungen, die ja in »normalen« Zeiten Garanten der Stabili- 
tät und Erwartungssicherheit sind, einschneidend verändern. 

Genau in dieser gesteigerten individuellen Beweglichkeit in selbst in Bewe- 
gung geratenen Verhältnissen und in der ungewöhnlichen Geschwindigkeit, 
mit der sich all dies vollzog und noch vollzieht, liegen aber die Besonder- 
heiten dieses Transformationsprozesses von einer staatssozialistischen in 
eine demokratisch-kapitalistische Gesellschaftsform. Er stellt sich daher 
nicht nur in einem eher abstrakten Sinne als »Sturz in die Moderne« (Wie- 
senthal 1992; vgl. Hanf 1991; Offe 1991a), sondern sehr viel konkreter vor 
allem auch als Übergang zwischen unterschiedlichen Mobilitäts- und Le- 
benslaufregimen dar (vgl. Berger 1991; Huinink 1992). 

Denn innerhalb des in der ehemaligen DDR weitgehend durchregulierten 
und politisch kontrollierten Musters von Ausbildungs- und Berufskarrieren 
galt - zugespitzt formuliert - anscheinend über weite Strecken eine soziale 
Logik der hinreichenden Bedingungen, nach der im Bildungssystem und/ 
oder in Fort- und Weiterbildung erworbene Qualifikationen ın aller Regel 
auch einen entsprechenden Arbeitsplatz garantierten (vgl. z.B. Adler 1992; 
Engler 1992, S. 88ff.). Die damit verknüpften Zukunftsplanungen und Bio- 
graphieentwürfe sehen sich nun aber einer westlich-kapitalistischen Bil- 
dungs- und Arbeitsmarktlogik der nur mehr notwendigen Voraussetzungen 
ausgesetzt, in der erworbenes Bildungs- bzw. Humankapital zwar mög- 
licherweise in beruflichen Aufstieg umgemünzt werden oder wenigstens 
vor Statusverlust schützen kann, Gewinne aus solchen individuellen Hu- 
mankapitalinvestitionen aber keineswegs einfach kalkulierbar oder gar ge- 
sichert sind. 

Die Konsequenzen einer mit dem Muster hinreichender Voraussetzungen 
verknüpften, »überaus großen Wertschätzung lebensgeschichtlicher Sicher- 
heit«, die sich in einer ehemals auf »sozialistische« Ideale verpflichteten 
Gesellschaft noch heute auf das Negativbild einer zu überwindenden »Un- 
sicherheit im proletarischen Lebensschicksal« bezieht, beschreibt z.B. Sig- 
hard Neckel (1992, S. 675): 

»Allenthalben sitzen die Leute in ihren Betrieben herum und warten, bis sie entlassen werden, 
lautet die Klage der Geschäftsführer und westlichen Qualifizierer. Sie fordern Eigeninitiative 
und Flexibilität ein und damit eine unbequeme Lebensführung, von der im Sozialismus die 
meisten zumindest keine Vorteile gehabt hätten. Das stationäre Muster des eigenen Lebens, an 
das man sich gewöhnen mußte, barg für den Werktätigen auf Dauer die größte Rationalität des 
Verhaltens. In der Planwirtschaft war die Arbeitskraft ein fixes und kein variables Kapital. 
Nun plötzlich alles anders machen zu solien, erscheint plausibel nur dann, wenn man bereits 
vorher weiß, daß der Streß sich auch lohnen wird. Da hierfür aber niemand Garantie über- 
nimmt und sich schon im mittleren Lebensalter die Zeit der Marktchancen verknappt, wäre es 


unvernünftig, statt auf Versorgung über Verhandlungen nun plötzlich auf die eigene Kraft zu 
vertrauen.« 
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Ein kollektivistisches Lebenslaufregime, das bestrebt war, Bildungs- und 
Berufswege strikt zu regulieren, die Menschen in eine überschau- und vor 
allem kontrollierbare Anzahl von Lebensbahnen zu lenken (vgl. Hanf 
1992, S. 70), und das in dem Maße, in dem dies gelang, auch Statussicher- 
heit erzeugte, wird nun abgelöst durch ein individualistisches Muster, das 
die Entscheidung für oder gegen bestimmte Karrierebahnen und Biogra- 
phiemodelle unmittelbar den Individuen überantwortet, ihnen vielfältige 
Optionen und Wahlmöglichkeiten eröffnet, Fehlschläge und das Scheitern 
von Lebensplänen allerdings ebenfalls direkt und im historischen Verlauf 
immer mehr individuellen Entscheidungen zurechnet (vgl. Beck 1986, S. 
205ff.). Kurz- und mittelfristige Statusunsicherheiten, Lebenslaufdiskonti- 
nuitäten, vielfältige Zwischenstadien, Umwege und Übergangsformen des 
»Noch-Nicht« oder »Nicht-Mehr« sind im Rahmen dieses flexibleren, 
westlich-kapitalistischen Mobilitäts- und Lebenslaufregimes zur Regel, 
Karrieren und die ihnen innewohnenden (Anschluß-JRisiken sind zur »uni- 
versellen Lebensform« (Luhmann 1989) geworden, an deren Unwägbarkei- 
ten sich die Lebensentwürfe von Männern und Frauen orientieren müssen. 

Diese unterschiedlichen Erfahrungen, die Menschen in der ehemaligen 
DDR und in der alten Bundesrepublik mit ihren jeweiligen Lebenslauf- und 
Mobilitätsregimen sammeln konnten, und die divergierenden Erwartungs- 
muster, die daraus entstanden sind, spiegeln sich noch Ende 1992 in deutli- 
chen Ost-West-Differenzen im Hinblick auf das »gewünschte sozioökono- 
mische System« wider: Mehr als zwei Drittel der Westbürger (aber nur 
42% der Ostdeutschen) finden ein »individualistisches« System, »in dem 
der einzelne die Chance hat, es weiter zu bringen als die meisten, aber auch 
das Risiko hat, hinter den meisten zurückzubleiben« besser, während in 
den Fünf Neuen Ländern 56% der Befragten (im Westen sind dies lediglich 
31%) ein »kollektivistischeres« System vorziehen würden, »wo kaum je- 
mand hoch hinauskommt oder ganz unten landet, sich das Lebens also in 
Sicherheit und geregelten Bahnen abspielt« (Emnid-Institut 1993, Tab. 47). 
Im Übergang von der einstigen DDR mit ihren ziemlich stabilen und bere- 
chenbaren Berufsiaufbahnen und Karrierewegen zu den trotz vieler sozial- 
und tarifrechtlicher Regelungen beweglicheren Verhältnissen einer »mobi- 
len Leistungsgesellschaft« (Zapf 1993, S. 36), in der die Marktgesetzmä- 
Bigkeiten insbesondere die abhängig Beschäftigten immer wieder zu indivi- 
duellen Anpassungsbewegungen zwingen, vollzieht sich mithin eine dop- 
pelte Beschleunigung: Es geht nicht nur um eine schnelle Einordnung in 
neue Verhältnisse, sondern zugleich um eine Anpassung an prinzipiell in- 
stabilere und weniger dauerhafte Beschäftigungsverhältnisse, also um das 
Einscheren in einen Arbeitsmarkt, der jedenfalls in Relation zu den alten 
DDR-Verhältnissen höhere Fluktuationsraten und Veränderungsgeschwin- 
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digkeiten aufweist.3 Zeitgleich mit diesem individuellen Überwechseln von 
einem »langsameren« in ein »schnelleres« Mobilitätsregime - ein Über- 
gang, der »normalerweise« mit Migration zwischen Nationalgesellschaften, 
also mit regionaler Mobilität, verknüpft ist und deshalb in der Regel mit 
längerdauernden Eingewöhnungsprozessen assoziiert wird -, wird aber die 
Positionsstruktur, die ansonsten in ihrer Konstanz meist auch dann Orien- 
tierungssicherheit anbietet, wenn die Menschen ihren Ort in ihr schnell ver- 
ändern, selbst variabel. 

Bildhaft ausgedrückt, gleicht dies einem kollektiven und sprunghaften Um- 
stieg vom Verkehrssystem »Eisenbahn« mit seinen vorgegebenen Strec- 
kenführungen und Fahrplänen in das System des »Autoverkehrs« mit sei- 
nen größeren individuellen Wahlmöglichkeiten im Hinblick auf Reiserou- 
ten und -geschwindigkeiten (vgl. Berger 1992a,b). Allerdings konnte dabei 
der Einstieg in den Autoverkehr nicht mit langsameren Fahrzeugen auf be- 
schaulichen Landstraßen und bei nur allmählich wachsender Verkehrs- 
dichte ausgiebig geübt werden, sondern die Menschen wurden unvermittelt 
mit PS-starken Rasern auf mehrspurigen Autobahnen, aber auch mit zäh- 
flüssigem »Stop-and-Go«-Verkehr und Staus konfrontiert. 

Darüber hinaus wurden noch während der Reise die Wegweiser ausge- 
wechselt, neue Straßen erbaut und alte Strecken versperrt: Eine Situation, 
die in mancher Hinsicht durchaus absurde Züge trägt, denn für nicht we- 
nige Reisende verschwinden nicht nur ihre bisherigen (Lebens-)Ziele von 
der Landkarte, sondern auch ihre Aufbruchsorte sind auf einmal viel weiter 
entfernt, als es zunächst schien, gehören sie doch, wie viele DDR-spezifi- 
sche Qualifikationen, einer anderen, untergegangenen Gesellschaft an, die 
bemerkenswert schnell »Geschichte« geworden ist, ohne jedoch ihre Be- 
deutung für die vielen einzelnen Lebensgeschichten ebenso schnell zu ver- 
lieren. 

Einige Konsequenzen dieses Umstiegs, der die Menschen wie die vonein- 
ander isolierten Autofahrer »eher vereinzelt als zusammenschließt« (Koch 
1992, S. 194), sollen in diesem Beitrag, der aus der Perspektive der Sozial- 
struktur-, Mobilitäts- und Lebenslaufforschung argumentiert, umrissen 
werden. Gestützt auf noch durchaus vorläufige, fremde und eigene For- 
schungsergebnisse, aber auch auf vielfältige Alltagsbeobachtungen, werden 
zunächst einige Tendenzen der Annäherung der ostdeutschen an die west- 
deutsche Sozialstruktur beschrieben. Dabei wird auch gezeigt, daß eine 


3 Nicht nur im Vergleich mit der einstigen DDR scheint das altbundesdeutsche Erwerbssy- 
stem durch eine höhere Fluktuation gekennzeichnet. Auch in historischer Perspektive las- 
sen sich Anzeichen dafür erkennen, daß die Erwerbsbiographien jüngerer Männer und 
Frauen unstetiger und vielfältiger geworden sind (vgl. Berger/Sopp 1992a; Berger/Sopp/ 
Steinmüller 1993). 
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Ost-West-Annäherung für den Osten gleichzeitig neue Differenzierungen 
mit sich bringt, die sich vor allem an der Geschlechterlinie festmachen. 
Dem folgen einige Hinweise auf Ost-West-Differenzen, die mit der Dyna- 
mik der Anpassungsprozesse selbst, also mit der unterschiedlichen Intensi- 
tät von Arbeitsmarktfluktuationen einerseits, mit der Häufung von Ab- 
stiegsprozessen in Ostdeutschland andererseits verknüpft werden können. 
Ein weiterer Argumentationsschritt wird dann allerdings davor warnen, 
schon jetzt, also noch mitten im Umbruchprozeß, die Bevölkerung der Fünf 
Neuen Länder in »Gewinner« und »Verlierer« zu sortieren: Gerade in sol- 
chen Phasen rapiden Strukturwandels müssen die ersten »Opfer« nicht 
immer auch Opfer bleiben, und keineswegs werden die »Letzten« durch- 
gängig die »Ersten« sein. 

Vor dem Hintergrund der Massenhaftigkeit und Geschwindigkeit von indi- 
viduellen Bewegungen in sich selbst schnell verändernden Strukturen wer- 
den schließlich noch einige Überlegungen zu den subjektiven Konsequen- 
zen, zu den Enttäuschungen und Verunsicherungen, die sich mit dem sozi- 
alstrukturellen Umbruch verbinden, angeboten. 


H. 


Um einen ersten Ost-West-Vergleich der Erwerbs- und Berufsstruktur so- 
wie der Fluktuationsmuster zu ermöglichen, wird hier auf der Datengrund- 
lage des sog. »Sozio-ökonomischen Panels«* trotz der denkbaren Proble- 
me, die sich mit der Konstruktion einer übergreifenden Klassifikation ver- 
binden, ein einheitliches Kategorienschema verwendet, das Stellungen im 
und zum Erwerbssystem und berufliche Stellungen kombiniert, so daß sich 
insgesamt neun Positionen ergeben: Selbständige, einschließlich Freie Be- 
rufe, Landwirte und Mitheifende Familienangehörige; Leitende und hoch- 
qualifizierte Angestellte; Beamte; Qualifizierte Angestelite; Ausführende 
Angestellte; Qualifizierte Arbeiter; An- und ungelernte Arbeiter; Arbeitslo- 
se und unregelmäßig Erwerbstätige; und schließlich: Nichterwerbstätige. 

Da hier nur Bewegungen innerhalb und um die »Kernstatusgruppe« von 
Arbeitsgesellschaften, die sich aus erwerbsfähigen und erwerbstätigen Er- 
wachsenen zusammensetzt (vgl. Bornschier 1991), interessieren, beschrän- 


4 Dieser Datensatz steht mir im Rahmen eines von der DFG finanzierten und von Ulrich 
Beck geleiteten Forschungsprojekts zur »Verzeitlichung sozialer Ungleichheit« zur Ver- 
fügung. Beschreibungen des SOEP (West und Ost) finden sich bei: Hanefeld 1987; Pro- 
jektgruppe »Das sozio-ökonomische Panel« 1990; Schupp/Wagner 1990, 1991; weitere 
Daten zur ostdeutschen Sozialstruktur sind z.B. enthalten in: Bender/Meyer 1992; Die- 
wald/Huinink 1992: Geißter 1992a,b; Glatzer/Noll (Hg.) 1992; Proiektgruppe »Das sozio- 
ökonomische Panel« (Hg.) 1991: Trappe/Solga 1992; Wagner et al. (Hg.) 1991; Winkler 
1990a,b. 
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ken sich die Analysen auf die Altersgruppe von 25 bis 55 Jahren, so daß 
insbesondere Übergänge aus dem Beschäftigungssystem in den Ruhestand 
nicht erfaßt werden (vgl. dazu z.B. Wolf 1991).5 In zeitlicher Hinsicht um- 
fassen die nach Geschlecht getrennten Teilstichproben für Ostdeutschland 
die Jahre 7990 und 1991, also die erste Phase des Übergangs von der 
Noch-DDR zu den Fünf Neuen Ländern - oder, wie Claus Offe dies in ei- 
nem Vortrag auf dem letzten Soziologentag und in ironischer Anspielung 
auf das internationale Geltungsbedürfnis der einstigen DDR genannt hat, 
das »GDR«, was auch heißen soll: das »Gebiet der deutschen Reichsbahn«. 
Für das »Gebiet der deutschen Bundesbahn«, also für die Alt-BRD, wurde 
mit den Jahren /988 und 1989 ein Zeitraum ausgewählt, der vor der Verei- 
nigung liegt und deshalb noch den »normalen« Gang der Dinge widerspie- 
gelt. 

Stellt man nun - im Rahmen der gewählten Kategorisierung - zunächst die 
Erwerbs- und Berufsstruktur west- und ostdeutscher Männer und Frauen 
einander gegenüber, läßt sich für die »alte« DDR (Frühjahr 1990) bzw. die 
»alte« BRD (1989) folgendes Bild zeichnen (vgl. Tab. 1): Kaum überra- 
schen dürfte, daß in der alten Bundesrepublik mehr gewerbliche und land- 
wirtschaftliche Selbständige bzw. Angehörige Freier Berufe zu registrieren 
sind. Und selbstverständlich fanden sich ın einer Gesellschaft, die diese 
spezifische Beschäftigungsform nicht kannte, auch keine »Beamten«. Al- 
lerdings ordnet sich in Relation zur Alt-BRD sowohl von den Männern wie 
auch von den Frauen in der damals Noch-DDR, also vor der Währungs- 
union, ein jeweils deutlich größerer Anteil jenen Berufspositionen zu, die 
man als leitende oder hochqualifizierte Angestelltenstellungen bezeichnen 
kann (DDR, Männer: 19,7%, Frauen: 18,9%, BRD, Männer: 15,2%, 
Frauen: 3,5%). Bei den Frauen gilt dies auch für qualifizierte Angestell- 
tentätigkeiten, denen sich in der Ex-DDR fast ein Drittel zurechnete, wäh- 
rend dies in den alten Bundesländern nur knapp 19% waren. 


5 In Ausbildung befindliche oder ihren Wehr- bzw. Ersatzdienst ableistende Personen wur- 
den ebenfalls nicht berücksichtigt. Für Westdeutschland werden auf der Grundlage eines 
Längsschnittdatensatzes nur zwischen 1933 und 1963 geborene Befragte mit einer deur- 
schen Staatsangehörigkeit miteinbezogen (N=3469; für eine Auswertung, die ausländi- 
sche Befragte in Westdeutschland mituntersucht, vgl. Berger/Sopp 1992b). Für Ost- 
deutschland umfaßt die hier untersuchte Population die zwischen 1935 und 1965 gebore- 
nen Männer und Frauen, wobei ein Längsschnittdatensatz aus der 1. und 2. Befragungs- 
weile des SOEP-Ost (N=2505) herangezogen wurde. In diesem Zusammenhang habe ich 
meinem Projektkollegen Peter Sopp herzlich zu danken, der die hier verwendeten Teilda- 
tensätze zusammengestellt und mitausgewertet hat. 
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Tab. 1: Erwerbs- und Berufsstruktur wesi- und ostdeutscher Männer und Frauen 
im Alter von 25 bis 55 Jahren 


_ TMÄNNER 7 
LI Stellung|BRDS9_ _|DDR 50 „a8 ss _|mr91 
ISelbst. Freie Ber.Landw. | 21 261 
Leit. ‚hochqual. Angestelite 18,94 12,21 
Beamte 0,90 0,51 
Qualifizierte Angestellte 31,92 23,27 
Ausführende Angestellte 14,40 18,74 
Qualifizierte Arbeiter 17,37 13,21 
An-, ungelernie Arbeiter | 9,08 10,14 
Erwerbstätige | 91,96] 93,82 80,80 
‚Mobile, nur Erwerbstätige 18,35 ELF 
„Aufstiege” 9,98 12,07 
„Abstiege” 8,45 28,37 
Arbeitslose 3,73 0,23 13,82 
Nichterwerbstätige 4,32 5,95 5,38 


Mobile, Insgesamt 21,53 
BRD/DDR 
89-90 
89-91 | 
Männer/Frauen ® j . D oo j 

BRD 89 : : 24691: : 

DDR 90 : 3 33,99: 

FNL 91 . 41,41 


Tab. 1: Erwerbs- und Berufsstruktur west- und ostdeutscher Männer und Frauen im Alter von 
25 bis 55 Jahren 


Der Status als registrierte/r Arbeitslose/r spielte in Zeiten der alten DDR, 
ganz im Unterschied zur BRD, erwartungsgemäß keine Rolle. Und 
schließlich bestätigen auch diese Zahlen den schon vielfach betonten Be- 
fund einer in »alten« DDR-Zeiten bemerkenswert hohen Erwerbsbeteili- 
gung der Frauen: Nur knapp 6% der 25-55-jährigen Östfrauen gaben im 
Mai 1990 an, nicht erwerbstätig zu sein, gegenüber mehr als 37% der 
Westfräuen, die diesen Status berichteten. 

Wie die Angaben zur Stellung im Erwerbs- und Berufssystem, die in den 
nun »Fünf Neuen Bundesländern« etwa ein Jahr später, also im März 1991, 
erhoben wurden, zeigen, hat der Um- und Zusammenbruch der DDR-Wirt- 
schaft insbesondere Frauen sehr schnell aus der aktiven Erwerbsbevölke- 
rung hinausgedrängt, wenn auch zunächst oftmals in die (Zwischen- bzw. 
Übergangs-)Form einer registrierten Arbeitslosigkeit: Fast 14% der Frauen 
im Alter zwischen 25 und 55 Jahren waren davon betroffen, wobei die ar- 
beitslosen Frauen im wesentlichen aus Stellungen als qualifizierte Ange- 
stellte und Arbeiter kamen. Bei den Männern sind dies dagegen »nur« 
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7,5%, die sich zu mehr als zwei Fünfteln aus der qualifizierten Arbeiter- 
schaft rekrutierten.® 

Angewachsen sind im Zeitraum von 1990 bis 1991 die Gruppe der Selb- 
ständigen, deren Zuwachs sich hauptsächlich aus leitenden und hochquali- 
fizierten Angestellten sowie aus qualifizierten Arbeitern zusammensetzt, 
und »natürlich« die Gruppe der Beamten, die sich bei Männern wie bei 
Frauen hauptsächlich aus den leitenden und hochqualifizierten bzw. den 
qualifizierten Angestelltenpositionen rekrutieren. Zugenommen haben aber 
neben den Arbeitslosen auch diejenigen, die sich nun einer Stellung als an- 
oder ungelernte Arbeiter zurechnen (Männer: von 7,9% auf 8,6%; Frauen: 
von 9,1% auf 10,1%), wobei sich diese Zuströme bei den Männern vor al- 
lem aus der qualifizierten Arbeiterschaft, bei den Frauen zusätzlich aus der 
Gruppe der qualifizierten Angestellten speisen. 

Bei den besser qualifizierten Berufspositionen läßt sich dagegen für beide 
Geschlechter ein Gewichtsverlust registrieren: Besonders drastisch bei den 
qualifizierten weiblichen Angestellten, die von fast einem Drittel auf gut 
23% zurückgehen, während gleichzeitig die Kategorie der ausführenden 
Angestellten von gut 14% auf fast 19% anwächst und dabei kräftige Zu- 
ströme aus der Gruppe der qualifizierten Angestellten erfährt. Insgesamt 
kann man die hierin erkennbaren Tendenzen wohl am treffendsten als Ver- 
drängungs- und Dequalifizierungsprozesse kennzeichnen, denen sich ein 
großer Teil der einstigen DDR-Bevölkerung im Zuge der »Wende« ausge- 
setzt sah und sieht (vgl. Hols/Schupp 1992). 

Dabei finden nun, bezogen auf die Gesamtstruktur, einerseits Anglei- 
chungsprozesse zwischen Ost und West statt. Andererseits lassen sich Dif- 
ferenzierungen beobachten, die zumindest vor dem Hintergrund der alten 
DDR-Sozialstruktur als »neuartig« erscheinen. Dies wird deutlich, wenn 
man im Ost-West-Vergleich zunächst die Gesamtverteilungsmuster in der 
BRD im Jahre 1989 mit denen in der DDR im Jahre 1990 bzw. in den fünf 
neuen Ländern im Jahre 1991 in Beziehung setzt: Gemessen am sog. »Dis- 
similaritätsindex«, der den Prozentsatz derjenigen angibt, die ihre Position 
hätten wechsein müssen, damit bei den jeweils gegenübergesiellten Vertei- 
lungsmustern eine Gleichverteilung eingetreten wäre, hat sich die Erwerbs- 
und Berufsstruktur der Ostmänner der ihrer westlichen Geschlechtsgenos- 
sen zwischen 1990 und 1991 schon erkennbar angenähert (vgl. Tab. 1). 


6 Dabei ist allerdings in Rechnung zu stellen, daß diese Angaben, ebenso wie amtliche Ar- 
beitslosenzahlen, nur einen kleinen Teil der tatsächlichen »Unterbeschäftigung« wider- 
spiegeln, denn darin sind weder Kurzarbeitsverhältnisse noch jene »warteschleifenähnli- 
chen« Beschäftigungssituationen getrennt erfaßt, die zu diesem Zeitpunkt durch arbeits- 
marktpolitische Maßnahmen noch »künstlich« stabilisiert wurden und so lediglich eine 
zeitlich befristete Beschäftigungssicherheit bieten konnten. 
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Wesentlich einschneidender und rapider verläuft aber diese Angleichung 
bei den Frauen, was dort vor allem auf die Dequalifizierungstendenzen 
und die schnell steigende Arbeitslosigkeit zurückzuführen ist: Hätte im 
Jahre 1990 noch fast die Hälfte der Ostfrauen ihre Position im und zum 
Erwerbssystem wechseln müssen, um eine Verteilung zu erhalten, wie sie 
für Westfrauen charakteristisch ist, wäre dies 1991 nur mehr für rund 38% 
nötig gewesen. 

Dieser Anpassungsprozeß der ostdeutschen Strukturen an westdeutsche 
Verhältnisse hat aber zur Folge, daß gleichzeitig die Geschlechterdifferen- 
zen im Osten rapide wachsen: Im Männer-Frauen-Vergleich findet sich 
nämlich in der Altbundesrepublik des Jahres 1989 eine relativ stark ausge- 
prägte geschlechtsspezifische Segregation der Erwerbs- und Berufsstruk- 
tur, die vor allem auf dem hohen Anteil nichterwerbstätiger Frauen beruht: 
Fast die Hälfte der Frauen hätte in den westlichen Bundesländern ihre Posi- 
tion verändern müssen, um mit der männlichen Verteilungsstruktur gleich- 
zuziehen, im Unterschied zu lediglich einem Drittel in der Noch-DDR des 
Jahres 1990. Ein Jahr später trifft dies aber schon für mehr als zwei Fünftel 
der Ostfrauen zu, womit sich die geschlechtsspezifische Segregation der 
Erwerbs- und Berufsstruktur in den Fünf Neuen Ländern unübersehbar ver- 
stärkt hat. 

Zusammenfassend zeigen sich also, gemessen an dieser zugegebenermaßen 
groben und zweifellos vorläufigen Kategorisierung, schon nach kurzer Zeit 
deutliche Angleichungstendenzen zwischen den beiden Sozialstrukturen, 
was sich u.a. auch in ersten Annäherungen der Struktur der Einkommens- 
verteilung, gemessen am Pro-Kopf-Haushaltseinkommen, ausdrückt (vgl. 
Krause 1992a,b): Zwar sind die am Durchschnittseinkommen festmachba- 
ren Niveauunterschiede nach wie vor deutlich, und auch das Gefühl, ein 
»Bürger 2. Klasse« zu sein, ist in den Fünf Neuen Ländern weit verbreitet.’ 
Aber die Ost- und Westverteilungen auf relative Einkommenspositionen 
sind sich, jedenfalls im unteren Einkommensbereich, schon näher gekom- 
men. 

Diese sozialstrukturellen Anpassungstendenzen bedeuten jedoch auch, daß 
gleichzeitig die Differenzen zwischen der »alten« Sozialstruktur der che- 
maligen DDR und den »neuen« Mustern in den Fünf Neuen Ländern an- 
wachsen, sich also der »Strukturbruch« im Fortgang der Transformations- 
prozesse immer deutlicher abzeichnet. »Von Osten« aus gesehen, bringt 
dies neue Differenzierungen mit sich, denn mit der Annäherung der Er- 


7 Im November 1992 stimmten immerhin 77% der Ostdeutschen (und ein Drittel der West- 
deutschen) folgendem Statement zu: »Oftmals ist zu hören, daß die früheren DDR-Brüger 
im vereinten Deutschland noch einige Zeit Bürger 2. Klasse sein werden.« (Emnid-Institut 
1993, Tab. 2) 
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werbs- und Berufsstruktur an westliche Muster ist auch eine erneute Ver- 
stärkung der Unterschiede zwischen den Geschlechtern verknüpft. 
Ost-West-Unterschiede und neue Differenzierungen im Osten finden sich 
freilich nicht nur auf der Ebene statischer Verteilungsmuster, sondern auch 
in der Dynamik der Mobilitätsströme selbst. Gerade die Heftigkeit des Um- 
strukturierungsprozesses, der durch seinen Umfang und durch seine zeitli- 
che Konzentration zur Lebenslaufzäsur wird, läßt dabei die Mobilitätser- 
fahrungen in Ostdeutschland rapide anwachsen (vgl. Huinink/Mayer 1993, 
S. 165) - wobei allerdings noch offen scheint, wer zu den dauerhaften Ge- 
winnern und wer zu den endgültigen Verlierern dieses Umbruchs gehören 
wird. 


EIN, 


Die eben mithilfe einer Gegenüberstellung von Querschnittsverteilungen 
nur ganz knapp skizzierten Umstrukturierungen und Umschichtungen in 
den östlichen Bundesländern rufen in Form ausgesprochen kurzfristiger 
Erwerbs- und Berufsmobilität ein große Menge individueller Anpassungs- 
bewegungen hervor. Durch - freiwillige oder erzwungene - Mobilität von 
Personen vermitteln sich die ansonsten »abstrakt« bleibenden Struktur- 
transformationen in das Alltagsleben der betroffenen Männer und Frauen 
hinein und werden als biographische Brüche, krisenförmige Statuspassagen 
und mehr oder weniger langwierige Statusunsicherheiten erfahrbar. Des- 
halb lassen sich hier weitere, gewissermaßen »dynamische« Differenzie- 
rungslinien ausmachen, die an Art und Ausmaß individueller Erwerbs- und 
Berufsmobilität in - im Westen relativ konstanten, im Osten selbst in Be- 
wegung geratenen - sozialen Strukturen festgemacht werden können. 

Diese werden in erster Näherung sichtbar, wenn man z.B. nach den Antei- 
len derjenigen Männer und Frauen fragt, deren Position im und zum Er- 
werbsbereich sich zwischen 1990 und 1991 nicht verändert hat und dies 
mit den entsprechenden Quoten in der Alt-BRD (1988-89) vergleicht: Im 
Westen verhairen zwischen 1988 und 1989 gut 78% der Männer in ihren 
jeweiligen Positionen; beschränkt man sich nur auf die Bewegungen inner- 
halb der Erwerbstätigen, sind dies knapp 82%. Anders formuliert, vollzog 
ca. ein Fünftel der westdeutschen Männer im Alter von 25 bis 55 Jahren in 
diesem Zeitraum einen Statuswechsel - ein angesichts der groben Klassifi- 
kation und des kurzen Zeitraums erstaunlich hoher Anteil, der Verfechtern 
konventionell-statischer Sozialstrukturmodelle zu Denken geben solite 


8 In Tab. 1 sind die jeweiligen »Mobilitätsquoten« angegeben, die sich mit diesen Stabili- 
tätsquoten zu 100% addieren. 
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(vgl. Berger 1990; Berger/Sopp 1992c). In Ostdeutschland waren demge- 
genüber aber von 1990 bis 1991 mehr als 34% der Männer zu Mobilität ge- 
zwungen, und auch innerhalb der Gruppe der nach wie vor Erwerbstätigen 
gilt dies für fast 28%. 

Mit Stabilitätsquoten von 72% - bezogen auf alle 25-55-jährigen Frauen - 
bzw. 80% scheinen die Westfrauen zwar etwas »mobiler« zu sein als die 
Männer. Im Vergleich mit ihnen mußten allerdings die Ostfrauen im Zuge 
der Wende erheblich mehr Mobilitätserfahrungen machen: Rund die Hälfte 
erlebte zwischen 1990 und 1991 einen Statuswechsel; und auch auf die 
weiterhin Erwerbstätigen bezogen, trifft dies noch auf rund zwei Fünftel 
der Frauen in den Fünf Neuen Ländern zu, wodurch sie sich nicht nur von 
ihren westlichen Geschlechtsgenossinnen, sondern auch von ihren männli- 
chen Schicksalsgenossen im Osten deutlich abheben (vgl. Tab. 1). 

Damit ist eine weitere, West- und Ostdeutschland voneinander abhebende 
Differenzierungslinie grob umrissen: Während im Westen der Republik 
vom sozialstrukturellen Umbruch im Osten bisher noch wenig spürbar 
wurde, werden die Lebensläufe vieler ostdeutscher Männer, aber noch 
mehr die Biographien vieler Frauen im Osten der Republik z.T. erhebliche 
Brüche aufweisen. Ein großer Teil, wenn nicht gar die Mehrheit der Bevöl- 
kerung im Osten wird die Erfahrung gravierender und schneller Status- 
wechsel in ihrem Lebenslauf machen (müssen), die in ihrer Massenhaftig- 
keit im Mobilitätsregime der alten Bundesrepublik trotz der dort ebenfalls 
nicht unerheblichen, aber gewissermaßen »regulären« Fluktuationen, keine 
Parallele findet. 

Insbesondere die Ostfrauen sehen sich dabei mit einer neuartigen Situatio- 
nen konfrontiert, die sie zu den Hauptbetroffenen des Übergangs von ei- 
nem DDR-spezifischen zum altbundesdeutschen Lebenslaufregime macht: 
War ihre Arbeitskraft in den »alten« DDR-Zeiten des Mangels begehrt und 
ihre kontinuierliche Präsenz in der »formellen« Erwerbsökonomie u.a. 
durch das ausgebaute System der (Klein-)Kinderbetreuung gesichert, so 
geraten sie nun zunehmend unter das Diktat des westdeutschen Familien- 
und Haushaltsmodells, das bis in die feinsten Verästelungen der Tarif- und 
Sozialpolitik hinein auf die Figur des männlichen »Familienernährers« zu- 
geschnitten ist und für Frauen häufig nur die »Alternative« einer familien- 
und kinderiosen Berufskarriere oder einer zeitlich eingeschränkten, befri- 
steten bzw. diskontinuierlichen Erwerbstätigkeit vorsieht. 

Während allerdings (Erwerbs-)Statusdiskontinuitäten und eine nur partielle 
Arbeitsmarktintegration für die Westfrauen meist zum »normalen«, weil 
erwartbaren Bestandteil ihrer Biographien gehören, treffen sie bei den Ost- 
frauen auf ein biographisches Erwartungsmuster, das eher dem westdeut- 
schen Modell der »männlichen Normalerwerbsbiographie« mit ihrem An- 
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spruch auf lebenslange Vollzeitbeschäftigung entsprechen dürfte. In die- 
sem Sinne wird vielen Ostfrauen ein doppelter Bruch zugemutet: Im Un- 
terschied zu vielen Männern, denen Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit, »Warte- 
schleifen« etc. als zwar unvermeidliche, aber letztlich »vorübergehende« 
Auswirkungen von Transformationskrisen erscheinen werden - gemildert 
durch die Aussicht, irgendwann doch wieder einen »festen« Arbeitsplatz« 
zu erlangen -, wird ein Wiedereinstieg für die Frauen in den Fünf Neuen 
Ländern oftmals einen Umstieg aus einem kontinuierlichen Vollzeitbe- 
schäftigungsverhältnis in »typisch« westliche, d.h. meist: diskontinuierli- 
che, weibliche Erwerbsbiographien mit erhöhten Anteilen von Teilzeit- 
tätigkeiten, unregelmäßigen und/oder befristeten Beschäftigungsverhältnis- 
sen bedeuten. 

Zu den transformationsbedingten »Transitorien« und Brüchen gesellen sich 
hier also noch jene Anpassungsschwierigkeiten, die mit dem Überstülpen 
des westdeutschen Schemas einer vergleichsweise ausgeprägten ge- 
schlechtsspezifischen Segregation einhergehen: Ostfrauen, die gewohnt 
waren, an Erwerbsarbeit, beruflich-betrieblichen Kontaktnetzen und öffent- 
lich-politischen Rollen stärker zu partizipieren, finden sich unter den Be- 
dingungen einer extrem verschärften Konkurrenz um knappe Arbeitsplätze 
zurückgedrängt in eher isolierte »Hausfrauenexistenzen« und abgeschoben 
in die »Privatsphäre«. Nicht auszuschließen ist dabei, daß der schon zu al- 
ten DDR-Zeiten verbreitete Hang zum Rückzug in informelle »Nischen« 
dieser erneuten Marginalisierung von Frauen ebenso Vorschub leistet wie 
ein aus DDR-Erfahrungen gespeistes, eher »paternalistisches« Staatsver- 
ständnis viele Frauen zum »Abwarten« verleiten wird, das oftmals ein 
rechtzeitiges Umsteigen verhindert. Für jene - vermutlich wenigen - Öst- 
frauen, denen es gelingt, diesen bisweilen subtilen Abdrängungsprozessen 
zu entgehen,? könnte sich freilich der DDR-Zeiten entstammende An- 
spruch auf eine langfristige stabile Vollzeiterwerbstätigkeit als zusätzliches 
»Kapital« erweisen, das ihr Selbstvertrauen stärkt und ihnen erfolgverspre- 
chende Berufskarrieren eröffnet. 

Aber nicht nur das Ausmaß erlebter und erlittener Erwerbsmobilität trennt 
die Bewohner der Fünf Neuen Länder von den Westbürgern, von denen ja 
zumindest in den von ökonomischem Wachstum geprägten 80er Jahren 
viele eine hohe Statussicherheit genießen konnten. Vielmehr wird auch die 
Art der Mobilitätserlebnisse, die als biographische Erfahrungen nicht mehr 
rückgängig gemacht werden können, zum Fortbestand von Ost-West-Diffe- 


9 So wird etwa aus dem Bankensektor berichtet, daß dort Frauen vorzugsweise in der ihnen 
zunächst attraktiv erscheinenden »Kundenbetreuung«, wo die Aufstiegsmöglichkeiten be- 
grenzt sind, eingesetzt werden, während Männer eher für die sog. »operativen« oder »stra- 
tegischen« Bereiche, die weitergehende Karrierechancen eröffnen, rekrutiert werden. 
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renzen beitragen: Beschränkt man sich nur auf die Erwerbstätigen und be- 
greift die Anordnung beruflicher Stellungen in der obigen Tabelle 1 als 
»Hierarchie« - was für Westdeutschland und im Hinblick auf typische Eim- 
kommenschancen problemlos möglich ist - findet sich in den alten Bundes- 
ländern und in Übereinstimmung mit anderen Ergebnissen zur intragenera- 
tionellen Berufsmobilität ein Überwiegen von Aufstiegsmobilität. 

Stellt man nun für den Augenblick methodische Bedenken gegenüber der 
Konstruktion einer »westlich« getönten Statushierarchie für die Noch-DDR 
im Übergang zu den Fünf Neuen Ländern hintan, geht mithin davon aus, 
daß sich die Anordnung der Kategorien dort ebenfalls im Sinne einer 
»Oben-Unten«-Rangfolge interpretieren läßt, wird eine weitere zentrale 
Ost-West-Unterscheidung erkennbar: Kurzfristige berufliche Mobilitäts- 
vorgänge stellen sich nämlich dann in Östdeutschland - und im Gegensatz 
zum »Normalfall« einer westlichen Industrie- und Dienstleistungsgesell- 
schaft - überwiegend als Abstiege dar, die erneut vor allem Frauen beiref- 
fen: Während unter den weiterhin erwerbstätigen Frauen von 1990 auf 
1991 nur knapp 60% ihren Status (noch) »halten« konnten (Männer: 72%) 
und immerhin rund 12% der Fluktuationen als » Aufstiege« begriffen wer- 
den können (Männer: fast 13%), lassen sich mehr als 28% (Männer: 15%) 
im Rahmen der unterstellten Hierarchie als » Abstiege« deuten. 

Nicht nur Erwerbs- und Berufsmobilität überhaupt werden also durch den 
Strukturbruch intensiviert. Und nicht nur kurzfristige Aufstiegsprozesse, 
die sich im späteren Verlauf durchaus wieder umkehren können, werden 
durch ihn ermöglicht. Vielmehr hat schon nach einer ziemlich kurzen Zeit 
ein erheblicher Teil der ehemaligen DDR-Bevölkerung Abstiegserfahrun- 
gen machen müssen, die sich, wie z.B. die von Dietmar Wittich (1992) be- 
richteten Zahlen nahelegen, mit dem Fortschreiten des Transformationspro- 
zesses noch weiter ausbreiten. 

Individuelle und zugleich massenhafte Erfahrungen von Statusbedrohung 
und Statusverlust, die für Männer und Frauen in Ostdeutschland mit der 
Vereinigung verbunden sind, erzeugen aber auch dann, wenn viele dieser 
»Abstiege« vorübergehend sein sollten, ein eher düsteres Bild kapitali- 
stisch-westlicher Verhältnisse, das weniger von den oft weit in die Zukunft 
verlagerten Chancen und mehr von den unmittelbar erlebten Risiken und 
Gefahren geprägt sein wird. Aufgewachsen und sozialisiert in einer Gesell- 
schaft, in der vom »Staat« bzw. von »der Politik« eine sehr weitgehende 
Daseinsvorsorge erwartet werden konnte, finden sie sich dabet in Verhält- 
nissen wieder, in der die »vereinzelten Einzelnen« in weit stärkerem Maße 
gezwungen sind, sich als »ihres Glückes Schmied« zu betätigen. Zugleich 
werden freilich jene leistungsgesellschaftlichen Aufstiegsversprechungen, 
die in Westdeutschland und unter den Bedingungen ökonomischen Wachs- 
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tums für viele durchaus realistische Zukunftsperspektiven begründen konn- 
ten, für einen großen Teil der ostdeutschen Erwerbstätigen durch »real exi- 
stierende« Statuseinbußen dementiert, denn weder »der Staat« noch die ei- 
gene Leistungsbereitschaft oder -fähigkeit können unter den Bedingungen 
der Transformationskrise Statusgewinne oder wenigstens einen Statuserhalt 
garantieren. 

Da all dies in einer Situation »entsichernder Zusammenbruchs-Individuali- 
sierungen« (Beck 1993) geschieht, in der zudem die ja sonst Orientierungs- 
und Planungssicherheit anbietenden Arbeitsmarkt- und Berufsstrukturen 
selbst in heftige Bewegung geraten sind, werden Biographien »entwertet«, 
alte Lebensziele fragwürdig und bisherige Lebenspläne sinnlos. Genau 
diese massenhafte Erfahrung biographischer Diskontinuitäten und Zäsuren, 
sei es in der »einfachen« Form des Strukturbruchs, sei es in der »verdop- 
pelten« Form eines erzwungenen oder freiwilligen, häufig negativ bewerte- 
ten Statuswechsels in selbst sich rapide wandelnden Verhältnissen, wird 
aber die sozialstrukturelle Erfahrung der erwachsenen Bevölkerung in den 
Fünf Neuen Ländern auf Dauer von den Bewohnern der Alt-BRD unter- 
scheiden. Denn auch wenn kollektive oder individuelle Statusverluste 
durch eine allmähliche Angleichung der Lebensbedingungen oder durch 
(erneute) Aufstiege kompensiert werden können, werden die massenhaften 
Abstiegserlebnisse, die biographischen Brüche und die Entwertung von 
Berufs- und Lebenserfahrungen nicht spurlos an der ostdeutschen Bevölke- 
rung vorbeigehen. Sie werden vielmehr zu einer verbreiteten Skepsis ge- 
genüber westlich-kapitalistischen Wohlstands- und Aufstiegsversprechun- 
gen beitragen, die umso leichter in Frustration umschlagen kann, je länger 
sich die Transformationskrisen hinziehen und je mehr notwendige wirt- 
schafts-, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Eingriffe verschleppt werden. 


EV. 


Auf eine weitergehende Analyse von kollektiven wie individuellen Auf- 
und Abstiegsprozessen, die mit dem sozialstrukturellen Umbruch verknüpft 
sind, muß kier nun verzichtet werden. Denn zum einen scheint noch kei- 
neswegs zufriedenstellend geklärt, woran sich eine Bewertung der durch 
den Umbruch ausgelösten Fluktuationen als Auf- oder Abstiege fesima- 
chen läßt (vgl. Berger 1991): Muß dafür z.B. die nicht mehr vorhandene 
Einkommens- oder Prestigehierarchie beruflicher Positionen in der Ex- 
DDR zum Ausgangspunkt genommen werden, die dann mit einer in vieler 
Hinsicht Givergierenden Ungleichheitshierarchie nach dem Muster der Alt- 
BRD ın Beziehung gesetzt wird? Wie stellen sich dann aber die z.T. ja 
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ziemlich einschneidenden Veränderungen in den Lebensbedingungen und 
Lebenschancen aus dem Blickwinkel der Betroffenen dar? 

Wie werden also beispielsweise Einkommensveränderungen wahrgenom- 
men, wenn zum einen das erweiterte Angebot an Waren und Dienstleistun- 
gen einen »realen« Zuwachs an »Lebensqualität« erbringt, zum anderen 
aber die neuen Einkommen immer noch spürbar hinter westlichen »Stan- 
dards« zurückbleiben?!Wie werden schließlich ın einer Situation, in der 
nicht nur die »Staatssicherheit«, sondern auch viele andere »Sicherheiten« 
verschwunden sind, der Wohlstandszuwachs, der Anstieg von Optionen 
und Freiheitsspielräumen mit den damit ebenfalls zunehmenden, neuarti- 
gen Rısiken und Entscheidungsunwägbarkeiten so »verrechnet«, daß sich 
daraus eine halbwegs konsistente Hierarchie von Lebenslagen ergibt, an 
der man Auf- oder Abstiegsprozesse ablesen könnte? 

Zum anderen - und wichiiger - sind ja die Mobilitäts- und Umschichtungs- 
prozesse, die sich mit dem Strukturbruch in Ostdeutschland verbinden, 
noch keineswegs abgeschlossen. Stärker noch als schon in »normalen« Zei- 
ten, in denen sich unter der Konstanz von Querschnitten ebenfalls vielfäl- 
tigste individuelle Bewegungen verbergen (vgl. Berger/Sopp 1992c), kön- 
nen deshalb empirische Analysen nur Momentaufnahmen und Ausschnitte 
aus einem andauernden und in diesem Falle besonders umfangreichen und 
tiefgreifenden Umbruchs- und Umschichtungsprozeß vermitteln, dessen 
Konsequenzen sich vielfach erst mittel- und langfristig einstellen werden. 
Angewendet auf Fragen nach Art und Ausmaß sozialer Mobilität zwischen 
der Noch-DDBR und den Fünf Neuen Ländern bedeutet dies vor allem, daß 
man sich vor zu schnellen Schlüssen im Hinblick auf Auf- und Abstiegsbe- 
wegungen, auf »Verlierer« und »Gewinner« des Vereinigungsprozesses 
schon deshalb hüten muß, weil ja hier - in Umkehrung des bekannten Bi- 
belwortes - durchaus die »Ersten die Ersten« sein können: Denn die Frau- 
en, und vermutlich insbesondere die Männer, die in der ersten Umbruch- 
phase, etwa zwischen 1989 und 1990, freiwillig oder gezwungenermaßen 
aus ihrer bisherigen Berufstätigkeit ausschieden, standen ja Anfangs einem 
noch weitgehend unstrukturierten Markt für Güter und Dienstleistungen, 
aber auch neu geschaffenen Arbeitsplätzen, also einem eher »offenen« Po- 
sıtionssystem (vgl. Sörensen 1983), gegenüber. 


10 Noch im November 1992 beurteilten fast die Hälfte der Ostdeutschen die »allgemeine 
Lage der Ostdeutschen« im Vergleich zum Herbst 1989, also vor der Wende, als vetwas« 
oder »viel schlechter«, während allerdings nur 13% ihr eigene wirtschaftliche Lage als 
»schlecht« bis »sehr schlecht« einschätzten (Emnid-Institut 1993, Tab. 6, Tab. 49). 
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Wer in dieser Zeit schnell »durchstartete« und beispielsweise den Sprung 
in die Selbständigkeit wagte,!! konnte dies in einer Phase tun, in der eine 
noch schwach ausgebildete Konkurrenz, ungeklärte Eigentumsverhältnisse 
oder spezifische Kompeienzen und »Insider-Kenntnisse« besondere Start- 
vorteile und »Extraprofite« boten. Ähnliches läßt sich auch für einige ex- 
pandierende Dienstleistungsberufe, etwa im Bank- oder Versicherungsge- 
werbe, vermuten, wo neu geschaffene Arbeitsplätze vorzugsweise von 
denjenigen eingenommen werden konnten, die ihren alten »DDR-Arbeits- 
platz« schon bald räumen mußten und/oder frühzeitig selbst aktiv wurden, 
um sich eine neue Stelie zu suchen. 

Jene »zögernden« Männer und Frauen aber, die erst in einer späteren Phase 
der Umstrukturierung, in der sich die Dynamik des Transformationsprozes- 
ses schon wieder etwas zu verlangsamen scheint und sich, nicht zuletzt 
durch die »West-Importe« typischer betrieblicher und staatlicher Verwal- 
tungshierarchien, auch im Osten schon wieder »geschlossene« Positionssy- 
steme etabliert haben, zu beruflicher Mobilität bereit sind oder sich dazu 
gezwungen sehen, finden nun eine Situation vor, in der neu entstandene 
Arbeitsplätze schon wieder vergeben und Güter- und Dienstleistungsmärk- 
te in vielen Bereichen schon wieder gesättigt sind. Zudem »besetzen« viele 
der »in den Östen« expandierenden Westunternehmen nicht nur die Ab- 
satzmärkte, sondern bringen Z.T. auch eigenes Personal mit, so daß be- 
stimmte organisationsinterne Aufstiegskanäle zumindest eine Zeit lang 
»verstopft« sein werden. Die nicht sofort, sondern erst allmählich einset- 
zende und ja noch keineswegs beendete Ostexpansion westlicher Unterneh- 
men bedeutet außerdem einen verschärften Konkurrenzdruck für jene ehe- 
maligen DDR-Bürger, deren früher, evtl. schlecht vorbereiteter Sprung in 
die Selbständigkeit sich, wie z.B. die ebenfalls schnell steigende Zahl von 
Gewerbeabmeldungen zeigt, in nicht wenigen Fällen als Fehlstart erweisen 
wird (vgl. z.B. Lindig 1992; Neubauer 1993). 

Aber auch die vermeintlichen Vorteile, die ein noch sicher erscheinender 
Arbeitsplatz, und sei es auch bei »Kurzarbeit Null«, der Aufenthalt in einer 
»Warteschleife« oder Umschulungen auf den ersten Blick zu bieten schie- 
nen,!? können sich schnell in Nachteile verkehren: Viele Umqualifizie- 


I} Diese für eine kapitalistische Marktwirtschaft besonders charakterisiische »Gruppe«, von 
der in der ehemaligen DDR nur wenige Reste »überlebten«, hat besonders schnell das 
Forschungsinteresse auf sich gezogen, vgl. z.B. Büchel/Pannenberg 1992; Hinz/Sieben- 
hühner 1992; Koch/Woderich 1992; Pickel 1992; Ziegler/Hinz 1992. 

12 Neben den Bauern wurden in der ersten Umstrukturierungsphase anscheinend die »Intelli- 
genz« in besonderem Maße von Tätigkeitswechseln verschont: Während nach den Ergeb- 
nissen von Wittich (1992, S. 2), die auf repräsentativen Querschnittsbefragunen im Mai 
1990, im Oktober 1990 und im Oktober 1991 beruhen, im Herbst 1990 insgesamt knapp 
159% der erwachsenen Bevölkerung einen Tätigkeitswechsel vollzogen hatten, war dies 
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rungsmaßnahmen, die vorzugsweise Frauen aus für westdeutsche Verhält- 
nisse »untypischen«, weil produktions- und techniknahen Berufen in den 
Bereich kaufmännischer oder sozialer Dienstleistungen »umleiten« sollten, 
werden sich angesichts ökonomischer Stagnationstendenzen ebenso als 
neue Sackgassen erweisen, wie »typische« östliche Fehleinschätzungen der 
mit bestimmten Berufstätigkeiten verbundenen Karrierechancen zu »fal- 
schen«, aber im weiteren Berufsverlauf meist nicht mehr korrigierbaren 
Entscheidungen führen werden. 

Viele der scheinbaren »Verlierer« der ersten Stunde können sich mithin auf 
mittlere und längere Frist als die eigentlichen »Gewinner« entpuppen, die 
zudem frühzeitig die Chance genutzt haben, den Umgang mit den neuen 
Institutionen und die Selbstbehauptung auf Märkten zu erlernen. Umge- 
kehrt werden freilich auch manche »Schnellstarter«, die glaubten, die 
»Gunst der Stunde« nutzen zu können, zu »Verlierern« werden, weil sie - 
in bisweilen paradoxer Umkehrung eines sozialistischen Zerrbildes »real- 
kapitalistischer« Verhältnisse - das Versprechen, das Eigeninitiative und 
Risikobereitschaft sich lohne, allzu wörtlich genommen haben. Die letzten 
»Opfer« des Umstrukturierungsprozesses schließlich, also jene Zögerer 
und Nachzügler, die u.U. zu lange gewartet und politischen Versprechun- 
gen nach dem Schema, daß es »niemandem schlechter gehen werde«, zu 
sehr vertraut haben, werden möglicherweise die »Letzten« bleiben, da bei 
ihrem zu langsamen Start in die »neue« Gesellschaft die besten Plätze 
schon vergeben sind und zu langes Zuwarten nicht nur ihre Chancen ver- 
schlechtert hat, sondern zudem die vollständige Entwertung ihres in der 
Ex-DDR erworbenen Bildungskapitals, dessen »Wechselkurse« sich zu- 
nehmend verschlechtern werden, droht. 

Auf solche zeit- und phasenabhängigen Differenzierungen in den individu- 
ellen Auf- und Abstiegsprozessen, die die DDR-Sozialstruktur mit den Un- 
gleichheitsmustern der Neuen Länder verknüpfen, deuten jedenfalls erste 
Ergebnisse hin, die Wittich (1992, S. 3f.) berichtet: So bewerteten im Ok- 
tober 1990 noch 41,3% derjenigen Erwachsenen in den Fünf Neuen Län- 
dern, die seit dem Herbst 1989 einen Tätigkeitswechsel vollzogen hatten, 
diesen als »Aufstieg«, 35% bezeichneten ihre neue Tätigkeit als »gleich- 
wertig«, und »nur« 23,1% sprachen von einem »Abstieg«. Schon ein Jahr 
später überwiegen aber die »Abstiege« mit 35% die »Aufstiege«, die nun 
nur mehr von 30% der Befragten berichtet wurden (die Quote der als 
»gleichwertig« beurteilten Tätigkeitswechsel ist mit 35% Konstant geblie- 
ben). 


nur für 7,1% der Intelligenz der Fall. Ein Jahr später hatte sich diese Quote schon den an- 
deren Gruppierungen angepaßt. 
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Auch in dieser Hinsicht scheinen also - zumindest für einen Teil der Be- 
troffenen - die sonst meist in anderen Zusammenhängen zitierten Worte 
Gorbatschows zu gelten, nach denen »wer zu spät kommt« - was hier so- 
viel heißt wie: wer erst in späteren Phasen des Umbruchs einen Berufs- 
wechsel vollzieht - unter Umständen »vom Leben bestraft« wird. Wenn 
dies zutrifft, zeichnen sich darin aber nicht nur viele in zeitlicher Hinsicht 
»unbestimmte«, weil vorübergehende »Statustransitorien« und eine Viel- 
zahl von Statuspassagen mit ungewissem Ausgang ab. Zugleich scheinen 
sich innerhalb der ostdeutschen Bevölkerung neue Differenzierungslinien 
zu entwickeln, die zugleich viele DDR-typische Ungleichheiten entlang der 
dort einstmals breit ausgebauten Macht-, Kontroll- und Planungshierarchie 
aufgreifen: Zwischen den »Schnellen«, die sich bietende Gelegenheiten 
ohne merkliches Zögern ergriffen, möglicherweise noch in DDR-Zeiten 
akkumulierte Informationsvorsprünge und spezifisches »Herrschaftswis- 
sen« genutzt und sich auch unter den neuen Verhältnissen als »flexibel«, 
»anpassungsfähig« oder auch nur als besonders »opporiunistisch« erwiesen 
haben, und den »Langsamen«, die lieber erst mal abwarten, vor radikalen 
Neuerungen eher zurückschrecken und sich aus alter Gewohnheit weiter 
darauf verlassen, daß ihnen schon irgendwelche »Autoritäten« einen (Aus-) 
Weg weisen werden. Und da kleine Anfangsunterschiede sich wegen viel- 
fältiger Kumulations- und Selbstverstärkungsprozesse im weiteren Lebens- 
lauf zu großen Differenzen auswachsen können, werden divergierende 
Startbedingungen, die ihre Wurzeln entgegen der Vorstellung einer »Stun- 
de Null« durchaus in den alten DDR-Verhältnissen haben können, und un- 
terschiedliche Startgeschwindigkeiten die neuen, in mancher Hinsicht aber 
auch altbekannten Muster sozialer Ungleichheiten in den Fünf Neuen Län- 
dern ebenso prägen wie die weiteren Lebensläufe ostdeutscher Männer und 
Frauen. 


V 


Insbesondere zwei Besonderheiten der Transformationsprozesse, die noch 
für längere Zeit den »östlichen« vom »westlichen« Teil der Republik tren- 
nen und in diesem Sinne die gesamtbundesdeuische Sozialstruktur »ver- 
doppeln« werden, sollten aus diesen empirischen Ergebnissen und theoreti- 
schen Überlegungen deutlich geworden sein: Zum einen wird ja nicht nur 
ein kleiner, leicht eingrenzbarer und deshalb auch mit arbeits- oder sozial- 
politischen Maßnahmen gut »behandelbarer« Bereich einer Gesellschaft in 
Umstrukturierungsprozesse hineingezogen. Vielmehr sind ja fast alle Be- 
wohner der Fünf Neuen Länder direkt oder indirekt davon betroffen. 
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Zum anderen vollziehen sich die Umstrukturierungen und Fluktuationen in 
außergewöhnlich kurzen Fristen, so daß der Strukturwandel »intern« und 
in den Biographien der Betroffenen direkt spürbar wird, sich also nicht 
mehr, wie dies sonst oft der Fall ist, gleichsam »hinter ihrem Rücken« über 
die Abfolge von Generationen bzw. Geburtskohorten reguliert. Gerade 
durch diese Massenhaftigkeit und die Geschwindigkeit der Umbruchpro- 
zesse wird aber unklar, welchen »Platz« in der Gesellschaft man/frau nun 
eigentlich einnehmen kann oder soll, was zusammen mit den verbreiteten 
Erfahrungen von Statusbedrohung und Statusverlust ohne Zweifel in vielen 
Fällen zu tiefgehenden Verunsicherungen bis hin zu einem »sozialstruk- 
turellen Orientierungsvakuum« und Identitätskrisen führen wird. 

Nun kann eine erhöhte Geschwindigkeit von Statuswechseln freilich nicht 
nur als bedrohlich oder verunsichernd erlebt werden. Vielmehr können 
häufige Statusveränderungen auch bedeuten, daß jeweils mehr Menschen 
Erfahrungen mit einer größeren Anzahl gesellschaftlicher Positionen und 
mit den ihnen zugeordneten Macht- und Einkommenschancen, den für be- 
stimmte Stellungen typischen Privilegien und Belastungen sammeln kön- 
nen. Die größere Erfahrungsvielfalt, über die mobile Menschen in der Re- 
gel verfügen werden, kann unter günstigen Bedingungen darüber hinaus 
eine flexiblere Einstellung gegenüber den Lebensformen Anderer und eine 
größere Toleranz gegenüber anderen Lebensstilen fördern (vgl. Müller 
1992, 5. 106ff.; Turner 1984, S. 152ff.). 

Diese letzte, »optimistische« Interpretation, die man Mobilitätsprozessen 
im Hinblick auf die soziale Integration einer Gesellschaft geben kann, ist 
aber nur dann sinnvoll, wenn sich »reale« Mobilitätserfahrungen mit ent- 
sprechenden »Leistungsideologien«, den zugehörigen Erwartungsmustern 
und subjektiven Deutungen sozialer Mobilität zur Deckung bringen lassen. 
Genau dies scheint aber in den Fünf Neuen Ländern nicht - oder noch nicht 
- der Fall zu sein. 

Denn gerade die Umbruchsituation bringt es mit sich, daß zwei wichtige 
Randbedingungen, die der verbreiteten Wertschätzung von Mobilität in 
westlich-kapitalistischen Gesellschaften in der Regel zugrunde liegen, pro- 
blematisch werden. Es handelt sich dabei einerseits um die meist zutref- 
fende Vorstellung, daß sich ein Großteil der beruflichen Mobilität als sozi- 
aler Aufstieg begreifen läßt, der freiwillig angestrebt und, sofern erfolg- 
reich, positiv bewertet wird. 

Andererseits spielt sich (Karriere-)Mobilität in der Regel unter den Bedin- 
gungen einer zumindest mittelfristig großen Strukturkonstanz ab, so daß 
das Verhältnis zwischen individuellem Aufwand und erhofftem Ertrag trotz 
der einer kapitalistischen Arbeitsmarktlogik inhärenten Unwägbarkeiten 
halbwegs kalkulierbar erscheint: Nur wenn die Hierarchie der in Aussicht 
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gestellten Belohnungen - in Form von Macht, Einkommen, Prestige, gün- 
stigen Arbeitsbedingungen etc. - während des individuellen Karrierever- 
laufs weitgehend stabil bleibt, machen ja solche Kalküle aus dem Blick- 
winkel der Individuen Sinn, denn sonst nimmt man zwar u.U. die Mühen 
des Aufstiegs auf sich, muß aber bei der Ankunft in der angestrebten Posi- 
tion feststellen, daß diese keinen oder einen enttäuschend geringen »Wert« 
hat. 

Der Strukturbruch verletzt aber zum einen und sehr massiv die Vorausset- 
zung der (relativen) Strukturkonstanz, auf der die individuellen Kalkulatio- 
nen über »Aufwand« und »Ertrag« von Karriereanstrengungen beruhen: 
Welchen Ausbildungsgang und welchen neuen Berufsweg, welchen Um- 
schulungs- und Fortbildungslehrgang oder welche Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahme soll man sich, sofern man oder frau überhaupt wählen kann, 
aussuchen, wenn das gesamte System der Ausbildungs- und Berufslauf- 
bahnen ausgewechselt, die Belohnungshierarchie zumindest in Teilberei- 
chen »auf den Kopf« gestellt wurde (man denke etwa an die kraß abwei- 
chenden Bewertungen selbständiger Erwerbsformen in der einstigen DDR 
und in der BRD oder an die deutlich unterschiedliche Bedeutung, die einer 
akademischen Ausbildung zukommt, wenn sie nichi fast automatisch in 
eine privilegierte »Intelligenzschicht« führt)? 

Zudem kann man/frau sich wegen der Massenhaftigkeit von Mobilitätspro- 
zessen auch nicht mehr ohne weiteres an den Entscheidungen und Erfah- 
rungen anderer orientieren, denn die wissen oft selbst nicht, wie sie wei- 
termachen sollen oder wollen. Und trotz mancher Verbesserungen in den 
materiellen Lebensbedingungen werden viele Statuswechsel, aber auch 
manche nominellen Statuskonstanzen schon deshalb als »Dequalifizie- 
rung« und als »Abstieg« erscheinen, weil durch sie die im bisherigen Le- 
benslauf erworbenen Bildungs- und Berufsqualifikationen, aber auch die 
gesamte Lebenserfahrung, die man z.B. im Umgang mit Institutionen und 
Organisationen, mit Vorgesetzten, Arbeitskollegen, Nachbarn und Ver- 
wandten sammeln konnte, »entwertet« werden (vgl. Statistisches Bundes- 
amt (Hrsg.} 1992, 8.457). 

Zum anderen werden viele Menschen in den Fünf Neuen Ländern ihre Mo- 
bilitätserfahrungen oftmals nicht positiv bewerten können, weil sie ihnen 
durch den ökonsmischen Um- und Zusammenbruch aufgezwungen wurden 
und deshalb sogar dann, wenn sie Verbesserungen der eigenen Lebenssi- 
tuation mit sich bringen, nicht als Ergebnis eigener Entscheidungen inter- 
pretierbar sind. Schließlich wird auch die Vereinigung selbst häufig als 
»kollektiver Abstieg« erlebt werden, denn man mißt seinen Lebensstandard 
nun nicht mehr an internen Maßstäben oder am Niveau der einstigen »so- 
zialistischen Bruderländer«, sondern an den meist außergewöhnlich »rei- 
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chen« westlichen Nachbarn - wobei man mittlerweile allerdings auch weiß, 
daß es noch einige Zeit dauern wird, bis man mit ihnen gleichziehen kann. 
Auch wenn sich Einkommensungleichheiten zwischen Ost und West all- 
mählich vermindern und individuelle Abstiegserfahrungen durch neuerli- 
che Aufstiege »ausgeglichen« werden können, wird »der Westen« freilich 
kaum auf Dauer zum enttäuschungsfesten Referenzpunkt taugen: Man 
»kennt« nun das westliche Angebot an Waren und Dienstleistungen aus ei- 
gener Anschauung und kann ungehindert ins Ausland reisen. Bisher vor- 
enthaltene und herbeigesehnte Erlebnisqualitäten werden deshalb schon 
wieder zur Routine und verlieren ihren Reiz, ohne daß man als einstiger 
DDR-Bürger in seiner häufig unter Knappheitsbedingungen verlaufenden 
Sozialisation auf die in kapitalistischen Gesellschaften übliche, immer 
weiter beschleunigte Inflation von Gebrauchswerten und Erlebnisqualitäten 
vorbereitet gewesen wäre - auch in dieser Hinsicht bedeutet also die Ein- 
gliederung in die Alt-BRD eine »doppelte Beschleunigung«.!3 

Damit können aber die neuen Freiheiten und der neue »Wohlstand« die 
massenhaften und als lebensgeschichtliche Ereignisse nicht mehr revidier- 
baren Abstiegs- und Brucherfahrungen, die verbreiteten Statusungewiß- 
heiten und die drohenden oder schon eingetretenen Statusverluste immer 
schlechter kompensieren: Die erste Euphorie ist verflogen, die alten Maß- 
stäbe sind entwertet, die neuen sind noch nicht stabil genug, um die viel- 
fältigen Enttäuschungen und Unsicherheiten, die die alte Bundesrepublik 
für ihre neuen Bürger bereithält, produktiv verarbeiten oder wenigstens 
aushalten zu können. Deshalb findet man ın Ostdeutschland ja das Paradox 
einer trotz vieler realer Verbesserungen der Lebensbedingungen steigenden 
Unzufriedenheit, denn nun muß der (alte) »DDR-Sinnspruch«, den Hans 
Joas und Martin Kohli zitieren (1993, S. 19) - »Die Leute im Westen haben 
keine Ideale mehr. Die Leute im Osten haben ein Ideal - den Westen.« - er- 
gänzt werden um die schmerzhafte Einsicht, daß auch »im Westen« nicht 
»alles Gold ist, was glänzt«. 

Wie alle Lernprozesse, die Einstellungen, Mentalitäten und tiefersitzende 
Handlımgsorientierungen betreffen, erfordern nun auch die auf der kultu- 
rellen oder »lebensweltlichen« Ebene anzusiedelnden Anpassungen an 


13 Die damit angesprochene Dialektik von »Sicherheit und Langweile«, die den westlichen 
Wohlstandsbürger plagt, beschreibt z.B. Schulze (1992, S. 69) folgendermaßen: »Unsi- 
cherheit verlangt nach stabilisierenden Handlungsstrategien: Anlehnung an kollektiv ein- 
gefahrene Muster, Wiederholung, alltagsästhetische Traditionsbildung. Man sucht nach 
Entlastung von der Frage "Was will ich eigentlich”. Mit der Routinisierung des Erlebens 
häufen sich jedoch die Enttäuschungserfahrungen, denn die Erlebnisintensität sinkt typi- 
scherweise mit der Wiederholung der Erlebnisreize. Der erlebnisorientierte Mensch gerät 
in ein instrumentelles Dilemma. Gibt er dem Streben nach Sicherheit nach, beginnt er sich 
zu langweilen, tut er etwas gegen die Langweile, verunsichert er sich.« 
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westliche Lebensführungsweisen und entsprechende, oftmals schon auf 
»Instabilitäten« eingestellte biographische Erwartungsmuster Zeit: Poli- 
tisch-rechtlich konnte die Vereinigung gleichsam über Nacht und mit ei- 
nem Federstrich vollzogen werden; in ökonomischer Hinsicht dauert die 
Integration der Überreste einer staatssozialistischen Planwirtschaft in eine 
kapitalistische Marktwirtschaft nun schon sehr viel länger als anfangs pro- 
pagiert. Noch zeitaufwendiger scheint sich jedoch in vielen Bereichen die 
»subjektive« Modernisierung, also die Entwicklung von biographischen 
Modellen, Lebensstilen, Werthaltungen und flexiblen Weisen der Lebens- 
führung - bis hin zu postmaterialistischen Einstellungen! -, zu gestalten, 
die den An- und Herausforderungen eines kapitalistischen Wohlfahrtsstaa- 
tes und seinem individualistischeren Lebenslaufregime entsprechen. 

Stellt man - angelehnt an eine Unterscheidung Stefan Hradils (1990, 1992) 
- kulturellen oder »subjektiven« Modernisierungserscheinungen, die in der 
alten Bundesrepublik über weite Strecken als zwar nicht intendierte, aber 
nichtsdestoweniger nachhaltige Folgen der Studenten-, Frauen- und Ökolo- 
giebewegungen erscheinen, Prozesse der »objektiven« Modernisierung ge- 
genüber, die durch den Zusammenbruch der DDR-Ökonomie beschleunigt 
werden (z.B. Tertiärisierung der Berufsstruktur, höhere Arbeitsmarktfluk- 
tuationen und flexiblere Beschäftigungsverhältnisse), zeichnen sich darin 
massive Ungleichzeitigkeiten und Spannungen zwischen verschiedenen 
Ebenen der System- und Sozialintegration ab (vgl. Offe 1991b), die die 
»neue« deutsche Gesellschaft noch einige Zeit prägen werden: Während 
den Bewohnern Westdeutschlands mehrere Dekaden und Generationen zur 
Verfügung standen, um den Erfordernissen einer immer weiter ausgreifen- 
den »Arbeitsmarkt-Individualisierung« durch Umbauten in ihrer alltägliche 
Lebensführung und in ihren biographischen Normalitätserwartungen, durch 
die Herausbildung pluraler Lebensstilformen und durch die Entwicklung 
eines (post”)modern-flexiblen Habitus Rechnung zu tragen - was selbstver- 
ständlich keineswegs allen gelingt -, sehen sich die Bewohner der Fünf 
Neuen Länder den »Segnungen« eines kapitalistischen Arbeits- und Wa- 
renmarktes unvermittelt ausgesetzt, ohne die darin oft (über-)lebensnot- 
wendigen, rational-distanzierenden Handlungskalküle und entsprechende, 
(selbst-)ironisierende Haltungen (vgl. Bude 1993) »gelernt« zu haben. 


14 Im Westen neigen im November 1992 immerhin rund 42% der Befragten zu einer eher 
»hedonistischen« Lebensform, die den »Lebensgenuß« in den Vordergrund stellt und An- 
strengungen auf das unbedingt nötige Ausmaß begrenzen will, während dies von den Ost- 
deutschen nur 23% bejahen. Umgekehrt betrachten zwar 55% der Westdeutschen ihr Le- 
ben »als eine Aufgabe« und möchten »etwas leisten, auch wenn dies oft schwer und müh- 
sam ist«, wogegen in Ostdeutschland rund drei Viertel der Befragten diesem stärker »pu- 
ritanisch« eingefärbten Lebensideal zustimmen. 
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Solange aber »subjektive« Modernisierungsmomente in diesem Sinne den 
extrem beschleunigten »objektiven« Strukturtransformationen hinterher- 
hinken, sind tiefgehende Verunsicherungen, Enttäuschungen und Ängste, 
die sich vor allem aus der massenhaften Erfahrung von Statusbedrohung 
und Statusverlust speisen, wohl unausweichlich.!5 Trotzdem bleibt zu hof- 
fen, daß in einem nun im äußeren »feindlosen Staat« (Beck 1992) in Zu- 
kunft wenigstens jene aus solchen Verunsicherungen nur allzu leicht er- 
wachsenden Aggressionen gegen vermeintliche »Sündenböcke« vermieden 
werden können, die wir in den letzten Monaten nicht nur im Osten, sondern 
auch im Westen der »neuen« Republik erleben mußten. 
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Politische Kultur im neuen Staat 
Eine Kritik der aktuellen Forschung! 


Im folgenden sollen einige Ideen erörtert werden, die aus einem For- 
schungsprojekt entstanden sind, das sich mit Konflikten um die NS-Ver- 
gangenheit nach 1945 befaßt. In diesem Projekt werden einerseits so be- 
kannte Fälle wie Globke oder Filbinger analysiert, andererseits cher lokal 
begrenzte Vorgänge wie der Konflikt um vermeintlich neonazistische Ten- 
denzen in der oberbergischen Kleinstadt Waldbröl im Jahr 1986. Den An- 
satz unseres Projektes werde ich auf einige politische Probleme nach der 
deutschen Vereinigung und auf die Frage nach der gegenwärtigen und 
künftigen politischen Kultur in Deutschland beziehen. 

Zwei Merkmale der politischen Kultur sollen in diesem Artikel behandelt 
werden. Erstens bin ich der Meinung, daß Konflikte der wichtigste Gegen- 
stand einer politisch-kulturellen Analyse sind, was jedoch in der konventio- 
nellen politischen Kulturforschung nicht sichtbar wird. Zweitens ist nach 
meiner Auffassung der Nationalsozialismus immer noch ein zentraler Be- 
zugspunkt für das politische Handeln und die Veränderung der politischen 
Kultur in Deutschland. In der Gewalt rechtsradikaler Gruppen der letzten 
Jahre treffen beide Elemente auf brisante Weise zusammen. Konflikte bre- 
chen auf, in denen Menschen gejagt, maltraitiert und ermordet werden. Ge- 
denkstätten, die an die Ermordung der Juden während des NS-Zeit erinnern 
sollen, werden geschändet. Rechtsradikalismus hat ın Deutschland immer 
einen Bezug zum Nationalsozialismus, und die Benutzung der Embleme 
und Symbole erscheint mir in den letzen Jahren besonders unverblümt. 
Was geschieht da eigentlich? Auf diese Frage werden verschiedene Ant- 
worten gegeben. Manche sprechen von Rassismus und Fremdenfeindlich- 
keit, andere schränken beschwichtigend ein, daß sich die Angriffe »nur« 
gegen Asylbewerber richten, während wieder andere glauben, nur die Sinti 


1 Dieser Artikel entstand im Rahmen eines von der DFG geförderten Forschungsprojektes 
(He 768/5-2). 
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und Roma aus Rumänien seien die Opfer. Einige sind der Meinung, die 
Randalierer seien nicht rechtsradikal, sie wüßten nicht, was rechts und was 
links ıst, während manche die enge Beziehung zwischen Ideologie und 
Handlung betonen. Deutungen und Interpretationen sind selbst Teil derar- 
tiger Konflikte. Wie Ereignisse, Personen und Handlungen benannt, klassi- 
fiziert und gezählt werden, übt einen entscheidenden Einfluß auf die 
Handlungen der Kontrahenten aus und vor allem auch auf die Wahrneh- 
mung und die Reaktion von Dritten. Hier spielt die politische Kulturfor- 
schung eine wichtige Rolle. Sie ist es, die die Begriffe liefert, die die 
Wahrnehmungen und Deutungen von Politikern, Staatsanwälten, Richtern, 
Kriminalbeamten und Polizisten beeinflußt. 

ich möchte im folgenden aufzeigen, daß die konventionelle politische Kul- 
turforschung die wichtigsten Merkmale der sich verändernden politischen 
Kultur - ihre Konflikthaftigkeit und ihren Bezug zum Nationalsozialismus - 
teils völlig ignoriert, teils in einer spezifisch unzulänglichen Weise inter- 
pretiert. Fragen werden gestellt, deren Beantwortung es erlaubt, brisante 
Themen zu umgehen. Die Antworten wiederum beschönigen die Situation. 
Meine These ist, daß sowohl die Fragen wie die Antworten der konventio- 
nellen politischen Kulturforschung der Stabilisierung von politischer Herr- 
schaft dienen. Dazu werde ich im ersten Teil des Aufsatzes einen Interpre- 
tationsrahmen entwerfen, der besser als die konventionelle Forschung dazu 
geeignet ist, die Veränderung der politischen Kultur zu erfassen. Im zwei- 
ten Teil werden die Interpretationen der gegenwärtigen politischen Kultur 
dargestellt und kritisiert. Schließlich führe ich im dritten Abschnitt die auf- 
gezeigten Schwächen auf die Defizite des gesamten Ansatzes der politi- 
schen Kulturforschung zurück. 


1. Ein »konflikttheoretischer« Ansatz zur Untersuchung des Umgangs 
mit der NS-Vergangenheit 


An den Anfang dieses Abschnittes möchte ich die These stellen, daß allen 
Formen des Umgangs mit der NS-Vergangenheit die Erzeugung einer legi- 
timen Sichtweise dieser Vergangenheit gemeinsam ist. Ich denke hier an 
die begrifflichen und theoretischen Analysen Pierre Bourdieus, der in im- 
mer neuen Anläufen die Bedeutung der Benennung und Klassifikation von 
Personen, Gruppen und Klassen, von Handlungen und Institutionen hervor- 
hebt (Bourdieu 1990; 1992a: 81ff.; 1992b: 135ff). 


»Es sind die Wahrnehmungskategorien, die Klassifikationssysteme, das heißt, im wesentli- 
chen, die Wörter und Namen, die die soziale Wirklichkeit sowohl konstruieren als auch zum 
Ausdruck bringen, um die der politische Kampf wesentlich geht, der Kampf um die Durchset- 
zung des legitimen Prinzips von Vision und Division...« (Bourdieu 1992b: 148). An anderer 
Stelle heißt es weiter: »Am deutlichsten aber wird die Wirkung der Repräsentationen bei der 
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Entstehung von Gruppen, insbesondere die Wirkung der Wörter, der Losungsworte und Theo- 
rien, die zur Schaffung einer Gesellschaftsordnung beitragen, indem sie für die Durchsetzuung 
der Prinzipien der sozialen Gliederung und im weiteren Sinne der symbolischen Macht des 
ganzen Polit-Theaters sorgen, das die Vorstellung von der Welt und die politischen Gliederun- 
gen real und offiziell werden läßt« (Bourdieu 1990: 106). 

Benennungen, Klassifikationen, »Vision und Division« tauchen in vielen 
Kontexten auf. Für jede Gesellschaft, die einen radikalen Wandel vollzo- 
gen hat, stellt sich das Problem der Abgrenzung von den Institutionen und 
Handlungsweisen, die nicht mehr gelten sollen. Gleichzeitig müssen neue 
Institutionen und Handlungsmuster legitimiert werden. Je verabscheuungs- 
würdiger das alte System gewesen ist, umso radikaler muß der Bruch sein. 
Das erklärt, warum der Nationalsozialismus das zentrale Bezugsereignis 
für die politische Kultur in der Bundesrepublik ist (Lepsius 1988). 

Der radikale Bruch mag behauptet werden, tatsächlich gab es ihn nicht. 
Dafür ist nicht nur, wie Bergmann und Erb (1986) schreiben, die personelle 
Kontinuität, sondern auch die Kontinuität von Denkweisen und Handlun- 
gen verantwortlich. In den vielen Konflikten über die NS-Zeit, die seit 
1945 stattgefunden haben, spielte zwar die personelle Kontinuität eine 
wichtige Rolle; die Namen Globke und Oberländer sind die vielleicht be- 
kanntesten. Aber es gab viele antisemitische Ausschreitungen und Versu- 
che, unter die Vergangenheit einen Schlußstrich zu ziehen, die nicht auf 
personelle Kontinuität zurückgeführt werden können. Weder »Bitburg« 
noch »Jenninger« passen in dieses Schema. Rechtsradikale Ausschreitun- 
gen stellen erneut die gelungene Abgrenzung vom Nationalsozialismus in 
Frage. Gemeinsam ist allen diesen und weiteren Fällen, in denen die NS- 
Zeit zu einer Kontroverse führte, daß eine Norm, die den korrekten Um- 
gang mit der NS-Vergangenheit reguliert, gebrochen wird (Schwab-Trapp 
1992). Um den Bruch entsteht ein Konflikt. Es scheint mir, daß Konflikte 
das Paradigma des Umgangs mit der NS-Zeit sind, und daß man - ausge- 
hend von den Merkmalen von Konflikten - auch die Formen des Umgangs 
mit der Vergangenheit beurteilen und analysieren muß, die nicht unmittel- 
bar als Konflikte erscheinen. 

Konflikte entstehen um (vermeintliche) Verletzungen von Normen. Zwei 
oder mehr Parteien tragen ihre Deutungen eines fragwürdigen Verhaltens 
aus. Da jede (vermeintliche) Verletzung von Normen, die den korrekten 
Umgang mit der NS-Vergangenheit regelt, die Abgrenzung zum National- 
sozialismus in Frage stellt, gibt es starke Interessen, die Verletzung als in- 
existent zu deklarieren. Da die gelungene Abgrenzung vom Nationalsozia- 
lismus die neue politische Kultur und die gesellschaftlichen Verhältnisse 
legitimiert, ist jeder Streit um die NS-Zeit in letzter Konsequenz auch ein 
Legitimitätskonflikt. Das wiederum bedeutet, daß diejenigen Institutionen 
und Personen, die ein Interesse an den bestehenden Verhältnissen haben, 
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auch bemüht sein werden, Konflikte zu deeskalieren. Sie tun dies durch 
verschiedene Normalisierungsstrategien, die den Bruch der Normen als 
nicht-existent oder mit anderen Normen kompatibel deklarieren. Ich nehme 
an, daß staatliche Institutionen und deren Repräsentanten, die großen Par- 
teien (vor allem Regierungsparteien) und Organisationen der Wirtschaft, 
die ein Interesse an der bestehenden Ordnung haben, auf Seiten der Norma- 
lisierer agieren werden. Globke wurde von der Normalisierungsseite als 
Widerstandskämpfer und Helfer von Juden hochstilisiert (Boumann 1992). 
Bundeskanzler Kohl versuchte 1984 mit dem Slogan von der »Gnade der 
späten Geburt« die Beziehung zwischen der Bundesrepublik und Israel auf 
eine »normale« Basis zu stellen (Althoff 1993). Er war es auch, der in Bit- 
burg einen »Schlußstrich« unter die NS-Vergangenheit zu ziehen suchte, 
um damit die Bundesrepublik als einen »normalen« Staat deklarieren zu 
können. 

Diejenigen, die das inkriminierte Verhalten kritisieren, verwenden häufig 
Dramatisierungsstrategien. Sie eskalieren den Streit und fordern damit die 
Vertreter der bestehenden Ordnung heraus. Ich nehme an, daß zu ihnen 
Oppositionsparteien sowie Minderheiten und Außenseiter gehören. Globke 
wurde von den Dramatisierern immer wieder als Kommentator der »NS- 
Rassengesetze« kritisiert. Kohl wurde während seiner Reise nach Israel 
1984 als »Elephant im Porzellanladen« bezeichnet, der die empfindlichen 
Beziehung zwischen den beiden Staaten zertrampelte (Schab-Trapp 1992). 
Wenn es richtig ist, daß NS-Konflikte die Legitimität der bestehenden 
Verhältnisse in Frage stellen, dann ist die Verletzung einer Norm, die den 
Umgang mit dem Nationalsozialismus regelt, auch die Verletzung einer 
fundamentalen Norm. Sie würde zu den Normen gehören, die Durkheim 
(1986) zum »Kollektivbewußtsein« zählt und deren Verletzung heftige und 
gemeinsame Abwehrreaktionen hervorruft. Jüngst hat Garland (1991) dar- 
auf hingewiesen, daß es Durkheim an einer klaren theoretischen Vorstel- 
lung vom Konflikt fehlt. Im Gegensatz zu Durkheim muß angenommen 
werden, daß gemeinsame Überzeugungen, Werte und Normen auf die 
Macht und Durchsetzungsfähigkeit von herrschenden Gruppen zurückzu- 
führen sind (Garland 1991: 23ff). »Wenn in einer Gesellschaft kollektive 
Überzeugungen in einer historischen Periode sich etablieren, dann muß 
man sie als das (vielleicht temporäre) Ergebnis eines Kampfes zwischen 
konkurrierenden Kräften und Mächten sehen, anstatt sie als das Resultat 
angemessener oder funktionaler Bedingungen einer solchen Gesellschaft 
zu betrachten« (Garland 1991: 52; Übers. T.H.). 

Hier treffen sich Bourdieus und Garlands Theorien, indem sie die Erzeu- 
gung von Weltbildern und Interpretationen der Vergangenheit als eine 
Strategie von Gruppen betrachten, mit deren Hilfe Herrschaft erzeugt und/ 
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oder stabilisiert wird. Das sehe ich als die gemeinsame Basis für die Analy- 
se aller Formen des Umgangs mit dem Nationalsozialismus in Deutschland 
seit 1945 und auch der DDR-Vergangenheit. 

Auch die politische Kultur ist nach dieser Theorie eine Wahrnehmungs- 
weise, die sozial und kulturell produziert wird. Dazu tragen Wissenschaft- 
ler bei. Sie sind Teil der Auseinandersetzung um eine legitime Sicht der 
Vergangenheit. Wenn nun diese Vergangenheit in Form von Ausschreitun- 
gen gegen Ausländer, Gewalt gegen »Fremde«, Schändung von jüdischen 
Friedhöfen und NS-Gedenkstätten wieder auftaucht, wie wird sie dann von 
der politischen Kulturforschung interpretiert? Die hier vertretene These ist, 
daß sie durch die Benennung, Klassifikation und Deutung der Vorgänge, 
insbesondere in ihrer Beziehung zur NS-Vergangenheit, zur Stabilisierung 
der politischen Herrschaft beiträgt. Der Grund hierfür sind bestimmte Defi- 
zite der konventionellen politischen Kulturforschung, die es ihr nicht mög- 
lich machen, die jüngsten Ereignisse im Zusammenhang mit der Vereini- 
gung der beiden deutschen Staaten angemessen zu erklären. 


2. Die Erzeugung einer politischen Kultur durch Wissenschaft 


Zwei Beobachtungen sollen den folgenden Ausführungen vorangestellt 
werden. Erstens zeigen die Ereignisse seit 1989, daß der Nationalsozialis- 
mus immer noch eine erhebliche Bedeutung für die politische Kultur 
Deutschlands besitzt. Die NS-Vergangenheit kehrt wieder in der Form von 
NS-Symbolen, in den antisemitischen Anschlägen und Parolen und in den 
Attacken auf Ausländer. Die NS-Vergangenheit wird benutzt, um die 
DDR-Vergangenheit zu »vermessen«, und die »Aufarbeitung der Vergan- 
genheit« nach 1945 wird mit derjenigen nach 1989 verglichen. Politiker 
und Intellektuelle, Journalisten und Wissenschaftler, Skinheads und 
Rechtsradikale stellen diese Verbindung her. Jugendliche benutzen die NS- 
Symbolik in einem Ausmaß, das bisher unbekannt war. Die öffentliche An- 
wendung von NS-Emblemen und die bewußte Nutzung des Nationalsozia- 
lismus in politischen Auseinandersetzungen war bisher verpönt. Wir kön- 
nen ein Bruch von Normen registrieren, die tief und fest in der Gesellschaft 
verankert schienen. 

Zweitens hat die Gewalt von Rechts nie solche Ausmaße erlangt wie in den 
letzen Jahren. Überhaupt ist die Zahl gewalttätiger Ausschreitungen seit 
1945 nie so groß gewesen wie seit 1989.2 Diese Gewalt richtet sich zudem 
gegen Personen. Das Gewaltmonopol des Staates wird gebrochen, ein Mo- 


2 Das Bundeskriminalamt meldet für das Jahr 1992 3300 Anschläge mit rechtem politi- 
schem Hintergrund. 1991 waren es 1871 (FAZ vom 6. April 1993). 
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nopol, welches nicht nur institutionell gesichert ist, sondern auch durch So- 
zialisation und durch kulturelle Vorgänge, z.B. durch die Proteste gegen 
den Golfkrieg 1991 mit ihrem pazifistischen Impetus, gestützt wird. Wir 
haben es hier mit fundamentalen Veränderungen der politischen Kultur in 
Deutschland zu tun. Wie geht die konventionelle politische Kulturfor- 
schung nun damit um? Um die spezifischen Merkmale dieser Forschung 
herauszuarbeiten, beginne ich mit einigen Zitaten aus jüngeren Uniersu- 
chungen der politischen Kultur in Deutschland. 

Das vorherrschende Paradigma der politischen Kulturforschung kommt in 
der folgenden Definition zum Ausdruck: Unter politischer Kultur wird da- 
nach die »subjektive Dimension der gesellschaftlichen Grundlagen politi- 
scher Sysieme« verstanden. Diese »umfaßt die Gesamtheit aller politisch 
relevanten individuellen Persönlichkeitsmerkmale, latente, in Einstellungen 
und Werten verankerte Prädispositionen zu politischem Handeln - auch in 
ihrer symbolhaften Ausprägung - und hieraus abgeleitetes politisches Ver- 
halten« (Berg-Schlosser 1990: 30). Dem überwiegenden Teil der politi- 
schen Kulturforschung liegt diese Definition implizit oder explizit zu- 
grunde (z.B. Almond 1980; Berg-Schlosser/Schissler 1987; Conradt 1980; 
Dalton 1989). Die Forschungsergebnisse aus Untersuchungen zur politi- 
schen Kultur in Deutschland ergeben sich praktisch zwangsläufig aus die- 
sem Paradigma. In seiner Analyse der politischen Kultur nach der Vereini- 
gung kommt Berg-Schlosser zu folgendem Schluß: 


»Inhattlich hat sich die deutsche politische Kultur in wesentlichen Aspekten westeuropäischen 
Mustern angenähert. Hieran würde auch eine - wie auch immer konkret gestaltete - Angliede- 
rung der DDR, zumal es an zugkräftigen Alternativen und Deutungsmustern fehlt, wenig än- 
dern (...) Insgesamt ergibt sich also ein vielfältiges und weiterhin dynamisches, aber auch in 
einem wertenden Sinne eher gemäßigt-optimistisches Bild der Entwicklung der Politischen 
Kultur der Bundesrepublik. Mit jüngeren 'Trübungen’ (...), wie sie potentiell auch die Republi- 
kaner und andere Erscheinungsformen der Ausländerfeindlichkeit, der Intoleranz usw. dar- 
stellen, sollte daher offensiv argumentativ umgegangen werden. Nicht durch ein stillschwei- 
gendes Eingehen auf ihre Forderung oder gar die Übernahme ihrer Parolen, sondern durch ein 
Meinungsklima, das die relative Isolierung solcher Positionen in bestimmte sozial-strukturelle 
'Ecken' und Regionen deutlich macht, läßt sich ihre Bedeutung für die Gesamtheit der Politi- 
schen Kultur gering halten« (Berg-Schlosser 1990: 45f). 


In einer etwas später veröffentlichten Untersuchung bezeichnen Weiden- 
feld und Korte (1991) die Deutschen als pragmatisch. 


»Der Prozeß der Vereinigung wird eine Generation prägen, die sich mit einer gemeinsamen 
Perspektive und kollektiver Erinnerung auf die Ereignisse im Umfeld des Einheitsprozesses 
konstituiert (...). Langfristig kann dies zur Befriedigung kollektiver Identitätsbedürfnisse bei- 
tragen; denn die Teilung war - neben dem noch lange nachwirkenden nationalsozialistischen 
Erbe - ein gewichtiges Element, das die Schwierigkeiten der Bundesrepublik markierte, sich 
selbst zu begreifen (...). Deutschland wird ein Stück weit europäische Normalität erreichen - 


3 Ich beziehe mich auf Veröffentlichungen, die die »Civic Culture«-Tradition fortführen 
und die sich mit Wertwandel beschäftigen, vgl. Almond/Verba 1963. 
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eine plural angelegte, offene nationale Identität mit legitimitätsstiftender Kraft (...). Indem die 
Nation am Ende der Teilung zur Alltäglichkeit wird, kehrt Normalität ein« (ebd: 12). 

In einer gleichzeitig veröffentlichten Untersuchung schreiben Fuchs, Klin- 
gemann und Schöbel (1991): 


»Wenn man - in Anknüpfung an das theoretische Konzept der politischen Kultur - die subjek- 
tive Einschätzung der Bürger, Einfluß auf die Politik ausüben zu können, und die Bereitschaft, 
verfügbare Handlungsformen zu dieser Einflußnahme auch einzusetzen, als Kernelemente ei- 
ner demokratischen politischen Kultur annimmt, dann kann man überraschenderweise kaum 
von einem unterschiedlichen Entwicklungsstand in Ost- und Westberlin reden (...) Bei den 
Bürgern Ostberlins - und vermutlich auch denen der ehemaligen DDR insgesamt - gibt es of- 
fenbar auch eine (...) partizipatorische Revolution, ohne daß hier wie in den westlichen Län- 
dern die entsprechenden evolutionären Prozesse stattgefunden haben« (ebd: 45f). 

Die Vergangenheit der beiden deutschen Gesellschaften taucht in diesen 
Darstellungen nur schemenhaft auf. Aus den zitierten Untersuchungen 
wäre es nicht möglich, die Ereignisse seit dem Fall der Mauer und speziell 
die Gewaltanwendung, den Rechtsradikalismus und die Bezugnahme auf 
die NS-Vergangenheit abzuleiten. Keine Spur auch von den Auseinander- 
setzungen zwischen Gruppen und Schichten, zwischen Ost- und West- 
deutschland. Wovon die Medien voll sind, darüber schweigen diese Auto- 
ren. Auch in anderen Veröffentlichungen findet man vergleichbare Argu- 
mente (Scheuch 1993, Wiegand 1993). Die Tendenz zur Normalisierung 
der Situation ist unverkennbar. 

Nun könnte man einwenden, die Autoren wollten gar nicht diese Ereignisse 
erklären. Allerdings soll die politische Kulturforschung, ihrer Definition 
entsprechend, grundlegende, für die Stabilität des politischen und im weite- 
ren Sinne des sozialen Systems entscheidende Merkmale herausarbeiten 
(vgl. dazu Pappi 1986). Ich vermute, daß die Unfähigkeit, auch nur ein we- 
nig von der Problematik der sich verändernden politischen Kultur im Zuge 
der Vereinigung zu vermitteln, in bestimmten Defiziten des Ansatzes selbst 
liegt. Bevor ich mich mit ihnen befasse und die Darstellung ins Prinzipielle 
wende, möchte ich die Frage beantworten: Ist die politische Kulturfor- 
schung, die sich direkt den oben genannten Beobachtungen widmet, eher in 
der Lage, sie zu erklären? Wie wird hier auf die NS-Vergangenheit Bezug 
genommen? Welche Erklärungen werden für Gewalt und Neonazismus ge- 
boten? Die Beantwortung dieser Fragen erlaubt es, die spezifischen Merk- 
male der politischen Kulturforschung genauer darzustellen. Ich wende 
mich deshalb einigen aktuellen Veröffentlichungen zu.* 


4 Es handelt sich um Artikel aus dem Heft 3/93 der Zeitschrift Aus Politik und Zeitge- 
schichte. Ich habe sie deshalb gewählt, weil hier Wissenschaftler zu aktuellen politischen 
Ereignissen Stellung nehmen und Ergebnisse ihrer laufenden Forschung präsentieren. Die 
dort dargestellten Ergebnisse und Theorien rechne ich zum »mainstream« soziologischer 
und politikwissenschaftlicher Forschung. 
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2.1 Die Rolle des Nationalsozialismus in den Interpretationen der politi- 
schen Kultur 


Die Bezugnahme auf den Nationalsozialismus, den wir nicht nur bei den 
Rechtsextremen, sondern in vıelen verschiedenen Kontexten, in denen es 
um die ehemalige DDR geht, finden, wird von den Autoren kaum kom- 
mentiert. Rechtsextremismus wird als ein Phänomen der Moderne betrach- 
tet (Kowalski 1993; Heitmeyer 1993). Er erwächst aus dem Kern hoch-ent- 
wickelter Industriegesellschaften. Es sind keine NS-Relikte, die sich hier 
zeigen. Rechtsextremismus ist kein spezifisch deutsches Phänomen. 


»Das Augenmerk (derjenigen, die eine Kontinuität zwischen NS und BRD nicht ausschließen, 
T.H.) wird nicht auf die heutigen Rechtsextremisten gerichtet, sondern es wird kurzschlüssig 
eine Analogie zur NS-Zeit hergestellt und behauptet, die heutigen Rechtsextremisten wollten 
das NS-Regime wieder errichten, eventuell mit Modernisierungslack (...) Die Ereignisse (Hoy- 
erswerda, Rostock, T.H:) werden als Reminiszenzen der NS-Zeit wahrgenommen« (Kowalski 
1993: 16). Es werde übersehen, »daß 'Fascho-Sprüche' noch nichts mit Rassismus und Neofa- 
schismus zu tun haben müssen, sondern gerade bei Jugendlichen oftmals einen mit Orientie- 
rungslosigkeit verbundenen verklausulierten Protest darstellen« (Kowalski 1993: 19). 
Derartige Analysen blenden in doppelter Weise den Nationalsozialismus 
aus. Erstens entsprechen die spärlichen Aussagen nicht der Relevanz, die 
der NS-Vergangenheit im Prozeß der Vereinigung zukommt. In den ver- 
schiedensten Kontexten wird ein Vergleich zwischen damals und heute 
vorgenommen. Der Nationalsozialismus dient als »Modell«, dem man sich 
in normalisierender (»So schlimm wie damals war es ın der DDR nicht«; 
»Wir ziehen heute aus der Nicht-Aufarbeitung der NS-Vergangenheit die 
richtigen Lehren«) oder dramatisierender Weise (»Die DDR war viel 
schlimmer als der NS, weil sie statt zwölf vierzig Jahre dauerte«) bedient. 
Zweitens zeigen auch die wenigen Interpretationen, die sich überhaupt der 
Frage des Nationalsozialismus widmen, ein auffälliges Muster: Die Auto- 
ren verneinen die Rolle, die der Nationalsozialismus in den politischen 
Auseinandersetzungen spielt. Die wiedergegebenen Argumente nehmen 
dem Rechtsextremismus seine kulturelle und politische Besonderheit. 

Die Wissenschaftler sind Beteiligte in den Konflikten. Sie gehören zu den 
»konkurrierenden Kräften und Mächten« (Garland), die durch ihre Deu- 
tungen »die politischen Gliederungen real und offiziell werden« lassen 
(Bourdieu). Mit ihren Deutungen ziehen sie eine Grenze zwischen der NS- 
Vergangenheit und heutigen Verhältnissen, die eine politische Funktion 
hat: die Rolle dieser Vergangenheit für null und nichtig zu erklären. 


2.2 Die Erklärung von Gewalt und Neonazismus 


Im folgenden unterscheide ıch zwischen den empirischen Ergebnissen, die 
es zu erklären gilt, den aktuellen politischen und sozialen Faktoren, die als 
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unmittelbare Ursachen genannt werden, und den psychologischen und so- 
zialen Gründen, deren Wirkung mittelbar bzw. langfristig ist. 

Betrachtet man zunächst die empirischen Befunde, dann stellt man einen 
erheblichen Anteil unter den Jugendlichen der neuen Bundesländer fest, 
der in irgendeiner Form Gewalt befürwortet oder zumindest nicht ablehnt. 
Von den 14-13jährigen Brandenburgs (Sturzbecher/Dietrich 1993) sind 
17% für ein Deutschland in den Grenzen von 1937 (40% machen keine 
Angabe). 42% befürworten die Parole »Deutschland den Deutschen, Aus- 
länder raus« (26% machen keine Angabe) und 30% den Satz »Die Auslän- 
der muß man aufklatschen und raushauen« (25% machen keine Angabe). 
In einer Untersuchung in Rostock im Frühjahr 1992, d.h. vor den Attacken 
auf die Aufnahmestelle für Asylbewerber ZAST, gaben 43% der Befragten 
an, von Gewalt gegen Asylbewerber emotional »kaum betroffen« zu sein 
(Richter/Schmidtbauer 1993). Diese Ende 1991 bzw. Anfang 1992 ermit- 
telten Ergebnissen indizieren nicht eine unmittelbare Bereitschaft, Gewalt 
anzuwenden. Man muß sie aber auf dem Hintergrund einer breit geführten 
Diskussion über Gewalt sehen. Die Gewaltlosigkeit der »friedlichen Re- 
volution« ist vielfach gelobt worden. Die Friedensbewegung protestierte 
sichtbar gegen die Beteiligung des Westens am Golfkrieg. Aus Anlaß von 
Ereignissen, in denen Gewalt gegen Ausländer angewandt worden ist, 
wurde Gewalt oft zum Thema gemacht. Gemessen daran ist die Bereit- 
schaft, Gewalt hinzunehmen, unter Jugendlichen und Erwachsenen sehr 
hoch und widerspricht der Behauptung einer verbreiteten demokratischen 
Gesinnung, die Gewalt als Mittel zur Lösung von Konflikten ausschließt. 
Die unmittelbaren Ursachen werden in der Situation in den neuen Bundes- 
ländern gesucht. Den Beitrag von Sturzbecher/Dietrich (1993) z.B. durch- 
zieht das Thema Wettbewerb. Die ostdeutschen Jugendlichen befinden sich 
danach in einer Konkurrenzsituation gegenüber den westdeutschen Ju- 
gendlichen, die beruflichen Abschlüsse der erstgenannten werden entwer- 
tet. Die Erziehungswerte im Osten - Gehorsam, Hilfsbereitschaft, Höflich- 
keit, Ordnung, Ehrgeiz - benachteiligen die ostdeutsche Jugend gegenüber 
der Westjugend, für die Selbständigkeit als oberstes Erziehungsprinzip gilt. 
Solidarität am Arbeitsplatz - ein Öst-Wert - wird durch Konkurrenz ersetzt. 
Die Ablehnung von Ausländern ist ebenfalls durch Konkurrenzangst er- 
zeugt. Die Ergebnisse der Untersuchung »stützen die Vermutung, daß nicht 
Rassismus, sondern Konkurrenzangst auf dem Arbeitsmarkt die bestim- 
mende Ursache der Auländerfeindlichkeit ist...« (Sturzbecher/Dietrich 
1993: 40). Die Autoren erklären die Tatsache, daß die Befragten Polen ne- 
gativere Persönlichkeitseigenschaften zuschreiben als Vietnamesen, mit 
der Konkurrenz, die jene auf dem Bausektor darstellen. 
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Ähnlich urteilt Kowalski. Die Wahl rechtsextremer Parteien hängt mit der 
»plötzlich massiven Zuwanderung von Ausländern oder (mit, T.H.) Pro- 
blemen im Zusammenleben mit Ausländern« (Kowalski 1993: 23) zusam- 
men. Erklärungen wie diese greifen einfach zu kurz. Die befragten 14- 
18jährigen haben in den wenigsten Fällen Erfahrung mit Polen auf dem 
Bau. Vielleicht kann ein Teil von der Erfahrung anderer berichten. Die 
Vorurteile wären dann jedoch sozial vermittelt. Desweiteren ist es keines- 
wegs ausgemacht, daß die für die ostdeutsche Jugend als typisch bezeich- 
neten Erziehungswerte auf dem Arbeitsmarkt Nachteile erbringen. Welcher 
Arbeitgeber wünschte sich nicht hilfsbereite und höfliche Mitarbeiter? Die 
Ergebnisse von Sturzbecher/Dietrich schließen zwar Rassismus als Ursa- 
che von Ausländerfeindlichkeit nicht aus.5 Aber worum es mir hier geht, ist 
folgendes: Die Darstellung legitimiert eine »klassische« Erklärung vom 
Typ »blaming the victim«. Die Ablehnung der Ausländer wird als das Er- 
gebnis individueller Erfahrung und Konkurrenz dargestellt. Da die Autoren 
individuelle Aussagen von Befragten wörtlich nehmen, anstatt sie auf die 
herrschenden politischen, ökonomischen und sozialen Interessen zu proji- 
zieren, können sie nur zu dem Schluß kommen, das Problem entstünde 
»naturwüchsig« aus dem individuellen Erleben. Demgegenüber gilt es zu 
betonen, daß gesellschaftliche Probleme soziale Konstruktionen sind. Sie 
haben eine Geschichte, und es sind soziale Akteure, die sie »herstellen« 
und formulieren. Um das Beispiel der Polen aufzugreifen: Es gibt eine lan- 
ge Tradition anti-polnischer Vorurteile, die als »Erklärung« für die Situati- 
on herangezogen werden können. In einer unveröffentlichen Studie über 
Vorurteile in der Bundesrepublik, in Frankreich und Großbritanien in den 
1950er Jahren, kommt Melvin Tumin zu dem Schluß, das Ausmaß der 
Vorurteile sei in den drei Ländern etwa gleich, nur die Objekte würden sich 
unterscheiden: in Deutschland die Polen, in Frankreich die Algerier und in 
Großbritanien die West-Inder. Ein noch früherer »Zeuge« ist Max Weber, 
der in seiner Antrittsrede von 1895 das »Polentum« mit dem »Deutschtum« 
vergleicht und in diesem Zusammenhang den Polen Eigenschaften zuweist, 
die hart an die Grenze zu Vorurteilen herankommen (Weber 1988). 

Das Muster des »blaming the victim« wird bis zu einem gewissen Grad 
von Richter/Schmidtbauer durchschaut. In ihrer Untersuchung in Rostock 
geben mehr als zwei Drittel der Befragten Konkurrenz um Arbeitsplatz und 
Wohnung als Grund für die Fremdenfeindlichkeit an. »Distanz und Feind- 
lichkeit gegenüber Asylbewerbern finden in diesem Kontext umso leichter 


5 In ihrer Untersuchung wird der Satz »Ausländer raus - Deutschland den Deutschen« 
ebenso stark bejaht (42%) wie die Vorgabe »Die Ausländer haben Schuld an der Arbeits- 
losigkeit in Deutschland« (39%). 

6 Ich verdanke den Hinweis auf Weber meinem Kollegen Gerhard Hufnagel. 
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Nahrung, je stärker der Mythos verbreitet ist, daß Asylbewerber als indivi- 
duelle Konkurrenten um Arbeit und Wohnung ernsthaft ins Gewicht fal- 
len« (Richter/Schmidtbauer 1993: 52). Die Asylbewerber könnten als (ver- 
meintliche) Konkurrenten ausgeschaltet werden durch einen Prozeß der 
Delegitimierung, der mit einer Illegalisierung einhergeht. 

Die Begriffe »Mythos«, »Delegitimierung« und »Ilegalisierung« verwei- 
sen auf komplexe politische und soziale Prozesse, die nicht auf direkte 
Konkurrenz zurückgeführt werden können. Vorurteile mögen in verschie- 
denen Regionen und sozialen Gruppen unterschiedlich verbreitet sein. Sie 
werden aber sozial relevant und auf »Opfer« fokussiert erst durch die Ak- 
tualisierung von historisch entstandenen, traditionell vermittelten und kul- 
turell gefestigten Vorstellungen. Diese Vorstellungsmuster definieren 
sowohl eine Situation als »krisenhaft« als auch die Alternativen, die zu ih- 
rer Lösung gebraucht werden sollen. Die Vorstellung vom Ausländer als 
einer Person, die dem deutschen Arbeiter die Arbeit wegnimmt und die 
auch unter den schlechtesten Bedingungen zur Arbeit bereit ist, gehört zum 
»Mythos« der sozialen Konkurrenz. Wenn dann in den verschiedensten 
Kontexten gesagt wird, Ausländer seien unerwünscht, dann delegitimiert 
dies deren Ansprüche und Forderungen. Damit kann ein Prozeß der Illega- 
lisierung einsetzen, der mit der Gesetzgebung operiert. Kollektive Vor- 
stellungen wie deren Mobilisierung sind es also, die die politische Kultur 
ausmachen. 

in seiner Analyse der psychologischen und sozialisatorischen Ursachen für 
Gewalt diagnostiziert Maaz (1993) Parallelen zwischen dem Westen und 
dem Osten. Die psychischen Wurzeln des Faschismus wurden weder dort 
noch hier beseitigt. Autoritarismus wurde im Osten politisch-administrativ 
gestützt, im Westen ökonomisch überformt: gewalttätige Unterwerfung ei- 
nerseits, manipulierte Anpassung andererseits. »Die Folgen an seelischer 
Entfremdung und innerem Mangel sind durchaus vergleichbar« (Maaz 
1993: 28). Die DDR wird als ein System gezeichnet, in dem die Menschen 
nur eine Alternative hatten: entweder sich zähneknirschend zu unterwerfen 
oder an der Macht partizipieren. Psychische Altlasten plus neue soziale 
Belastungen sind es, die im Osten eine kritische Schwelle überschritten ha- 
ben. Die Entfremdung von den eigenen Bedürfnissen wendet sich gegen 
den äußeren Fremden. 


»Wir müssen uns auch klar darüber werden, daß dieses Gewaltproblem mit den Asylbewer- 
bern zunächst überhaupt nichts zu tun hat. Wenn sie nicht wären, würden andere Anlässe und 
Sündenböcke herhalten müssen. Es ist jedoch kein Zufail, daß jetzt vor allem die Asylbewer- 
ber Opfer des Terrors werden: Sie halten uns mit ihrer Armut und Not, auch als "Wirtschafts- 
flüchtlinge' mit ihrer materiellen Begehrlichkeit, drastisch den Spiegel vor, in dem wir uns 
selbst in unserer seelischen Armut und der schon vorhandenen oder mit Recht gefürchteten so- 
zialen Not erkennen müßten« (Maaz 1993: 32). 
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Maaz bietet uns eine Theorie, ın der die traditionellen Komponenten einer 
Erklärung von Vorurteilen, wie wir sie bei Adorno et al. (1950) und Allport 
(1958) finden - autoritäre Erziehungspraktiken, die zu Rigidität und Re- 
pression führen, bzw. die »Ventilfunktion« von Minderheiten -, enthalten 
sind. Es ist eine Theorie, die in der Sozialisation ihre wichtigste Kompo- 
nente findet. Die Theorie ist nicht falsch, nur unvollständig. Indem die 
Aufmerksamkeit allein auf die Sozialisation und psychische Deformatio- 
nen gerichtet wird, verschwinden die politischen und sozialen Ursachen 
aus dem Blick. 

Heitmeyers Erklärung des Rechtsradikalismus und der gewalttätigen 
Fremdenfeindlichkeit wiederum beruht auf Annahmen über Individualisie- 
rungen sowie die Auflösung von Familie, Politik, Werten und Normen 
(Heitmeyer 1993). Diese Prozesse stoßen im Osten auf eine Gesellschaft, 
die eine innere Formierung gewohnt ist. Im Westen dagegen sind die be- 
schriebenen Desintegrationsprozesse die ureigensten Triebfedern gesell- 
schaftlicher Veränderungen. Im Resultat führt dies unter Jugendlichen zu 
Handlungsunsicherheit, zu Ohnmachis- und Vereinzelungserfahrungen und 
einer Suche nach Gewißheit, was schließlich Gewaltakzeptanz vorbereitet 
und nationale Zugehörigkeitsbestrebungen fördert. Alles zusammen löst 
Fremdenfeindlichkeit aus. 

Diese Ursachen sind so allgemein, daß alles und damit nichts erklärt wer- 
den kann. Die Benennung sozialer Probleme täuscht auch vor, der Autor 
würde »soziale« und »politische« Ursachen tatsächlich untersuchen. In sei- 
nem voluminösen Bericht über rechtsextreme Jugendliche läßt Heitmeyer 
diese ausführlich zu Wort kommen (Heitmeyer u.a. 1992). Ihre Aussagen 
werden für »bare Münze« genommen. Der Autor kann nicht umhin, seine 
Individualisierungs-These zu belegen, da sie bereits in der Methode der 
Untersuchung angelegt ist. 

In den dargestellten Interpretationen von Gewalt, Neonazismus und der 
Rolle des Nationalsozialismus herrscht eine psychologische und individua- 
listische Perspektive vor. Die Ursachen von Fremdenfeindlichkeit und Ge- 
walt werden ın Konkurrenz, in Repression und in Angst”? lokalisiert. Politi- 
sche und soziale Ursachen, vor allem das Verhalten von politischen und 
kulturellen Eliten, die Rolle historisch überlieferter, kulturell gefestigter 
und aktuell mobilisierter Feindbilder sowie die Instrumentalisierung des 
Nationalsozialismus im politischen Kampf werden nicht erwähnt. Welchen 
»Mächten und Kräften« (Garland) nutzen solche »Wahrnehmungskatego- 
rien, um die der politische Kampf geht« (Bourdieu)? Mir scheint, daß nur 


7 »Angst ist aber bereits dann real, wenn jemand sagt, daß er Angst habe. Keine Bekämp- 
fung von Fremdenfeindlichkeit, Rassismus ete. kommt ohne die Erklärung dieses Phäno- 
mens aus« (Heitmeyer 1993: 6). 
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eine Antwort möglich ist: den politisch herrschenden Gruppen und Schich- 
ten. Je geringer die Rolle von Politik und Kultur in den angebotenen wis- 
senschaftlichen Deutungen, desto individualistischer und psychologisieren- 
der die Interpretationen; je unhistorischer und von der Vergangenheit unbe- 
lastet die Erklärungen, desto geringer ist auch die Gefährdung der Legiti- 
mität der neuen politischen Herrschaftsverhältnisse. 

Die Unfähigkeit zu einer adäquaten Interpretation der Veränderung der po- 
litischen Kultur in Deutschland hat Ursachen, die im Ansatz der politischen 
Kulturforschung selbst liegen. Fünf Thesen dazu möchte ich zur Diskus- 
sion stellen. 


3, Gewalt, Rechtsradikalismus und Nationalsozialismus und die Defi- 
zite konventioneller politischer Kulturforschung 


I. These: Die konventionelle politische Kulturforschung ist ahistorisch. 
Demgegenüber gilt es, die Historizität der politischen Kultur herauszuar- 
beiten. 


Rechtsradikalismus und Gewalt, die Benutzung nationalsozialistischer 
Symbole und antisemitische Ausschreitungen kann man nicht verstehen, 
ohne die wichtigsten Repräsentanten der politischen Kultur eines Landes 
zu berücksichtigen. In Deutschland ist dies Helmut Kohl. Seitdem er Bun- 
deskanzler wurde, erhielt das Thema »Schlußstrich unter die NS-Vergan- 
genheit« eine besondere Bedeutung. Die Strategie der »Normalisierung« 
der Nachkriegszeit beginnt spätestens® mit dem Besuch des Bundeskanz- 
lers in Israel 1984 und mit dem damals kreierten Slogan von der »Gnade 
der späten Geburt« (vgl. Schwab-Trapp 1992). Hinter diesem Slogan ver- 
bargen sich nicht nur ein Interesse daran, den ganzen Ballast der NS-Zeit 
abzuschütteln, sondern auch klare wirtschaftliche Interessen. Wenn es dem 
Bundeskanzler gelänge, den Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
und Israel einen Anschein von Normalität zu geben, dann wäre die Bundes- 
republik nicht durch besondere Rücksichten auf Grund des speziellen Ver- 
hältnisses zwischen den beiden Ländern gebunden (Althoff 1992). Dann 
wäre die Bundesrepublik z.B. auch frei, Panzer nach Saudi-Arabien zu lie- 
fern - eine damals heftig diskutierte Frage. 

Das nächste herausragende Ereignis ist Bitburg 1985. Durch den geplanten 
Handschlag mit dem damaligen Präsidenten der Vereinigten Staaten, Ro- 
nald Reagan, der dann von zwei Generälen vollzogen wurde, sollte das 
Ende der Nachkriegszeit, getarnt als ohnehin längst vollzogene Versöh- 


8 Spätestens, weil sich bereits in Reden Kohls vor der Übernahme der Kanzlerschaft die 
späteren Themen nachweisen lassen. 


244 Thomas Herz 


nung, besiegelt werden. Diese Strategie wird ergänzt durch weitere sym- 
bolische Handlungen. Der Bundeskanzler hält seine Weihnachtsreden vor 
einer Bundesflagge, hierin den US-amerikanischen Präsidenten nachah- 
mend. Er spricht gerne vom Vaterland und vom Patriotismus, und verteilt 
durch die Bezeichnung »Patriot« an genehme Personen eine symbolische 
Belohnung. Die einzelnen Schritte verleihen den Veränderungen in der 
bundesrepublikanischen politischen Kultur eine Richtung. Politische und 
wirtschaftliche Interessen fließen hier zusammen, die auf Machterhaltung 
und Selbstlegitimierung einerseits, auf die Ausdehnung von Märkten in den 
neuen Bundesländern und im Rest der Welt andererseits hinauslaufen. Mit 
Hilfe dieser Strategie wird die »Definition der Situation« verändert, werden 
Normen verschoben, Prämien und Sanktionen neu definiert. 

Die Diskussion um die Änderung des Art. 16 GG sowie der Streit um die 
Einsätze der Bundeswehr »out of area« sind ebenfalls vor einem histori- 
schen Hintergrund zu sehen, der sich auf die NS-Zeit bezieht. Die Idee, das 
Grundrecht auf Asyl in das Grundgesetz aufzunehmen, kam im Bewußtsein 
der Verfolgung von Juden und Andersdenkenden nach 1933 zustande, als 
diese gezwungen waren, in andere Länder zu flüchten. Ihre Aufnahme - 
oder besser: die Schwierigkeiten ihrer Aufnahme, z.B. in Frankreich, der 
Schweiz und den USA - sollten sich für Menschen, die in die Bundesrepu- 
blik flüchteten, nicht wiederholen. Mit einer Änderung des Artikels wird 
deshalb auch ein Schlußstrich unter die NS-Vergangenheit gezogen. Die 
Einsätze der Bundeswehr, vor allem die Beteiligung an »Operationen« ım 
ehemaligen Jugoslawien, werden auch auf dem Hintergrund der Aktivität 
der Wehrmacht in Jugoslawien während des Zweiten Weltkrieges erörtert. 
In all diesen Fällen werden die Optionen für das gegenwärtige politische 
Handeln heute von Alternativen bestimmt, die durch historische und politi- 
sche Prozesse vermittelt sind. Die Auseinandersetzung über die NS-Ver- 
gangenheit erfolgt über »Wahrnehmungskategorien« (Bourdieu), die Künf- 
tiges Handeln legitimieren oder delegitimieren. Der politischen Kulturfor- 
schung fehlt dieser historische Bezug. 


2. These: Die konventionelle politische Kulturforschung individualisiert 
politische und soziale Vorgänge. Politische Kultur ist jedoch eine kollek- 
tive Erscheinung. 


Die Umfrage ist die bevorzugte Methode der politischen Kulturforschung. 
Die Veränderungen der politischen Kultur nach 1989 können jedoch nicht 
allein aus den Antworten auf Fragen in surveys erschlossen werden. Diese 
individualistische Sichtweise zeigt ihr Defizit darin, daß sie politische 
Kultur nicht als ein System von Normen und Werten auf kollektiver Ebene 
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versteht. Eine Andeutung dieses Sachverhalts findet man übrigens auch bei 
Berg-Schlosser (1990) - bezeichnenderweise dort, wo der Autor die mögli- 
chen Abweichungen vom gezeichneten Bild einer »normalen« politischen 
Kultur - sie werden normalisierend »Trübungen« genannt - erwähnt. In der 
Zusammenfassung seiner Untersuchung sind zwei Begriffe enthalten, die 
so gar nicht in die Definition der politischen Kultur passen und die damit 
einen Hinweis darauf geben, daß mit dem Begriff auch etwas anderes ver- 
standen werden könnte als individuelle Einstellungen. Die Auseinanderset- 
zung mit den Republikanern, mit Intoleranten und mit Fremdenfeindlich- 
keit, so der Autor, soll »argumentativ« erfolgen. Es soll ein »Meinungskli- 
ma« geschaffen werden, in dem rechtsextreme Einstellungen nicht gedei- 
hen können. »Argumente« und »Meinungsklima« verweisen auf Öffent- 
lichkeit; »Meinungsklima« spricht im dargestellten Kontext Sanktionswir- 
kungen an und verweist damit auf Normen. Ich würde dies als den kollekti- 
ven Aspekt der politischen Kultur bezeichnen. 

Das kollektive Element kann zunächst darin gesehen werden, daß Hand- 
lungen von Individuen und kollektiven Akteuren möglich geworden sind, 
die früher als undenkbar galten. Das Hissen der sog. Reichskriegsflagge 
durch einen bekannten Wirtschaftsführer (Karl Dersch)? und die von einem 
Staatssekretär in Bonn geplante Feier in Penemünde (Erich Riedl)!0 gehö- 
ren ebenso dazu wie die geplante Änderung des Art. 16 GG. Das Handeln 
in den genannten Fällen läßt sich nıcht allein auf individuelle Einstellungen 
oder Persönlichkeitsmerkmale, geschweige denn auf deren autonome Än- 
derung nach 1989 zurückführen. Man kann sie auch nicht in einfache Ursa- 
che-Wirkungs-Sequenzen einteilen. Die beiden erstgenannten Handlungen 
haben in erster Linie Symbolcharakter (vgl. Schwab-Trapp 1993) und sind 
insofern Ursache für andere Handlungen. Sie selbst aber sind Reaktionen 
auf eine veränderte Stimmungslage in Deutschland. 

Dies wird besonders deutlich im Fall der Asyl-Diskussion und der Ände- 
rung des Art. 16 GG. Bereits seit Jahren, seitdem die Zahlen der Asylsu- 
chenden zuzunehmen begannen, wird hierzu eine öffentliche Debatte ge- 
führt. Sie wurde durch den Wunsch nach möglichst starker Einschränkung 
der Einwanderung bestimmt, genauer: Es war von Beginn an das Ziel der 
CDU/CSU und der »Republikaner«, die Grenzen für Asylsuchende dicht 
zu machen. Durch eine systematische Propagierung dieses Ziels ist es die- 
sen Parteien gelungen, zuerst auf Landes- und kommunaler Ebene nicht 
nur die Mitglieder der eigenen Partei, sondern auch SPD-Bürgermeister 
und -Ministerpräsidenten und schließlich die Führung der SPD auf ihre 


9 Vgl. »Fälliger Abgang«, in: Die Zeit vom 4. Dezember 1992. 
10 Vgl. »Schande«, in: Die Zeit v. 2.10.1992. 
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Seite zu ziehen. So ist allmählich die Vorstellung, diese Menschen wolle 
keiner haben und sie sollien am liebsten abgeschoben werden, entstanden. 
Erinnert sei an den Wahlspot der »Republikaner« bei der Berliner Wahl 
zum Abgeordnetenhaus 1989, als zu den Bildern türkischer Gastarbeiter 
die Melodie des Films »Spiel mir das Lied vom Tod« erklang. Erinnert sei 
an die »Zählappelle«, die in Kiel und Siegen 1992 veranstaltet wurden - 
entwürdigende Darstellungen, deren symbolische und faktische Wirkung 
im umgekehrten Verhältnis zum gewünschten »Spar-Effekt« bei den Sozi- 
alausgaben stand. Die Änderung des Art. 16 GG und die vorausgehende 
Diskussion kann in ihrer Wirkung für den Rechtsradikalismus und die At- 
tacken auf Asylbewerber vermutlich nicht hoch genug eingeschätzt wer- 
den. Die methodische Individualisierung durch die politische Kulturfor- 
schung hat deutliche Konsequenzen. Sie nimmt dem Geschehen seinen so- 
ziologischen und politischen Gehalt. Eine solche »Definition der Situation« 
kann den politisch Mächtigen nur recht sein. 


3. These: Die konventionelle politische Kulturforschung ist »populistisch«. 
Es gilt, die Eliten in den Blick zu nehmen. 


Die politische Kulturforschung war immer »populistisch«. Die Einstellung 
von Wählern stand im Vordergrund des Interesses. Politische, kulturelle 
und wirtschaftliche Eliten galten immer als demokratisch und liberal 
(McClosky et al. 1960). Die Eliten mußte man daher nicht untersuchen. 

Scheuch (1993) und Wiegand (1992) z.B. weisen auf Bevölkerungsumfra- 
gen hin, die zeigen, daß ein breites Verständnis für Asylsuchende und 
Ausländer vorhanden ist.!! Woher aber kommen dann die Attacken auf 
Asylsuchende und Behinderte, woher dann die antisemitischen Ausschrei- 
tungen, die nationalsozialistische Emblematik? Die Antwort scheint mir 
auf der Hand zu liegen: Man muß die Eliten in den Blick nehmen. Die po- 
litischen und administrativen Eliten waren aktiv im Hinblick auf die Nor- 
malisierung der NS-Vergangenheit und in der Änderung des Art. 16 GG. 
Inaktiv waren sie, als es um den Schutz von Ausländern ging. Bundesin- 
nenminister Seiters sinnierte im Fernsehen zuerst über das Bild der Deut- 
schen ım Ausland, als er sıch in Rostock sehen ließ, anstatt für einen ef- 
fektiven Schutz der potentiellen Opfer zu sorgen. Den Wunsch, auch Bun- 
deskanzler Kohl bei der Beisetzung der in Mölln getöteten Frauen und 


11 Die empirischen Ergebnisse sind höchst widersprüchlich. Der Anteil der Bevölkerung, der 
es gut findet, daß Verfolgte politisches Asyl genießen, ist seit 1988 gestiegen und lag 
1992 bei 74% im Westen und 84% im Osten. Aber rd. 64% in beiden Teilen Deutschlands 
finden, man sollte nur eine begrenzte Zahl von Asylbewerbern aufnehmen. 75% (Ost und 
West) glauben, die meisten Bewerber mißbrauchten das Asylrecht; vgl. IPOS 1992. 
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Kinder zu sehen, fertigte er mit dem Wort vom »Beileidstourismus« ab. 
Auch das Verhalten von Teilen der Medien-Elite ist fragwürdig. Nach den 
Ausschreitungen von Rostock schrieb F.K. Fromme in der FAZ vom 23. 
August 1992: 


»Wird ein Anteil von fremdartigen, sich an die Sitten des Landes nicht einmal ansatzweise an- 
passenden Zuwanderern erreicht, die zudem in ihrer großen Mehrheit den Namen Asylbewer- 
ber nicht verdienen, und schafft es der Staat nicht, solche Leute nach kurzer Zeit abzuschieben 
oder besser gar nicht erst ins Land zu lassen, gibt es Eruptioncn bei einer Bevölkerung, die 
selbst innerlich Asyl suchen möchte auf einer sozialstaatlichen Insel der seligen Sicherheit«e. 
In einer Sendung von RTL im Sommer 1992, »Heißer Stuhl« betitelt, 
wurde Daniel Cohn-Bendit zum Thema Ausländer und Einwanderung mit 
einer Gruppe von rechtsradikalen Rassisten konfrontiert. Fromme und 
Kracht (der Leiter der RTL-Sendung) repräsentieren spezifische politische 
Kulturen und institutionelle Interessen - der eine die bürgerlich-konserva- 
tive Kultur, der andere die Kultur des Massenpublikums. Der eine ist be- 
müht, traditionelle Normen und Werten zu stärken, der andere versucht, die 
normativen Grenzen zu überschreiten. Aber beide tragen zur Verfestigung 
von Vorurteilen bei. 

Bourdieu (1992a: 81ff) spricht von einer »Komplizenschaft« bei der Er- 
zeugung von legitimen Wahrnehmungsweisen und Weltbildern. Keine 
Komplizenschaft ohne diejenigen, die die Sichtweisen übernehmen sollen, 
aber auch nicht ohne die »Wort-Führer« (Bourdieu), die sie prägen. Da po- 
litische Kultur öffentlich ist und kollektive Geltung besitzt, kommt es für 
die Forschung darauf an, die »Wort-Führer« in den Blick zu nehmen. 


4. These: Die konventionelle politische Kulturforschung setzt auf Evolu- 
tion. Die treibenden Kräfte in der Veränderung einer politischen Kultur 
sind jedoch Konflikte. 


Evolution ist das Paradigma der politischen Kulturforschung. Zeitweilig 
kann die politische Kultur zurückgeworfen werden. Aber da der zentrale 
Mechanismus der Vermittlung der politischen Kultur Sozialisation und 
Lernen im weitesten Sinne ist, werden sich die Einstellungen langfristig 
zum demokratischen Ideal hin entwickeln. 

Die Individualisierung von rechter Gewalt und das evolutionäre Paradigma 
haben eine gemeinsame Folge: Der Rechtsextremismus wird als ein Pro- 
blem für Sozialarbeit und Pädagogik definiert. Die Rechtsextremen suchen 
Gemeinschaft, Ordnung und straffe Führung. 


»Das erfordert von jeder denkbaren Sozialarbeit eine riesige Anstrengung« (Maaz 1993: 31). 
»Die pädagogische Arbeit mit rechtsextremen Jugendlichen steckt noch in den Kinderschuhen, 
neue Konzepte müssen erarbeitet werden« (Kowalski 1993: 25). »Sie (die Probleme der Ju- 
gendlichen im Osten, T.H.) werden sich, entsprechende Hilfen - angefangen von Jugendbe- 
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schäftigungsprogrammen bis hin zur individuellen Beratung - vorausgesetzt, mit der individu- 
ellen Entwicklung der Betroffenen lösen bzw. im geseilschaftlichen Maßstab mindern« (Sturz- 
becher/Dietrich 1993: 43). 

Die Analysen, die ich zitiert habe, enthalten bezeichnenderweise kaum et- 
was über Politik. Heitmeyer (1993) macht zwar eine Reihe wichtiger Be- 
obachtungen über Politikdefizite und über institutionell verankerte Wider- 
sprüche: z.B. über die Gewerkschaften und Kirchen, die in ihrem Handeln 
gegen Ausländerfeindlichkeit »paralysiert« sind, weil sie auf die Interessen 
ihrer Klientel - worunter sich kaum Ausländer befinden, aber viele, die 
diese loswerden wollen - Rücksicht nehmen müssen; Feststellungen wie 
diese gehören jedoch zu den Ausnahmen, sie werden nicht in die Theorie 
integriert. Kowalski (1993), der sich mit »linken Strategien« gegen den 
Rechtsextremismus beschäftigt und alle als defizitär stempelt, reitet im 
Grunde eine Attacke gegen »die« Linke. Er benutzt den Rechtsextremis- 
mus, um eine politische Schlacht zu schlagen. 

Nationalismus und Rechtsradikalismus, Gewalt und die Nutzung von NS- 
Symbolen sind Teil von Konflikten, in denen kollektive Akteure, d.h. Mit- 
glieder der Eliten, Interessen verfolgen. Sie müssen ihre Klientel mobilisie- 
ren und an sich binden. Ein wichtiges Mittel ist die Produktion von Deu- 
tungen und Situationsdefinitionen. Ihnen zu Hilfe kommen Sozialwissen- 
schaftler, auch wenn ihre Rolle oft marginal ist. Die wissenschaftliche 
Deutung von politischer Kultur ist selbst Teil einer Auseinandersetzung um 
die veränderte politische und soziale Situation. 


5. These: Die konventionelle politische Kulturforschung trägt ihren Namen 
zu unrecht, denn sie beschäftigt sich nicht mit Kultur. 


Läßt man die Veröffentlichungen Revue passieren, die zum Kern der poli- 
tischen Kulturforschung gehören, dann stellt man fest, daß der Begriff 
Kultur nie einer ernsthaften Analyse unterzogen worden ist. Er soll ver- 
mutlich bedeuten, daß es sich hierbei um schwer faßbare, undeutliche Ein- 
stellungen handelt, die nicht unbedingt dem unmittelbar politischen Be- 
reich entstammen. In dem Projekt über NS-Konflikte nach 1945 haben wir 
versucht, dem Begriff »politische Kultur« einen angemessenen Inhalt zu 
geben. »Politische Kultur« ist die Bedeutung, die man politischen »Objek- 
ten« zuweist (vgl. Geertz 1973). Nur aus dieser Perspektive heraus hat die 
Ermittlung von Einstellungen und Wahrnehmungen einen Sinn, nicht aber 
unter alleiniger Bezugnahme auf die Sozialisation. 

Die Relevanz der NS-Zeit in diesem Zusammenhang besteht heute darin, 
gegenwärtigen Ereignissen, Personen und Institutionen eine Bedeutung zu 
geben. Diese Bedeutung, oder besser: Bedeutungen sind öffentlich zu- 
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sänglich. Sie werden durch Wissenschaftler, durch Medien, durch politi- 
sche Stellungnahmen, durch Gesetzesvorhaben und durch juristische Pro- 
zesse erzeugt. Sie liefern die Argumente, die zur Interpretation der Ver- 
gangenheit genutzt werden. Akteure werden dadurch in ihrem Handeln be- 
schränkt. Nicht jegliches Argument gilt, sondern nur die »gängigen« To- 
poi. Sie üben einen »Zwang« auf die Handelnden aus - ähnlich, wie Durk- 
heim sich die Wirkung des »Kollektivbewußtseins« vorgestellt hat. 

Der entscheidende Unterschied zwischen Durkheims und unserer Auffas- 
sung ist, daß Bedeutungen strittig sind. Spezifische Interessen knüpfen sich 
an verschiedene Interpretationen. Ein durchgehender Interessenstandpunkt 
wird durch die herrschende Elite repräsentiert. Für sie gilt seit jeher, daß 
die NS-Vergangenheit überwunden ist. Nur die positive Bezugnahme zählt, 
z.B. der Hinweis auf die geleistete Wiedergutmachung oder auf die »Leh- 
ren aus der Geschichte«, die man gezogen hat. Daran knüpfen sich Prozes- 
se der Legitimation der bestehenden Ordnung. In Zeiten wirtschaftlicher 
oder sozialer Probleme werden »bewährte« Erklärungen und Argumente 
zur Deutung der Situation herangezogen. Diese Erklärungen, so mein Plä- 
doyer, sollten der Gegenstand einer ernstzunehmenden politischen Kultur- 
forschung sein. 
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Der Mythos vom faulen Ossi 
Deuisch-deutsche Vorurteile und die Erfahrungen mit der 
Marktwirtschaft in drei Ostberliner Betrieben 


»Nach der Wende hätte, wie man so schön sagt, eine Bestandsaufnahme gemacht werden 
müssen: Welches Niveau hat unsere Industrie, oder beziehungsweise die Industrie bei uns - .. 
denn nen gewissen Stand hatten wir ja auch, sonst hätten wir ja nicht so lange existieren kön- 
nen. Diesen Stand hätte man müssen - sagen wir mal - festhalten und darauf aufbauen, moder- 
nisieren, also zu höherer Produktivität führen. Aber all das ist nicht gemacht worden und mit 
einer Nonchalance. Ich möchte sogar behaupten - ich behaupte jetzt - das habe ich vor Jahres- 
frist und vor anderthalb Jahren auch schon behauptet, was jetzt auch andere behaupten, daß 
ganz bewußt nicht dieser Status Quo gehalten worden ist, daß nicht darauf aufgebaut worden 
ist, um sich ganz bewußt Konkurrenz, eventuell vorhandene und eventuell entstehende Kon- 
kurrenz, vom Halse zu schaffen und alles erst ma! auf einen Nullpunkt zu fahren, damit man 
das für Null ouvert einsacken kann. Und dann ohne groß zu investieren einen Profit machen.... 
Das tritt immer deutlicher zu Tage. Es sagen jetzt auch schon ernsthafte Leute, wie der Herr 
de Maiziere es gestern hat durchblicken lassen: das ist alles diktiert worden. Man wollte es gar 
nicht, daß man hier, sagen wir mal, hätte in echt brüderlicher Gemeinschaft das festgehalten, 
was schon vorhanden war und darauf aufgebaut. Das wäre den West- also dem Altbundesbür- 
ger und überhaupt dem ganzen Deutschland billiger gekommen, als das, was es jetzt anfängt 
zu kosten. Dem Unternehmer bringt es fette Profite, aber der ganzen Sache hätten wir viele, 
viele hundert Millionen, wenn nicht Milliarden Kosten ersparen können.«(Facharbeiter, 
Stanex, 18.4. 1991) 


Enttäuschung, das Gefühl betrogen worden zu sein und an die Westdeut- 
schen die politische Kontrolle über die ostdeutsche Wirtschaft verloren zu 
haben, sprechen aus den Worten dieses Facharbeiters aus einem der Be- 
triebe der ehemaligen DDR, die heute ernsthafte ökonomische Probleme 
haben. Seine Aussage mag sich drastisch anhören, aber sie ist nicht unge- 
wöhnlich für Meinungen, die man in den Büros und Werkstätten von ost- 
deutschen Betrieben hören Kann. Ich möchte diese Aussagen zum Aus- 
gangspunkt nehmen, um zu untersuchen, inwiefern die Vorurteile, die 
West- und Östdeutsche wechselseitig entwickelten, mit ihrer Einstellung 
zur Arbeit und den unterschiedlichen Erfahrungen des Arbeitslebens in den 
letzten vierzig Jahren zu tun haben. Auf der Basis von Material, das ich in 
drei Betrieben in Ostberlin sammeln konnte, versuchte ich nachzuvollzie- 
hen, wo die Gründe für den Optimismus lagen, mit dem die Ostdeutschen 
der Marktwirtschaft beigetreten sind. Wie haben Vorstellungen über eine 
gerechte Wirtschaft die ersten wirtschaftlichen Weichensteilungen nach 
dem Fali der Mauer beeinflußt? Wie könnte die Konfrontation von zwei 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 9], 23. Jg. 1993, Nr. 2, 251-268 


252 Birgit Müller 


gegensätzlichen Arbeitskulturen von einem Problem zu einen kreativen 
Prozeß werden? 

Nach dem Fall der Mauer hatten viele Ostdeutsche große Hoffnungen in 
die westdeutsche soziale Marktwirtschaft gesetzt. Sie war von vielen wäh- 
rend der vierzig Jahre der Trennung als ein Wirtschaftssystem idealisiert 
worden. Auf der anderen Seite der Mauer hatten die Westdeutschen die 
Unterschiede zu der ostdeutschen Gesellschaft ausschließlich mit west- 
deutschen Kriterien gemessen und beurteilt und waren davon ausgegangen, 
daß sich die ostdeutsche Wirtschaft dank der selbstheilenden Kräfte des 
Marktes schon der westdeutschen anpassen würde. 

Der Kollaps der ostdeutschen Wirtschaft, vor allem seit dem 1. Juli 1990, 
der Bankrott von tausenden von Betrieben und die Massenarbeitslosigkeit 
überraschten die meisten Ostdeutschen, untergruben ihr Selbstbild und die 
Vorstellungen, die sie sich von ihrer Umwelt gemacht hatten. Mit ihren Ar- 
beitsplätzen verloren sie auch komplexe gesellschaftliche Rollen, die ihnen 
von der offiziellen realsozialistischen Politik zugeteilt worden waren. Die, 
die in den Betrieben bleiben konnten, mußten an ihrem Arbeitsplatz - mehr 
als in jedem anderen Bereich ihres Lebens - ihren gewohnten Lebensrhyth- 
mus, ihre Autoritätsbeziehungen und ihr Verhältnis zu Kollegen und Ge- 
schäftspartnern in Frage stellen. 

Gleichzeitig wurden hohe Anforderungen an ihre Leistungsbereitschaft ge- 
stellt, ohne daß ihnen dafür im Gegenzug ihr Arbeitsplatz sicher gewesen 
wäre und sie mehr verdient hätten. Sie begannen daher, sich zunehmend im 
Gegensatz zu dem Bild zu definieren, das sie sich von den Westdeutschen 
im allgemeinen machten. Anschuldigungen gegen die Westdeutschen dien- 
ten manchmal auch als Rechtfertigung für die eigenen Probleme. Der ost- 
westdeutsche Dialog wurde immer emotionaler und vorurteilsgeladener. 
Am Ende des Jahres 1990 charakterisierten viele Ostdeutsche, mit denen 
ich innerhalb und außerhalb der Fabriken sprach, die Westdeutschen als so- 
zıal isoliert, besessen von ihrer Arbeit, unfähig zu teilen und als gleichgül- 
tig gegenüber den Entwicklungen in der ehemaligen DDR. 

Das Bild vom Westen wurde Teil von dem, was Sabel (1982) die »Welt- 
sicht« der Ostdeutschen nennen würde. Weltsichten, wie er sie definiert, 
sind sowohl normativ als auch explikativ. Sie sind nicht nur Modelle der 
Welt, sondern auch für die Welt (Sabel 1982, 14). Die Beziehung zwischen 
Weltsicht und sozialer Realität ist analog zu der Beziehung zwischen Theo- 
rie und Praxis. Weltsichten und Theorien müssen beide ihre Nützlichkeit in 
der Praxis beweisen. So enthält jede Weltsicht, wie jede interessante Theo- 
rie, einen Anteil von objektiver Wahrheit über die soziale Arbeitsteilung 
oder die Sozialstruktur, auf die sie sich bezieht. Aber dies bedeutet weder, 
daß eine Weltsicht die ganze Wahrheit über die Welt darstellen würde, 
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noch daß nur eine Weltsicht einer gegebenen Situation angemessen wäre 
(ebd.,12). 

Das Bild vom Westen hatte die alte politische Weltkarte des »Schwarzen 
Kanals« des DDR-Fernsehens als Hintergrund. Das neu/alte negative Bild 
vom Westen war nicht realistischer als das vorangegangene extrem positi- 
ve Bild. Eine Ideologie kam wieder zum Vorschein, an die niemand, noch 
nicht einmal die herbsten Kritiker des kapitalistischen Modells bruchlos 
geglaubt hatten. Sie diente weniger dazu, die westdeutsche Realität zu er- 
klären und zu verstehen, sondern sie bezog sich auf die ostdeutsche Realıi- 
tät. Sie entsprach der besonderen Erfahrung einer Gesellschaft, die von der 
Illusion erwachte, ihr Schicksal in die eigenen Hände zu nehmen, und die 
sich stattdessen an die Rahmenbedingungen einer bestehenden anderen So- 
zialordnung anzupassen hatte. 

Die raschen Veränderungen im Bild des Westens und die politischen und 
wirtschaftlichen Entwicklungen hatten entscheidende Auswirkungen auf 
meine Feldforschung in Ostberliner Betrieben. Im Frühling und Sommer 
1990 schien mein Interesse als westliche Anthropologin dem Bedürfnis der 
Beschäftigten entgegenzukommen, sich selbst zu erklären und ihr Selbst- 
bild in den Kommentaren und Reaktionen eines Westlers gespiegelt zu se- 
hen. Nach der Vereinigung im Herbst 1990 war ich nützlich als Mittlerin 
und Übersetzerin der Regeln und Gesetze der Bundesrepublik Deutschland. 
Sie nahmen mich als Repräsentantin und Sprecherin für die westdeutsche 
Kultur an, die sie noch kaum aus eigener Anschauung kannten, betonten 
ihre Eigenheiten und setzten sich von dem ab, was sie als westdeutsches 
Vorurteil betrachteten. Im Frühling 1991 wurde ich schließlich der Wessi, 
der nicht ganz so schlimm ist wie die anderen, und noch im Frühjahr 1993, 
während ich diese Zeilen schreibe, muß ich immer wieder neu zu den halb 
ernsthaften, halb scherzhaften Sprüchen Stellung nehmen, daß ich für die 
Werksleitung spioniere. 

Als ich meine Feldforschungen im Mai 1990 begann, war ich erstaunt über 
die Offenheit und Neugierde meiner Gesprächspartner im Ministerium für 
Leichtmaschinenbau der DDR, die die Kontakte zu den Direktoren von 
zwei ehemaligen volkseigenen Betrieben ermöglichten. Ein dritter Betrieb 
kam im Sommer 1991 hinzu, als die beiden ersten mangels westlichen 
Käuferinteresses bankrott zu gehen drohten. Um die dort arbeitenden Men- 
schen kennenzulernen, suchte ich in den drei Betrieben jeweils eine Ab- 
teilung mit nicht mehr als 100 Mitarbeitern in Verwaltung und Produktion 
aus. Diese drei Abteilungen stellten Güter her, die in der DDR-Wirtschaft 
höchst begehrt gewesen waren und die es in ihrer Qualität durchaus mit 
westlichen Gütern aufnehmen konnten. 
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in dem ersten Betrieb, Sranex, der im Juli 1990 noch 2000 Beschäftigte 
hatte, untersuchte ich einen Betriebsteil mit 100 Mitarbeitern und einer ei- 
genen Verwaltungsstruktur, der Fertigungsautomaten herstellt und schon 
zu Zeiten der Planwirtschaft fast wie ein eigenständiger Betrieb innerhalb 
des VEB funktionierte. Er war in den sechziger Jahren aus einem For- 
schungsinstitut hervorgegangen, das sich mit der Entwicklung von Ratio- 
nalisierungtechniken - das sind Vorrichtungen und Maschinen zur Rationa- 
lisierung der Fertigung - beschäftigte. Im Juni 1991 wurde der Gesamtbe- 
trieb Sranex von einer Immobilienfirma unter der Auflage gekauft, 250 Be- 
schäftigte von den 2000 weiterzubeschäftigen. Der Käufer ermunterte sei- 
nerseits die Direktoren der Betriebsteile, sich mit ihren Bereichen auszu- 
gründen und die Beschäftigten zu übernehmen. Der von mir untersuchte 
Bereich wurde eine eigene GmbH, in der noch 62 Leute arbeiten. Diese ge- 
hört jetzt dem ehemaligen Direktor, der von der Immobilienfirma Produk- 
tionsflächen und Maschinen mietet. 

Der zweite Betrieb, Taghell, entstand aus einem Famihenbetrieb, der, bis er 
1972 in einen VEB umgewandelt wurde, alle Phasen der schleichenden 
Verstaatlichung durchlaufen hatte. Bis 1989 waren die dort gefertigten 
Messingleuchten, obwohl sie sehr teuer waren, ein gefragtes Konsumgut, 
an das der Normalbürger zu DDR-Zeiten jedoch kaum herankam. Nach ei- 
ner Phase des extremen Auftragsrückgangs erhielt der Betrieb 1990 durch 
einen alten Kunden Aufträge, die er aber auf Grund von Organisations- 
schwierigkeiten und einem Personalabbau von 110 auf 60 Personen kaum 
bewältigen konnte. Der Geschäftsführer und ehemalige Betriebsdirektor 
hatte die Anteile der ehemaligen Eignerin erworben und versuchte nun, die 
wertvolle Immobilie, auf der der Betrieb stand, in seine Hand zu bekom- 
men und die Produktion so weit wie möglich zu reduzieren. Er zerstörte 
damit die wirtschaftliche Grundlage des Betriebs so vollständig, daß dieser 
im September 1992 von der Treuhand in die Liquidation geschickt wurde. 
Die Forschung in dem dritten Betrieb, Hochhinauf, einer Aufzugsfirma, die 
1990 von einer Westfirma übernommen wurde, begann im August 1991. 
Die strukturellen Veränderungen und der Personalabbau von 1000 auf 500 
Beschäftigte wurde von der Käuferfirma vorgenommen, und auch für die 
Vermarktung wurden westliche Manager eingesetzt. In der Produktion 
blieb die Leitung bei verändertem Produktionsprofil zunächst weitgehend 
gleich. Die Auftragslage verbesserte sich 1991 zunehmend, aber die Ferti- 
gung konnte die verschärften Produktivitäts- und Preisvorgaben kaum be- 
wältigen. Umfassende Neuinvestitionen in Produktionsmaschinen und in 
Fertigungs- und Verwaltungsgebäude wurden 1992 in Angriff genommen. 
Seit Januar 1993 wurde mit dem Transfer einer Produktionsabteilung von 
West- nach Ostberlin die Arbeitsorganisation umfassend umgestaltet. 
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Regelmäßige Anwesenheit in den ersten beiden Betrieben seit Mai 1990 
und in dem dritten seit August 1991 erlaubte es mir, die Erklärungen und 
Kommentare der Beschäftigten mit den ablaufenden Transformationen in 
Verbindung zu bringen. Über einen Zeitraum von nun drei Jahren begleite- 
te ich Arbeiter und Angestellte bei ihrer Arbeit. Die ethnologische Metho- 
de der teilnehmenden Beobachtung erlaubte es, durch die Beobachtungen 
des Arbeitsablaufs, die ständige Anwesenheit auch in Momenten von Span- 
nungen und Konflikten, die Teilnahme an Geburtstagsfeiern, Arbeitsbe- 
sprechungen und Belegschaftsversammlungen, die Erzählungen und Erläu- 
terungen der Arbeitenden in Bezug zu ihrem Handeln zu setzen und die 
Selbstdarstellungen mit den Beurteilungen durch Andere zu konfrontieren. 
Um die Reaktionen auf die Transformationsprozesse zu verstehen, ver- 
suchte ich, die Ideologie und das Funktionieren der Planwirtschaft inner- 
halb des Betriebs zu rekonstruieren. Ich mußte dabei feststellen, daß die 
Beschäftigten die Vergangenheit schon in einer Weise interpretierten, die 
ihrem Selbstbild für die Zukunft entsprach. Der sozialistische Wettbewerb, 
an dem fast jede Brigade noch bis 1989 teilgenommen hatte, wurde als 
völliger Blödsinn und als ganz und gar unwichtig hingestellt. Schriftliche 
Quellen, wie Brigadetagebücher, Protokolle von Partei und Gewerk- 
schaftsversammlungen wurden zu wertvollen Gedächtnisstützen, wenn ich 
nach den Aspekten des realsozialistischen Alltags fragte, die am leichtesten 
vergessen wurden. Der bester Weg, um die Veränderungen am Arbeitsplatz 
zu ergründen, war es, sich den gesamten Arbeiisiags lang an einem be- 
stimmten Arbeitsplatz aufzuhalten. Dort erklärten mir die Arbeitenden ge- 
wöhnlich ihre Verrichtungen, traten in Interaktion mit Vorgesetzten und 
Kollegen, forderten Material und Werkzeuge an, monierten und/oder beho- 
ben Fehler und Versäumnisse von direkten Kollegen und anderen Abtei- 
lungen, erzählten Anekdoten aus dem Betriebsleben zu DDR-Zeiten, er- 
läuterten mir ihre politischen Einstellungen vor und nach der Wende und 
ihre politischen Einschätzungen zum Stand der deutschen Vereinigung, be- 
richteten über aktuelle Probleme im Betrieb oder in der Familie, kommen- 
tierten die Auftragssituation und die Anforderungen des gerade von ihnen 
bearbeiteten Auftrags, analysierten die Betriebspolitik der Geschäftsfüh- 
rung usw.. 


i. Der Marktwahn 


Der Produzent war König in der Planwirtschaft. Trotz verschiedener Ver- 
suche in den siebziger Jahren, sich den Wünschen der Konsumenten ver- 
stärkt anzupassen, blieb die Planwirtschaft bis zum Schluß über einen Pro- 
duktionsplan definiert, der nach politischen Zielsetzungen erstellt wurde 
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und sich nur an zweiter Stelle nach den Wünschen der Konsumenten rich- 
tete. Obwohl die Staatsbetriebe in der DDR auch über Kosten von Mate- 
rial, Arbeitskräften und von Gemeinkosten Buch führten, waren die Preise, 
die den Konsumenten in Rechnung gestellt wurden und die in der Planab- 
rechnung zählten, nicht einfach von den Produktionskosten abgeleitet, noch 
waren sie Marktpreise. Sie waren in gewisser Weise politische Preise. Der 
Industrieabgabepreis, mit dem die Betriebe in der Planabrechnung kalku- 
lierten, bestand aus dem Betriebspreis und einer Produktionsabgabe, einer 
Art Luxussteuer, die von einer externen Preiskommission festgelegt und di- 
rekt vom Staat bezogen wurde. Auch wenn ein Betrieb für das nichtsoziali- 
stische Ausland produzierte, konnte er das Vier- bis Fünffache des In- 
landspreises des gleichen Produkts in seine Planabrechnung schreiben. Vor 
dem Fall der Mauer hatte Taghell zum Beispiel drei Arten von Kunden: die 
iniändischen Konsumenten, die Kunden aus dem nicht-sozualistischen 
Ausland und die Spezialaufträge von Regierungsinstitutionen und Partei- 
mitgliedern. Die Lampentypen für den inländischen Gebrauch richteten 
sich nicht nach dem Geschmack oder der Nachfrage der ostdeutschen Kon- 
sumenten, sondern nach dem vorsichtigen Ausbalancieren der finanziellen 
Planverpflichtung und der Verpflichtung, die richtige Menge zu produzie- 
ren. Die finanziellen Verpflichtungen waren am leichtesten dadurch zu er- 
füllen, daß eine relativ kleine Menge von sehr teuren Gütern, belegt mit ei- 
ner hohen Luxussteuer, produziert wurden, wie zum Beispiel Messing- 
armleuchter. Um die vorgeschriebene Menge zu erreichen, wurden diese 
dann durch große Serien von Lampen ergänzt, die man mit wenig Aufwand 
fertigen konnte, wie zum Beispiel einfache Blechlampen. Für eine schwe- 
dische Firma hatte der Betrieb elegante Messingleuchter entworfen und 
produziert, die auch ın westdeutschen und westeuropäischen Kaufhäusern 
angeboten wurden. Für den Export der Lampen nach Schweden wurden 
dem Betrieb von der staatlichen Außenhandelsgesellschaft große Summen 
für die Planerfüllung gutgeschrieben. 

Die Partei- und Regierungsinstitutionen bestellten außerhalb des Plans 
Lampen für Prestigeobjekte, wie Luxushotels, Ministerien und Gästehäuser 
der Partei. Die Beschäftigten schätzten diese Sonderaufträge sehr, denn sie 
erhielten dafür eine besondere Bezahlung und wurden ohne Probleme mit 
allem nötigen Material versorgt. Der für diese Spezialaufträge einst zu- 
ständige Abteilungsleiter erklärte mir, immer ein gern gesehener Gast in 
den von ihm belieferten Hotels gewesen zu sein. 

Jeder Betrieb mußte selbst mit der Mangelwirtschaft zurechtkommen, in- 
nerhalb des Betriebes durch Horten und Sparen und nach außen durch 
Tausch mit anderen Betrieben und durch die Aktivierung persönlicher 
Netzwerke. In den Kanälen der grauen Ökonomie bestimmte sich der 
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»Wert« des Produktes nach seiner Bedeutung als Investitionsgut oder nach 
seine Beliebtheit als Konsumgut. Dementsprechend waren die Tauschpart- 
ner bereit, sich Mühe zu geben. 

In der Planwirtschaft gab es drei Formen der Verteilung: die offiziell ge- 
plante Verteilung, die nutzlos war für die Feinabstimmung; die politisch- 
bürokratische Verteilung, die auf persönlichen Beziehungen entlang der 
Parteilinien basierte; schließlich die pragmatische Redistribution, die den 
direkten Tausch von dringend benötigten Investitions- und Konsumgütern 
zwischen Firmen und Individuen umfaßte. Ein wirtschaftliches Verhalten, 
das dem der Marktlogik nahegekommen wäre, war nicht erforderlich, auch 
nicht ın den beiden informellen Wegen, sich Güter zu beschaffen oder sie 
zu verteilen. 

Der Fali der Mauer schaffte zunächst ein Vakuum in der Verantwortung 
für die Verteilung und Kommerzialisierung von Gütern. Die staatlichen 
Vermarktungsorganisationen hörten auf zu funktionieren oder vertrieben 
hauptsächlich Westprodukte. Die Manager der DDR-Betriebe waren plötz- 
lich mit der Aufgabe konfrontiert, ihre Produktion auch zu vermarkten. In 
Betrieben wie Taghell, die einen soliden westlichen Geschäftspartner hat- 
ten, und in Bereichen wie bei Sfanex, in denen ein begehrtes Investitions- 
gut produziert wurde und die in der DDR-Wirtschaft sehr erfolgreich ge- 
wesen waren, gab es vorsichtigen Optimismus. Die Manager erklärten, daß 
sie froh über das Verschwinden der schwerfälligen Staatsbürokratie wären 
und daß sie nun in der Lage sein würden, ihre wahren Fähigkeiten unter 
Beweis zu stellen. 


»Und da haben wir mit unseren 10 Millionen 2,5 oder 3 Millionen an Gewinn reingebracht 
und da hat auch der Leiter einen großen Anteil mit dran, durch seine Arbeit in der Projektie- 
rung, Konstruktion, auch zu uns hin usw., daß wir immer versucht haben, dieses eine Produkt, 
diese Maschine immer mehr zu systematisieren. Und damit werd ich natürlich immer billiger, 
ist doch ganz klar! .... Damit, glaub ich, waren wir auch ein bißchen vorbildlich - in unserem 
Betrieb vor allen Dingen, und auch gar nicht schlecht im allgemeinen in der alten DDR Wirt- 
schaft, indem wir dieses Prinzip durchbrachten und damit ökonomischer wurden. Und wir 
hätten uns - wenn die Bedingungen damals marktwirtschaftliche gewesen wären - wir hätten 
uns da eigentlich auch behaupten können.« (Produktionsvorbereitung, Stanex, 7.5.1991) 

Der Leiter der Produktionsvorbereitung von Stanex hob die Effizienz und 
die Rationalisierungserfolge des Bereichs Montageautomaten zu DDR-Zei- 
ten hervor und folgerte daraus, daß er erfolgreich in der Marktwirtschaft 
hätte wirtschaften können. Er beurteilte die ökonomische Leistungsfähig- 
keit jedoch mit Zahlen aus der Planabrechnung und maß sie somit an einer 
weitgehend fiktiven Größe, die für die Marktwirtschaft keinerlei Aussage- 
kraft besaß. Nicht nur DDR-Betriebe sondern auch westliche Investoren 


überschätzten so die Chancen der Betriebe in der Marktwirtschaft. 
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Bis April 1990 lebten die meisten DDR-Betriebe in der Illusion, daß sie für 
die nächsten beiden Jahre gefüllte Auftragsbücher hätten. Mit dem Näher- 
rücken der Währungsreform vom 1. Juli 1990 begannen die Befürchtungen 
zu wachsen, daß ihr Produktionsniveau nicht mit dem von westlichen Fir- 
men konkurrieren könnte. Um sich für die Marktwirtschaft vorzubereiten, 
begannen die Leiter vor allem die Schwächen ihrer Betriebe zu verbessern, 
die sie bisher vor den Kontrollinstanzen der Planwirtschaft verborgen hat- 
ten: die niedrige Produktivität und die variable Qualität des Produktes. Sie 
schätzten ihre Chancen in der Marktwirtschaft auf der Grundlage der Pro- 
bleme ein, die sie in der Planwirtschaft gehabt hatten, und fuhren fort, den 
Schwerpunkt ihrer Geschäftspolitik auf die Restrukturierung der Produk- 
tion zu legen. 

Zwei von den drei Geschäftsführungen zogen es vor, die Produktion ohne 
die Intervention eines westlichen Geschäftspartners zu reformieren. Als der 
schwedische Großkunde von Taghell im Frühjahr 1990 eine Fusion vor- 
schlug, weigerte sich der Geschäftsführer, in diese Art der engen Koopera- 
tion einzutreten, die seine Macht und seine Kontrolle über den Betrieb un- 
tergraben könnte. Der Geschäftsführer von Stanex reagierte ähnlich, als 
1990 mögliche Käufer begannen, den Betrieb zu besuchen. Obwohl eine 
Fusion oder ein Kauf die wirtschaftliche Situation des Betriebes möglicher- 
weise verbessert hätte, so hätte er doch den Einfluß der Manager erheblich 
eingeschränkt, die 1990 noch in einem Machtvakuum operieren konnten, 
das kleinen und mittleren Betrieben von der Treuhand gelassen worden 
war. Durch die Ausnutzung von Treuhand-Krediten und durch die Mög- 
lichkeit Kurzarbeit anzumelden, standen die beiden Betriebe bıs Ende 1990 
unter relativ geringem finanziellen Druck. Die Finanzen des untersuchten 
Bereichs von $Stanex wurden von der Buchhaltung der Mutterfirma mitver- 
waltet, die im Laufe des Jahres 1991 langsam bankrott ging und deren 
Schulden im Sommer 1992 beim Verkauf an eine Immobilienfirma von der 
Treuhand übernommen wurden. Taghell lebte von Krediten der Treuhand- 
anstalt, die der Betrieb nicht zurückzahlen konnte. Nur die dritte Firma 
Hochhinauf trat schon ab November 1989 in enge Kooperation mit drei 
westlichen Partnern, von denen einer die Firma später übernahm. 

Als viele Konsumenten in Ostdeutschland nach dem 1. Juli 1990 plötzlich 
die DDR-Produkte ablehnten, die sie in der Vergangenheit so hoch ge- 
schätzt hatten, traf das viele Produzenten wie ein Schock. Die Geschäfts- 
führer von Lampengeschäften, die früher Taghell angefleht hatten, ihnen 
Lampen zu verkaufen, weigerten sich nun, noch etwas von ihnen zu bezie- 
hen. »Die Leute in der Vertriebsabteilung werden so für die Arroganz be- 
straft, die sie früher an den Tag gelegt haben«, meinte ein Mitarbeiter dazu. 
Hochhinauf, das von einer amerikanischen Firma vor allem wegen seiner 
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Serviceverträge übernommen worden war, verlor im Sommer 1990 40% 
der Wartungsverträge an konkurrierende Firmen, weil sich die Kunden an 
den schlechten Service erinnerten, der ihnen geboten worden war, als die 
Firma noch das Monopol für Personenaufzüge in der DDR besaß. Es bleibt 
unklar, wie die alten Kunden von Stanex reagiert hätten, wenn sie neue 
Rundschalttischautomaten gebraucht hätten. Zu Zeiten der Planwirtschaft 
hatte Stanex ihnen jeglichen Service für Reparaturen und Ersatzteile ver- 
weigert und ihnen stattdessen die technischen Zeichnungen der Automaten 
gegeben, die sie dann selbst reparieren mußten. Wie dem auch sei, die ost- 
deutsche elektrische und elektronische Industrie, ihr Hauptkunde, hatte seit 
Mai 1990 fast alle Bestellungen storniert und war seit dem Sommer 1990 
in einer so kritischen Lage, das sie nicht an Investitionen denken konnte. 
Nicht nur die Reaktion der ostdeutschen Kunden, sondern auch die Einfüh- 
rung von Produkten auf dem westdeutschen Markt bereitete dem Manage- 
ment und den Angestellten von Taghell und Stanex Probleme, die nicht nur 
rein wirtschaftlicher Natur waren. Die Entwicklung einer Marketingstrate- 
gie und das Herstellen erster Kontakte mit möglichen westlichen Kunden, 
die von den Angestellten der Vertriebsabteilung vorangetrieben wurden, 
wurden vom Management immer wieder an zweite Stelle gesetzt. Noch im 
Sommer 1990, nach der Währungsreform, verbat der Direktor des von mir 
untersuchten Bereiches von Stanex den Angestellten der Vertriebsabtei- 
lung, die Namen von potentiellen Kunden bei der Westberliner Industrie- 
und Handelskammer nachzuschlagen. Er hing noch an der alten politischen 
Aufteilung der Welt und wollte sein Produkt nur Kunden in Ostdeutschland 
und in Osteuropa zugute kommen lassen. 


»Da hat sich der Doktor kraft seiner Wassersuppe durchgesetzt und hat uns... naja indirekt 
vergewaltigt, daß wir eben die ehemaligen DDR-Betriebe aufsuchen. Aber zu dem damaligen 
Zeitpunkt... uns allen war im Prinzip klar, da kann nichts rauskommen, daß das (der ökonomi- 
sche Zusammenbruch B.M.) jetzt praktisch die Runde machen würde.... da sind wir teilweise 
richtig am verschlossenen Betriebstor gewesen, wo 'ne Kette rumgelegt war und es nicht mal 
mehr einen Pförtner gab.« (Projektierungsleiter Stanex 2.5.1991) 

Als sich seine Hoffnungen auf den osteuropäischen Wirtschaftsraum völlig 
zerschlagen hatten und er keine Kunden bekam, stimmte der Direktor im 
Herbst 1990 zu, Briefe an potentielle Kunden im Westen zu schicken und 
ihnen sein Produkt vorzustellen. Die Briefe waren jedoch immer noch im 
alten Befehlston geschrieben, den sich die Produzenten in den alten Tagen 
der DDR gegenüber den Konsumenten erlauben konnten. Dennoch erhielt 
er einige interessierte Anfragen, aber nur eine von ihnen führte schließlich 
zur Bestellung eines Rundschalttischautomaten. Erst im Frühling 1991 
mobilisierte er alle Ingenieure, die er entbehren konnte, um mögliche Kun- 
den in Westdeutschland aufzusuchen. Sie wurden nach Angeboten gefragt, 
aber kein definitiver Auftrag folgte. Im Sommer 1991, als schon 80% der 
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Belegschaft auf Kurzarbeit war und der Direktor der Besitzer des Unter- 
nehmens geworden war, akzeptierte er schließlich, auch kleinere und an- 
dersartige Aufträge anzunehmen. Die Beziehungen zwischen ostdeutschen 
Produzenten und westdeutschen Konsumenten hatten sich inzwischen radi- 
kal gewandelt, seit der erste Enthusiasmus über die deutsche Vereinigung 
verflogen war. 


»Am Anfang war eigentlich ein relativ gutes Gefühl, war der ganze Trend positiv... als wir 
dort Interessenten aufgesucht haben, die waren höflich und korrekt gewesen... so '90. Waren 
alle cher angetan. Man hat gemerkt, da war noch ein bißchen diese Euphorie dagewesen. Man 
hat uns Mut gemacht: 'Na klar, das schaffen wir schon gemeinsam.’ Aber schon im Dezember 
rum fing der Trend an, so langsam umzuschlagen. Daß man vielleicht doch schon erkannt hat, 
daß man, daß wir in gewissem Sinne eine Konkurrenz darstellen können, daß wir vielleicht 
doch was können und nachher nicht bloß als, naja weiß ich nicht,... Almosenempfänger daste- 
hen an der Stelle. Und jetzt ist der Trend eigentlich, naja teilweise schon so, daß man fast das 
Gefühl hat, es wird einem ein bißchen feindlich begegnet... Es ist sogar schon aufgetreten, als 
wir zu Partnern hingekommen sind, daß die gesagt haben, wir sollen sie nicht stören, sie müs- 
sen ja für uns mitarbeiten. Wir wollen ja doch bloß höhere Löhne und Gehälter haben, arbeiten 
wollen wir nicht und so.. 'Macht mal ein bißchen schnell. Ihr stört uns bloß bei der Arbeit«. 
(Projektierungsleiter Stanex 2.5.1991) 

Der Verkäufer nahm die Weigerung, bei ihm etwas zu kaufen, als eine per- 
sönliche Ablehnung durch seine westdeutschen Geschäftspartner wahr. Die 
ost-westdeutschen Vorurteile beeinflußten die Interpretation der Verkaufs- 
situation. Der ostdeutsche Verkäufer hatte das Gefühl, daß er sich gegen 
das Bild eines Almosenempfängers zur Wehr setzen mußte oder, wie ein 
anderer Verkäufer meinte, gegen das eines Bettlers. Er setzte aber gleich- 
zeitig voraus, daß ihn der westdeutsche Käufer als möglichen ostdeutschen 
Konkurrenten fürchtete und deshalb ablehnte. Indem er auf die Verkaufssi- 
tuation den Verdacht projizierte, daß Westdeutsche absichtlich Ostdeutsche 
in der Stellung von zweitklassigen Bürgern halten wollen, fühlte er sich 
wie ein unerwünschter Konkurrent, obwohl sein Betrieb in keiner Weise 
mit dem des potentiellen Kunden konkurrierte. 

Die Aussagen verschiedener Verkäufer stimmten darin überein, daß die 
ostdeutschen Hersteller während der ersten Monate nach dem Fall der 
Mauer mit dem psychologischen Vorteil der Neugierde und des emotiona- 
len Engagements ihrer westdeutschen Geschäftspartner rechnen konnten. 
Dieser Effekt verschwand, als die Kosten und Problerne der Vereinigung 
immer klarer wurden und als die Blüte der ostdeutschen Wirtschaft immer 
mehr in die ferne Zukunft rückte. 

Offenbar existierte ein Widerspruch zwischen der Wahrnehmung und der 
Realität des Marktes. Am Anfang schienen die Beschäftigten der von mir 
untersuchten Betriebe der Auffassung gewesen zu sein, daß der Markt wie 
ein hartes, aber doch faires System funktioniere, welches die Fähigen und 
Hartarbeitenden belohnt und die Fauien und Nachlässigen bestraft. Die jet- 
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zige Desillusionierung rührt wohl daher, daß der ehrliche Produzent nicht 
unbedingt am Markt erfolgreich ist, daß er vielmehr häufig von einem 
Konkurrenten mit einer gefälligen Marketing-Strategie, auch wenn diese 
kaum durch die Qualität des Produkts gerechtfertigt ist, ausgestochen wird. 


2. Der Mythos vom faulen Össi 


Ein Standardelement der westlichen Vorurteile sozialistischen Wirtschafts- 
systemen gegenüber war, daß ein Mangel an Arbeitsdisziplin in den Be- 
trieben die natürliche Faulheit der Arbeiter beförderte und daß Faulheit nun 
bei ostdeutschen Arbeitern Gewohnheit geworden sei. Als ich jedoch 1991 
und 1992 Arbeiter und Angestellte in ostdeutschen Betrieben interviewte, 
unterstrichen diese gerade die Qualitäten, die sie nach westdeutschem Vor- 
urteil nicht haben sollten: Sorgfalt, Disziplin und Eigeninitiative. Die 
Frauen in der Moniageabieilung von Taghell zum Beispiel bestanden dar- 
auf, daß sie die von ihnen montierten Leuchter mit größter Sorgfalt prüften. 
Die Meister bei Stanex hoben ihren Witz und ihre Autorität über die Ar- 
beiter hervor, während die Arbeiter in der selben Abteilung ihre Fähigkeit 
betonten, unabhängig vom Meister zu produzieren und sich auf ihre eigene 
Schläue und Fertigkeiten zu verlassen. Die Arbeiter von Hochhinauf be- 
tonten 1991, daß sie ihr Bestes gaben und verdächtigten das westliche Ma- 
nagement, sie bis zur äußersten Grenze ihrer Leistungsfähigkeit treiben zu 
wollen. Wie sind diese Unterschiede in der Wahrnehmung zu erklären? 

Die Arbeitsorganisation in der Planwirtschaft ähnelte der von E.P. Thomp- 
son für vorindustrielle Gesellschaften beschriebenen aufgabenorientierten 
Produktion. Nichtstun wechselte sich ab mit Phasen intensiver Aktivität 
(Thompson 1967, 73). Lange Perioden mit Maschinenstillstand wegen 
Materialmangel oder Mangel an Ersatzteilen wechselten sich ab mit Phasen 
von Nachtarbeit und Wochenendschichten. In Zeiten weniger intensiver 
Aktivität zogen sich die Arbeiter der Vorfertigung bei Taghell gerne in ihre 
verschiedenen Frühstücksecken zurück oder, wenn sie nicht gestört werden 
wollten, zu ihrer Ecke unten am Fluß, die durch ein Tor verborgen war, zu 
dem einer der Kollegen den Schlüssel hatte. Dennoch, wenn gegen Ende 
des Monats alle Abteilungen begannen, besonders hart zu arbeiten, um den 
Monatsplan zu erfüllen, dann zogen auch sie mit. Ihr Engagement ging 
weit über die Verpflichtung, Überstunden zu machen, hinaus. Sie arbeite- 
ten Wochenenden durch und in Doppelschichten, fuhren die Maschinen bis 
an ihre äußerste Grenze und ließen dabei die Sicherheitsbestimmungen 
außer acht. Der Meister erzählte mir unter dem Siegel der Verschwiegen- 
heit, daß sie manchmal ın den Nachtschichten die rumänische 63t-Presse, 
die nach unten unkontrolliert ausschlug, zum Nieten von Leuchterarmen 
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benutzt hatten. Dies sei zwar sehr gefährlich, aber auch sehr effizient ge- 
wesen. In stiller Übereinkunft mit dem Meister beteiligten sich die Arbeiter 
an der besonderen Anstrengung, gegen Monatsende den Plan zu erfüllen, 
aber sie erwarteten dafür, am Anfang des nächsten Monats in Ruhe gelas- 
sen zu werden. Voskamp und Wittke (1991, 31) nannten diesen Interes- 
senkompromiß treffend den »Planerfüllungspakt«. 

Der Gebrauch von alter, schwer zu kontrollierender Technologie trug de 
facto zur Autonomie der Arbeiter bei. In den drei Betrieben waren die mei- 
sten Maschinen zwanzig bis dreißig Jahre alt. Fin hohes Maß an Improvi- 
sation war nötig, um die Maschinen am Laufen zu halten und den Mangel 
an Ersatzteilen und adäquatem Material auszugleichen. Die Arbeiter von 
Stanex, die spezielle Komponenten für den Rundschalttischautomaten ferti- 
gen mußten, erreichten einen Grad an Genauigkeit, der es mit dem von mo- 
dernen Maschinen aufnehmen konnte. Diese Präzision zu erreichen war nur 
möglich, weil die Arbeiter ihre Maschine und ihre Defekte seit langem 
kannten und sich darauf einstellen konnten. Dieses Qualitätsniveau zu er- 
reichen war zeitaufwendig, und die Arbeiter konnten daher ihren Arbeits- 
tag recht frei gestalten. Sie hatten zwar eng kalkulierte formelle Arbeits- 
quoten, die aber durch großzügige Einrichtzeiten ausgeglichen wurden. 

Die Arbeitsorganisation in der Planwirtschaft förderte zwei typische, sich 
nicht ausschließende Reaktionen bei den Beschäftigten. Sie regte die Ar- 
beiter und Angestellten an, die Grenzen ihrer Freiheit auszutesten und so 
wenig wie möglich zu arbeiten, aber sie ermutigte sie auch, auf ihre eigene 
Initiative hın zu arbeiten, an der Arbeit selbst Gefallen zu finden und stolz 
auf ihr Produkt zu sein. 


»..Hähnchen im Härteofen gegrillt, Eisbein gekocht und Sahne auf dem Bohrwerk geschla- 
gen. Aber es hat niemandem geschadet. Die haben alle hinterher wieder gearbeitet. Das mag ja 
nun für einen westlichen Menschen ein bißchen komisch anmuten, aber genau das war es ja, 
was eigentlich die Sache hier lebenswert gemacht hat auf seine Weise. Wir haben ja ewig lan- 
ge in diesem Betrieb gehockt, von sieben bis halb fünf früher. Und so war es erträglich. Es 
war ja wirklich ne dufte Truppe... Aber die Nischen, die hier gesucht wurden und die eigent- 
lich das angenehme Leben gemacht haben, die waren auch auf Arbeit. Die waren nicht nur inı 
der Freizeit. Und das waren teilweise schöne Nischen, muß ich sagen.« (Facharbeiter, Stanex, 
16.6.1991) 

Die Arbeiter von Stanex, die sıch an diesen Streichen und Provokationen 
beteiligten, gingen in anderen Momenten völlig in ihrer Arbeit auf. Wenn 
sie zum Beispiel im letzten Montageschritt den zwölf Stationen des Auto- 
maten »Leben einhauchten«, arbeiteten die zwei verantwortlichen Arbeiter, 
der mechanische und der Elektrikkonstrukteur, oft Tag und Nacht. Die Zu- 
sammenarbeit zwischen Facharbeitern und Ingenieuren, die schon bei der 
täglichen Arbeit intensiv und unabhängig von formalen Hierarchien war, 


wurde fast eine Symbiose in diesen privilegierten Momenten. in den letz- 
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ten fünfzehn Jahren konnten sie dank dieser spontanen Kooperation einen 
Industrieautomaten entwickeln, der es mit westlicher Technologie durchaus 
aufnehmen konnte. 

Das System der Planwirtschaft entmutigte eine fortlaufende Verausgabung 
von Arbeit und ermutigte das Wachstum einer unproduktiven Bürokratie, 
aber es stimulierte gleichzeitig ein erstaunliches Maß an Eigeninitiative 
und Improvisation bei den Beschäftigten. Arbeit in Verwaltung und Pro- 
duktion, die als unangenehm und überflüssig angesehen wurde, wurde nur 
widerwillig erledigt, während viel Mühe in die Beschaffung von seltenen 
Materialien oder in die Entwicklung von neuen Produkten investiert wurde. 
5o hatten Angestellte von Fochhinauf gemeinsam mit Beschäftigten ande- 
rer Betriebe eine regelmäßige informelle Materialtauschbörse organisiert. 
Die Planwirtschaft funktionierte in erheblichem Maße dank des persönli- 
chen Engagements und der besonderen Anstrengungen der Beschäftigten, 
die im Plan nicht vorgesehen waren. 

Ihrer Selbsteinschätzung nach hatten die Beschäftigten nicht nur versucht, 
den Plan zu erfüllen, sondern sie waren es, die das Funktionieren des Sy- 
stems gewährleisteten, indem sie mehr als verlangt gegeben hatten. Das 
verbreitete westliche Vorurteil, »die Ossis sind faul und unproduktiv«, lief 
also der Selbstwahrnehmung der ostdeutschen Beschäftigten diametral ent- 
gegen, da sie sich auch im Vergleich zu den Arbeitenden der anderen Län- 
der des östlichen Blocks als die leistungsfähigsten und diszipliniertesten 
begriffen hatten. 


»Eh, dieser Slogan so ungefähr 'na die blöden Ossis, die können nichts, die sind nichts, das 
zieht sich ja über alle Bereiche. Das ist ja nicht so als wärs-, sagen wir mal industriebezogen, 
sondern-, ob das Lehrer sind, ob das Ärzte sind, ob das Krankenschwestern sind-; die taugen 
solange nichts, bis nicht Bedarf bei irgendwelchen westlichen Firmen oder Einrichtungen be- 
steht. Die da arbeiten können. Dann sind sie auf einmal eigenartigerweise gut ausgebildete 
Leute. Wenn man sie brauchen kann. Aber viele Unternehmer, wie gesagt, die wissen das 
auch, daß die Leute, daß die, daß die sich noch zu helfen wissen... weil wir uns die ganze Zeit 
immer was einfallen lassen mußten...eben aus der Mangelwirtschaft heraus... Diese Schutzbe- 
hauptung (die Ossis sind faul B.M.) - ich seh sie mehr als eine Schutzbehauptung von altein- 
gesessenen Bundesbürgern an - , die auch logischerweise Angst vor der Konkurrenz haben. 
Denn wir stellen eine Konkurrenz da. Eindeutig! Wir drücken, wir drücken von hier aus auch 
ganz schön mit (auf die Löhne B.M.)« (Facharbeiter 18.4.1991) 


Dieser Facharbeiter dreht die Bezichtigung der Faulheit um und wertet sie 
als Ausdruck der Eifersucht und der Angst der westdeutschen Beschäftig- 
ten vor ihren potentiellen ostdeutschen Konkurrenten auf dem Arbeits- 
markt. Nach seiner Interpretation müssen sich nicht die Ostdeutschen vor 
den Westdeutschen rechtfertigen, sondern die Westdeutschen müssen sich 
vor der Leistungsfähigkeit der Östdeutschen in acht nehmen. 

Die hohe individuelle Produktivität, die ostdeutsche Arbeiter in der Lage 
sind zu erreichen, wenn sie in westdeutschen Unternehmen arbeiten, steht 
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in scheinbarem Widerspruch zu der niedrigen Produktivität der meisten 
ostdeutschen Betriebe. Die Erklärungen vieler ostdeutscher Manager für 
dieses Phänomen ähneln dem westlichen Vorurteil. Sie beklagen sich über 
den Mangel an Disziplin im Betrieb und versuchen eine striktere Kontrolle 
über ihre »faule« Arbeiterschaft auszuüben. Arbeiter und Angestellte aller 
drei Betriebe auf der anderen Seite betonen ihre hohe individuelle Produk- 
tivität und die Unfähigkeit der Manager, das Unternehmen zu führen. 

Vom Herbst 1990 an entließen der Direktor von Stanex und der Geschäfts- 
führer von Taghell einen großen Teil ihrer Beschäftigten. Auswahlkrite- 
rium für die verbleibende Belegschaft waren Freundschaftsbeziehungen, 
Parteizugehörigkeit und alte Seilschaften im Betrieb. Qualifikationen und 
Berufserfahrungen schienen bei der Auswahl zweitrangig gewesen zu sein. 
In der Montage von Taghell beklagten die Frauen im Herbst 1990 die ver- 
schärften Arbeitsnormen und die willkürlichen Entlassungen. Zu Zeiten der 
Planwirtschaft war es auch im Interesse des Meisters und des Gesamtbe- 
triebes gewesen, daß die Frauen eine Norm von 115% nicht überschritten, 
weil andernfalls die Planvorgaben für das kommende Jahr zu stark erhöht 
worden wären. Aus Furcht vor Entlassungen erhöhten die Frauen nun von 
sich aus ihre individuelle Arbeitsleistung bis zu einer Normerfüllung von 
140 bis 145%. Als die Entlassungen trotzdem weitergingen und die Nor- 
men noch mehr erhöht wurden, kehrten die Frauen im Frühjahr 1991 zur 
kollektiven Kontrolle ihrer Arbeitsleistung zurück, diesmal gegen das In- 
teresse und den Willen ihrer Vorgesetzten. 

Bei Stanex wurde ab Winter 1990 größerer Wert auf die Einhaltung taylo- 
ristischer Tugenden, wie Pünktlichkeit, Ordnung und Respekt der Vorge- 
setzten, gelegt, aber die Arbeitsorganisation blieb weitgehend gleich. Da 
die formale Hierarchie in der Fertigung nicht mit einer Hierarchie der Er- 
fahrung und der Qualifikation übereinstimmte, fuhren die Arbeiter fort, 
nicht ihre Meister bei Produktionsproblemen zu konsultieren, sondern sich 
direkt mit den Ingenieuren abzusprechen. Die Arbeiter und Konstrukteure 
schafften es dennoch im Frühling 1991, einen Automaten innerhalb von 
drei Monaten zu konstruieren und zu fertigen, für den sie vor dem Fall der 
Mauer ein Jahr benötigt hätten. 

Bei Hochhinauf verbesserte sich die Marktlage zusehens im Frühling 1991, 
während die Produktionsprobleme zunahmen. Die Großserien von DDR- 
Aufzügen wurden gestoppt und Einzelaufträge für Spezialaufzüge wurden 
hereingenommen. Dieser Übergang von der Massenproduktion zur Pro- 
duktion von Einzelstücken und Kleinserien, die eine flexible Anpassung an 
den Markt erlaubte, brachte Probleme mit sich, die Hochhinauf mit fast der 
gesamten ostdeutschen Industrie teilte (Voskamp und Wittke 1992a). Statt 
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Teil eines hoch differenzierten Produktionsprozesses zu sein, sollten die 
Arbeiter nun ganze Aufzugskabinen in kleinen Arbeitsgruppen montieren. 
Als ich den Mechanikern im Herbst 1991 beim Montieren der Kabinen zu- 
sah, verbrachten sie einen großen Teil ihres Arbeitstages mit der Suche 
nach Material, dem Sortieren von technischen Zeichnungen, mit der Dis- 
kussion ihres Vorgehens und dem Nachmessen der zugeschnittenen Teile. 
Oft kam das Material, das sie als erstes brauchten, als letztes, weil die Ko- 
ordination zwischen Montage und Zuschnitt schwerfällig war. Die Arbeiter 
entdeckten häufig einen Fehler in den technischen Zeichnungen erst, als 
die Montage schon weit fortgeschritten war. Konstruktionsfehler, wie zum 
Beispiel ein Sitz, der unter dem Handlauf plaziert worden war, so daß sich 
niemand mehr darauf setzen konnte, veranlaßte die Arbeiter zu Heiter- 
keitsausbrüchen. Mit der Formel, »die werden dafür bezahlen«, verwiesen 
sie auf die Verantwortung der Konstrukteure. 

Die Arbeiter beschwerten sich, daß sie, obwohl sie nun Einzelstücke und 
keine Serien mehr produzieren sollten und wesentlich mehr unterschiedli- 
che Arbeitsschritte zu tun hatten, weniger Unterstützung von der Kon- 
struktion und der Arbeitsvorbereitung bekamen als früher. Auf den Kon- 
struktionszeichnungen, nach denen zum Beispiel die Schweißer vor der 
Restrukturierung der Produktion Plattformen gebaut hatten, waren die 
Schweißfolgen und auch einige Vorrichtungen angegeben, die für die ein- 
zelnen Arbeitsschritte zu benutzen waren. Diese waren nun nicht mehr auf 
den Zeichnungen des Westberliner Konstruktionsbüros angegeben. 

Die Fertigung erreichte die im Preis kalkulierten Fertigungsvorgaben nicht. 
Die Arbeiter hatten dadurch zwar keine finanziellen Nachteile, weil sie 
Stundenlohn erhielten, aber sie hatten das Gefühl, daß die von ihnen ver- 
langten Leistungen völlig unrealistisch gewesen seien. Sie hatten aber 
gleichzeitig Angst, daß sie, falls die von ihnen nicht erreichten Produktivi- 
tätsziele doch eine reelle Grundlage hätten, um ihren Arbeitsplatz fürchten 
müßten. Auf der anderen Seite hatten die westlichen Manager, die mit der 
Aufgabe betraut waren, das Unternehmen zu restrukturieren, den Verdacht, 
daß die Beschäftigten absichtlich ihre Leistung zurückhielten, weil sie laut 
Tarifvertrag Ost nur 60% des Westlohns erhielten. 

Das Produktivitätsproblem erwies sich als ein organisatorisches, denn es 
hörte schlagartig auf, als zum I. Januar 1993 die Fertigung aus Westberlin 
mit der in Östberlin zusammengelegt wurde. Die Organisation der Ferti- 
gung wurde völlig neu strukturiert, die Aufgaben der einzelnen Arbeiter 
waren nun klar umrissen, die Zuarbeit aus anderen Abteilung funktionierte 
besser. Innerhalb von drei Monaten war der Produktionsrückstand des 
letzten Jahres aufgeholt und die ostdeutschen Arbeiter erreichten die glei- 
che Produktivität wie ihre westlichen Kollegen. Die ostdeutschen Beschäf- 
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tigten hatten nun die Gewißheit, daß sie es mit ihren westdeutschen Kolle- 
gen aufnehmen konnten und daß ihr Arbeitsplatz nicht direkt in Gefahr 
war. Aber sie erhielten nur die Hälfte der Einkünfte, die den Arbeitern aus 
dem Tarifgebiet West bis Ende 1994 garantiert worden waren, mit denen 
sie nun Seite an Seite arbeiteten. 

Obwohl eine unterschiedliche Bezahlung nun nicht mehr mit Produktivi- 
tätsargumenten zu rechtfertigen war, schloß sich das Management von 
Hochhinauf Anfang April 1993 dem Bruch des Tarifvertrages Ost an und 
zahlte den ostdeutschen Arbeitern zu den vom Arbeitgeberverband angebo- 
tenen neun Prozent Erhöhung nur eine sechsprozentige betriebsinterne Zu- 
lage. Beim ersten Warnstreik der IG Metall, dem drei Viertel der produzie- 
renden Beschäftigen aus dem Osten folgten, schlossen sich die Kollegen 
aus dem Westen nicht an, obwohl sie nun auch zum Tarifgebiet II gehör- 
ten. Die neue Lohnpolitik ist darauf angelegt, Gräben zwischen ostdeut- 
schen und westdeutschen Arbeitern aufzuwerfen, die in der ersten Phase 
der Zusammenarbeit erfolgreich vermieden worden waren. Die ostdeut- 
schen Beschäftigten bleiben trotz aller guten Worte von Seiten des Ma- 
nagements Mitarbeiter zweiter Klasse, die sich bisher noch in diese Posi- 
tion fügen, weil sie kaum andere Chancen auf dem Arbeitsmarkt hätten. 
Der ostdeutsche Arbeiter ist auch bei Hochhinauf kein König mehr. 


3. Schlußfolgerung 


Ich versuchte darzustellen, mit welchen Ideen die Ostdeutschen der 
Marktwirtschaft beigetreten und welches die Gründe für ihre heutige Fru- 
stration und Enttäuschung sind. In den von mir untersuchten Betrieben 
konnte ich vor allem zwei Faktoren ausmachen: Der erste war die Erwar- 
tung, daß die Marktwirtschaft wie ein »ehrliches« System funktionieren 
würde, das die Fähigen belohnt und die Nachlässigen bestraft. Nach zwei 
Jahren Marktwirtschaft mußten die Beschäftigten von Taghell und Stanex 
feststellen, daß ihre Strategie, sich dem Markt anzupassen, indem sie die 
Qualität ihrer Produkte verbesserten und die Produktivität erhöhten, ver- 
geblich war. Sie bekamen das Gefühl, als Produzenten betrogen worden zu 
sein. Die Enttäuschung schien vor allen in der Tatsache gelegen zu haben, 
daß sie feststellen mußten, daß die besten Produzenten nicht unbedingt 
diejenigen waren, die ihr Produkt am besten vermarkteten. 

Nach vierzig Jahren Planwirtschaft, in denen sie gezwungen waren, die 
Schimäre des Plans zu verteidigen, wollten viele Ostdeutsche nun eine mo- 
ralische Erneuerung ihrer Gesellschaft. Sie erwarteten sie in der Marktwirt- 
schaft, von der sie angenommen hatten, daß sie ohne falsche Vorspiege- 
lungen und nach objektiven Gesetzen funktionieren würde. Als dieses Bild 
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des Marktes zerbrach, wurde auch ihre Rolle als Konsumenten ambivalent. 
Die Ostdeutschen mußten feststellen, daß die Freuden des Konsums längst 
nicht so groß waren, wie sie gehofft und erwartet hatten. Sie erfuhren, was 
Hirschman (1982, 46) dargestellt hat: immer wenn der wirtschaftliche Fort- 
schritt für bestimmte Schichten den Zugang zu Konsumgütern erweitert 
hat, kommen starke Gefühle der Enttäuschung oder der Feindseeligkeit ge- 
genüber dem neuen materiellen Reichtum zum Vorschein. Nachdem die 
Ostdeutschen eine Revolution gemacht haben, um an den Genüssen der 
Konsumgesellschaft teilzuhaben, beschleicht sie nun der Verdacht, daß sie 
es vielleicht nicht wert war. 

Der zweite Faktor war, daß die von mir interviewten Arbeiter und Ange- 
stellten beklagten, daß selbst wenn sie es geschafft hatten, ihren Arbeits- 
platz zu behalten, sie doch die Gewißheit verloren hatten, daß ihre Rolle in 
der Gesellschaft eine wichtige war. Arbeiter und Angestellte fühlten, daß 
sie an ihrem Arbeitsplatz austauschbar geworden waren. Sie empfanden die 
plötzliche Auflösung der komplexen sozialen und politischen Rollen, die 
ihnen die offizielle DDR-Ideologie zugeschrieben hatte, nicht nur als Er- 
leichterung, sondern auch als Verlust. Die Arbeitsbeziehungen, die sich 
ungeplant in der Planwirtschaft entwickelt hatten, wurden nun mit Nostal- 
gie erinnert. Arbeiter und Angestellte mußten feststellen, daß ein gewisser 
Freiraum, der sich in den Nischen der Planwirtschaft entwickeln konnte, 
verschwunden war. Die Zeit, die sie nun im Betrieb verbrachten, war zwar 
kürzer, aber sie war mehr auf Leistung ausgerichtet und weniger mit so- 
zialem Leben erfüllt. 

Die Unsicherheit der Beschäftigungssituation, ein kritsches Bewußtsein für 
die politische Vergangenheit und die heutigen Fehler und Versäumnisse ih- 
rer alten/neuen Vorgesetzten, hohe Ansprüche an die Flexibilität der Ar- 
beiter und ein Mangel an Transparenz in der Restrukturierung der Produk- 
tion führten zu Demotivation und manchmal zu passivem kollektiven Wi- 
derstand der Beschäftigten. Die Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes 
oder dem endgültigen wirtschaftlichen Niedergang des Betriebs ließen bis- 
her die Proteste der ostdeutschen Beschäftigten eher leise ausfallen. Nur 
kurz vor dem endgültigen Aus ihres Betriebs erhoben sie meist noch ein- 
mal die Stimme. Der jüngste Streik der IG Metall könnte die Situation ver- 
ändern und den Bundesbürgern klarmachen, daß die ostdeutschen Beschäf- 
tigten keine Lust mehr haben, zweitklassige Bürger zu sein. Die Annähe- 
rung der beiden Tarifgebiete ist mehr als eine Frage des Geldes. 
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Deutsche Lebensalter 
Erkundungen in einer sächsischen Kleinstadt 


»Für mich hätte die Wende 10 Jahre cher kommen müssen.« Mit diesen 
oder ähnlichen Worten kommentierten vor allem viele Angehörige mitt- 
lerer und älterer Jahrgänge, die ich im Rahmen einer Gemeindestudie in 
den letzten beiden Jahren um die Erzählung ihrer Lebensgeschichte gebe- 
ten hatte, die vergangenen Freignisse in der DDR.! So wie ein runder Ge- 
burtstag mit zunehmendem Alter dazu anregt, ein persönliches Resume& zu 
ziehen, und noch unerfüllte Lebenspläne beim Überschreiten der sog. 
»Lebensmitte« unter wachsenden Zeitdruck geraten oder sogar relativiert 
bzw. zurückgenommen werden, so war die Wende ım Jahr 1989 für viele 
Anlaß zu einer Bilanz des bisherigen Lebens und eines erneuten Abschät- 
zens der Realisierungschancen eigener Ansprüche und Ziele. Mit dem Jahr 
1989 begann zwar keine »Stunde Null«, aber doch eine »neue Zeit«. Das 
Nachdenken über das jeweilige Lebensalter und die damit verbundenen 
Möglichkeiten und Grenzen der weiteren Lebensgestaltung beschränkte 
sich jedoch nicht auf die Älteren unter meinen Gesprächspartnern, sondern 
erfolgte quer durch alle Altersgruppen, auch wenn bei den Jüngeren Ver- 
gangenheit und Zukunft in einem anderen Verhältnis stehen und ihre Ent- 
scheidungsmöglichkeiten meist offener sind. 

Natürlich ist das Lebensalter nur ein Faktor unter vielen, die die individuel- 
le Wahrnehmung und Verarbeitung gravierender Lebensereignisse beein- 
flussen. Und zweifellos muß die Beschreibung, Deutung und Erklä-rung 
biographischer Verarbeitungsformen der Wende neben individuellen Res- 
sourcen und lebensgeschichtlich erworbenen Handlungsorientierungen 
auch kulturelle Deutungsmuster und gesellschaftliche Rahmenbedingungen 
einbeziehen. Andererseits ist die Bedeutung von Lebenszeit und Lebensal- 
ter als eigenständige gesellschaftliche Strukturdimension, die die Gesell- 


1 Das Projekt wird von der Hamburger Stiftung zur Förderung von Wissenschaft und Kul- 
tur finanziert. Es wurde im September 1990 begonnen und hat eine Laufzeit von drei Jah- 
ren. 
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schaft gegenwärtig um das Erwerbssystem herum organisiert, lange ver- 
kannt worden (Kohli 1985, S. 1 ff.). Unterschiedliche Lebensverläufe wer- 
den in den Sozialwissenschaften ausgehend von Mannheim (1928/29) mit 
dem Konzept der Generation thematisiert. Nach Mannheim konstituiert 
sich eine Generation 


»nicht nur durch das Faktum der in derselben chronologischen Zeit erfolgten Geburt« (oder 
anderer gleichzeitig verlaufender Übergänge im Lebensverlauf), »sondern erst durch die da- 
raus entstehende Möglichkeit an denselben Ereignissen, Lebensgehalten usw. zu partizipieren 
und noch mehr, von derselben Art der Bewußtseinsschichtung aus dies zu tun ... Nur ein ge- 
meinsamer historisch-sozialer Lebensraum ermöglicht, daß die geburtenmäßige Lagerung in 
der chronologischen Zeit zu einer soziologisch relevanten werde« (Mannheim 1967, S. 40; 
vgl. zusammenfassend auch Fogt 1982). 

Ebenso wie die Bindung an gleiche Lebensphasen nicht zu einheitlichen 
Handlungs- und Denkweisen führt, bringt auch eine gemeinsame Generati- 
onslagerung nicht notwendig gleichartige Verarbeitungs- und Wahrneh- 
mungsformen bestimmter Ereignisse hervor. Andererseits kann der Rück- 
griff auf die Konzeption von Lebensphasen und Generationen zur Klärung 
der Frage beitragen, wie es dazu kommt, daß bestimmte soziale Gruppen 
ähnliche Verhaltensweisen und Örientierungen herausbilden und wie sich 
kollektive Einstellungen und Verhaltensdispositionen generationsspezifisch 
wandeln bzw. unterscheiden. 

Der folgende Beitrag stellt Teilergebnisse einer alltags- und lebensweltlich 
orientierten Langzeitstudie vor, die ich seit August 1990 in einer sächsi- 
schen Kleinstadt durchführe.2 Ziel ist es zu beschreiben, wie sich das poli- 
tische, wirtschaftliche und soziale Gefüge einer typischen Kleinstadt in der 
ehemaligen DDR nach der Deutschen Vereinigung ändert.3 Dabei stehen 
die Lebenswelt der Bewohner und ihre subjektiven Wahrnehmungen im 
Vordergrund. Mit anderen Worten: Wie verarbeiten die Bewohner der 
Stadt die gegenwärtige gesellschaftliche Umbruchphase im Rahmen ihrer 
persönlichen Biographien, und wie verändert sich das soziale Beziehungs- 
netz, d.h. der Zusammenhalt einer Gemeinde? Resultat soll ein Erfah- 
rungsbericht von innen sein, in dem die Betroffenen selbst zu Wort kom- 


2 Die empirische Basis des Projekts bilden rd. 200 narrative, zum großen Teil biographisch 
angelegte Interviews, die ich zwischen September 1990 und Mai 1991 mit den Bewoh- 
nern geführt habe. Die Interviews werden ergänzt durch verschiedene andere Erhebungs- 
verfahren wie z.B. teilnehmende Beobachtung, die Auswertung von Dokumenten und die 
Sammlung struktureller Rahmendaten aus der Region. Für den folgenden Beitrag wurde 
eine kleinere Anzahl von Interviews exemplarisch ausgewählt. 

3  Wurzen ist eine Kreisstadt mit rd. 18.000 Einwohnern (1990), ca. 30 km nordöstlich von 
Leipzig gelegen. Als eine der ältesten sächsischen Städte (961 erstmals urkundlich er- 
wähnt) und durch seine schon zu früheren Zeiten verkehrsgünstige Lage, verfügt Wurzen 
über eine reiche industriegeschichtliche Tradition. Die wirtschaftliche Situation der Stadt 
ist durch ein industrie-agrarisches Umfeld und eine vielfältige mittelständische Industrie 
geprägt, die auch zu DDR-Zeiten nie völlig an Bedeutung verloren hat. 
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men, ihr Denken und Handeln durchsichtig und verstehbar wird und ihre 
Lebenswelt Konturen und Farbe annimmt. 

Ich möchte im folgenden einige typische alters- bzw. generationsspezifi- 
sche Problemlagen und Sichtweisen des gesellschaftlichen Umbruchs der 
DDR beschreiben. Zur Kategorisierung der einzelnen Altersgruppen be- 
ziehe ich mich auf gängige Systematisierungen der Lebensphasen, wie sie 
im Rahmen der Lebenslaufforschung entwickelt wurden. Danach wird die 
Grenze zwischen Jugend- und Erwachsenenalter bei ca. 25 Jahren ange- 
setzt. Das Erwachsenenalter wird meist nach frühem (ca. 25 bis 40 Jahre) 
und mittlerem Erwachsenenalter (40 bis 65 Jahre) unterschieden. Die Über- 
gangsphase zwischen frühem und mittlerem Erwachsenenalter im engeren 
Sinne, die sog. »Lebensmitte«, umfaßt die Altersstufe zwischen 40 und 50 
Jahren. Die Phase des »höheren Alters« setzt bei ca. 60 bzw. 65 Jahren ein. 
Mit diesen, nach ihrer Position im Lebenslauf gebildeten fünf Altersgrup- 
pen sind spezifische altersstrukturelle Problemlagen verknüpft (vgl. Kohli 
1977, S. 626). Zugleich wird danach gefragt, inwieweit diese Altersgrup- 
pen in ihren Erzählungen auch gemeinsame historische Erfahrungen zum 
Ausdruck bringen. Insofern handelt es sich bei der folgenden Darstellung 
also um die Verbindung einer alters- und generationsspezifischen Sicht- 
weise. 


1. »Mein Leben besteht nur aus Übergangszeiten« - Die bis 1925 
Geborenen 


Die Angehörigen dieser Altersgruppe, sie waren im Jahr 1990 65 Jahre und 
älter, haben ihre Kindheit oder Jugend noch in der Weimarer Republik ver- 
bracht und waren im Dritten Reich vielfach schon junge Erwachsene. Ein 
Teil der Männer erlebte den Zweiten Weltkrieg im wehrfähigen Alter und 
machte Arbeitsdienst und Gefangenschaft mit. Bei vielen sind Erinnerun- 
gen an Vertreibung und Flucht noch lebendig. Nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs waren sie schon alt genug, um politische Verantwortung zu 
übernehmen bzw. noch nicht zu alt, um beruflich noch einmal neu anfan- 
gen zu können. Die Notwendigkeit zur damals massenhaften Ausbildung 
neuer politischer und wirtschaftlicher Führungskräfte, die durch den Natio- 
nalsozialismus nicht belastet waren, ergab sich Ende der 40er und in den 
50er Jahren vor allem durch die durch Bodenreform und Umgestaltung der 
Wirtschaft in Gang gesetzte dramatische Abwanderung bürgerlicher und 
kleinbürgerlicher Schichten.* Viele dieser Aktivisten der ersten Stunde 
stammen aus bäuerlichem oder proletarischem Milieu und hatten in der 


4 Genaue Zahlen nennt Staritz 1985, S. 54 f. und 92 £. 
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Regel handwerkliche Berufe erlernt. Ihr Engagement für den DDR-Staat 
resultierte aus antifaschistischen, kommunistischen oder sozialdemokrati- 
schen Traditionen, die ihnen zum Teil über das noch der alten Arbeiterbe- 
wegung verhaftete Elternhaus vermittelt wurden, zum Teil aber auch auf 
eigenen Erfahrungen (z.B. Kriegsgefangenschaft oder Aufenthalte in so- 
wjetischen 'Antifa-Lagern‘) beruhten. Außer von der Grundüberzeugung 
»Nie wieder Krieg« war ihr politisches Handeln zunächst davon bestimmt, 
die materielle Not der unmittelbaren Nachkriegszeit zu lindern. »Wir 
wollten, daß es den Menschen besser geht«, heißt es oft. 

Die Qualifikation für eine politische Leitungstätigkeit in den unmittelbaren 
Anfangsjahren der DDR erfolgte - oft schon in fortgeschrittenem Alter - 
nachträglich in Form von berufsbegleitender Zusatzausbildung und bedeu- 
tete in der Regel eine starke persönliche und familiäre Belastung. Funktio- 
näre dieser Altersgruppe beschreiben ihren politischen Aufstieg als Pflicht 
und persönliche Herausforderung.? Sie betonen ihren Fleiß bei gleichzeiti- 
ger Bescheidenheit der persönlichen Lebensverhältnisse, ihre Disziplin, die 
sie auch von anderen forderten, aber auch ihre Toleranz und ihren Idealis- 
mus sowie ihr Improvisationsgeschick. Gerade weil man selbst aus dem 
Arbeitermilieu stammte, so wird immer wieder betont, habe man nie den 
Kontakt »zur Basis« verloren und sei sich nicht zu schade gewesen, auch 
vor Ort immer aktiv mit dabei zu sein. 

Trotz Kritik im einzelnen sind die meisten dieser Generation dem System 
bis zuletzt verbunden geblieben und empfinden nicht selten Dankbarkeit 
gegenüber dem Staat für den ihnen ermöglichten gesellschaftlichen Auf- 
stieg. Allerdings bezieht sich die hohe Akzeptanz des Systems in dieser Al- 
tersgruppe vor allem auf die Ulbricht-Ära, in der sie aus ihrer Perspektive 
die meisten sichtbaren Erfolge erzielen konnte. Mit der Machtübernahme 
Honeckers 1971 und der auf dem VII. Parteitag beschlossenen Einheit von 
Wirtschaft- und Sozialpolitik hat nach Ansicht vieler Funktionsträger eine 
»Materialisierung« der Politik bei weitgehendem Verzicht auf tragende 
ideologische Konzepte stattgefunden. Sie habe vor allem die Jugend bevor- 
zugt und das Volk zu Egoisten und Kleinbürgern erzogen. Seitdem, so ein 
ehemaliger Gewerkschaftsfunktionär (Jg. 1924), hat es in seiner Generation 
geheißen: »Die Jugend in die Betten, die Alten werd'n die Produktion 
schon retten«. Abgesehen davon, daß der Arbeitskräftemangel in der DDR 
die Beschäftigung von Arbeitskräften auch im Rentenalter erforderlich 
machte, sah sich gerade die ältere Generation aufgrund ihrer meist gerin- 
gen Einkommen gezwungen, im Ruhestand hinzuzuverdienen. Viele sagen 


5 Zu einer Reihe ähnlicher Ergebnisse bei der Charakterisierung dieser und der folgenden 
Generation kommt auch Niethammer 1988 und 1990. 
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daher auch, daß sie es erst ım Alter zu einem gewissen Wohlstand gebracht 
hätten. 

Auch diejenigen dieser Altersgruppe, die keine politischen Funktionen in 
der DDR innehatten, sprechen von schweren, durch Weltwirtschaftskrise 
und Krieg gezeichneten Zeiten, an die sich eine Zeit des Aufbruchs und der 
Hoffnung auf ein »besseres Deutschland« angeschlossen hätte. Selbstver- 
ständlich waren nicht alle von ihnen in der NSDAP aktiv, wohl aber viele 
als Wähler und Mitläufer durch den Nationalsozialismus geprägt. Den- 
noch gab es offenbar eine Reihe von Anknüpfungspunkten zum sozialisti- 
schen Programm, die hier nicht im einzelnen diskutiert werden können.” 
Die Motivation sich nach Kriegsende beim Aufbau der DDR zu engagie- 
ren, erklären einige meiner Gesprächspartner auch aus einem politischen 
Schamgefühl heraus und dem Willen, »etwas wieder gutzumachen«. Ein 
kleinerer Teil berichtet dagegen von einer weiteren Phase der Anpassung 
an ein »diktatorisches Regime«, das statt brauner jetzt rote Farben getragen 
habe. 

Auf die im Vergleich zum Westen als wesentlich schwieriger empfundene 
Nachkriegszeit folgte, wie es oft heißt, in den 60er und Anfang der 70er 
Jahre eine Phase des »bescheidenen privaten Glücks«. Diese Konsolidie- 
rung der wirtschaftlichen Situation galt vor allem auch für Umsiedler und 
Vertriebene, die durch die Bodenreform die Chance eines wirtschaftlichen 
Neuanfangs bekamen. 

Vor dem Hintergrund der mehrmaligen wirtschaftlichen und politischen 
Systemwechsel mit anschließenden »Übergangszeiten« haben die über 
65jährigen nicht selten ein pragmatisches Verhältnis zur gegenwärtigen 
Situation. Sie können an frühere Erfahrungen anknüpfen: 


»Ich kenne es noch von vor 33. So war's in Leipzig. Was Neues ist das nicht. ... Mein Mann 
war auch eine zeitlang arbeitslos, aber es geht immer irgendwie weiter. Es nützt ja alles nichts. 


6 Inden Jahren 1945/46 gehörten nach Staritz (1985, S. 54) mehr als die Hälfte der Deut- 
schen in der SBZ zu den Jahrgängen, die 1932 und 1933 durch ihr Wahlverhalten der 
NSDAP zur Macht verholfen hatten. Noch 1950 stellten jene DDR-Bürger, die im Kaiser- 
reich, in der Weimarer Republik oder im NS-Staat sozialisiert worden waren, mehr als 
zwei Drittel der Bevölkerung. 

7 Selbst wenn es richtig ist, daß die Erinnerung an Kriegszusammenbruch und den Ein- 
marsch der Sowjetarmee zusammen mit den Vorgängen der Entnazifizierung den ohnehin 
durch den Nationalsozialismus geschürten Antibolschewismus weiterleben ließ, wenn 
nicht verstärkte, gibt es für eine Generalisierung dieser Haltung beim Großteil der dama- 
ligen Bevölkerung der SBZ und späteren DDR keine empirischen Anhaltspunkte. Die von 
mir geführten Interviews zeigen auch unter Nazi-Sympathisanten sehr differierende Ein- 
stellungen zu Sozialismus und der sowjetischen Besatzungsmacht. Fragen der biographi- 
schen Kontinuität beim Systemwechsel vom Dritten Reich zur DDR werden auch von 
verschiedenen Schriftstellern wie z.B. Fühmann (Jg. 1922) oder Borkowski (Jg. 1928) 
thematisiert. 
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Manche machen da ne Leier, da muß man eben anpacken. Die da drüben können uns doch 
nicht laufend Geld geben. Ich habe schon oft schlimme Zeiten erlebt« (Reninerin, 90 Jahre). 
Da zum Vergleichsmaßstab dieser Generation Weltwirtschaftskrise, 
Kriegs- und Nachkriegszeiten gehören, in denen der Kampf ums Überleben 
dominierte, empfinden sie die Zumutungen der jetzigen Umbruchphase - 
beispielsweise die zum Teil niedrigen Renten - als weniger gravierend: 

»Ich hatte in der Küche anstatt einer Chaiselongue ... eine alte Matratze und Ziegelsteine 
drunter. Gucken Sie mal, erstens war alles horrend teuer, das habe ich mir daher auch erst in 
der Rente gekauft. Und sehen Sie, was das für ein Dreck ist, das geht nämlich überall kaputt. 
Aber hier wird nichts mehr gemacht, mit 80 Jahren ändert sich nichts mehr. Wie lange lebe ich 
denn noch? (Rentnerin, Jg. 1911). 

Die meisten Beschäftigten und Funktionsträger dieser Generation sind be- 
reits Mitte der 80er Jahre in den Ruhestand getreten, auch wenn dies be- 
rufliche Aktivitäten danach nicht ausgeschlossen hat. Die gegenwärtige 
Sicht ist bei ihnen daher weniger von Statusverlust, beruflichen oder mate- 
riellen Problemen bestimmt, als mehr von der Frage, wie das eigene Leben 
rückblickend zu bewerten sei. In diesem Prozeß der Bilanzierung identifi- 
ziert man sich vor allem mit den Aufbaujahren der DDR, aus denen man 
seine Selbstachtung zieht. Der gegenwärtig immer wieder zu hörende Satz: 
»Es war doch nicht alles schlecht!« hat für diese Generation ein besonderes 
Gewicht. Das Gefühl eigener Verantwortlichkeit endet für sie mit dem 
Austritt aus dem regulären Erwerbsleben und liegt daher bereits längere 
Zeit zurück. Dabei fiel es subjektiv nicht immer leicht, den Platz zu 
räumen. Gerade im Rahmen von Amtsübergaben spielten sich nicht selten 
Generationskonflikte ab, in denen der eigene, meist intuitive, praxisnahe 
aber auch emotionalere Führungsstil gegen die nüchternen, wissenschaft- 
lich orientierten, damit von den Vorgängern aber auch als »elitär« empfun- 
denen Ambitionen der Nachfolger ausgespielt wurde. 

Der Zusammenbruch des Systems beeinträchtigt in dieser Generation die 
Sicht auf das eigene Leben kaum, verstärkt allerdings das ohnehin ausge- 
prägte Empfinden eines entbehrungsreichen und aufopferungsvollen Le- 
bens, das man mit hohem persönlichen Einsatz gemeistert habe, auf das 
man aber auch nicht ohne einen gewissen Stolz zurückbiickt. Auch hat 
diese Altersklasse vielfach noch das Gefühl, und sei es im Zuge von Krieg 
und Gefangenschaft, »die Welt gesehen zu haben«. Die Enttäuschung dar- 
über, daß »die DDR eine Fußnote in der Geschichte bleibt«, über die 
Sinnlosigkeit des eigenen Engagements und über einen Lebensabend, »den 
man sich so nicht vorgestellt hat«, ist nur dann besonders groß, wenn das 
Ende der DDR mit dem Eintritt in den Ruhestand zusammenfiel und es, 
wie im Fall einiger ehemaliger Funktionäre, im Zuge der politischen Aus- 
einandersetzungen zur Wende für die Betreffenden zu massiven öffentli- 
chen Beschuldigungen kam. 
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Mitglieder dieser Generation, von denen sich viele noch rüstig fühlen und 
die zu DDR-Zeiten damit rechnen konnten, auch im Alter noch als Ar- 
beitskräftereserve gebraucht zu werden - wobei sie dabei oft mehr Kom- 
munikation und Bestätigung suchten als das reine Zusatzeinkommen - er- 
lebten mit der Wende zwar einen besonders krassen »Rentenschock«, als 
Opfer der Geschichte fühlen sie sich dennoch meist nicht. 

Auffallend ist bei den meisten das Denken in größeren historischen Zu- 
sammenhängen, in denen Gewinner und Verlierer eben wechseln oder, wie 
eine ehemalige LPG-Vorsitzende (Jg. 1920) bemerkte, in denen »die Tröge 
bleiben, nur die Schweine, die daraus fressen, immer andere sind«. Man 
tendiert dazu, den Lebensabschnitt »DDR«, ın dem man selbst oft aktiv 
mitgewirkt hat, zu relativieren bzw. seinen Verlauf auch anderen, äußeren 
»Mächten« zuzuschreiben. Hierbei werden auch bisher verdecktes Gedan- 
kengut (z.B. religiöse Einstellungen) oder in der DDR tabuisierte lebensge- 
schichtliche Bezüge (z.B. von Heimatvertriebenen) reaktiviert und, wenn 
auch zögernd, offen bekannt. Bei der Mehrheit ist das Interesse am aktuel- 
len politischen Geschehen nach wie vor hoch. Zugleich macht es der Status 
des Ruheständlers leichter, daß auch bei ehemals politisch Aktiven die ei- 
gene politische Überzeugung traditionsbewußt bewahrt werden kann, ohne 
dadurch mit der neuen gesellschaftlichen Realität anzuecken: Dies sei man 
zudem den Vätern schuldig. Die nationale Überzeugung, wie sie in Sätzen 
»Ich bin und bleibe DDR-Bürger« anderer zum Ausdruck kommt, tritt in 
dieser Generation dagegen eher selten auf. Das bedeutet allerdings auch im 
Fall der ältesten Jahrgänge nicht im Umkehrschluß, daß die Hoffnung auf 
eine Wiedervereinigung in 40 Jahren DDR ungebrochen weitergelebt hat. 
Sie war nach dem 17. Juni und dem Bau der Mauer auch für diese Genera- 
tion meist in weite Ferne gerückt. 


»Ja und als der Zusammenbruch hier kam, und dann die sog. Einheit, ich hatte ja immer ge- 
dacht, ob ich das noch erlebe, daß der Nachkrieg überwunden ist, denn das Potsdamer Ab- 
kommen hat ja wohl gesagt, nach 50 Jahre irgendwie läuft da etwas ab, ja? Wie wird die Sa- 
che dann ausgehen? Wenn ich gesund bin, werde ich ja noch mitkriegen, was dann wird. Das 
hat mich lange schon beschäftigt, ja? Und ich habe mir immer gesagt, wenn die Mauer fällt, 
eine Mauer ist sehr schnell mit Technik, unserer Technik weggeräumt, aber wir sind so unter- 
schiedlich geprägt. Also die Mauern, die durch uns hindurch gehen, die sind bestimmt sehr 
schwer abzutragen... Und als es hieß, die Mauer fällt... und nun Einheit Deutschlands, ich 
konnte in keinen Jubel ausbrechen oder konnte nicht verstehen, wie die Leute da auf dem 
Brandenburger Tor tanzten und dabei die Figuren kaputimachten. Weil das eigentlich eine viel 
zu ernste Sache war. Ja. Und ich dachte, es ist eigentlich doch etwas Wunderbares, wieder ein 
Gesamtdeutschland zu sein, was man ja mal erlebt hat, und wenn es auch im Bösen war, durch 
die Nazizeit. Es ist was Wunderbares. Aber um welchen Preis? Eigentlich nur, weil wir pleite 
sind, weil die politische Lage so schlecht ist. Wir sind da wie ne reife Frucht da in den Scho 
gefallen, ja. Und nicht etwa, weil die Welt sagen kann etwa, wir haben wirklich den furchtba- 
ren Krieg bewältigt, wir sind es wert, daß wir wieder ein Land sein können, das wir nicht mehr 
zu fürchten haben, wir sind ein besseres Deutschland. Und das ist es leider nach meiner Mei- 
nung nach nicht. (Rentnerin, Jg. 1924) 
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2. »Ein bißchen ehrgeizig war ich auch« - Die 1926 bis 1939 Geborenen 


Viele Angehörige dieser Altersgruppe, sie waren im Jahr 1990 51 bis 64 
Jahre alt, saßen zur Zeit der Wende an den örtlichen Schalthebeln der 
Macht. Sie waren als Vorsitzender des Rates des Kreises, als I. Sekretär 
der SED-Kreisleitung, Kreisräte, Bürgermeister, Chef der Kreisdienststelle 
der Staatssicherheit, Betriebsleiter, Genossenschaftsvorsitzende/r, Muse- 
umsdirektor, Vorsitzende sozialistischer Massenorganisationen oder leiten- 
de Funktionsträger der Kirche in den 70er und 80er Jahren in verantwortli- 
che Positionen aufgerückt und befanden sich sozusagen auf dem Höhe- 
punkt ihrer Karriere. Ihre Altersgruppe hatte den Krieg, zumindest aber das 
Kriegsende bereits bewußt miterlebt und durch die Wirren der Nachkriegs- 
zeit früh Verantwortung in der Familie mitübernehmen müssen. Der ältere 
Teil von ihnen war bereits in der Hitlerjugend organisiert, wurde oft kurz 
vor Kriegsende noch als sog. »Flakhelfer« eingezogen und kam meist erst 
Jahre nach dem Zusammenbruch aus der Gefangenschaft zurück (vgl. Bude 
1987). Bombennächte und der Einmarsch der sowjetischen Truppen gehö- 
ren zum festen Bestandteil ihrer Erinnerung. Nach Kriegsende wechselten 
einige von ihnen direkt in die FDJ (Freie Deutsche Jugend), die sich zu die- 
ser Zeit als überparteiliche Jugendorganisation für Menschen jeder Konfes- 
sion und Weltanschauung präsentierte. Nicht nur bei der Elterngeneration, 
die ihre Hoffnungen und Wünsche auf die Jugend übertrug, auch bei der 
Jugend selbst herrschte Aufbruchstimmung. »Das neue Leben muß anders 
werden«, nicht »Das Leben geht weiter«, lautete die Devise. Die aus der 
Niederlage von Nationalsozialismus und Kriegserfahrungen gewonnenen 
Ideale waren Frieden, Demokratie, Ehrlichkeit und Gerechtigkeit; der poli- 
tische Weg dahin schien weitgehend offen. Aus Begeisterung und fester 
Überzeugung, so sagt man heute, seien damals viele Menschen der SED 
oder einer der Blockparteien beigetreten. Bei anderen wiederum wirkte die 
durch die nationalsozialistische Erziehung verinnerlichte Disziplin noch 
nach: Wie in den 30er Jahren, so mußte man ihrer Ansicht nach auch nach 
1945 seinen Weg im Sinne des Staates gehen, wobei in der Hitlerjugend im 
Vergleich zur FDJ »mehr Zucht und Ordnung«, mehr »Schmiß« vorhanden 
gewesen sei (Rentner, Jg. 1927). 

Die Ende der 40er Jahre begonnene sozialistische Umgestaltung von Wirt- 
schaft und Gesellschaft verlief keineswegs linear, sondern bewegte sich vor 
allem nach dem Tode Stalins und dem 17. Juni 1953 zwischen Phasen der 
Liberalisierung und weiteren ideologischen »Verhärtungen«. Die staatli- 
chen Kollektivierungsprozesse erfaßten darüber hinaus einzelne sozioöko- 
nomische Schichten (Grundeigentümer, Bauern, Selbständige in Handel, 
Handwerk und Privatindustrie etc.) zu sehr verschiedenen Zeitpunkten und 
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wurden subjektiv wiederum unterschiedlich erfahren (vgl. Staritz 1985, S. 
87 ff.). 

Es gibt kaum einen Interviewpartner aus dieser Gruppe, der nicht den Riß, 
der aufgrund der massenhaften Abwanderung in den Westen durch Ver- 
wandschaft und Familie ging, thematisiert hat oder der sich nicht selbst 
damals mit der Frage des Bleibens auseinandergesetzt hatte. Dabei mußte 
das Bleibenwollen nicht unbedingt ein Bekenntnis zum Staat bedeuten, 
sondern war auch Ausdruck des Festhaltens an sozialen Beziehungen, von 
Heimatverbundenheit oder, wie zum Beispiel bei Selbständigen und dem 
Mittelstand, der Hoffnung darauf, trotz staatlicher Eingriffe ein gewisses 
Maß an Autonomie behalten zu können. 

Die bis zum Mauerbau anhaltende Abwanderung von DDR-Bürgern hieß in 
Schul-, Justiz-, Wirtschafts- und anderen öffentlichen Verwaltungen, aber 
auch in neu entstandenen staatlichen Organisationen einen erheblichen Be- 
darf an Personal entstehen, der vor allem jungen Erwachsenen und Ju- 
gendlichen aus dem Arbeiter- und Bauernmilieu Aufstiegschancen bot, die 
über eigens dafür eingerichtete Arbeiter- und Bauernfakultäten zu Hoch- 
schulreife und Studium geführt wurden.® Der hohe Bedarf an qualifizierten 
Führungskräften kam in den Aufbaujahren der DDR auch Frauen zugute, 
die Ende der 80er Jahre im Kreis nicht nur in frauentypischen Berufen eine 
ganze Reihe leitender Positionen erlangt hatten.? 

Diese, auch politisch gewollte soziale Umschichtung brachte, abgesehen 
von dem damit verbundenen sozialen Aufstieg den Betroffenen, weniger 
unmittelbare Vorteile, als aus ihrer Sicht eine hohe zusätzliche Arbeitsbela- 
stung (durch ständige Weiterbildung und überlange Arbeitszeiten) und da- 
mit erhebliche Einschränkungen im persönlichen und familiären Bereich. 
Auch diese Generation bedauert - nicht ohne eine kritische Bemerkung zur 
»verwöhnten Jugend« - zu ihrer aktiven Zeit noch nicht von dem in den 
70er Jahren beschlossenen Weg der Einheit von Wirtschafts- und Sozial- 
politik profitiert haben zu können. Das Gefühl, »gebraucht zu werden«, 


8 Dazu Hans Mayer (1991, S. 145 f.): »Die Bildungspolitik der Arbeiter und Bauernfakul- 
täten hatte sich gelohnt. In den Hörsälen saßen die Kinder kleiner Leute, denen in der 
bürgerlichen Gesellschaft, wenn sie nicht gerade »hochbegabt« waren ... kein Zugang of- 
fenstand zu den Hochschulen. Das Prinzip der polytechnischen Bildung hatte gleichfalls 
neue Möglichkeiten eröffnet. Weder Fachidiot noch Technokrat. Menschen aus der Tiefe 
der Gesellschaft, die lernen wollten, und zwar in neuer Weise und auch mit neuen Vor- 
aussetzungen. Sie waren auch älter als der übliche Typ des bürgerlichen Studenten, der 
nach dem Abitur zur Hochschule hinüberwechselt. Diese Studierenden hatten Lebenser- 
fahrung. Sie kannten sich aus, wie man zu sagen pflegte, sowohl an der Basis wie im 
Überbau.« 

9 Das schließt nicht aus, daß nicht gerade Frauen aufgrund größerer familiärer Verpflich- 
tungen in Bezug auf qualifizierte Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten vielfach zurück- 
stecken mußten. 
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eine ausgeprägt idealistische Einstellung zu den Zielen des Sozialismus, 
nicht selten aber auch Ehrgeiz, Machterfahrung und eine Bestätigung indi- 
vidueller Eitelkeiten ließen die persönlichen Enibehrungen jedoch als das 
geringere Übel erscheinen. Ihre Haltung zum Staat war, und dies wird oft 
auch selbst kritisch eingeräumt, vielfach geprägt von politischer Disziplin, 
hoher Loyalität, Anpassungsbereitschaft an die offizielle Parteilinie und 
geringer Toleranzbreite. Ruhe, Ordnung und Sicherheit waren leitende 
Wertmaßstäbe. Die wachsende Diskrepanz zwischen staatlicher Propagan- 
da und Realität wurde zwar gefühlt, aber zugunsten der »reinen Idee«, vor 
allem aber auch, um den persönlichen Aufstieg und die erreichten Positio- 
nen nicht zu gefährden, verdrängt. 


»Ja, es war alles zu sehr in ein Schema gepresst ... Also nach der Wende habe ich gesagt, der 
Vorwurf, den ich mir mache, ist, daß wir uns haben disziplinieren lassen und dann weiter dis- 
zipliniert haben. ... Vielleicht war ich zu naiv oder zu sehr auch doch der ganzen Idee verbun- 
den. Ich habe immer gesagt, an einzelnen Dingen darf es doch nicht scheitern. Manchmal habe 
ich auch gedacht, daß sind doch Personen, die jetzt hier mit dir oder denjenigen so verfahren, 
das ist doch gar nicht so gewollt. ... Aber weil heute die Schuldfrage eine große Rolle spielt - 
letztlich hat unsere Partei zu einer Disziplin erzogen, die nicht gut war. ... Wir haben es übri- 
gens auch so empfunden, aber wir haben uns nicht dagegen gewehrt, sondern wir haben uns 
angepaßt ... und zunehmend sind wir rangegangen (z.B. an die Berichterstattungen, CS) unter 
dem Gesichtspunkt, wir schreiben sie so, daß wir nicht rausfliegen. Und das war ungesund, 
das hat uns sicherlich viel Vertrauen gekostet.« (Ehemalige Kreisschulrätin, Jg. 1937). 
Funktionäre dieser Generation gaben so schnell nicht auf, waren aber auch 
weniger »lernfähig« und bereit, persönliches Risiko zu tragen. Sie hielten 
auch nach den Aufbaujahren der DDR umso stärker an ihren Überzeugun- 
gen fest, je anstrengender und entbehrungsreicher sie die Anfänge ihrer so- 
zialistischen Aufstiegszeit empfunden und je ausschließlicher sie ihr Leben 
auf die beruflich-politische Arbeit konzentriert hatten. 

Für andere, die sich der neuen Regierung - beispielsweise aufgrund von 
negativen Erfahrungen mit der Sowjetmacht, Enteignung, religiöser Motive 
etc. - zunächst nur zögernd oder widerwillig gefügt hatten, wuchs die Be- 
reitschaft zum Arrangement mit dem Staat zu dem Zeitpunkt, zu dem man 
sich zusammen mit seiner Familie eine, wenn auch bescheidene private 
Existenz aufgebaut hatte. Gerade wenn dies besondere Anstrengungen ge- 
kostet hatte und - wie im Fall vieler Selbständiger - meist nicht ohne Kon- 
flikt mit dem Staat erfolgt war, konnte eine Art »Trotzhaltung« entstehen, 
das Geschaffene erst recht gegen staatliche Übergriffe zu verteidigen, nicht 
zu flüchten, sondern standzuhalten. Nachteile in der eigenen beruflichen 
Karriere oder der der Kinder mußten dann allerdings in Kauf genommen 
werden. Der 13. August 1961 verstärkte die Tendenz zur Anpassung und 
führte zu sehr unterschiedlichen Rückzugsstrategien und Arrangements mit 
dem System. 
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Nach der Wende zeigt gerade diese Generation ausgesprochen Kontrastrei- 
che Entwicklungen. Generell kann man sagen, daß es die heute über 
SOjährigen auf dem sich neu konstituierenden Arbeitsmarkt besonders 
schwer haben, zumal für sie eine Umschulung kaum mehr infrage kommt 
und sie vielfach das WVorruhestandsalter erreicht haben. Auf den 
»Aufschwung Ost« können sie nicht warten. Die von Arbeitslosigkeit oder 
der Vorruhestandsregelung Betroffenen fühlen sich im gesellschaftlichen 
Aus und aus einem aktiven Berufsleben gerissen, das sie aus ıhrer Sicht 
einsatzbereit geführt haben. Die Erfahrung der zentralen Abhängigkeit vom 
Staat und ihrer Tätigkeit als aufopferungsvoller Dienst am Gemeinwesen 
hat sich vor allem bei den ehemaligen Funktionsträgern als Bewußtsein, 
daß »alle Opfer der Verhältnisse waren« eingeprägt. Auch bei vielen ande- 
ren führt die Erinnerung an die entbehrungsreichen Nachkriegsjahre und 
ihre vielfach disziplinierte Haltung als »treuer Parteigenosse« und 
»Staatsdiener« zu dem Empfinden, daß die eigene Altersgruppe in beson- 
derem Maße zu den »Betrogenen« und »eigentlichen Verlierern der Deut- 
schen Einheit« gehört. 

Diejenigen, die im Herbst 89 die kommunale Macht repräsentierten, sahen 
sich während der auch in Wurzen stattfindenden Montagsdemonstrationen 
besonders der öffentlichen Kritik, »die sich bis zum Volkszorm steigerte«, 
ausgesetzt. Nach der Wende erfolgte daher vor allem bei ihnen ein fast 
vollständiger Rückzug aus dem politischen und öffentlichen Leben der 
Stadt, der als äußerer Zwang zur Inaktivität empfunden wird und nicht sel- 
ten von psychischen Krisen und gesundheitlichen Beeinträchtigungen be- 
gleitet ist. Dies, zusammen mit der Tatsache, daß das Selbstwertgefühl 
vieler Funktionäre dieser Altersgruppe fast ausschließlich auf ihrer politi- 
schen Entwicklung beruhte, führt dazu, daß bei ihnen die soziale Identität 
eines DDR-Bürgers vielfach bewahrt bleibt und eine neue politische wie 
gesellschaftliche Heimat nicht gefunden werden kann. Individuelle Neu- 
und Umorientierungen sind nur dann sichtbar, wenn entweder doch neue 
berufliche Möglichkeiten gefunden werden oder bereits früher eine Interes- 
senvielfalt bestanden hat, an die jetzt - eventuell ehrenamtlich - angeknüpft 
werden kann. 

Im Unterschied dazu gibt es quer durch diese Generation nicht wenige, die 
die Möglichkeit haben, entweder ihre eingeschlagenen Berufswege fortzu- 
setzen oder eine völlig neue berufliche Weiterentwicklung zu durchlaufen. 
Sie rekrutieren sich zum Teil aus der ehemals zweiten oder dritten Reihe 
der betrieblichen Hierarchien, gehörten den alten Blockparteien an oder 
zählten zu denen, die zu DDR-Zeiten auf ein berufliches Fortkommen ver- 
zichten wollten oder mußten. Gebraucht werden sie nun bei der Besetzung 
freigewordener oder neuer Funktionen in Politik, Verwaltung und umge- 
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stalteten Betrieben, zumal vor allem viele Jüngere in die alten Bundes- 
länder abgewandert sind. Ein Teil dieser älteren Generation fühlt sich auf- 
grund der eigenen Vergangenheit, die man, so ein CDU-Mitglied ın leiten- 
der Stellung, als von »Entmündigung« und staatlichem Druck geprägt 
schildert, auch moralisch dazu berechtigt, nach der Wende gesellschaftli- 
che Verantwortung zu übernehmen. Nach Meinung vieler ehemaliger SED- 
Genossen ist dagegen gerade »keine Linie zwischen Täter und Opfer« zu 
ziehen, da sich die meisten Bürger, u.a. auch die Vertreter der Blockpartei- 
en der gemeinsamen Politik der »sozialistischen Einheitsfront« verpflichtet 
gehabt hätten (so der ehemalige Vorsitzende des Kreisrats, Jg. 1933). 

Die mit dem Systemwechsel verbundene Umverteilung beruflicher und po- 
litischer Funktionen und Einflußmöglichkeiten führt hier also zu unge- 
wöhnlich krassen gesellschaftlichen Ab- und Aufstiegsprozessen!® in ei- 
nem Alter, in dem normalerweise die berufliche Mobilität sehr gering, d.h. 
die Weichen längst gestellt sind. Der politische Machtwechsel spielt sich 
zudem hauptsächlich innerhalb ein und derselben Altersgruppe ab und läßt 
Konflikte entstehen, die, schon früher meist hinter den Kulissen ausgetra- 
gen, auch jetzt in der Regel verdeckt stattfinden. Mit anderen Worten: die 
gegenwärtig noch ungefestigten gesellschaftlichen Strukturen können dazu 
genutzt werden, unter Vorschub anderer Gründe entweder noch offene 
Rechnungen aus der Vergangenheit zu begleichen oder auch neu entstehen- 
de Konkurrenzkämpfe um Macht und Einfluß zu kaschieren. 

Nur ein kleinerer Teil dieser Generation, darunter ehemals enteignete Mit- 
telständler oder Bauern, sieht sich nach der Wende durch die Rückgabe 
von Eigentum vor neue Möglichkeiten gestellt. Auch wenn in Anbetracht 
der noch verbleibenden Lebenszeit von einem regelrechten Neuanfang 
nicht mehr gesprochen werden kann, ist man in dieser Übergangsphase 
nicht untätig. Man reaktiviert ehemalige Erfahrungen und versucht den ei- 
genen Kindern, Schwiegersöhnen oder -töchtern den Weg z.B. zur Über- 
nahme des Betriebs zu ebnen. 


3. »Orden und Rotwein holten die Leiter« - Die 1940 bis 1950 
Geborenen 


»Was geht in den Köpfen der Nachkriegsjugend vor sich, die 'geschichtslos’, im Schweigen 
und in Wortlosigkeit erzogen, die Viertel- und Halbwahrheiten von den Schrecken der jüng- 
sten Vergangenheit nur aus den Gesprächen betrunkener Erwachsener erfährt? Selbst diese 
spärlichen Wahrheiten wurden von den Erwachsenen mit ernsten und angstvollen Ermahnun- 
gen unterlegt, um Gottes willen, ja Stillschweigen über alles Gehörte zu bewahren. So kommt 


10 Z.B. übernahm ein ehemaliger Leiter einer Bullenmastanlage (Jg. 1934) das Amt des 
stellvertretenden Landrats; ehemalige Spitzenfunktionäre des Kreises erhielten Kündi- 
gungen oder wurden in den Vorruhestand geschickt. 
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es, daß auch die Folgegeneration und somit ein großer Teil der ostdeutschen Bevölkerung 
schuldios in ein tiefes Geschichts- loch gefallen ist. Es ist eine ahnungslose Jugend, die fast 
nichts über Flucht und Vertreibung, nichts über Geschichte und die Tragödie der deutschen 
Ostprovinzen weiß. Ebenso ahnungslos ist sie in der Frage von Schuld und Schuldbekenntnis, 
und in der Frage der Übernahme von Verantwortung, die nicht nur in die Zukunft, sondern aus 
gutem Grund in die Vergangenheit des eigenen Volkes reichen muß. In einem Meer aus Wort- 
losigkeit ertrank letztlich der wohlmeinende Aberglaube unserer Väter: Uns, den Nachkom- 
men Konflikte zu ersparen.« 

Es gibt nicht viele unter meinen Gesprächspartnern, die, wie in dieser No- 
tiz eines 44jährigen anläßlich einer Kranzniederlegung zum Tag der Be- 
freiung vom Faschismus, das Fehlen von geschichtlicher Tradition in sei- 
ner Altersgruppe und die in seinen Augen vorhandene Doppelzüngigkeit 
der Älteren so offen reflektiert haben. Für die meisten dieser Jahrgänge, sie 
waren ım Jahr 1990 40 bis 50 Jahre alt, war die DDR selbstverständliche 
Normalität, eine Gesellschaft, in die man hineingewachsen ist und »sicher 
dieses oder jenes als nicht richtig empfunden (hat), aber mehr oder weniger 
durch das Erziehungssystem, das man durchlaufen hatte ... als die gültige 
betrachtet hat« (ehemaliger Kreisarzt, Jg. 1944). Man empfindet sich als 
»gelernter DDR-Bürger«, »Kind des Staates« und hat »es einfach nicht an- 
ders gekannt«. Diese Worte, die in den Interviews immer wieder zu hören 
sind, versuchen nicht nur Verständnis für den bisher durchlaufenen Weg 
im sozialistischen Institutionensystem und die eigene Einstellung herzu- 
stellen, sondern zeigen vielfach auch eine noch heute bestehende enge Bin- 
dung zur eigenen Vergangenheit, zu der man »sich bekennt«, die man 
»nicht leugnen« will. Obwohl der Bau der Mauer den Druck zum Arrange- 
ment mit dem Staat weiter erhöht hatte, ist gerade bei dieser Generation in 
den 60er und 70er Jahren ein großes Maß an aktiver Zustimmung zum 
Staat vorhanden gewesen, das nicht zuletzt auch auf einem wachsendem 
Lebensstandard basierte. Man hatte »dem Staat blind vertraut« heißt es, 
hatte »sein Auskommen« und sich vielfach in einer privaten Nische einge- 
richtet: »Nein, schlecht gelebt haben wir nicht.« 

Auch wenn auffällt, daß aufgrund staatlicher Weisungen viele Berufswün- 
sche unerfüllt blieben, wurde diese Generation doch in einer historischen 
Phase erwachsen, die als technokratische Reformphase gilt und in der sich 
breite Ausbildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten, auch in vielen neuen 
Disziplinen in Wissenschaft und Technik öffneten. Auch das schuf 
Loyalität und führte aus Rücksicht auf Familie und Karriere zu pragmati- 
schen Arrangements mit dem Staat und einer oft hohen Anpassungsbereit- 
schaft an die gegebenen Rahmenbedingungen. Andererseits waren aus der 
Sicht einiger Gesprächspartner aus den Reihen der »neuen« Intelligenz, In- 
genieure und Facharbeiter Tendenzen einer stärkeren politischen Durch- 
dringung des wissenschaftlichen und beruflichen Alltags spürbar, die als 
Einschränkungen der eigenen Reform- und Leistungsbereitschaft wahrge- 
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nommen wurden. Die Haltung dieser Generation läßt sich vor allem da- 
durch kennzeichnen, daß sie das System verbessern wollte und Effizienz 
und Sachlichkeit im Berufsleben der politisch-ideologischen Arbeit den 
Vorrang gab. 

Sei es, nicht zuletzt aufgrund des hohen Qualifikationsbedarfs, damals 
möglich gewesen, sich mit dem Hinweis, daß man »seine Arbeit tue«, dem 
politischen Auftrag zu entziehen: so verstanden andere ihre beruflichen 
Leistungen zwar auch als politischen Beitrag, kritisierten gleichwohl die 
starke ideologische und dogmatische Überfrachtung vieler Bereiche des 
gesellschaftlichen Lebens. Statt gesellschaftlicher »Gleichmacherei« und 
politischer Rituale, sollten ihrer Meinung nach Leistungsanreize und eine 
Entideologisierung der »alltäglichen Schizophrenie« von äußerem Mittun 
und innerer Apathie der Bevölkerung entgegenwirken. Auch der Sozialis- 
mus braucht Elemente des Managements oder: Ein bißchen Kapitalismus 
kann dem Sozialismus nicht schaden, lautete vielfach die »heimliche« De- 
vise. Spielte politische Anpassung bei einem Beitritt zur SED oder einer 
der Blockparteien zwar oft eine erhebliche Rolle, so war eine parteiliche 
Bindung bei diesen Jahrgängen häufig also auch mit der Ansicht verbun- 
den, nur auf diese Weise mitreden und mitgestalten zu können. 

Der bisherigen »Machtelite« trat also eine oft selbstbewußte, weil höher 
qualifizierte »Fachelite« gegenüber, die mit dem sozialistischen »Schlen- 
drian« aufräumen wollte. Andererseits: Wer hätte schon den Helden spie- 
len wollen? Stattdessen kam es bei den meisten zu einer Gratwanderung 
zwischen Anpassung und Widerstand, denn, »die Anpassung war das Ein- 
zige, was blieb, um nicht nach draußen zu kommen, auch wenn sie nicht 
immer gelang« (Lehrer, Jg. 1943). Lehrer, Ingenieure, Ärzte oder Stadträte 
berichten vom alltäglichen Versuch kleiner Veränderungen im »verstaub- 
ten« System, vom geschickten Unterlaufen der Regeln, dem Ausreizen der 
vorhandenen gesetzlichen Lücken, von Manipulationen, Kompromissen 
oder, wie es ein ehemaliger LPG-Vorsitzender (Jg. 1948) formulierte, der 
praktizierten »engagierten Neutralität«. Der Ausspruch eines Stadtrats (Jg. 
1942), »Man mußte den Staat auch mal bescheißen, um ihm zu helfen«, 
zeigt durchaus Bindung an das System. Daß damit zugleich auch zahl- 
reiche eigene Interessen verfolgt werden konnten, wird nicht geleugnet. Ei- 
nem Großteil der von mir befragien Angehörigen dieser Jahrgänge hatten 
sich u.a. gerade wegen ihrer Haltung die sozialistischen Aufstiegskanäle 
(noch) nicht geöffnet. Viele fühlten sich beruflich unterfordert und kriti- 
sierten nachträglich den durch einen verpaßten Führungswechsel mitverur- 
sachten Modernisierungsrückstand.!! 


11 Vgl. dazu auch Kohli 1985, S. 16; Elias 1992, S. 317 und Engler 1992, S. 91. 
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»Eine Gesellschaft, die nicht über den Mechanismus verfügt, wie man auch verdienstvolle 
Leute entfernt, läuft Gefahr, daß sie erstickt an ihrem eigenen Mief und da hier Ämter nach 
außerökonomischen Gründen vergeben wurden, hatten sie keinen Zugriff mehr auf die Person. 
Es verselbständigte sich irgendwo die Macht und hielt sich irgendwo in sich, und die haben 
sich natürlich gestützt wo sie nur Konnten. Beides kann ich verstehen, irgendwo auch vernünf- 
tig. Jeder Neue, der da hochkam, der war also handverlesen, daß es diesen inneren Frieden 
doch wohl nicht stört« (Ehemaliger LPG-Vorsitzender, Jg. 1948). 

Mit der Wiedervereinigung begann für viele dieser Jahrgänge eine neue 
Zeit, der sie zwar nicht unkritisch gegenüberstehen, die sie aber doch inso- 
fern positiv bewerten, als nun das Leistungsprinzip zum Zuge komme. An- 
gehörige dieser Jahrgänge standen im Herbst 89 weniger unter öffentlicher 
Kritik oder gehörten zu den Mitstreitern des geselischaftlichen Umbruchs. 
Nach der Wende rückte ein Teil von ihnen in kommunalpolitisch wichtige 
Positionen auf, blieb dabei jedoch oft nach wie vor in der zweiten Reihe. 
Generell sind für die gegenwärtigen Chancen dieser Altersgruppe auf dem 
Arbeitsmarkt Qualifikationen, Ehrgeiz, Selbstbewußtsein oder individuelle 
Risikobereitschaft ausschlaggebend - Eigenschaften, die auch das frühere 
Leben schon bestimmt haben. Habe man früher Veränderungen gefordert, 
so dürfe man jetzt, wo die Chancen dazu bestünden, nicht abseits stehen, 
meinen einige. Eine Reihe der Gesprächspartner traute sich auch in der 
sog. »Lebensmitte« noch einmal einen beruflichen Neuanfang in Wirt- 
schaft oder Verwaltung zu. Ein anderer Teil machte sich selbständig (z.B. 
als niedergelassener Arzt, im Einzelhandel oder als Gastwirt) und gehört 
nun zu den »nicht mehr ganz so jungen Jungunternehmern«. Auch mit Um- 
schulungen wurde begonnen. 

Fehlen Selbstbewußtsein oder materielle bzw. qualifikatorische Vorausset- 
zungen, so sehen sich die Betroffenen diesen Alters zwischen allen Stühlen 
oder ganz im gesellschaftlichen »Aus«. Gravierendere Umstellungspro- 
bleme sind auch bei ehemaligen gesellschaftlichen Außenseitern dieser 
Jahrgänge erkennbar: Konnte man früher, so z.B. ein bildender Künstler, 
über die alltäglichen Auseinandersetzungen mit der gesellschaftlichen Re- 
alität Identität gewinnen, so ist heute der Gegner abstrakter und weniger 
»greifbar«, das existenzielle Überleben andererseits weit schwieriger ge- 
worden. 


4, »Für einen Sozialismus mit menschlichem Antlitz« - Die 1951 bis 
1965 Geborenen. 


Man nennt sie auch die »Kinder des Ökonomismus« (Meuschel 1992), 
diese Alterskohorte, die zur Zeit der Wiedervereinigung (1990) 25 bis 39 
Jahre alt war und in der Phase eines, wenn auch im Vergleich zur Bundes- 
republik bescheidenen Wohlstands großgeworden ist. Sie erlebte die Über- 
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gangszeit von Ulbricht zu Honecker und profitierte am meisten von der 
nach dem VII. Parteitag eingeleiteten Einheit von Wirtschafts- und Sozial- 
politik, die vor allem Frauen und kinderreichen Familien eine Reihe mate- 
rieller Vorteile und soziale Sıcherheit brachte. Es waren, wıe viele dieser 
Altersgruppe sagten, die sog. »goldenen Jahre der DDR«,!? auf die Ende 
der 70er, Anfang der 80er Jahre allerdings ein deutlich spürbarer ökonomi- 
scher Einbruch folgte und bei vielen die Hoffnung auf einen Reformkurs 
sanken. 

Die Biographien der Mitglieder dieser Altersjahrgänge, die in den 80er 
Jahren gerade dabei waren, sich beruflich zu etablieren bzw. ihre Positio- 
nen zu festigen, divergieren auffällig. Sie reichen von bisher problemlosen, 
gradlinigen Ausbildungs- und Berufswegen bis hin zu Lebensläufen mit 
mehrfachen einschneidenden Wendepunkten in der schulischen und beruf- 
lichen Karriere. Für einige begannen die unterschiedlichen Entwicklungs- 
wege schon mit ihrer Herkunft. So konnten Kinder der sog. Intelligenz, von 
Selbständigen (z.B. privaten Handwerkern, Händlern, Ärzten) oder aus 
christlich geprägten Elternhäusern nur in Ausnahmefällen mit staatlicher 
Förderung und der Berücksichtigung ihrer Bildungs- und Berufswünsche 
rechnen. Auch eine in manchen Fällen anfangs durchaus vorhandene Be- 
reitschaft, sich den gegebenen politischen Rahmenbedingungen anzupassen 
oder eine oftmals von den Jugendlichen sogar gegen den Willen der Eltern 
durchgesetzte Beteiligung am sog. gesellschaftlichen Leben konnte nichts 
daran ändern, daß viele spürten, in diese Gesellschaft »irgendwie nicht zu 
passen« (selbständiger Handwerker, Ig. 1951). 

Dazu kommt, daß diese Altersjahrgänge, selbst wenn sie Angehörige der 
Arbeiterklasse waren und vielleicht auch aktiv im Sinne des Staates erzo- 
gen wurden, die sozialistische Idee zwar befürworteten, ihre praktische 
Umsetzung jedoch mit steigendem Alter und dem persönlichen Erleben 
von Widersprüchen immer kritischer betrachteten. Anders als der Vorgän- 
gergeneration ging es ihr in ihrer Kritik jedoch weniger um größere Effek- 
tivität, mehr Leistung und Wissenschaftlichkeit in der Produktion, sondern 
stärker um die Verwirklichung bestimmter Werte und Moralvorstellungen 
wie Ehrlichkeit, soziale Gerechtigkeit, persönliche Entfaltungsmöglich- 
keiten, Menschlichkeit, Toleranz, Gewaltlosigkeit und die Erhaltung der 
Umweit. Vor allem Lehrer sprechen häufig davon, daß sie beispielsweise 
bei der Gewinnung des militärischen Nachwuches an »die Grenze ihres 
Gewissens« geraten seien. 


12 Zu erwähnen sind in diesem Zusammenhang auch die wachsende internationale Anerken- 
nung der DDR durch die Unterzeichnung der KSZE-Schlußakte von Helsinki am 
1.8.1975, die UNO-Mitgliedschaft der DDR und internationale sportliche Erfolge. 
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Ein Teil dieser Altersgruppe berichtet mit Betroffenheit darüber, wie er den 
Einmarsch der Truppen des Warschauer Pakts in Prag und anschließend 
das Ende der Reformphase in der DDR wahrgenommen hat. Man beugie 
sich nur widerwillig der zunehmenden Pflicht zur Berichterstattung im be- 
ruflichen Bereich, klagte über Bürokratie und »sowjetische Enge«. Die 
Parteizugehörigkeit wurde zunehmend mehr als »Zwangsjacke« empfun- 
den, weil Intoleranz und Dogmatismus der inzwischen »zu alt« oder 
»lebensfremd« gewordenen Funktionäre das parteiliche Leben bestimmt 
hätten. Mit wenig Resonanz und Risikobereitschaft sei von »von oben« auf 
Änderungs- und Verbesserungsvorschläge der Jüngeren reagiert worden, 
seı man Fragen ausgewichen und habe vor gesellschaftlichen Problemen 
die Augen verschlossen. Viele aus der Generation der 25-39jährigen dage- 
gen wollten nicht Arrangement, Disziplin und den Weg des geringsten Wi- 
derstands, sondern glaubten an die Reformierbarkeit der festgefahrenen 
Strukturen und die Vermeidbarkeit vieler Kompromisse. Sie wollten mit- 
wirken und umgestalten. Besonders in den 80er Jahren häuften sich bei ih- 
nen Parteiverfahren und -ausschlüsse. 

Es ist nicht untypisch für viele Angehörige dieser Jahrgänge, daß sie Be- 
rufe im sozialen Bereich (Behinderte, Resozialisation), in der Kinder und 
Jugendarbeit, im Rahmen der Volksbildung, im Kultursektor und im Be- 
reich der Kirche ergriffen; zugleich waren sie bereit, ehrenamtliche wie 
hauptamtliche Funktionen im Staats- und Parteiapparat zu übernehmen und 
schlossen eine Parteilaufbahn über die »Kaderschmiede« FDJ nicht aus. Es 
war die Arbeit »am Menschen«, die sie reizte, so wie auch das »Freudvol- 
le«, »Menschliche« gegenüber dem politischen Auftrag in den Mittelpunkt 
gerückt werden sollte. Man wollte in Politik und Beruf neue Akzente set- 
zen und gesellschaftliche Probleme nicht leugnen, sondern mit Hilfe eines 
veränderten Berufs- bzw. Amtsverständnisses lösen helfen (z.B. neue For- 
men in der Jugendarbeit, veränderte Konzepte zur Resozialisierung nach 
dem Strafvollzug). Viele meiner Gesprächspartner bezeichnen sich als ge- 
lernte, aber unangepaßte DDR-Bürger, wobei die Grenzen von Kritik und 
Veränderung schneli spürbar wurden. Man fühlte sich ohnmächtig und 
staatlichen Repressionen ausgesetzt, die die weiteren beruflichen und pri- 
vaten Entwicklungsmöglichkeiten oft nachhaltig behinderten. 

Hatte sich ein Teil dieser Generation bereits an Friedensmärschen in den 
70er Jahren beteiligt, und die jüngeren an von der Evangelischen Kirche 
organisierten Friedensdekaden und sog. Umweltgottesdiensten teilgenom- 
men, so begannen andere sich immer resignierter aus dem gesellschaftli- 
chen Leben zurückzuziehen oder nur »äußerlich« mitzumachen. Ein Rück- 
zug bedeutete für einige rückblickend nicht nur im Privaten ein, wie es 
einmal hieß, »Leben in eigentümlicher Stille«, sondern betraf auch die 
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Sphäre der Berufsarbeit, in der dann eine rein instrumentelle Haltung oder 
die Suche nach einem »ruhigen Posten«, der genügend Kraft zur Verfol- 
gung anderer Interessen ließ, überwogen. Freiwilliger Verzicht auf berufli- 
ches Fortkommen, fehlende Motivation bei Lehrlingen und Arbeitern bis 
hin zum völligen Ausstieg aus festen Arbeitsverhältnissen kommen bei 
diesen Jahrgängen vergleichsweise häufiger vor als bei den vorangegange- 
nen. Dem korrespondieren breite außerberufliche Interessen im Kunst- und 
Kulturbereich, aber auch ökologiebezogene Initiativen. Jazz, Folklore, die 
Liedermacherbewegung, Kabarett, Lesungen, bildende Kunst und Fotogra- 
fie waren Kunstformen, die sich in den 70er und 80er Jahren auch in der 
Provinz der DDR ihre Räume geschaffen hatten und vor allem von dieser 
Generation praktiziert und rezipiert wurden. 

Schon durch eine größere Verbreitung des Fernsehens und eine gewisse 
Lockerung der Reisemöglichkeiten in den Westen (im Rahmen von Ju- 
gendtourist etc.) war die Orientierung an der Lebensweise westlicher Län- 
der in dieser Generation bereits wesentlich ausgeprägter, so daß z.B. musi- 
kalische Entwicklungen in der Popmusik, aber auch andere gegenkulturelle 
Strömungen (z.B. die Teestuben) aufgegriffen werden konnten. Obwohl 
eine Reihe von Gesprächspartnern ihre »Bodenständigkeit« betont, gerade 
weil man sich vieles so schwer erkämpfen mußte, handelt es sich bei die- 
sen Jahrgängen um eine Alterskchorte, die unter den Antragstellern auf 
Ausreise Mitte der 80er Jahre den größten Anteil hatten. Sie fühlten sich 
anders als ihre Eltern noch jung genug, um noch einmal neu anzufangen. 
Die, die blieben, sagten oft, daß mit den vielen Ingenieuren, Handwerkern, 
Ärzten, Pfarrern und Künstlern die »Besten«, zugleich aber auch die 
»Materialisten« der DDR den Rücken gekehrt hätten.!3 Andererseits: Wer 
wendig genug gewesen wäre, hätte auch in der DDR gut leben können, 
räumten nicht nur die Linientreuen ein. 

Es sind vor allem Vertreter dieser Generation, die die ersten Aktionen im 
Herbst 89, sei es im Betrieb, sei es im Rahmen der neu entstandenen Bür- 
gerbewegung mitprägten. Auch nach der Wende sind einige von ihnen po- 
litisch aktiv geblieben und haben den »Gang durch die Institutionen ange- 
treten«. Ein nicht unbeträchtlicher Teil hat sich jedoch resigniert aus dem 
politischen Tagesgeschehen zurückgezogen, weil die Chancen einer demo- 
kratischen Erneuerung der DDR ungenutzt blieben. Angehörige dieser Al- 
tersgruppe neigen entweder zu einer Bevorzugung basisdemokratischer 
Politikformen in Verbindung mit einer moralisch begründeten Distanz zur 


13 Allein im ersten Halbjahr 1984 wurden 32.000 DDR-Bürger aus der Staatsbürgerschaft 
entlassen (vgl. Staritz 1985, S. 212). Bei den Ausreisenden in die Bundesrepublik 
Deutschland überwog die Altersgruppe 25 bis 40 Jahre, vgl. Statistisches Amt der DDR 
1990, S. 398. 
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Macht, die »nur korrumpiere«, oder sie treten als Erneuerer, z.B. in den 
ehemaligen Blockparteien auf. Auch sie stehen der gegenwärtigen Geseil- 
schaftsordnung nicht unkritisch gegenüber. Nach der Wende wurde vor al- 
lem von dieser Generation das Fehlen eines gemeinsamen Ziels und eines 
gemeinsamen Gegners beklagt. Einige sehen sich auch jetzt wieder als 
Vereinzelte in einer mehr oder weniger stillen Opposition. 

Angehörige dieser Generation verfügen in der Regel über ein spezifisches 
Selbstbewußtsein, das sich nur in wenigen Fällen auf ehemalige Errungen- 
schaften der DDR, wie z.B. die Sozial- und Gesundheitspolitik bezieht und 
stattdessen aus dem Bestreben resultiert, die Vergangenheit und die eigene 
Teilnahme am Geschehen nicht zu verleugnen. Eine meist lange Be- 
triebszugehörigkeit oder bestimmte Entbehrungen und Anstrengungen 
würden zu dem Gefühl beitragen, »auch ohne Erbschein ein Stück DDR zu 
besitzen« (Abgeordneter, Jg. 1959). Entsprechend differenziert und vor- 
sichtig ist bei einigen auch die Beurteilung der Rolle ehemaliger Funkti- 
onsträger in der Region. Schnelle Schuldsprüche gibt es hier eher selten. 
Als »richtigen« Bundesbürger empfindet man sich in der Regel auch mehr 
als ein Jahr nach der Wende noch nicht, so wie auch zu DDR-Zeiten die 
deutsche Einheit gerade für diese Altersgruppe meist völlig außerhalb des 
persönlichen Blickwinkels lag. Die Wiedervereinigung galt oft auch da- 
durch, daß keine persönlichen Bindungen zur Bundesrepublik bestanden, 
als gar nicht erstrebenswert. Im Unterschied zu der Generation der Eltern, 
die sich nach Meinung der Kinder am meisten betrogen fühlen würden und 
sehr viel weniger Zeit zum Warten hätten, ist nach Ansicht der meisten 
dieser Altersgruppe die deutsche Einheit zu schnell gekommen. Die Mehr- 
heit hätte sich stattdessen ein langsames Hinüberwachsen, nicht wenige so- 
gar dauerhaft konföderative Strukturen gewünscht. »Ich bin nicht glückli- 
cher, auch wenn jetzt vieles angenehmer ist«, drückte eine ehemalige Pio- 
nierleiterin ihr Gefühl aus. Vor allem in der Kritik des überzogenen westli- 
chen Konsumdenkens konvergieren Meinungen vieler ehemaliger Par- 
teitreuer mit denen früherer Oppositionsgruppen. 

Während einige bewußt versuchen, sich selbst treu zu bleiben, insofern sie 
z.B. Konsumverzicht üben, zeigen andere dagegen eine hohe Risikobereit- 
schaft und persönliche Flexibilität bei der Suche nach neuen beruflichen 
Möglichkeiten, materielle Ziele eingeschlossen. Mit der Ausnahme von 
Frauen, die auch in dieser Generation am meisten von Arbeitslosigkeit be- 
troffen sind, ist diese Altersgruppe weit optimistischer als die älteren Jahr- 
gänge, einen beruflichen Neuanfang zu schaffen. Die Enttäuschung über 
verlorene Jahre sitzt bei ihnen weniger tief, und sie sehen neue Chancen 
und individuelle Gestaltungsspielräume. Nach wie vor wechseln viele von 
ihnen in die alten Bundesländer, einige Ausgereiste finden allerdings auch 
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wieder den Weg zurück, wollen mit ihren neu erworbenen Erfahrungen aus 
dem Westen im Osten »aufbauen helfen« und alte Beziehungen und Tradi- 
tionen wieder aufleben lassen (z.B. mit der Neugründung ehemaliger Fa- 
milienunternehmen). 


5.»Das ist eigentlich das, was am Sozialismus damals gut war, dieses 
kollektive Denken« - Die nach 1965 Geborenen 


Im Unterschied zur vorangegangenen Generation sind die nach 1965 Gebo- 
renen, sie waren im Jahr 1990 24 Jahre und jünger, sowohl vor als auch 
während der »Wendezeiten« sehr viel weniger ins politische Geschehen 
involviert gewesen als man es bei der gemeinhin als »unangepaßt« gelten- 
den Jugend vermuten könnte. Das bedeutet nicht, daß sie - wenn auch erst 
seit 1985 in stärkerem Umfang - weniger Distanz zum realsozialistischen 
Staat entwickelt hätte (vgl. Friedrich 1990, S. 26). Aus den Gesprächen 
wird jedoch deutlich, daß sich eine große Zahl unter dem Druck des Eltern- 
hauses vor allem aus »Opportunitätsgründen« weitgehend systemkonform 
verhalten hatte. Schließlich waren von der aktiven Beteiligung an den 
staatlich gelenkten Jugendorganisationen und ihrer Freizeitgestaltung Bil- 
dungs- und Berufswege abhängig (vgl. Eisenmann 1991, S. 6 ff.). Den so- 
zialistischen Alltag bezeichneten viele Jugendliche als »Pflichtprogramm«, 
»vorgekauten Einheitstrott«, der einerseits zu Passivität und Desinteresse 
verleitet hätte, andererseits aber, bei persönlicher Anpassungsbereitschaft, 
auch einen sicheren Ausbildungs- und Arbeitsplatz sowie gemeinsam ge- 
staltete Tagesabläufe und Freizeit bedeutet hatte. Das Verhältnis zu den EI- 
tern wird insbesondere von Jugendlichen mit höherer Bildung oft als gut 
bezeichnet, zumal Eltern zum Teil auch als »Verbündete« ihrer Kinder ge- 
wisse Rückzugsmöglichkeiten oder Argumentationshilfen gegen »Zumu- 
tungen« im sozialistischen Alltag geboten hatten. Selbstverständlich ist es 
auch zu Konflikten mit den Eltern gekommen, wenn die Kinder sich dem 
staatlichen Anpassungsdruck, der über die Eltern weitergegeben wurde, 
nicht beugen wollten und Eltern dadurch auch selbst in Schwierigkeiten ge- 
raten konnten. 

Lehre und Beruf wurden als vielfach uninteressant, dafür »locker« und we- 
nig leistungsorientiert beschrieben. Auch war es in der Regel gerade nicht, 
wie so viele Erwachsene meinen, die hohe Konsumorientierung mit Blick 
auf den Westen, die die Jugendlichen unzufrieden gemacht hatte, sondern 
eher der »militärische Schliff« des Systems, die Entmündigung durch den 
Staat sowie die begrenzten Reisemöglichkeiten. Die selbstorganisierte 
Freizeit Jugendlicher bestand in Fahrten zu Musikveranstaltungen und 
Campingurlauben, meist in stabilen größeren Cliquen, oder einfach darin, 
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daß man im privaten Rahmen bzw. in kleineren Gaststätten Parties feierte, 
bei denen viel improvisiert und selbst gestaltet wurde. »Wir wollten den 
Westen imitieren, aber mit unseren eigenen Mitteln« brachte es ein Ju- 
gendlicher auf den Begriff. Für manche Jugendliche begann der »Selbstfin- 
dungsprozess« mit dem Kontakt zu Kirchenkreisen, die Jugendgruppen or- 
ganisiert hatten (z.B. die »Junge Gemeinde« der Evangelischen Kirche). 
Gleichzeitig war die Jugendphase zu DDR-Zeiten kurz: Jugendweihe, frühe 
Heirat, um endlich eine eigene Wohnung zu bekommen, das erste Kind mit 
Anfang 20 und die Anmeldung eines Trabants - dies waren für viele »im- 
mer dieselben« und sehr schnellen Schritte zum Erwachsenwerden (vgl. 
Huinink/Mayer 1993, S. 160). Wer dagegen schon in jungen Jahren als 
»Querulant« eingeschätzt wurde, hatte zunehmend bessere Chancen einen 
Antrag auf Ausreise auch genehmigt zu bekommen. 

Unter denen, die auch nach der Wende geblieben sind, befinden sich auf- 
fallend viele, die sich als wenig materiell eingestellt beschreiben und als 
weitere Eigenschaften ihren Gemeinschaftssinn, ihre Toleranz und Hei- 
matverbundenheit betonen.!Wird der Zusammenhalt unter den Jugendli- 
chen zu DDR-Zeiten meist als weitgehend konfliktfrei und ohne große 
Unterschiede (z.B. mit gleichen Tagesabläufen etc.) beschrieben, so wür- 
den jetzt Zukunftsängste, Orientierungslosigkeit, soziale Abgrenzungs- 
kämpfe und die Suche nach neuen Leitbilder aufbrechen. 


»Die haben hier viel zusammengehalten, die Wurzener Jugend. Da gab es zwar öfter mal 
Streitigkeiten, aber im großen und ganzen haben die hier mehr Zusammenhalt gehabt, als die 
Jugend so im Westen. Da ist es irgendwie familiärer zugegangen. .. eine ganz andere Stim- 
mung war da als jetzt, nicht so aggressiv. Getrunken wurde zwar auch, aber es war irgendwie 
alles viel lustiger, unbefangener. Na ja und jetzt heißt es: Was bist du denn für einer, biste ein 
Linker oder biste ein Rechter? Viele wissen nicht so richtig, wo sie hingehören. Die können 
das irgendwie nicht ablegen, daß nicht jetzi jemand über sie bestimmt ... wie z.B. bei Honec- 
ker. Die brauchen irgendwie eine Gruppierung, wo sie sich anschließen können, z.B. daß viele 
Rechte überhaupt nicht rechts sind, sondern daß sie einfach eine große Familie sein wollen, 
einfach sich geborgen fühlen da in den Kreisen da, wo die sind, und ihre Probleme, die betäu- 
ben sie eben mit Alkohol, und ihre Langeweile, die vertreiben sie eben, indem sie die Leute 
verkloppen. Der größte Teil von denen, würde ich sagen, weiß gar nicht wer Hitler war.« 


Neben der Clique, die - und auch das in abnehmendem Maße - Verunsiche- 
rungen und Orientierungslosigkeit noch auffangen kann, ist es für viele be- 
reits früher kritisch denkende Jugendliche auch jetzt die Region und nicht 
der Staat, die ihren derzeitigen Lebenszusammenhängen eine gewisse Sta- 
bilität und Verläßlichkeit verleiht: 


14 Das Zusammengehörigkeitsgefühl ist es auch, warum viele Jugendliche, die ohne Familie 
in den Westen gegangen sind, inzwischen wieder nach Wurzen zurückgekommen sind. 
Sie sind von der »kalten« und »anonymen« westlichen Lebenswelt enttäuscht und ziehen 
die Gemeinschaft der Kumpels einem Arbeitsplatz in einer westdeutschen Stadt, in der 
man schwer Anschluß finden würde, vor. 
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»Politisch gesehen war die DDR für viele Leute ein absoluter Horror, viele Andersdenkende 
haben sich dadurch ihren ganzen Weg verbaut, ...gewisse Freiheiten haben sie nicht bekom- 
men und das hat viele, so was künstlerisch und so gewesen ist, nicht weitergebracht und das 
war schade gewesen. Also politisch ist die DDR für mich tot, aber von der Mentalität her oder 
der Kreativität her, finde ich war es früher schöner, auf jeden Fall. Es war ein anderes Zu- 
sammenleben, man hat also schöne Dinge, die damals schön waren, bewußter erlebt, was man 
jetzt durch diesen materiellen Boom gar nicht mehr so empfindet. ... Auch wo die DDR noch 
bestanden hat oder in der Wende, was hier so für Diskussionen gelaufen sind ... und wo man 
sich auch gegenseitig aufbauen konnte, das war unwahrscheinlich wichtig. Ich weiß nicht, ob 
das jetzt in irgendeiner anderen krisenhaften Situtation vielleicht so in dem Maße möglich 
wäre. An manchen Tagen fühle ich mich, ich will nicht sagen von Deutschland verlassen, aber 
ich kann mich mit dem Staat, was Deutschland ist, nicht identifizieren, also für mich ist Wur- 
zen, das ist für mich ne Heimat. ...aber Deutschland, das ist ein anderes Denken.« 

Im Gegensatz zu diesem Gefühl der Staatenlosigkeit bleibt anderen unter 
dem Druck von Arbeitslosigkeit, Zukunftsängsten und nach wie vor hoher 
Abhängigkeit (in Bezug auf Wohnung und Existenzsicherung) von einen 
Elternhaus, das nicht selten selbst mit Schwierigkeiten zu kämpfen hat, nur 
eine Gewißheit: Nämlich die, Deutscher zu sein. Ihre Wut richtet sich ge- 
gen jeden, der es ihrer Meinung nach besser hat. In einem Gespräch mit ei- 
nigen Skins hieß es: 


»Gerade jetzt in Wurzen, die Ausländer, die nehmen uns die Häuser weg, das alte Kranken- 
haus, das wäre ideal für uns und da stecken sie eben die Asylanten rein und wir sitzen auf der 
Straße.... Wenn wir nichts Kriegen, warum sollen die denn dann was haben?« 
Rechtsradikale Parolen sind also wesentlich ein Spiegel sozialer Probleme 
eines beachtlichen Teils vor allem gering qualifizierter Jugendlicher, die 
sozial nicht mehr integriert sind und über einen gemeinsamen Gegner zu 
einem neuen Selbst- und Gruppenbewußtsein finden wollen (vgl. auch 
Hondrich 1993). Dagegen bedeutet für die schulisch und sozial gut abgesi- 
cherten Jugendlichen, in erster Linie Gymnasiasten, die Wiedervereinigung 
eine Erweiterung ihrer Ausbildungs- und Berufschancen. Die Annahme, 
daß vor allem Jugendliche die soziokulturelle Integration in die Vereinigte 
Bundesrepublik leichter verkraften als Erwachsene, kann somit nicht un- 
eingeschränkt bestätigt werden (vgl. Kühnel 1990, S. 82 und Göschel 1991, 
S. 106). Ebenso hat der »Vormarsch hedonistischer Orientierungen ... bis- 
her altruistische Werte (noch) nicht zurückdrängen können« (Roski 1990). 
Für Jungen und Mädchen gleichermaßen gilt, daß eine stärkere Bindung 
durch Heirat und Kinder zwar nicht ausgeschlossen, aber doch längere Zeit 
hinausgeschoben wird. 


6. Alte und neue »Verständnisbrücken« 


Dieser Überblick wirft nicht nur ein Licht darauf, wie groß die alters- und 
generationsspezifischen Unterschiede in der Vergangenheitsbewertung und 
den Verarbeitungsformen der Wende gegenwärtig sind, sondern deutet 
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zugleich auf erhebliche Differenzen und Spannungen zwischen den Gene- 
rationen vor der Wende hin, ohne daß diese allerdings einen entsprechen- 
den politischen Ausdruck finden konnten. Niethammer (1988, S. 62) 
spricht daher von einem im Vergleich zur 68er Bewegung in der Bundes- 
republik »eingefrorenen« Generationenkonflikt der DDR, der einen »Ent- 
wicklungsstau des Systems verursacht und jüngere »Kreativpotentiale« an 
den Rand der Gesellschaft oder zur Ausreise gezwungen hat. Die Ver- 
ständigungsprobleme zwischen den Generationen entstanden vor allem 
durch die sinkende ideologische Bindekraft antifaschistischer Traditionen, 
die lediglich noch von einigen Funktionären der Großvätergeneration re- 
präsentiert wurden und nur bei ihnen noch auf lebensgeschichtlichen Er- 
fahrungen beruhten (Niethammer 1988, S. 57). Ihnen wurde daher zwar 
auch vom politischen Gegner und den Jüngeren noch viel Respekt gezollt, 
die Überzeugung jedoch, in der DDR sei man in Bezug auf die grundsätzli- 
che Überwindung des Nationalsozialismus konsequenter und ehrlicher 
geblieben als in der Bundesrepublik, war für die 20 bis 30jährigen von weit 
geringerem Wert als für die über 40jährigen (Gaus 1983, S. 50). Auch die 
Entbehrungen der sog. »Aufbaugeneration« lieferten keine wesentlichen 
identitätsstiftenden Momente für die nachrückenden Generationen. 

Aber stimmt es deshalb, daß sich die Idee des Sozialismus gegen Ende der 
DDR völlig verbraucht hatte und es die Jugend der 80er Jahre war, die den 
»anpassungsbereiten Gründergenerationen politisch Beine gemacht« hat 
(Neckel 1993, S. 172), so daß nun Verachtung und Sprachlosigkeit zwi- 
schen den Generationen herrschen (ebd., S. 172)? Stimmt es, daß das 
DDR-System in der Folge der Generationen immer mehr an Legitimation 
verloren hat und es daher vor allem die älteste Generation ist, die aufgrund 
ihres Alters, ihrer langen Systemverbundenheit und höherer materieller 
Einbußen den gesellschaftlichen Umbruch am schwersten verkraftet 
(Weidenfeld/Lutz 1992, S. 8)? Erste Eindrücke aus der Zeit der Wende le- 
gen diese Sichtweise nahe. Und doch zeigen die Interviews derer, die 
geblieben sind - und nur um dieses Segment handelt es sich bei dieser Un- 
tersuchung -, eine ganze Reihe von »Verständnisbrücken«!3 und ideologi- 
schen Überschneidungen zwischen den Generationen, die vor dem System- 
zusammenbruch bestanden haben und auch nach der Wende zum »sozialen 
Kitt« beitragen. 

So ıst die Frage der Wiedervereinigung zum Beispiel für die meisten »Op- 
positionellen« kein politisches Ziel gewesen (vgl. auch Rüddenklau 1991), 
denn unabhängig davon, daß das Systemende für alle Generationen nicht 
absehbar war und der »sentimentale Faktor« in der Deutschlandpolitik 


15 Zum Begriff der »Verständnisbrücke« vgl. Möding/v. Plato 1988. 
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(Gaus 1988, S. 178) auch im Osten Deutschlands generationsbedingt 
schwächer wurde, befanden sich gerade unter den oppositionellen Gruppen 
der Wende nicht wenige, die am Anspruch einer sozialistischen Gesell- 
schaft festhielten. »Ich habe die DDR, mein Land, nie wieder so geliebt, 
wie in diesen Oktobertagen« beschreibt ein ehemaliges Mitglied des Neuen 
Forums (Jg. 1953) rückblickend das eigene Gefühl im Herbst '89. 

Sei es unter dem Aspekt von mehr Effizienz und Wissenschaftlichkeit, sei 
es unter dem Aspekt, die realsozialistische Politik von Dogmatismus und 
Korruption zu befreien und die Akzente von Klassenkampf und Revolution 
zugunsten eines »Primats menschlicher Werte« zu verschieben - mehrheit- 
lich ging es den Akteuren der Wende um Reform, nicht um die Abschaf- 
fung des Systems. Werte wie Gemeinschaft, Solidarität, Gleichheit und Ge- 
rechtigkeit besaßen für viele Gesprächspartner nach wie vor eine hohe An- 
ziehungskraft. Sie tun dies auch heute noch, selbst wenn sie jetzt als 
»wahrscheinlich nicht zu verwirklichen« gelten und in den Bereich der 
Utopie rücken. Die Wende ist daher gerade nicht, wie vielfach angenom- 
men, Ausdruck eines einfachen »Generationenrisses« (Zierke/Hofmann 
1991, 5. 217), sondern Kulminationspunkt von Konflikten, die sich in ho- 
hem Maße auch innerhalb der Generationen abgespielt haben (vgl. auch 
Engler 1992, S. 92 ff.). 

Zugleich hatte sich die Dynamik der Wende aus der Sicht vieler verselb- 
ständigt und war »wie ein Fieberschauer über die Gesellschaft« hinwegge- 
fegt (Lehrer, Jg. 1943), ın dessen Verlauf sehr unterschiedliche Akteure 
mit differierenden Zielsetzungen aufgetreten sind. Die Ergebnisse der Stu- 
die bekräftigen allerdings die Annahme, daß es vor allem die, nach Mei- 
nung der Älteren sozialpolitisch »verwöhnten« 25 bis 39jährigen gewesen 
sınd, die auf Veränderungen gedrängt und viele von ihnen später enttäuscht 
das Land verlassen haben. 

Empirische Untersuchungen zum Integrationsprozeß ehemaliger DDR- 
Bürger in den Westen sind nach wie vor rar (s. u.a. Ronge 1985). Bei 
denen, die sich gegen eine Ausreise entschieden haben, ist die Haltung zur 
»neuen Zeit« keinesfalls ungebrochen. Zwar ist eine nıcht selten anzutref- 
fende innere Distanz zu bundesrepublikanischen Verhältnissen vielfach 
Ausdruck enttäuschter Hoffnungen auf einen schnellen »Aufschwung Öst« 
oder Resultat des Festhaltens an der eigenen bisherigen politischen Über- 
zeugung - aber nicht nur: Sie wird statidessen gerade von jüngeren Er- 
wachsenen mit einer Kritik an der westlichen Konsumgeseilschaft begrün- 
det, in der in ihren Augen das Konkurrenzprinzip, grenzenlose Individua- 
lität und zwischenmenschliche Distanz vorherrschen. Neben diese, zum 
Teil stark ökologisch argumentierende Kapitalismuskritik tritt immer wie- 
der das Argument der Bodenständigkeit und die hohe Priorität, die man 
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verwandtschaftlichen und anderen sozialen Beziehungen beimißt. Die 
Qualität der Familien- und Verwandtschaftsnetze zeigte sich zu DDR-Zei- 
ten für die Betreffenden nicht nur darin, inwieweit sie als Versorgungs- 
und Hilfgemeinschaften taugten, sondern auch anhand ihrer Fähigkeit, bei 
Versuchen politischer Einflußnahme von außen »zusammenzuhalten«. Es 
habe nicht wenig Familien in der DDR gegeben, in denen es z. B. wegen 
der Weigerung des Sohnes, die Offizierslaufbahn einzuschlagen, dazu ge- 
kommen sei, daß man sich voneinander »verabschiedet« hätte. So wird be- 
richtet, um dann jedoch fortzufahren, daß es in der eigenen Familie in ei- 
nem vergleichbaren Fall zwar zu heftigen Auseinandersetzungen, nicht 
aber zum endgültigen Bruch gekommen sei. 

Zwar läßt sich nicht übersehen, daß nach einer Phase gravierender gesell- 
schaftlicher Auseinandersetzungen im Herbst '89, die auch von neuen ge- 
meinschaftsstiftenden Momenten begleitet wurden (vgl. Meuschel 1992, 8. 
319/320), soziale Differenzierungen aufzubrechen beginnen. Dennoch 
scheinen Individualisierungsprozesse und gesellschaftliche Seggregation 
im kleinstädtischen Lebenszusammenhang noch nicht zu dominieren. Neue 
existenzielle Überlebenskämpfe und das »Aufeinander Angewiesensein« 
gerade im kleinstädtischen und ländlichen Bereich lassen auch jetzt die 
Generationen eher wieder zusammenrücken und »stille Bündnisse« schlie- 
ßen. Und auch jetzt wieder sind es häufig Familien- und Verwandtschafts- 
beziehungen, die in schwierigen Zeiten Verläßlichkeit und Geborgenheit 
garantieren sollen. 

Zu den gegenwärtigen »Verständnisbrücken« gehören also auch der, zum 
Teil früher schon praktizierte und auch jetzt häufig anzutreffende Rückzug 
ins Private, aber auch eine neue, aus Enttäuschung entstandene Politikver- 
drossenheit und die Haltung des »Nie mehr wieder«.!° Ob »Verlierer« oder 
»Gewinner« der Deutschen Einheit, auch hinsichtlich der eigenen Vergan- 
genheit sind sich die meisten meiner Gesprächspartner einig: Den Blick 
nach vorn und nicht zurück zu richten. 

Die biographischen Verläufe der ehemaligen DDR-Bürger sind einem dop- 
pelten Veränderungsprozeß ausgesetzt. So geraten mit dem Systemende 
der DDR nicht nur die bislang gesellschaftlich vorgegebenen Lebenslauf- 
muster ins Wanken, sondern für die Individuen nimmt - insbesondere im 
Zuge des Transformationsprozesses, in dem institutionalisierte Regelsy- 
steme zumeist fehlen oder (noch) nicht funktionieren - der Druck zu, ihre 
Biographien mehr als bisher in eigener Regie zu gestalten. Ganz allgemein 


16 Vgl. Möding/v. Plato (1988, S. 78), die diese Verständnisbrücken nach 1945 »zwischen ... 
verschiedenen Publizisten-Gruppen und auch zwischen dieser zu anderen Eliten und zu 
der Masse der Bevölkerung« feststellen. 
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geht man davon aus, daß individueller Handlungsspielraum und Entschei- 
dungsdruck zur Gestaltung des weiteren biographischen Verlaufs gegen 
Ende der Jugendphase besonders hoch sind und im frühen Erwachsenalter 
die entscheidenden Weichen für die persönliche und berufliche Zukunft 
gestellt werden. Nach der Wende werden jedoch nicht nur die jüngeren, 
sondern auch viele mittlere und ältere Jahrgänge mit erhöhten Anforderun- 
gen an persönliche Entscheidungskompetenz sowie neuen, für bestimmte 
Altersphasen untypischen »Rollen« konfrontiert. Im Verlauf dieses Prozes- 
ses sind gewachsene Vertrauens- und Autoritätsstrukturen zwischen den 
Altersgruppen nicht selten starken Belastungen ausgesetzt. Es werden aber 
auch, nicht zuletzt weil jede der Generationen von den Veränderungen be- 
troffen ist, überraschend neue Generationsbündnisse geschlossen, die nicht 
nur »aus der Not geboren« sind, sondern soziale Werte und Tugenden (z.B. 
Solidarität oder Gemeinschaft) beschwören, die früheren Traditions und 
Erfahrungszusammenhängen entnommen sind und Tendenzen einer weite- 
ren Individualisierung entgegenwirken sollen. 
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Ein neuer Expertentyp? 
Technische Dienstleistungsarbeit zwischen Marktorientierung und 
Professionsbezug! 


»Man kann sagen, daß es ganz allgemein zwei Wege zum äußeren Erfolg in 
allen Affären zu geben scheint, nämlich entweder den einer außerordentlich 
tiefgründigen Kenntnis irgendeines bestimmten Gebietes, also den Weg des 
Fachmannes sozusagen - oder aber jene Sicherheit..., die dem völlig Frem- 
den und Beziehungslosen eignet, der ohne jede Voraussetzung heute an hun- 
dert Waggons Milchkonserven herantritt und morgen an die Erzeugung und 
den Vertrieb von Operetten-Librettis.« (Heimito von Doderer, Die Dämo- 
nen, München 1956, S. 396) 


1. Die Grenzen des Themas und wo sie überschritten werden 


Der Blick in den Stellenmarkt der großen überregionalen Zeitungen lehrt 
jedes Wochenende, daß vertraute Bilder von Berufen, die auf einer Ausbil- 
dung in wissenschaftlichen Disziplinen fußen, in der realen Organisation 
moderner kapitalistischer Unternehmen zu verschwimmen beginnen. 


So sucht ein Halbleiter-Produzent als 'Sales Engineer den »überzeugend und kompetent auf- 
tretenden Vertriebsprofi. Als Ingenieur aus dem Fachbereich Elektronik/Elektrotechnik haben 
Sie bereits Erfahrung im Vertrieb technischer Produkte gesammelt. Eigenständiges und 
zielorientiertes Handeln kennzeichnen Ihre tägliche Arbeit. Sie sind bereit und in der Lage, 
steigende Verantwortung zu tragen. Dann übernehmen Sie für uns mit Eigeninitiative und En- 
gagement die Betreuung und den Ausbau unseres Kundenstammes sowie die Intensivierung 
unserer Geschäftsbeziehungen.« Ein Distributions-Unternehmen für elektronische Bauele- 
mente wünscht sich von einem Vertriebsingenieur: »Sie sollten aufgrund guter Markt- und 
Kundenkenntnisse unsere Marktstellung ausbauen können. Hohe technische Kompetenz, die 


1 Erweiterte Fassung eines Beitrags für die Konferenz "Industrial Relations in Germany’, die 
im November 1992 in Rom stattfand und gemeinsam vom /stituto per gli studi sullo svi- 
luppo economico e il progresso technico (ISVET), von der Industrial Relations Section 
der Sloan School of Management am Massachusetts Institute of Technology (MIT) und 
vom Soziologischen Forschungsinstitut Göttingen (SOFJ) geplant wurde. Für Anregun- 
gen, Diskussionen und Expertengespräche danke ich sehr herzlich Martin Baethge, Jo- 
chen Denkinger, Bernhard Gutsche, Axel Hellmann, Ulrich Jürgens, Rudi Schmidt, Lutz 
Tünschel und Alexander Voegele. Die empirische Untersuchung, auf die sich der zweite 
Teil des Aufsatzes bezieht, haben Martin Baethge, Jochen Denkinger und ich für die 
Hans-Böckler-Stiftung durchgeführt. Die Buchfassung der Studie wird im Herbst bei 
Campus erscheinen. 
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auf einer guten Ausbildung beruht, und 2-3 Jahre erfolgreiche Vertriebserfahrung sind die Ba- 
sis für den Erfolg. Englischkenntnisse setzen wir voraus.« 

Die Verbindung von technischen und kaufmännischen Funktionen ist zwar 
nicht neu, sie prägt das Bild der beruflichen Anforderungen in der tech- 
nisch-wissenschaftlichen Ausbildung seit langem. Das gilt auch für den 
wachsenden Bereich der hochqualifizierten Angestelltenberufe, für die so- 
wohl die Trennung nach naturwissenschaftlich-technischen und ökonomi- 
schen Berufen als auch die im Angelsächsischen übliche Einteilung in 'pro- 
fessional work’ und 'managerial work‘ an Anschaulichkeit eingebüßt hat 
und immer weniger die Realität trifft. Dennoch sprechen wir bis heute von 
'Professionen' und 'Disziplinen', deren Selbstverständnis, wissenschaftlich- 
methodische Eigenständigkeit und Anwendungsbezüge in der Ausbildung 
an Universitäten und Hochschulen je typisch eingefärbt bleiben. Zwischen 
der beruflichen Sozialisation von Physikern, Ingenieuren oder Betriebswir- 
ten liegen Welten, die sich erst im realen Unternehmen begegnen. Die Fra- 
ge ist, ob mit dem Vordringen neuer qualifizierter Dienstleistungsfunktio- 
nen das alte, von wissenschaftlichen Disziplinen geprägte Berufsbild noch 
'stimmt' oder ob sich dessen identitätsbildender Kern unter dem Druck der 
Veränderungen auflöst. 

Die möglichen Folgen dieses Prozesses für die betrieblichen Stellung der 
Betroffenen und ihr Berufsbewußtsein, aber auch für die industriellen Be- 
ziehungen und die Gewerkschaften will ich am Beispiel hochqualifizierter 
technische Dienstleistungsarbeit zur Diskussion stellen. Der folgende Ver- 
such einer Annäherung an einen neuen beruflichen. Funktionstypus ist Pro- 
dukt einer Entscheidung unter Unsicherheit. Die Unsicherheit resultiert aus 
ungeklärten Ansichten darüber, welche typischen Gruppen von Arbeits- 
kräften eigentlich als Träger qualifizierter technisch-wissenschaftlicher 
Dienstleistungen auszumachen sind, wie sie sich zukünftig entwickeln und 
für welchen Trend in der Wirtschaftsgesellschaft sie stehen. Für die Ten- 
denz zu einer um Dienstleistungen lediglich erweiterten /ndustriegesell- 
schaft oder für die Tendenz zu einer (selbst immer stärker technisierten) 
'postindustrielien' Dienstleistungsgesellschaft, wie viele Sozialwissen- 
schaftler seit Fourasti& vermuten? 

Auf der Ebene des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Gesamtsystems 
wird mit unterschiedlicher Akzentuierung, aber dennoch recht einheitlich 
der »Strukturwandel der Volkswirtschaften zu Dienstleistungsökonomien« 
(Baethge u.a. 1991, 1) festgehalten. Die Bundesrepublik wird »auf dem 
Weg zur Dienstleistungsgesellschaft« (Albach 1989a, 397) gesehen. Das 
Fragezeichen, das Soziologen dieser Trendaussage anheften, bezieht sich 
nicht auf die Richtung der Entwicklung, sondern auf die Kräfte, die diesen 
Prozeß bestimmen: Sind es die zahlungsfähigen konsumtiven Bedürfnisse 
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oder die Verwertungsgesetze der kapitalistischen Produktion und Zirkula- 
tion? Ich neige - zumal im keineswegs 'deindustrialisierten' Deutschland - 
zur zweiten These, welche auch von der ersten umfassenden ökonomischen 
Analyse der Dienstleistungsbereiche gestützt wird, derzufolge mit »40% 
bei den Betrieben und 42% bei den Arbeitskräften ... die Expansion der 
reinen unternehmensbezogenen Dienstleistungen weitaus dynamischer als 
die der ausschließlich haushaltsorientierten Sektoren« verlief (Albach 
1989c, 62). Meine Überlegungen gelten aber nicht der Bestätigung dieser 
These, sie stützen sich unabhängig davon auf den unstrittigen empirischen 
Sachverhalt, daß nach dem Anteil, 


»den die Dienstleistungsbranchen an der Gesamtbeschäftigtenzahl und an der gesellschaftli- 
chen Wertschöpfung haben ..., die privaten und Öffentlichen Dienstleistungsbereiche in allen 
entwickelten Gesellschaften Mitte der 80er Jahre nicht nur der dominierende, sondern zugleich 
auch der dynamischste Sektor« sind (Baethge u.a. 1991, 1). 

Nun sind mit der Ausdifferenzierung anspruchsvoller technischer Dienst- 
leistungsarbeit für die betroffenen Angestellten Veränderungen verbunden: 
in ihrer Verantwortlichkeit, ihrem Organisationsbezug, ihrer Stellung zum 
Markt, aber auch in ihrem professionell geprägten Denken über den techni- 
schen Fortschritt. Wir haben zu fragen, wie weit der an diesen Berufen auf- 
weisbare Wandel die Rolle hochqualifizierter Angestelltenarbeit in den 
veränderten Organisationsformen kapitalistischer Unternehmen beeinflußt. 
Sollte der Dienstleistungscharakter dieser Tätigkeiten z.B. zunehmend ty- 
pisch für moderne Ingenieurarbeit überhaupt sein, dann wären die mögli- 
chen Widersprüche zwischen Markt- und Technikorientierung, die z.B. in 
gehäuften Tankerunglücken (als Folge der ökonomischen Dezentralisie- 
rung) und wachsendem LKW-Verkehr (als Folge der schlanken Produk- 
tion) zutagetreten, mit neuen Fragen auszuleuchten: 


Wird der Ingenieur zum Kaufmann oder zum Sozialmanager oder zu einem lebenden Quali- 
fikationsmodul mit wechselnden Funktionen? 

Wie weit bleibt eine fachliche, spezialisierte Wissensbasis vorherrschend? 

Festigt oder lockert die gewährte Autonomie in der Arbeit die Einbindung ins Unternehmen 
und seine inszenierte 'Kultur'? 

Wie verändern sich unter den Bedingungen des öffentlichen Ökologie-Diskurses die innere 
Einstellung zur betrieblichen Aufgabe und zum technisch-industriellen Fortschrittsmodeli? 
Was bleibt vom technischen Expertenstatus und dem professionellen Bewußtsein, das sich 
auch über ein wissenschaftliches Studium definierte? 


Meine abschließenden Überlegungen zu diesen Fragen richten sich nicht 
nur an Industriesoziologen und Management-Theoretiker, sondern bezie- 
hen auch die Repräsentanten von Arbeit und Kapital im System der indu- 
striellen Beziehungen ein. Auf der Ebene der sozialen Praxis geht es vor 
allem für die Gewerkschaften, die sich verstärkt um die wachsenden Grup- 
pen der wissenschaftlichen und technischen Intelligenz bemühen, nicht nur 
um die Gewinnung neuer Zielgruppen, sondern angesichts der Krise des 
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Industrialismus um eine Neubestimmung zukünftiger Handlungsfelder, 
Aktionsformen und gesellschaftspolitischer Ziele. Meine Beobachtungen 
zu den "Experten in der Krise’ überschreiten die engen Grenzen der techni- 
schen Dienstleistungsarbeit und und wenden sich dem professionellen 
Selbstbild der Naturwissenschaftler, Ingenieure und hochqualifizierten An- 
gestelltengruppen insgesamt zu. 

Das von mir verwendete Material entstammt so verschiedenen Quellen wie 
betriebswirtschaftlichen Analysen, den Entwürfen neuer Managemenistra- 
tegien, qualitativen Interviews mit technischen Angestellten aus den Ser- 
vicebereichen von industriellen Unternehmen, Expertengesprächen mit 
Managern moderner technischer Dienstleistungsunternehmen, industrieso- 
ziologischen Studien, sofern diese (oft nur am Rande) die Organisations- 
formen und sozialen Folgen moderner technischer Dienstleistungsarbeit 
behandeln. Die in diesem Material enthaltenen Vorurteile sind bisweilen 
enorm - das gilt vor allem für die Konzepte der betriebswirtschaftlichen 
Management-Literatur. Es wird deshalb zunächst auch darum gehen, die 
wirkliche Entwicklung in ihrer Widersprüchlichkeit ein Stück weit zu er- 
fassen und nur vorläufige Schlußfolgerungen zu ziehen. 


2. Versuch einer Eingrenzung von Dienstleistungsarbeit und techni- 
schen Dienstleistungen 


In der bisher geführten Debatte über Charakter und Ausmaß der 'Dienstiei- 
stungsgesellschaft' ist darauf hinzuweisen, daß die eingangs genannten 
Indikatoren zur Wirtschafts- und Beschäftigtenstruktur die Expansion von 
Dienstleistungsarbeit nicht angemessen widerspiegeln. Denn nicht nur in 
'jungen' Teilbranchen, sondern auch in den Zentren der 'alten' betriebsför- 
migen industriellen Produktion ist eine Entwicklung im Gange, die vor, ne- 
ben und im Gefolge des unmittelbaren Produktionsprozesses neue Felder 
gesellschaftlicher Arbeit eröffnet hat. Sie wurde von der traditionell pro- 
duktions- und arbeiterzentrierten Industriesoziologie und ebenso von den 
Gewerkschaften des industriellen Kernsektors erst mit starker zeitlicher 
Verzögerung zur Kenntnis genommen. Auf beiden Feldern scheint - be- 
schleunigt durch die neuen Informations- und Kommunikationstechniken 
(IuK) - »die Wirklichkeit der Wissenschaft weiter zu enteilen« (Baethge 
u.a. 1991, 2). Nimmt man alle Momente der Veränderungen zusammen, so 
zeigt sich zunächst, daß der Dienstleistungssektor in Wahrheit ein 'Korri- 
dor’ ist, der eine Vielfalt von Branchen durchzieht. Seine Expansionsfelder 
sind grob zu unterscheiden nach: 
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(1) Funktionen des Handels und der Verwertung 'immaterieller Dienstleistungen’ (aus Geld 
mehr Geld machen, versichern, rechtliche Auseinandersetzungen führen, Freizeit anbieten und 
organisieren eic.), 

(2) Funktionen des Transports und Handels (einschl. des Marketings) der produzierten Waren, 
(3) Funktionen, die industrielle Produzenten selbst jenseits des Kerns der materiellen Produk- 
tion als Dienstleistungen anbieten, und zwar einerseits (a) nach innen als Service für produkti- 
ve Abteilungen (z.B. Instandhaltung, Beschaffung, Kostenkontrolle, Informations- und Kom- 
munikationssysteme); andererseits (b) nach außen als Kundenservice für andere industrielle 
Produzenten oder Dienstleistungsunternehmen (im Gegensatz zu privaten Konsumenten), 

(4) Funktionen, die mit der Externalisierung produktionsbezogener Dienste verlagert werden 
oder neu entstehen.? 

Die betriebswirtschaftliche Fachdiskussion über Transaktionskosten (vgl. 
dazu kritisch Pirker 1991), über out-sourcing und make-or-buy-Entschei- 
dungen (vgl. Meyer/Leuppi 1992) beschreibt nun in unternehmenspoliti- 
schen Kategorien eine reale Tendenz zur Verringerung der industriellen 
Fertigungstiefe und zur Abspaltung einstmals interner Unternehmensfunk- 
tionen. Ob diese neuen Versuche die primär ökonomische Frage der zu- 
künftigen Beziehungen zwischen Produzenten und Zulieferern wirklich 
dezentral beantworten werden, sei dahingestellt. Wichtig an dem Modell 
erscheint die zunehmend enge Verflechtung von technischen, kaufmänni- 
schen und organisatorischen Funktionen in und zwischen den Unterneh- 
men. Sie schließt Qualifikationsanforderungen ein. Als Folge dieser kom- 
plexen Veränderungen verteilen sich die Produktionsaufgaben zwischen 
Herstellern und Zulieferern neu (vgl. Wildemann 1992), zum Beispiel ım 
Zuge des concurrent engineering oder der total qualitity control (vgl. 
Altmann/Sauer 1989, Sabel/Kern/Herrigel 1991, Jürgens 1992). Ein ande- 
rer Effekt ist die Expansion, aber auch die Reintegration von Überwa- 
chungsfunktionen, die den unmittelbaren Produktionsprozeß begleiten, z.B. 
das Controlling oder die Qualititätskontrolle. Als weitere Folge entstehen 
neue industrieorientierte Dienstleistungsunternehmen, die nicht nur einzel- 
ne betriebliche IuK-Systeme beim Kunden aufbauen oder weiter entwik- 
keln, sondern zunehmend das gesamte System-Management übernehmen 
und zu allen Fragen der Organisationsentwicklung Beratung anbieten (vgl. 


2 Die Thesen der »Tertiarisierung» machen sich damit nicht nur an der Ausweitung der un- 
ter (1) aufgeführten neuen Geschäftzweige und Service-Unternehmen fest, die als Heimat 
der Yuppies kolportiert werden, sondern auch an der unternehmensinternen Expansion 
oder organisatorischen Auslagerung (3) und im Extremfall an der ökonomischen Verselb- 
ständigung (4) von Aufgaben, die historisch im Schoße des modernen Unternehmens ge- 
wachsen waren und gewissermaßen als Finger der visible hand fungierten. Zur Erinne- 
rung: Im klassischen industriellen Großbetrieb bildeten die genannten Bereiche eine Do- 
mäne der hochqualifizierten kaufmännischen oder technischen Spezialisten: Produktent- 
wicklung, Vertrieb und Marketing, technische Kundenbetreuung, Logistik und Control- 
ling, Daten- und Informationsverarbeitung, Personal- und Organisationsentwicklung. Die- 
se Dienste bilden noch heute weithin das Rückgrat von Querschnitts- oder auch Stabsab- 
teilungen, ihre Fachkräfte sind eine wichtige 'Humanressource' für das mittlere und höhe- 
re Management. 
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Albach 1989a; die Fallstudie von Kreibich u.a. 1990, 174 ff.; Kommission 
1992, 106). 

Die in der Dienstleistungsarbeit neu verknüpften Funktionen durchdringen 
und ergänzen sich in der betrieblichen Realität, sie machen traditionelle 
Branchengliederungen zum Teil obsolet (vgl. Cornetz 1991). Wird z.B. der 
IuK-Bereich von GM Europa in ein rechtlich unabhängiges Unternehmen 
verwandelt, dann tauchen seine Beschäftigten in den Statistiken der Elek- 
troindustrie auf. Aber derartige Entwicklungen sind nicht irreversibel und 
bleiben in den ständigen Wandel der Wirtschaftsstruktur so weit eingebun- 
den, daß ein englischer Beobachter gerade die Untrennbarkeit der Prozesse 
als neues Charakteristikum faßt: 

»...the traditional distinction between manufacturing and services is increasingly being under- 
mined by changes affecting both sectors...Rather than seeing current developments as a case 
of manufacturing or services, or as one sector replacing the other, we are in a period where 
interdependence is the watch-word« (Miles 1989, 49) 

Auch Jürgens (1992, 14 ff.) beschreibt am Beispiel des VW-Konzerns, wie 
mit dem simultaneous engineering neue Arbeitsformen entstehen, in denen 
Mitglieder aus den Abteilungen Forschung und Entwicklung (FuE), Pro- 
duktionsplanung, Einkauf, Finanzen und Verkauf zusammenwirken. Jedem 
Projektteam gehört z.B. ein Einkaufsexperte an, um auf diese Weise über 
die Frage der Eigen- oder Fremdfertigung so früh wie möglich entscheiden 
zu können. 

In welchen Proportionen sich die bloß organisatorischen, die unterneh- 
mensrechtlichen und die tatsächlich marktförmigen Konzepte der Neuver- 
teilung von Unternehmensfunktionen entwickeln werden, ist offen. Wich- 
tige Beispiele, die in der Bandbreite dieser Varianten liegen, sind jedenfalls 
leicht auszumachen: 


- aus Großunternehmen ausgelagerte, als Tochterfirmen agierende oder ökonomisch selbstän- 
dige Gesellschaften mit Zulieferer- oder Serviceaufgaben, vor allem in der Automobilindu- 
strie, in der Chemiebranche, im Maschinen- und Anlagenbau; 

- Service- und Beratungsgesellschaften für den integrierten Aufbau und die Betreuung von 
produktionstechnischen oder IuK-Systemen und für organisatorische Innovationen; 

- kleine und mittlere Firmen der Umwelttechnik, die 'maßgeschneiderte' Planungen und Pro- 
blemlösungen anbieten. 

Die Vielfalt der Dezentralisierungstendenz verweist auf den weithin noch 
experimentellen Charakter der Veränderungen und erschwert bündige Ant- 
worten auf die Frage, wie eng dieser moderne Typ von Dienstleistungsar- 
beit auf den Prozeß der industriellen Produktion bezogen bleibt oder ob 
ganz neue, 'autonome' Anwendungsfelder für hochqualifizierte Dienstlei- 
stungsberufe stärker expandieren werden (vgl. die Fallstudien bei Frese/ 
Maly 1989). Jedenfalls ist vor einfachen Antworten und Zukunftsbildern zu 
warnen. Auch was die Folgen der Entwicklung für die Struktur der ange- 
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wandten Arbeitskräfte betrifft, sollte hinreichend klar sein, daß von einer 
einheitlichen Tendenz zur Höherqualifikation in den neuen Feldern und 
Formen von Dienstleistungsarbeit nicht die Rede sein kann (vgl. Baethge 
u.a. 1991; in aller Offenheit auch: Drucker 1992). 

Aus dem facettenreichen Bild der Veränderungen in der Arbeitsgesell- 
schaft des modernen Kapitalismus heben sich die hier thematisierten tech- 
nisch-wissenschaftlichen Dienstleistungen in zweifacher Hinsicht heraus: 
Die vor allem ingenieurtechnischen Berufe und Qualifikationen, die in den 
unter (3) und (4) skizzierten Bereichen zum Einsatz kommen (vgl. Buttler/ 
Stegner: 1990), sind in ihren dienstleistenden Funktionen wie Beratung, 
Projektmanagement, Projektierung, technische Fachplanung, Montage/ln- 
betriebsetzung, 'after-sales’-Dienstleistungen (Service, Wartung, Reparatu- 
ren) und Schulung/Training eng an das eigene oder das am Markt koope- 
rierende Unternehmen, an seine technisch komplexen Produktionsver- 
fahren bzw. Produkte gebunden. Auch wo diese Ingenieurberufe räumlich 
oder ökonomisch in die neue Selbständigkeit entlassen werden, bleiben sie 
- auf veränderte Weise - von Anforderungen und Prozessen im Großunter- 
nehmen beeinflußt. Im folgenden behandle ich nur die möglichen Folgen 
der Dezentralisierung und Externalisierung der technischen Dienstleistun- 
gen, ohne auf die besondere Form der Telearbeit einzugehen.? 


3. Wandel der Unternehmenspolitik in Theorie und Praxis: Die Wider- 
sprüche der 'High-Trust'-Organisation 


Der vielbeschworene Wandel der Unternehmensorganisation, der mit den 
Stichworten Dezentralisierung, Vernetzung und flachere Hierarchien fast 
zu positiv umrissen ist, vollzieht sich vor einem ökonomischen Hinter- 
grund, der jeweils nationale und branchentypische Ausprägungen auf- 
weist.* Wichtig für die Einschätzung des Phänomens erscheinen aber zwei 
Hinweise. Erstens führt die Neuaufteilung von Produktions- und Dienstlei- 
stungsfunktionen zwischen den Betrieben keineswegs per se zur Stärkung 
der relativen Marktmacht der kleinen und mittleren Unternehmen, vielmehr 


3 In ihr sehe ich eine interessante Variante häuslicher Dienstleistungsarbeit durch Experten, 
über deren Zukunft bisher freilich bestenfalls zu spekulieren ist. So ist noch nicht zuver- 
lässig auszumachen, ob Telearbeit von hochqualifizierten technischen Dienstleistern wirk- 
lich zu einer verbreiteten Arbeitsform von »elektronischen Nomaden in der virtuellen Fa- 
brik« wird (vgl. für Frankreich: Ettighoffer 1992), oder ob, wie Jürgens (1992, 17) argu- 
mentiert, gerade moderne Organisationskonzepte die wesentlichen betrieblichen Funk- 
tionsträger »räumlich zusammenführen, um die persönliche Kommunikation zu ermögli- 
chen.« Die Richtung der Entwicklung ist noch nicht eindeutig auszumachen. 

4 Auf die differenzierten wirtschaftlichen Bestimmungsgründe der betrieblichen Organisa- 
tionsentwicklung kann hier nicht näher eingegangen werden (vgl. für Westdeutschland die 
ausführlichen Branchenanalysen in Katzenstein 1989). 
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z.B. auch zu einer verminderten Zahl der Zulieferer. Eine neue, ökono- 
misch vermittelte Abhängigkeitsbeziehung erweist sich häufig nur als die 
modernere, schlankere Version der alten Dominanz des Großunterneh- 
mens. Zweitens bedeutet die dezentrale Unternehmensorganisation keines- 
wegs das Ende zentralisierter Planungs- und Entscheidungsmacht. Im Ge- 
genteil: die dezentral und partizipativ auslegbaren neuen Informations- und 
Kommunikationssysteme entfalten in den Spitzen der großen Kapitalge- 
sellschaften ihre Potenzen als hierarchisch-zentralisierte Kontrollmecha- 
nismen, die annähernd just-in-time greifen und - gemäß ihrer inneren Logik 
- greifen müssen. 

Nicht pure Dezentralisierung, sondern simultane Prozesse der funktionellen 
Dezentralisierung und (häufig transnationalen) Zentralisierung von Ent- 
scheidungsstrukturen sind für die Umstrukturierung der modernen Unter- 
nehmensorganisation charakteristisch. Die zugrundeliegende Regel lautet: 
»Zentralisierung bei strategischen Entscheidungen, etwa über Standorte, Produktlinien oder 
wichtige Investitionen, Dezentralisierung bei Maßnahmen der "Ausgestaltung vor Ort‘..., bei 
der nun tendenziell mehr Entscheidungsträger aus den unteren Managementrängen in die 
Entscheidungsfindung mit einbezogen werden (Baethge/Wolf 1992, 12).« 

An einigen Befunden aus unserer empirischen Untersuchung (Baethge/ 
Denkinger/Kadritzke 1992) werde ich zeigen, daß die von der Entwicklung 
betroffenen hochqualifizierten Angestellten den Preis ihrer erweiterten 
Verantwortungs- und Handlungsspielräume durchaus zu bilanzieren wis- 
sen. Da sie ın ihren Arbeitsbedingungen keinen 'Fordismus' kannten, könn- 
ten postfordistische Konzepte in Form von Partizipationsangeboten auf den 
Felder hochqualifizierter Dienstleistungsarbeit (vgl. Mahnkopf 1988) 
durchaus nicht nur Charme, sondern auch neue Widersprüche entfalten - 
für das Management wie für die gewerkschaftliche Betriebspolitik. 

Die möglichen positiven Folgen des Wandels in der Unternehmensorgani- 
sation werden von vielen Managementforschern und professionellen Bera- 
tungsfirmen beschworen oder auf dem ‘Markt der Möglichkeiten’ ais Va- 
rianten angeboten, in die noch Überzeugungsarbeit investiert werden muß. 
Die Hintergrundideologie, die dem Absatz der neuen Konzepte am dien- 
lichsten erscheint, ist in Deutschland zweifellos die der 'Organisations- 
kultur‘ (vgl. Dülfer 1991). Der Umweg, den die Kulturdebatte über die 
USA nahm - dort sind die Rezepte viel stärker marketing-orientiert und 
geben ihren Manipulationszweck ehrlicher preis - darf nicht darüber hin- 
wegtäuschen, daß sie in Westeuropa als Mittel in dem umfassenden Ver- 
such rezipiert werden, die ‘japanische Herausforderung‘ in deutschen 
Unternehmen durch die Applikation isolierter organisatorischer und kultu- 
reller Elemente zu bestehen (vgl. Jürgens 1992). Erst in letzter Zeit setzt 
eine gewisse Skepsis gegenüber der schlichten Übertragbarkeit von lean 
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production und lean management ein. Der jüngste in Deutschland verbrei- 
tete Artikel (Titel: »Mit Blut, Schweiß und Tränen zur schlanken Organisa- 
tion«) enthält denn auch eher eiserne Drohungen als Versprechen und 
kaum mehr ein Wort über Unternehmenskultur (Reiss 1992). Er reflektiert 
vielmehr schon die Funktion dieser Konzepte im weltweiten Konkurrenz- 
kampf zwischen den technologisch avanciertesten Unternehmen der jewei- 
ligen Schlüsselbranchen. 

Mein Ideologieverdacht, den ich mit Blick auf die deutsche Tradition der 
»Betriebsgemeinschaft« (vgl. Krell 1991) hege, gilt zunächst auch einem 
anderen Ansatz, der die Notwendigkeit eines pfleglichen Umgangs mit der 
Arbeitskraft im Unternehmen ökonomisch präziser begründet und deshalb 
die technischen und kaufmännischen Arbeitskräfte in den Forschungsab- 
teilungen, Stäben und übergeordneten Service-Bereichen der Unternehmen 
besonders ernst nimmt. Immerhin scheint mir die Theorie der »human re- 
sources« (dazu ausführlich Staehle 1989) nüchterner auf der Höhe der Zeit 
zu sein als jene schlecht legitimierte 'Kultur'-Beschwörung. Ihre Vertreter 
propagieren die Übertragung des Investitionsgedankens auf das variable 
Kapital, dessen Wert und Ergiebigkeit durch Bildung erhöht wird. Im Ho- 
rizont dieser Theorie ist wenigstens plausibel, wem die neue Fürsorge des 
Personalmanagement im besonderen gilt: den hochqualifizierten Arbeitern 
und Angestellten, genauer: ihrem jeweiligen beruflichen Potential. Eine nur 
zynisch zu wertende Nebenfolge des Humanressourcen-Kalküls: Sogar 
Frauen, die seit langem nach der Chancengleichheit durch Bildung auch 
die Chancengleichheit der Berufsausübung vergeblich einfordern, geraten 
nunmehr ins Blickfeld der Unternehmenspolitik. 

Für beide Konzeptionen, in denen Dienstleistungsarbeit einen je zentralen 
Stellenwert einnimmt, gilt für die soziologische Analyse freilich ein wich- 
tiger Vorbehalt. Von Interesse sind weniger die ideologisch hoch aufgela- 
denen, von Schienstock (1991a) so genannten 'Managementparadigmen' als 
vielmehr die konkreten Strategien und Praktiken, in denen sich Verände- 
rungen unter dem Druck realer Verwertungsprobleme in der betrieblichen 
Wirklichkeit durchsetzen - oder auch nicht. Dieser widerspruchsvolle Pro- 
zeß ist im vollen Gange, und wenn ich es recht sehe, konkurrieren zwei 
Konzepte: 

A) Die dezentrale Entrepreneur-Strategie, wie sie beispielhaft einer der 
politisch einflußreichsten deutschen Ökonomen verkündet, der die Externa- 
lisierung und Rückbindung von betrieblichen Planungsprozessen an Markt- 
mechanismen in eine übergreifende Strategie der globalen Konkurrenz mit 
der "japanischen Herausforderung’ einstellt. Zwar weiß Albach aus inter- 
kulturellen Vergleichen, daß in den Forschungs- und Entwicklungsabtei- 
lungen der Großunternehmen das 'Management von Kreativität' gewisse 
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Spielräume für das 'mental jogging' einschließt. Aber für die produktions- 
nahen und kundenorientierten Tätigkeitsbereiche propagiert er den »Regis- 
seur einer 'chorus line'« als Idealtyp des motivierenden Vorgesetzten 
(Albach 1990, 786), für die Linienorganisation und kleinere Unternehmen 
die »Rückbesinnung auf den autoritären Führungsstil« und für viele bisher 
internen Funktionen den Weg in die ökonomische oder rechtliche Selbstän- 
digkeit, in der die Sprache des Kaufvertrags vorherrscht (Albach 1989b, 
1224 ff.). Am deutlichsten treten die neoliberalen Restriktionen dieses 
Modells an der Funktionalisierung der Befunde zum Wertewandel zutage: 
diese sind nur insoweit in das Konzept der 'kooperativen Führung’ aufge- 
nommen, wie sie mit den Anforderungen der Hochleistungsorganisation 
vereinbar sind. Qualifizierte Frauen haben in diesem Umfeld nur dann eine 
Chance, wenn sie das geforderte Verhaltens- und Belastungsrepertoire der 
Entrepreneure übernehmen. 

B) Die dezentrale Kooperations-Strategie (v. Rosenstiel 1991, Osterloh 
1989), deren Vertreter die aus den Veränderungen der Bildungs- und Qua- 
lifiktationsstruktur resultierenden neuen Ansprüche an einen 'guten Beruf 
eher beim Wort nehmen. In diesen zuweilen recht idealistisch tönenden 
Konzepten fungieren Unternehmenskultur und managerielle Handlungsma- 
xımen nicht als bloßes Mittel zum Zweck, etwa zur Sicherung des Primats 
der Ökonomie oder von Macht und Herrschaft im Betrieb. Sie müssen ih- 
ren Nutzen vielmehr auch außerökonomisch legitimieren. Am deutlichsten 
wird der gesellschaftliche Bezug daran, daß in diesen Konzepten die 
Ansprüche von fachlich ausgebildeten Frauen auf eine ihrer Qualifikation 
angemessene Berufsarbeit mit allen Konsequenzen für die Unternehmens- 
organisation (z.B. Frauenförderpläne, Einrichtungen der Kinderbetreuung 
im Unternehmen, Recht auf Teilzeitarbeit, Rückkehrgarantien) weit ernst- 
hafter anerkannt sind als im Modell A. 

Faßt man die beiden Strategien idealtypisch als polare Konzepte einer zu- 
künftigen Unternehmensentwicklung, so ist zu fragen, welches Modell der 
Arbeitsbeziehungen für die hochqualifizierten Dienstleistungsbereiche sich 
in Zukunft eher durchsetzen wird. Die reale Entwicklung wird zwar kei- 
nem technischen, organisatorischen oder ökonomischen Determinismus 
(vgl. Pries 1991, 55) gehorchen, aber dennoch eine Ökonomie der Dienst- 
leistungsarbeit (vgl. Drucker 1992) hervorbringen, deren Organisationsfor- 
men eine Vielfalt von Lösungsvarianten zeigen. Bis heute hat der Prozeß 
(in den Betrieben, die ich überblicken kann) noch keine scharfen organisa- 
torischen Konturen angenommen, er ist 'nach vorne offen‘. Der jeweilige 
»Eigensinn subsystemischer Rationalisierung« (Wittemann/Wittke 1987, 
79) ist nicht nur in den Rationalisierungsbereichen der Produktion, sondern 
auch in den neuen Service-Funktionen besonders groß. Einige Merkmale 
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und Besonderheiten hochqualifizierter Dienstleistungsarbeit sind dennoch 
mit aller Vorsicht zu skizzieren. Wir resümieren sie hier unter der Frage- 
stellung, ob die Rede von der 'High-trust-Organisation in der aktuellen in- 
Gustriesoziologischen Diskussion (vgl. in Anlehnung an englische Ansätze 
vor allem Heisig 1989, 1992; Littek/Heisig 1990, Gondek/Heisig/Littek 
1992) die Verhältnisse wirklich trifft, die sie vorderhand schon legitimiert. 
Im folgenden stelle ich einige vorläufige und ungesicherte Befunde aus ei- 
genen Forschungen und ersten Expertengesprächen über relevante Tätig- 
keitsaspekte der engineering services zur Diskussion. 


4, Qualifizierte Dienstleistungsarbeit als organisierte Autonomie: Die 
Grenzen des Vertrauens 


in der von uns durchgeführten Studie (Baethge/Denkinger/Kadritzke 1992) 
stellen hochqualifizierte Angestellte mit engineering service-Funktionen 
nur eine Minderheit, deren spezifische Arbeits- und Berufserfahrungen un- 
ter quantitativen Gesichtspunkten nicht zuverlässig erfaßt werden konnten. 
Die qualitative Interpretation einiger (aus Interviews und Betriebsanalysen 
gewonnenen) Fälle erlaubt uns jedoch, die Befunde mit Einschätzungen 
aus Expertengesprächen zu vergleichen und vorsichtig zu resümieren. Ich 
gliedere meine Interpretation der Grenzen des Vertrauens nach einigen 
wichtigen Dimensionen des betrieblichen Arbeitshandelns. 

a) Der Dispositionsspielraum in der Tätigkeit fast aller hochqualifizierten 
technischen Angestellten ist groß geblieben und nicht - wie in der älteren 
Rationalisierungsdebatte noch angenommen wurde - einer modernen Kon- 
trolltechnologie schiankweg zum Opfer gefallen. Die relativ große Gestal- 
tungsfreiheit ist nicht auf die Entdeckung der Menschlichkeit durchs Mana- 
gement angewiesen, sondern zu einem hohen Grade auch aus rein betriebs- 
wirtschaftlicher Perspektive Voraussetzung für die Erfüllung der Organisa- 
tionsziele. In dieser Hinsicht »kommt die Subjektivität der Arbeitenden 
zwangsläufig ins Spiel. Der Arbeitsprozeß verlangt geradezu nach Subjek- 
tivität (Eckardt u.a. 1988, 105).« Wegen des hohen strategischen Stellen- 
werts, den unternehmensinterne und kundenorientierte Dienstleistungen 
erlangt haben, sind gerade die typischen Aufgaben der engineering services 
- vermutlich stärker als viele Tätigkeiten in der FuE - von neuen Anfor- 
derungen geprägt, die aus ihren Verknüpfungsfunktionen im inner- und 
zwischenbetrieblichen betrieblichen Netzwerk resultieren. 


Die von uns befragten Angestellten haben einen genauen Blick für die Phasen ihrer Tätigkeit 
entwickeit, in denen die externen Anforderungen (der Kunden oder der nächsten Hierarchie- 
Ebene im Unternehmen) wachsen. Ein Projektleiter im Software-Support eines großen Elek- 
tronikunternehmens gewichtet die inhaltlich befriedigenden Seiten seiner komplexen Tätigkeit 
wie folgt: »Das Positive ist die Entwicklung des Konzeptes, also aus amorphen Kundenwün- 
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schen ein Konzept zu entwickeln, das ist der kreativste Aspekt des Projektes. Die Projekt- 
durchführung ist oft weniger erfreulich, weil man viele Kompromisse machen muß,.... es gibt 
da zeitliche und finanzielle Restriktionen, oder es gibt eine neue Software, die das Umfeld 
verändert, oder man hat die Leute nicht, die man braucht. Man steht auch in der Gefahr, daß 
das ursprüngliche Konzept verwässert wird, daß es zum Schluß keinen Spaß mehr macht.« 
Trotz dieser Einschränkungen erlebt (wie im Bereich hochqualifizierter 
Arbeit überhaupt) die Mehrheit der Ingenieure und Informatiker, die in den 
technischen Dienstleistungsbereichen der Großindustrie arbeiten, ihren 
unmittelbaren Aufgabenbereich fast als Hort der Selbstverantwortung. In 
dieser Hinsicht kann empirisch mit einigem Recht von einer Substitution 
direkter Kontrollmechanismen durch eine beruflich verantwortliche Innen- 
steuerung der Arbeitskräfte die Rede sein. Die Koordination muß und kann 
gegenüber der fachlichen Seite hochqualifizierter Berufsarbeit ein Stück 
weit auf hierarchisch geprägte Anweisungs- und Machtbeziehungen ver- 
zichten. 

b) In den modernen Unternehmensbereichen jenseits der unmittelbaren 
Produktion und vor allem in den Organisationseinheiten mit Querschnitts- 
und Servicefunktionen entwickeln sich komplexe und differenzierte Grup- 
penstrukturen. Dort ist der Wechsel von individueller und Teamarbeit die 
vorherrschende Arbeitsform (vgl. Kador 1992). 


Das gilt für die Projektierungsphasen der Aufträge, aber auch danach. Eine Systemanalytikerin 
im zentralen Kundendienst: »Wir arbeiten zwar immer sozusagen alleine an einem bestimmten 
Problem, es ist aber so, daß wir diese Informationen für die Produkte uns von irgendwo her 
einsammeln müssen, und so ein weltweites Netz von Informationen über Produkte und Fehler, 
das kann einer allein nicht bewältigen. Das miteinander Reden und Diskutieren und sich ge- 
genseitig auf etwas aufmerksam Machen, und bei einem Problem den anderen zu fragen, ob 
der das auch schon hat, das ist sehr wichtig. Auch wenn ein Problem bei irgendeinem Kunden 
auftritt, müssen die anderen auch davon wissen....Es ist eine andere Art Teamarbeit als im 
Projekt.« 

Von den verantwortlichen Projektteam-Leitern erfordern diese Arbeitsfor- 
men ein kommunikatives und soziales Verhalten, dem auf dieser Ebene der 
vordergründig moderne Begriff der 'kooperativen Führung’ (Albach 1989b) 
kaum mehr angemessen ist. In die unmittelbare Teamarbeit ist bei projekt- 
artiger Aufgabenorganisation zumeist der formelle Vorgesetzte mit einbe- 
zogen. Seine Aufgabe ist es gerade, den Mitarbeitern Handlungs- und Ge- 
staltungsspielräume freizuhalten. Die eigentliche Kluft in großen, aber 
auch in mittleren Unternehmen tut sich häufig zwischen den beiden unteren 
Ebenen, die auf enge Kooperation angewiesen sind, und der nächst höheren 
Instanz auf, die über Termine, Kosten und die Zuteilung von Personal ent- 
scheidet sowie die Einhaltung der Vorgaben kontrolliert. Das verweist auf 
eine prekäre Seite hochqualifizierter Dienstleistungsarbeit, die weiter unten 
abgehandelt wird. 
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c) Ein dritter Aspekt der Berufsarbeit: Die tatsächlich gewährten Entschei- 
dungskompetenzen sınd stärker als die Dispositionsspielräume in der un- 
mittelbaren Arbeitsaufgabe von der Unternehmensgröße und -organisation 
abhängig. In den kleinen und mittleren Unternehmen ist die Eigenverant- 
wortung der einzelnen und der Arbeitsteams in der Regel größer. Dagegen 
bewerten die Befragten in den Großbetrieben (der Metall- und Chemiein- 
dustrie) die ihnen gewährten Entscheidungskompetenzen deutlich weniger 
positiv als den fachlichen Inhalt ihrer Tätigkeit. Offenbar trauen sich die 
Mitarbeiter dieser Qualifikationsstufe häufig mehr Verantwortung zu als 
ihnen faktisch übertragen wird. 


Auf Kritik stoßen neben bürokratisch überzogenen Formalitäten (wie z.B. das Unwesen der 
Vorgesetzten-Unterschriften bei der Beschaffung von üblichen Arbeitsmitteln) vor allem die 
nach Ressorts getrennten Verantwortlichkeiten, die für den je eigenen Aufgabenbereich nega- 
tive Folgen haben: »Ein Projektleiter ist ja mehr für das Technische verantwortlich. Bei den 
finanziellen Sachen ist man außen vor, hat man wenig mitzureden. Die Entscheidungen fallen 
außerhalb des Bereichs... Der Preis (für ein Projekt), der zustandekommt, ist oft ein politischer 
Preis ... In meinem eigenen Projekt ist er relativ niedrig, das Problem ist aber: Wenn das Pro- 
jekt kommt, dann muß man das auch in dieser Zeit hinbekommen.« 


In dieser Problematik deutet sich ein typischer Konflikt um den Zeit- und 
Kostendruck in den engineering services an, auf den ich weiter unten ein- 
gehen werde. 

d) Weit kritischer noch als die unmittelbaren Arbeitsinhalte und die 
Entscheidungskompetenzen beurteilen die hochqualifizierten Angestellten 
die Informationspolitik und die realen Partizipationschancen in den Groß- 
unternehmen. 


Eine beispielhafte Äußerung: »Woran es liegt? Es ist einmal die fehlende Kommunikation all- 
gemein. Dann ist es auch die Meinung, die beim Management vorherrscht, daß man die Mitar- 
beiter nur in allerletzter Minute informieren soll... Von unserem Management werden wir 
nicht so ernst genommen, wie wir es uns eigentlich wünschen, denn man verlangt von uns 
auch politisches Verhandlungsgeschick beim Kunden und ein Mitdenken auf einem bestimm- 
ten Level, und unser Management traut uns das bei internen Sachen gar nicht zu, es vergißt 
immer wieder, daß wir ja auch an der Ecke mitdenken.« 


Die Tatsache, daß diese Kritik eines hochqualifizierten Service-Projektlei- 
ters aus einem 'modern’ organisierten Unternehmen stammt und in den un- 
tersuchten Betrieben der Metallbranche von 52 % der Befragten 
(Hochqualifizierte aller Bereiche) geteilt wurde, wirft ein Licht auf die 
Diskrepanz zwischen Managementliteratur und betriebliche Praxis. Und 
die normative Kraft von Unternehmensgrundsätzen, die in Diskursen zur 
Kultur und Ethik des modernen Managements beschworen werden (vgl. 
dazu Dülfer 1991; v.Rosenstiel 1992; Staehle 1991b), haben zwei Drittel 
unserer Gesprächspartner noch nicht oder höchst widersprüchlich erfahren. 
Für die Frage nach der 'partizipativen Wende' im Management sind diese 
ernüchternden Befunde kritisch in Rechnung zu stellen. 


310 Ulf Kadritzke 


5. The inhuman side of modern enterprise‘: Arbeitszeit, Arbeitsinten- 
sität, Leistungsbewertung 


In den propagierten Anwendungsbereichen der modernen human resour- 
ces-Politik machen die qualifizierten Arbeitskräfte, auch wo sie sich mit 
ihrer Arbeitsaufgabe weitgehend identifizieren, die Erfahrung, daß die 
oben umrissenen Spielräume, die das Unternehmen für die Entfaltung von 
Fachwissen und Entscheidungskompetenzen gewährt, vor allem einen Preis 
haben: einen ungeheuren Zeitdruck. Die Ökonomie der Arbeit, welche in 
der ausführenden Produktions- und Dienstleistungsarbeit die Poren des Ar- 
beitstages schließt, wird auch von den fachautonomen und gut bezahlten 
high performers intensiv erfahren, freilich auf andere Weise: als unab- 
weisbare Selbstverpflichtung zu verlängerten Arbeitszeiten und ständiger 
mentaler Verfügbarkeit. Das reißt die Schranken zwischen beruflicher und 
persönlicher Zeit ein. Das listige Angebot der Unternehmen, die Belastun- 
gen und den Stress durch Kurse über 'Selbstorganisation' oder individuelles 
'"Zeitmanagement' in den Griff zu bekommen, kommt angesichts der in das 
System der Konkurrenz eingebauten Kalküle der Aufforderung gleich, 
freiwillig neue Zeiträume für neuen Stress zu schaffen. 

Die Herrschaft von Zeitdruck und Arbeitsintensität demonstriert freilich 
nur, daß das qualifizierte Arbeitsvermögen gerade in technisierten, vernetz- 
ten und hochkooperativen Organisationssystemen zur wertvollsten, ökono- 
misch knappsten Ressource der Unternehmen geworden ist. Damit ist ein 
besonders gravierendes, weil monetär nicht kompensationsfähiges Dilem- 
ma qualifizierter Angestelltenarbeit vorgezeichnet. Das Zeitproblem ver- 
schärft sich noch in den projekt- und kundenorientierten Funktionen (vgl. 
Simon 1991 zur 'optimalen Kundennähe‘), deren Umfang sich erweitert. 
Beide Belastungsformen, über die eine deutliche Mehrheit der von uns be- 
fragten hochqualifizierten Angestellten nüchtern redet, sind in den techni- 
schen Dienstleistungsbereichen weit verbreitet, die Arbeitsbelastungen 
dürften hier besonders hoch sein. 


So bestätigt ein Software-Berater den für den fachlichen Kernbereich seiner Tätigkeit gelten- 
den Dispositionsspielraum »...im großen und ganzen schon, aber ich habe eben den Druck von 
draußen. Also wenn von draußen ein Fehler reinkommt, und das ist ein wichtiger Fehler, dann 
kann ich meine Arbeit nicht mehr so steuern. Dann muß ich mich speziell an dieses Problem 
setzen, daran arbeiten.« Und die zusätzlichen Belastungen, die für viele Aufgaben in den 
'engineering services’ typisch sind. schildert sehr anschaulich der Gruppenleiter eines Elektro- 
konzerns, der die Kunden bei der Applikation elektronischen Maschinensteuerungen schult 
und betreut: »Wir müssen natürlich für die Kunden und auch für die Mitarbeiter der 
Zweigniederlassungen verfügbar sein... So etwas in einen zeitlichen Rahmen zu pressen, daß 
man den Kunden sagt, ihr könnt uns nur in einer bestimmten Zeit erreichen, das halte ich ei- 
gentlich nicht für machbar. Denn gerade im Kundengeschäft, da kommt es noch nicht einmal 
auf Tage, sondern auf Stunden an...«. Die Folge: »Ich bin halt häufiger unterwegs als früher. 
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Das finde ich im Moment auch noch gut, das muß ich jetzt aber einschränken. Es ist halt die 
Frage, wie sich das Ganze später häuft. Wenn es so wird, daß sich quasi nur noch unterwegs 
bin und meine Mitarbeiter auch nur noch unterwegs sind, dann ist es nichts mehr für mich.« 
Die biographische Prägung des subjektiven Zeit- und Belastungsempfindens kommt in der 
Erwägung zum Ausdruck: »Mittlerweile habe ich Familie, Frau und Kind und da bin ich na- 
türlich nicht so gerne nur unterwegs, wie ich es vielleicht früher gemacht hätte.« 

Der Sachverhalt, daß in den beiden von uns untersuchten Branchen knapp 
die Hälfte der Befragten mehr als 45 Wochenstunden arbeitet, ist vor dem 
Hintergrund tariflicher und betrieblicher Regelungen zu sehen, die für das 
technische Service-Personal je zwischen 33 und 40 Stunden in der Woche 
festlegen. Bei außertariflichen Angestellten, die arbeitsvertraglich zu ca. 44 
Stunden verpflichtet sind, ist die Diskrepanz in der Regel noch größer. Die 
Vermutung liegt nahe, daß die Arbeitszeitkonten in kundenorientierten 
technischen Dienstleistungsabteilungen noch weiter überzogen und durch 
nicht anrechenbare Reisezeiten zusätzlich belastet sind. 

Von Interesse ist, wie die Angestellten die ihnen zugemutete Arbeitszeit 
wahrnehmen und begründen. Ein Projektingenieur schildert die 'Flexibili- 
tät' des Zeitmanagements, die nicht vom arbeitenden Subjekt, sondern vom 
Unternehmen definiert wird, an einem Extremfall sehr anschaulich: »Da 
war es teilweise so, daß wir überhaupt nicht zu Hause waren... Manche 
Monate haben wir hier regelrecht campiert...Deswegen muß ich auch im- 
mer lachen über das Thema Arbeitszeitverkürzung.« Als Begründung für 
die Überstunden verweist die große Mehrheit (60 %) in den untersuchten 
Großunternehmen auf Art und Umfang der Aufgabe bzw. auf die betriebli- 
chen Randbedingungen, die ihre Bewältigung in der regulären Arbeitszeit 
nicht erlauben. Die Ansprüche des Betriebs sind also dominant. Die Min- 
derheit (ca. 30 %), die das subjektive Interesse an einer übertragenen 
Aufgabe betont und darüber die Arbeitszeit vergißt, dürfte vor allem in den 
Bereichen der Forschung und der Software-Entwicklung vertreten sein. 
Wie urteilen die von langen Arbeitszeiten Betroffenen über die Arbeitszeit 
und die abgeforderte Leistungsintensität im Lichte ihrer individuellen 
Lebensentwürfe? Vor allem die Jüngeren, und darin bestätigen sich einige 
gruppenspezifische Befunde zum »Wertewandel« (vgl. v.Rosenstiel/Ein- 
siedler/Streich 1937, v.Rosenstiel u.a. 1991), nehmen die prekäre Balance 
zwischen der beruflichen Selbstverpflichtung und den Ansprüchen an das 
Leben nach der Arbeit deutlich wahr. Fast 70% der Interviewten empfin- 
den die Spannung zwischen beruflicher Inanspruchnahme und privaten Be- 
dürfnissen; fast jeder vierte erlebt die Situation trotz hoher beruflicher Mo- 
tivation als dauerhaften, schwer zu lösenden Konflikt. Nahezu zwei Drittel 
lassen den Wunsch nach einer deutlichen Reduzierung ihrer Arbeitszeit er- 
kennen. Diese Erfahrungen bestätigen die Tendenz zur chorus-line-Reali- 
tät, die vor allem in den service-orientierten Bereichen vorherrschen dürfte. 
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In kleinen und mittleren Unternehmen gelten eher noch härtere, noch weni- 
ger regelbare Zeitregimes. 

Den Wunsch, die Zeit und Lebensenergie verbrauchende Hingabe an 'die 
Firma’ zu mindern, wagen vor allem jüngere qualifizierte Angestellte (auf 
der Ebene der Sachbearbeiter und Gruppenleiter) in Großunternehmen zu 
träumen. Man könnte, wird oft argumentiert, rein theoretisch schon kürzer 
arbeiten, dann benötigten ihre Projekte aber längere Laufzeiten, und dage- 
gen spreche der bestehende Innovationsdruck von oben. Man könnte, wird 
gesagt, mehr Personal einstellen, dann stiegen allerdings die Kosten. Und 
auch die Arbeitszeitverkürzung, die vor allem jüngere Hochqualifizierte ais 
Fortschritt begrüßen, ist für die meisten nicht so sehr ein technisch-organi- 
satorisches als vielmehr ein Rentabilitätsproblem. Nicht die Modelle fle- 
xiblerer Arbeitszeitgestaltung selbst, sondern der praktische Umgang mit 
den aus der ökonomischen Konkurrenz resultierenden Sachzwängen gilt als 
unlösbare 'utopische' Frage. Ich kenne nur den Fall eines mittleren Seft- 
ware-Engineering-Unternehmens, in dem ein wirklich flexibles Arbeits- 
zeitgerüst im Interesse der Beschäftigten vereinbart wurde. Das Spektrum 
des für jeweils ein Jahr wählbaren Wochenarbeitszeit reicht hier von 34 bis 
44 Stunden und wird je nach Lebensgewohnheiten und Ansprüchen auch 
genutzt. Allerdings gilt selbst diese fortschrittliche Regelung nach dem 
Eingeständnis meiner Gesprächspartner als Schönwetter-Modell. Allge- 
mein wird gerade in der Arbeitszeitfrage eine wachsende Kluft zwischen 
der zeitlichen Beanspruchung von tariflichen und der von AT-Angestellten 
registriert. Mit ihr begründet eine Minderheit von Angestellten das innere 
Zögern vor der reinen Management-Laufbahn. 

Die Befunde zur Arbeitszeit und -intensität erlauben die Prognose, daß in 
den Unternehmensbereichen und Service-Funktionen, in denen hochquali- 
fizierte Experten arbeiten, trotz des verbreiteten individuellen Arrange- 
ments mit den beruflichen Belastungen das Interesse an der zeitlichen Ge- 
staltung betrieblicher Arbeitsbedingungen wachsen wird. Ersehnt wird die 
persönlich disponierbare Flexibilität, nicht die organisatorisch oder tech- 
nisch verfügte. Ob und wie die 'Hochleistungsunternehmen' in ihren sirate- 
gischen Kernbereichen, zu denen auch die technischen Dienstieistungen 
gehören, die noch undeutlichen Ansprüche an die Arbeits- und Arbeitszeit- 
gestaltung wirklich aufgreifen werden, ist dagegen eine offene Frage - am 
ehesten wird man wohl Industrieforschern bestimmte Auszeiten vor dem 
burning-out gewähren. Für die Zukunft der Gesellschaft kann aber die Art 
und Weise, in der das prinzipielle Zeitdiiemma der Hochqualifizierten 
bearbeitet (und damit auch Arbeitszeit zwischen den Qualifikationsstufen 
neu verteilt) wird, von paradigmatischer Bedeutung sein. Kann es dem mo- 
dernen 'humankapitalistischen‘ Unternehmen überhaupt gelingen, unter 
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Konkurrenzbedingungen nicht nur mit den 'natürlichen', sondern auch mit 
den menschlichen Ressourcen schonender umzugehen? Der Ausgang des 
Prozesses wird mit davon abhängen, ob und wie die Betroffenen ihre Inter- 
essen artikulieren. 

Die objektive Funktion hochqualifizierter Expertenarbeit fürs Unterneh- 
men, aber auch die subjektive Liebe zur Fachlichkeit des Arbeitsinhalts 
spiegeln sich in den Urteilen über Sinn und Methoden der betrieblichen 
Leistungsbewertung wider. Die Leistung des einzelnen ist, zumal unter den 
Bedingungen zunehmender Teamarbeit, schwer meßbar, und selbst das 
scheinbar klare Kriterium des Ergebnisbezugs bei Service-Aufgaben er- 
weist sich als fragwürdig. Deshalb ist es kein Widerspruch, wenn viele der 
hochmotivierten Angestellten in den Großbetrieben den Versuch, auch die 
nichtobjektivierbare Seite ihrer Arbeit in Form von Noten oder eines ran- 
kings (so bei IBM) festzuhalten und kleinteilig zu gratifizieren, als unge- 
recht oder scheinobjektiv empfinden. Viei eher schweben den angestellten 
»Transparenzfanatikern« (so Kern 1989, 213), die einen scharfen Blick für 
die komplexen Bedingungen ihrer betrieblichen Arbeit entwickelt haben, 
qualifikationsbezogene und zudem aushandelbare Maßstäbe der Leistungs- 
bewertung vor (vgl. auch Schmidt 1992). Das wichtigere Motiv, so meine 
Vermutung, ist ohnehin der Wunsch nach Anerkennung und beruflichem 
Fortkommen ohne scharf inszenierte Konkurrenz. Deren Regeln stören ten- 
denziell die zwischen Fachleuten vorherrschenden Kooperationsbezie- 
hungen. Eine durch Kollegialität gemilderte Version der betrieblichen Kar- 
riereplanung dürfte bei den Hochschulabsolventen nicht-ökonomischer 
Disziplinen mehrheitsfähig sein. 

In diesen Ansprüchen tritt freilich eine subjektive Ambivalenz zutage. Das 
häufig artikulierte Bedürfnis nach sozialer Anerkennung und wachsender 
Verantwortung im Unternehmen ist in ein meritokratisches Wunschbild 
eingestellt, in dem die Randbedingungen des individuellen Leistungswett- 
bewerbs eher verdrängt bleiben. Wie dies Wunschbild in den auf Knapp- 
heiten, Geld und Konkurrenz codierten Wirtschafts- und Betriebsformen 
des Kapitals widerspruchsfrei zu realisieren sein soll, ist eine offene Frage, 
die nur in der Perspektive eines gemeinsam formulierten Mindestinteresses 
der 'Bewertungsopfer' zu beantworten ist. Sicher erscheint mir nur eins: 
daß die derzeit propagierte Kombination aus flacheren Hierarchien, dezen- 
tral organisierter Verantwortung und Hochleistungsnormen (des Modells 
A) die Widersprüche qualifizierter Dienstleistungsarbeit nicht aufhebt, 
sondern eher in die Sphäre der außerbetrieblichen sozialen Beziehungen 
exportiert und als gesellschaftliches Problem verschärft. 

Mein Zwischenfazit: das Spannungsverhältnis von Ambivalenz und Identi- 
fikation, in dem hochqualifizierte Angestellte ihre Arbeit erleben und ihre 
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Ansprüche an einen 'guten Beruf’ artikulieren, bringt eine tatsächlich wi- 
dersprüchliche Realität zum Ausdruck. Die eine Seite des Widerspruchs: 
Die typische Arbeit der typischen hochqualifizierten Dienstleister - und 
hier vor allem der technisch-wissenschaftlich qualifizierten - ist fachlich 
interessant und innerlich hoch befriedigend. Wo zu den Anforderungen der 
ursprünglichen beruflichen Spezialisierung neue (kommunikative und so- 
ziale) hinzutreten, sind diese zumeist mit neuen Formen der Teamarbeit 
oder Personalverantwortung verbunden. Der Spezialist erweitert seinen 
Horizont, und das Unternehmen ist der Ort der Selbstentfaitung. Das macht 
nicht unglücklich. Die andere Seite des Widerspruchs: Hochqualifizierte 
Arbeit in der modernen Unternehmensorganisation unterliegt auch dann 
betrieblicher Herrschaft, wenn ihre Träger sie wenig verspüren und zum 
Teil delegatorisch mit ausüben. Die relativ autonomen und kooperativen 
Formen der Arbeit sind andere als ın den Zentren der materiellen Produk- 
tion (deren Wandel hier nicht zur Debatte steht), aber positive Spielräume 
fürs berufliche Handeln sind nicht umsonst zu haben. Sie gehen erstens, 
wie wir gesehen haben, auf Kosten der zugemuteten Arbeitszeit. Sie wer- 
den zweitens im Rahmen von Leistungs- und Verhaltensregeln gewährt, 
die vor allem organisatorisch und durch "Unternehmenskulturen' geprägt 
sind. Die besonderen Formen der betrieblichen Sozialisation und Integra- 
tion, die für den Bereich der hochqualifizierten Arbeit typisch sind, zielen 
auch im Rahmen ernstgemeinter partizipativer Managementkonzepte auf 
eine »Selbstverpflichtung« (Deutschmann 1989, 392) der arbeitenden Sub- 
jekte. Gerade manipulativ 'gemachte' Unternehmenskulturen, die derzeit en 
vogue sind, knüpfen zudem das Angebot steigender Verantwortung an die 
Verpflichtung zu besonderer Loyalität. Loyalität aber ist im Grenzfall - und 
auf den kommt es an - erzwungene Treue. Diesen nicht auflösbaren Wider- 
spruch übersehen jene Wiedertäufer der alten Angestellten-Mythologie, die 
auf der Suche nach Orten der sozialen Harmonie die vordergründige Ange- 
bote der 'High-trust'-Organisation für die Sache selbst nehmen. Sie mögen 
objektive und subjektive Besonderheiten qualifizierter Expertenarbeit, die 
Ausdruck funktional und hierarchisch differenzierter Handlungsspielräume 
im Unternehmen sind, durchaus zutreffend beschreiben (vgl. Gondek/Hei- 
sig/Littek 1992). Eine angestelltenspezifische 'Vertrauens’-Qualität ist da- 
mit weder empirisch aufgedeckt noch theoretisch zu begründen. 


6. Kalkül und Moral: Experten zwischen Profession, Unternehmen 
und Gesellschaft 


Das Spannungsverhältnis zwischen professionellen, Hersteller- und Kun- 
deninteressen, das für technische Dienstleistungsbereiche typisch ist, wird 
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von den beteiligten Experten durchaus unterschiedlich erlebt, interpretiert 
und bearbeitet. Dabei spielt das in der Berufsbiographie gewachsene fachli- 
che Selbstverständnis der verschiedenen Angestelltengruppen und 'Profes- 
sionskulturen’ eine wesentliche Rolle. Aber vor allzu engen disziplinären 
Zuschreibungen sollte allein schon der Hinweis warnen, daß z.B. in der in- 
genieurwissenschaftlichen Ausbildung an den Hochschulen das erlernte 
Denken in technischen Kategorien auf knappe Ressourcen und damit auf 
typisch ökonomische Randbedingungen verwiesen bleibt. Die beiden 
'Logiken' können im Berufsbewußtsein der Hochschulabsolventen, wenn in 
Widerstreit geraten. 


So sieht eine Befragie, die im 'customer support center eines großen Elektronik-Unterneh- 
mens arbeitet,ihre Funktion nicht mehr vorwiegend als technische und erlebt (als gelernte 
Naturwissenschaftlerin und umgeschulte Systemanalytikerin) die Verlagerung und Durchmi- 
schung der fachlichen Anforderungen als Aufgabenerweiterung: »Was mich interessiert, sind 
oft Problemsituationen bei Kunden, die eben immer erst in zweiter Linie technischer Art sind 
und die in erster Linie eigentlich ein organisatorisch-politisches Problem sind. Und bevor man 
bei dem Kunden anfängt zu arbeiten..., muß man erst herausfinden, welches ist das eigentliche 
technische Problem? Und wir kommen immer wieder zu dem Schluß, daß man erst aufräumen 
muß und mit dem Kunden reden muß und dann mit dem eigenen Management, das zuständig 
ist für diesen Kunden, und eben erst in allerletzter Instanz wird es dann auch technisch.« 


Andererseits beschreibt der schon zitierte Angestellte im Software-Support die ökonomischen 
Imperative als Schranke für die Realisierung seiner fachlich-arbeitsinhaltlichen Ansprüche: 
»Bis zu einem gewissen Grade kann ich meine Arbeit nach eigenen Vorstellungen gestalten - 
aber eher weniger. Die Wege der Lösung sind durch finanzielle und sonstige Interessen der 
Firma eingeschränkt. Wenn ein Kunde mit seinen Problemen kommt, dann gibt es meistens 
eine Ideallösung, die ist aber viel zu teuer..., oder (meine Firma) will eine Lösung, die die 
Übertragbarkeit auf andere Kunden als Option sichert, dann kommt es zu Änderungen. Oft 
sind technisch bessere oder elegantere Lösungen denkbar, aber andererseits habe ich auch 
Verständnis für die Aspekte der Firma, aber mich stört das doch...Wenn es für die Firma nicht 
lukrativ ist, dann gibt es keine Möglichkeit der Beeinflussung.« 

Nun ist der beständige Wechsel zwischen eher fachlichen und organisatori- 
schen, selbstbestimmten und fremdbestimmten, weichen und harten Ziel- 
vorgaben zunächst nicht nur das Merkmal hochqualifizierter Angestellten- 
arbeit, sondern zunehmend auch für weite Bereiche der modernen Indu- 
striearbeit typisch. Das Besondere in der projektgebundenen Arbeit, die in 
den Bereichen der Engineering services vorherrscht, liegt darin, daß der 
Wechsel der fachlichen Dimensionen, der Entscheidungsspielräume, der 
Zeitstruktur, der Kontroll- und Kooperationsformen die Struktur der Arbeit 
von vorneherein konstituiert. Auch wenn der je spezielle Zuschnitt der 
Ausgangsqualifikation (von Ingenieuren, Naturwissenschaftlern, Informa- 
tikern, Betriebswirten) die notwendige Grundlage bleibt, nähert sich der 
Charakter dieser modernen Dienstleistungsarbeiten - anders als in den mei- 
sten Feldern der industriellen Forschung - modernem Managementhandeln 
in der Linie an. Nicht zufällig sind gerade die neuen Querschnitts- und 
Vernetzungsfunktionen zum Hauptfeld der Dezentralisierungspolitik in den 
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Großunternehmen geworden. Und nicht zufällig steigen in den selbständt- 
gen Software- und Beratungsunternehmen die Anforderungen an Kommu- 
nikations- und Kooperationsfähigkeit, an die Verfügbarkeit von '"Transfer- 
wissen’ deutlich an. Diese Tendenz wird auch die technischen Entwick- 
lungsabteilungen beherrschen, wenn die Konzepte des simultaneous oder 
concurrent engineering sich durchsetzen. 

Im Vergleich mit der Tätigkeit von Ingenieuren oder Naturwissenschaftlern 
in FuE (in deren herkömmlichem Zuschnitt) treten damit widersprüchliche 
Anforderung zutage, die für das berufliche Selbstverständnis der Angestell- 
ten in den technischen Dienstleistungsbereichen Folgen haben könnten. Ich 
sehe vor allem zwei mögliche Entwicklungslinien. 

a) Gewinnen die fachliche und die unternehmenspolitische Dimension der 
Aufgabe eine annähernd gleiche Bedeutung und werden sie ım Alltagshan- 
deln als konkurrierende Prinzipien erlebt, können sie in einem durch Wis- 
senschaft sozialisiertem Professionsbewußtsein durchaus als eine Form der 
komfortablen Entfremdung in der eigenen Arbeit erfahren werden. Dies gilt 
vor allem dann, wenn die beruflichen Experten auch als 'Staatsbürger im 
Unternehmen’ (vgl. Lorino 1991) ernstgenommen werden wollen. Auf eine 
Unterforderung als intelligente Menschen deutet sowohl die weit verbrei- 
tete Kritik an der oft nur auf dem Papier stehenden Partizipationspolitik der 
Großunternehmen als auch die Flucht einer Minderheit von fachlich hoch- 
motivierten Hochschulabsolventen in kleine, aber stärker selbstbestimmte 
oder in mittlere Unternehmen hin. Die berufliche Unzufriedenheit mit dem 
fachlichen Entscheidungsspielraum, den realen Partizipationschancen oder 
dem Sinn der Tätigkeit könnte die Unternehmensleitungen zwingen, Mo- 
delle des dezentral-kooperativen Managements auch in die Praxis umzuset- 
zen. Aber die Gegentendenzen bleiben ökonomisch mächtig und sollten 
vor allzugroßen Illusionen bewahren. Gerade die aktuelle Wirtschaftsrezes- 
sion wird den Unternehmen viele Gelegenheiten bieten, die von Albach 
(19896) propagierte Version der 'optimalen Unternehmensführung' als Ra- 
tionalisierungsprozess ins Werk zu setzen, der erstmals in der deutschen 
Nachkriegsgeschichte hochqualifizierte Angestellte und das mittlere Ma- 
nagement in nennenswertem Maße erfaßt. Möglicherweise hat dann von 
den mit dezentral-kooperativen Managementkonzepten angezielten Effek- 
ten allein die Intensivierung der Arbeit Konjunktur. 

b) Wenn die fachliche Autonomie nur noch als ein flexibles Modul unter 
anderen in der vernetzten, an Kosten, Termine und Kundenwünsche ge- 
bundenen Dienstleistungorganisation fungiert, dann wird das nicht ohne 
Rückwirkungen auf die identitätsstiftende Bindung des Berufsbewußtseins 
bleiben. Setzen diese neuen Anforderungen sich auf breiter Front durch, 
könnte die in dezentralen Strukturen wachsende Verantwortlichkeit bei den 
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Trägern der neuen Berufe die Bindungen an die wissenschaftlichen Aus- 
gangsdisziplinen lockern, zumal wenn Örganisations- und Management- 
strategien vom chorus-line-Typ sich gesellschaftlich durchsetzen sollten. 
Der ideale Adressat dieser Unternehmenspolitik ist der männliche, sozial 
ungebundene, belastungsfähige Yuppy-Entrepreneur, der nach den Beob- 
achtungen von Fachkollegen und Experten über die Stäbe und die Service- 
Abteilungen in die Unternehmensleitungen vorzudringen beginnt. Er han- 
delt karrierebezogen und erscheint weltgewandt, ist mobil bis zur Selbst- 
verleugnung und damit äußerst flexibel einsetzbar. Ob aber dieser Typ un- 
ter den betriebswirtschaftlich qualifizierten Hochschulabsolventen in genü- 
gender Breite vorhanden ist, um das gesamte Organisationsklima wider- 
spruchsfrei zu prägen, ist durchaus offen. 

Welchen realen Entwicklungspfad die moderne Unternehmensorganisation 
zwischen den beiden hier idealtypisch skizzierten Extremen auch nehmen 
mag: Für die Herausbildung von Maßstäben des beruflichen Handelns wird 
der Wandlungsprozeß Folgen haben. Gerade der moderne Dienstlei- 
stungscharakter vieler ressort- und fachübergreifender Aufgaben bringt an- 
dere als technisch orientierte Denkweisen und Handlungsmaximen zur 
Geltung. Damit kann die subjektive Bezugnahme des Expertendenkens auf 
'Gesellschaft' eine neue, vor allem weniger professionstypische Färbung 
annehmen. Für eine ethisch begründete, im Grenzfall das persönliche Han- 
deln verpflichtende Orientierung des individuellen Berufsbewußtseins 
könnte, so meine Vermutung, die Zunahme von ökonomischen Imperati- 
ven, die in der betrieblichen Berufsrolle verinnerlicht sind, zu einer 'Ent- 
moralisierung' der persönlichen Handlungsmaximen und zu deren Ver- 
wandlung in bloße Kalküle führen. Die berufliche Motivation und die Le- 
bensorientierung vieler BWL-StudentInnen weichen - trotz einiger interes- 
santer Veränderungen, die v. Rosenstiel (1987) herausgearbeitet hat - von 
denen des typisch sozialisierten Naturwissenschaftler und auch (wenn- 
gleich weniger ausgeprägt) des Ingenieurs ab. Niklas Luhmann hat je spe- 
zifische Moralparadoxien des Handeins in sozialen Systemen an dessen 
nicht-intendierten Folgen aufgewiesen. Man braucht seiner Theorie der 
funktionalen Differenzierung nicht zu folgen und kann doch für richtig zu 
halten, »...daß die Moralparadoxie sıch auf die beiden Funktionssysteme 
Wirtschaft und Politik verteilen läßt. Die Wirtschaft hat es glücklicherwei- 
se mit den positiven Folgen der Eigensucht zu tun. Ihr genügt daher die 
Einsicht in die Wirkung der invisible hand (Luhmann 1987, 70).« Befestigt 
sich damit im Unternehmen die vom Kapitalverhältnis konstitutierte 'natür- 
liche‘ Dominanz des ökonomischen über andere Formen des Moralbezugs 
oder, um Luhmanns Gedanken weiterzuspinnen, die systembedingte Über- 
legenheit 'der guten Folgen schlimmer Absichten’? Ich hege meine Zweifel, 
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denn zugleich wissen wir, daß sich in den kapitalistischen Industrieländern 
eine breite, kontroverse Diskussion über die Legitimität wirtschaftlichen 
Handelns und die Folgen des Industrialismus entfaltet hat. Nach dem Ende 
der Systemkonkurrenz auch das Ende dieser Debatte anzunehmen, dürfte 
kurzschlüssig sein. Die ökologische Blindheit der industriellen Produk- 
tionsweise ist strukturell bedingt und wird vermehrt in ganz 'normalen 
Katastrophen’ (vgl. Perrow 1987) zutagetreten. Das zieht der fröhlichen 
Verdrängung Grenzen. 

Wie hat nun die 'Berufsmoral‘ der hochqualifizierten Angestellten auf den 
öffentlichen ökologischen Diskurs in Deutschland reagiert? Wir können 
über die technischen Berufe viel mehr sagen (vgl. auch Kossbiel u.a. 1987, 
Neef 1988) als über die kaufmännisch qualifizierten vom 'middle manage- 
ment aufwärts. Erst in einigen jüngeren Beiträgen zur Wirtschafts- und 
Unternehmensethik (vgl. Dülfer 1990, Dierkes/Zimmermann 1991) wird 
diese Gruppe als wichtiger Akteur in den betrieblichen Entscheidungspro- 
zesses beachtet und zugestanden, daß die klassische Parole vom gesell- 
schaftlichen Nutzen des ökonomischen Eigensinns der neuen Qualität des 
Problems nicht gerecht wird. Aber auch die Industriesoziologie beginnt 
erst, sich von einer Sichtweise zu lösen, in der kaufmännisch-managerieile 
Kompetenzen, Berufsrollen und Positionen nach der reinen Kapitallogik 
fungieren und die Subjektivität ihrer Träger kaum interessierte. Eine diffe- 
renzierte Soziologie des Managements, in der wichtige Veränderungen im 
tatsächlichen Spannungsfeld von 'Handlung' und 'Struktur' (vgl. Schien- 
stock 1991b) interpretiert werden, steht noch aus. Für die folgenden Thesen 
bedeutet diese Lücke in der Forschung, daß wir vor allem auf empirische 
Befunde angewiesen sind, die den wissenschaftlich-technischen Berufen 
gelten. 

Ein knappes Fazit unserer eigenen Untersuchung (vgl. Baethge/Denkinger/ 
Kadritzke 1992): Das Bedürfnis nach Teilnahme an einem gesellschaftspo- 
litschen Diskurs, in den betriebliche Experten mit ihrem Fachwissen 
eintreten können, artikuliert eine gut ein Drittel umfassende Minderheit der 
hochqualifizierten Angestellten - vor allem mit natur- und technikwissen- 
schaftlichem Hintergrund. Daß Unternehmenskulturen in dieser Hinsicht 
bislang wenig zu bieten haben, belegt ein deutlicher Zusammenhang: Wer 
unter den kritischen Experten ihre leeren Versprechen kritisiert, hat zu- 
meist auch eine hohe Sensibilität für Umweltprobleme und eine kritische 
Einstellung zu dem in Wirtschaft und Politik vorherrschenden 'techno-kra- 
tischen Paternalismus' (Rehmann-Sutter 1992) entwickelt. Die persönliche 
Verunsicherung in der traditionellen Expertenrolle reicht zum Teil hoch in 
die Unternehmenshierarchien hinauf. Auch in kleinen und mittleren Unter- 
nehmen, die technische Dienstleistungen anbieten und homogene Qualifi- 
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kationsgruppen wie Informatiker oder Ingenieure beschäftigen, sind Dis- 
kussionen über die ethische Zumutbarkeit von Projekten oder Aufträgen 
nicht selten. Daß wir derartige Anzeichen als Tendenz zu diskursiven Poli- 
tikformen interpretieren, wird durch die weit verbreitete Wertschätzung 
von Bürgerinitiativen bestätigt. Die ethische Sensibilität und die Diskurs- 
Orientierung deuten wir als vorwärtsweisende Momente im professionellen 
Bewußtsein der 'technisch-wissenschaftlichen Intelligenz‘. Allerdings sind 
die Handlungsfelder, auf denen diese Orientierung einer qualifizierten 
Minderheit praktisch werden könnte, bislang kaum auszumachen. Welche 
Perspektiven innerhalb und außerhalb des betrieblichen Berufsfeldes haben 
die Gewerkschaften den Experten in der Krise anzubieten? 


7. Die Zukunft der industriellen Beziehungen: Folgerungen für die 
Probleme der gewerkschaftlichen Interessenvertretung 


In meinem Resümee kann ich die besonderen Umstände der engineering 
services kaum behandeln, die Schlußfolgerungen gelten vielmehr allge- 
mein den hochqualifizierten Angestellten, ihrer Stellung in den industriel- 
len Beziehungen und besonders ihrem Verhältnis zu den Gewerkschaften. 
Die betrieblichen Experten bilden eine derart wichtige Gruppe von abhän- 
gig Beschäftigten, daß ihre beruflichen, gesellschaftlichen und politischen 
Örientierungen weder den Unternehmensleitungen noch den Arbeitneh- 
merorganisationen gleichgültig sein können. Vor allem die Gewerkschaften 
stehen vor einem gewaltigen Dilemma: Die Berufs- und Qualifikations- 
struktur ihrer Mitglieder hinkt um ca. 30 Jahre hinter der Entwicklung in 
den Unternehmen her. Gerade auf den Feldern hochqualifizierter Arbeit 
wird sich aber mit entscheiden, ob in neuen Kernsektoren der deutschen 
Industrie - z.B. in der Computerbranche - quasi gewerkschaftsfreie Zonen 
entstehen (vgl. Baethge u.a. 1989, Denkinger 1992). 

Wir haben in unserer Studie die hochqualifizierten Angestellten nicht ohne 
Ironie, aber auch nicht ohne Grund die 'Fortschrittsmacher' genannt. Daß 
ihr technischer Optimismus in eine Krise geraten ist, erscheint unstrittig. 
Aber ebenso deutlich ist, daß aus der doppelten Erfahrung von Grenzen - 
des Vertrauens im Unternehmen und des technischen 'Fortschritts' in der 
Gesellschaft - noch längst kein Handeln nach gemeinsamen Interessen ent- 
steht (vgl. Bader 1991, 131). Die Befunde unserer Untersuchung sind 
gerade in dieser Hinsicht ernüchternd. Aus ihnen leite ich dennoch mit aller 
Vorsicht einige Thesen über das zukünftige Verhältnis der deutschen Indu- 
striegewerkschaften zu den hochqualifizierten Angestelltengruppen ab. Sie 
beziehen sich zwar speziell auf den Bedeutungszuwachs der wissenschaft- 
lich-technischen Angestellten, gelten aber auch insgesamt dem strukturel- 
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len und historischen Wandel der 'Konfliktpartnerschaft' in Deutschland 
(vgl. Müller-Jentsch 1991, Baethge/Wolf 1992). 

a) Die Organisationskraft und die gesellschaftliche Potenz der Gewerk- 
schaften hängen langfristig von der Frage ab, wie diese die zunehmend dif- 
ferenzierten Interessen der verschiedenen Arbeitnehmergruppen aufgreifen. 
Allein schon die wachsende strategische Bedeutung der hochqualifizierien 
Angestellten für die Unternehmens- und die Gesellschaftspolitik stellt die 
Gewerkschaften vor die Notwendigkeit, mit den neuen, kaum organisierten 
Berufsgruppen in Dialog zu treten. Dabei haben die Arbeitnehmer-Organi- 
sationen keine kurzfristigen Rekrutierungserfolge zu erwarten. Die zuwei- 
len vorgeschlagene Verwandlung der deutschen Industriegewerkschaften in 
bloße 'Dienstleistungsorganisationen' mit einer pragmatischen Vertretungs- 
praxis würde wenig nützen und wäre eher gefährlich, denn derartige Poli- 
tikkonzepte würden alte Mitgliedschaften abstoßen, ohne neue in erhebli- 
chem Umfang hinzuzugewinnen. 

b) Ein harter, ein knappes Drittel umfassender Kern von hochqualifizierten 
Angestellten läßt sich durch die subjektiv vorherrschende Aufstiegsorien- 
tierung rein utilitaristisch leiten und erscheint weder dialog- noch organi- 
sationsfähig. Der auf Karriere und Machtteilhabe gerichtete Blick fällt 
nicht auf die objektiven Widersprüche der beruflichen Rolle. Aber neben 
dieser Minderheit wächst, so scheint mir, in großen und mittleren Unter- 
nehmen, die jeweils mit an der Spitze der technologischen Konkurrenz ste- 
hen, die Gruppe der qualifizierten Angestellten, die neue, politisierungsfä- 
hige Ansprüche an Arbeit, Beruf, persönliche Lebensgestaltung und Ge- 
sellschaftspolitik entwickeln. Auch sie bilden in den entsprechenden Be- 
rufs- und Statusgruppen eine qualifizierte Minderheit, die in der prakti- 
schen Anwendung des beruflichen Expertenwissens die betrieblichen und 
gesellschaftlichen Verhältnisse differenziert und kritisch wahrnimmt. Sie 
zeigen eine latente Bereitschaft zum persönlichen Engagement in sozialen 
Bewegungen und sind wichtige Dialogpartner für Gewerkschaften, sofern 
sich deren gesellschaftliche Praxis den neuen Ansprüchen öffnet. 

c) Die Individualität‘, die als objektive Strukturtendenz und gruppenspezi- 
fische Ausprägung von Sozialcharakteren in der Soziologe kontrovers dis- 
kutiert wird (vgl. dazu Baethge 1990, Neckel 1989), kann gerade bei den 
Berufgruppen der 'wissenschaftlich-technischen Intelligenz’ nicht nur als 
hemmendes Moment für solidarisches Handeln gewertet werden. In der So- 
zialgeschichte der deutschen Ingenieure (vgl. Hortleder 1970, Ludwig/ Kö- 
nig 1981) sind die Traditionen der Staatstreue und des technokratischen 
Elitedenkens derart virulent gewesen, daß demgegenüber die Artikulation 
zunächst individueller Ansprüche und Interessen einen zivilisatorischen 
Fortschritt bedeuten kann - aber nicht muß. Zudem erfaßt der Prozeß der 
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Individualisierung hochqualifizierte Angestellte oder moderne Dienstlei- 
stungsberufe nicht exklusiv. Die biographische »Verkehrung der typischen 
Mobilisierungs- und Politisierungskurve« (Kern 1989, 220) wirkt sich 
überall aus, wo junge Beschäftigtengruppen aufgrund verlängerter Ausbil- 
dungsphasen schon vor dem Eintritt in den Beruf die wichtigsten Sozialisa- 
tionsprozesse durchlaufen haben. Sie sind dann über verspätete betriebliche 
Erfahrungen allein kaum mehr zu organisieren. 

d) Eine moderne Interessenpolitik, die hochqualifizierte Angestellte 
einbezieht, müßte auf den Ebenen des Betriebs, der Tarifverträge und der 
Gesellschaftspolitik ansetzen. In den Gewerkschaften (besonders im Pro- 
gramm Tarifreform 2000 der IG Metall, aber auch in der IG Chemie) ste- 
hen folgende Problem- und Aktionsfelder zur Diskussion: 


- die Absicherung von Partizipationsansprüchen neben, aber nicht in Konkurrenz zu betriebli- 
chen Mitbestimmungsformen (vgl. Mahnkopf 1989, Dörre/Wolf 1992) 

- die Gestaltung der Leistungsbewertung (vgl. Schmidt 1992) \ 

- die Regelung von Arbeitszeiten und Formen des Freizeitausgleichs für Überstunden 

- die Durchsetzung von Ansprüchen auf innerbetriebliche und berufliche Weiterbildung (vgl. 
Mahnkopf 1990) 

- die Garantie des Rechts auf Arbeitsverweigerung bei Verletzung gesetzlicher Normen oder 
subjektiver 'berufsmoralischer' Maßstäbe (vgl. Wendeling-Schröder 1988, Kreuder 1992). 
Der objektive Bedeutungszuwachs der Unternehmensebene als Arena der 
Interessenregulierung schließt gerade für die gewerkschaftliche Angestell- 
tenpolitik drei gravierende Probleme ein, auf die sie schlecht vorbereitet 
ist. Erstens ist die Balance zwischen eindeutigen und flexiblen Regelun- 
gen, zwischen Schutz- und Gestaltungsfunktionen betrieblicher oder tarifli- 
cher Vereinbarungen besonders schwierig. Vor allem ist jeweils zu ent- 
scheiden, wo und in welchem Maße Regelungsinhalte oder Regelungsver- 
fahren zu präferieren sind. Die je konkrete Lösungsform wird die Macht- 
und Entscheidungsbalance zwischen Unternehmensleitung, den betroffenen 
Gruppen, dem Betriebsrat und der Gewerkschaft folgenreich beeinflussen. 
Zweitens sind die Betriebsräte und die gewerkschaftlichen Verwaltungen in 
ihrer gegenwärtigen Oualifikationsstruktur kaum in der Lage, die differen- 
zierten Ansprüche qualifizierter Berufsgruppen aufzugreifen und in eine 
kohärente Vertretungspolitik umzusetzen. Drittens stehen die Betriebsräte 
und Gewerkschaften, wenn sie berufspolitisches Neuland betreten, vor der 
Aufgabe, die Interessenvielfalt der verschiedenen Beschäftigtengruppen 
positiv aufzunehmen und Erfolge für die hochqualifizierten Angestellten 
nicht mit (absoluten oder relativen) Verlusten für die traditionellen, ge- 
werkschaftlich stärker organisierten Beschäftigtengruppen zu erkaufen 
(vgl. Stück 1991, 146). 

e) Unsere Untersuchung zum beruflichen Selbstbild und der gesellschaftli- 
chen Orientierung hochqualifizierter Angestellter wies vor allem ein star- 
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kes Mitgestaltungsbedürfnis auf Feldern jenseits des Betriebs aus. Gewiß 
bedeutet diese Orientierung auch ein Stück Verdrängung der hautnäheren 
beruflichen Konflikte im Unternehmen. Aber derselbe Umstand läßt sich 
auch positiv fassen: gerade der verstärkte Gesellschaftsbezug des Berufs- 
bewußtsein eröffnet für den historisch fast überfälligen Dialog zwischen 
Gewerkschaften und hochqualifizierten Angestellten neue Chancen. Eine 
beachtliche Minderheit unter ihnen nimmt die Gewerkschaften als Partner 
von 'sozialen Bewegungen’ wahr und wäre bereit, das eigene Expertenwis- 
sen in eine demokratisch strukturierte Organisation einzubringen. Um die- 
sen Ansprüchen zu genügen, müssen die Gewerkschaften eine neue Ba- 
lance zwischen demokratischen Diskurs- und kollektiven Aktionsformen 
erst noch entwickeln. 


5, Ein Fazit 


Die Mehrheit der hochqualifizierten Angestellten und vor allem derjenigen, 
die in markt- und kundenorientierten Funktionen der 'engineering services’ 
tätig sind, wird die Berufsrolle in der Unternehmensorganisation innerlich 
motiviert ausfüllen und auf die modernen Formen materieller, fachlicher, 
statusbezogener und symbolischer Gratifikationen zählen. Gleichzeitig 
werden sich die Widersprüche und Belastungen häufen, die im dezentral- 
autoritären Unternehmensmodell des chorus-line-Typs angelegt sind. 

Eine Minderheit von hochqualifizierten Angestellten leidet an dem von den 
Systemen Arbeit und Lebenswelt erzwungenen Verhaltens-Schisma zwi- 
schen Berufs- und Staatsbürgerrolle. Sie entwickelt das Bedürfnis nach ei- 
ner Reintegration gesellschaftlicher Erfahrungen in die berufliche Verant- 
wortung. Die Frage wird sein, welche Antworten die Unternehmenspolitik 
einerseits, die Gewerkschaften andererseits auf die Ansprüche dieser Min- 
derheit entwickein. Ob die deutschen Gewerkschaften das kritische, bislang 
unorganisierte Potential an hochqualifizierten Angestellten betrieblich und 
gesellschaftspolitisch binden können, wird u.a. davon abhängen, 


- wie beide Seiten im dualen System der industriellen Beziehungen auf den qualitativen Wan- 
del der betrieblichen Organisationsformen und Beschäftigtenstrukturen reagieren: ob 'amerika- 
nische Muster‘ vordringen oder die deutschen sich im Wandel bewähren (vgl. dazu Wever/ 
Allen 1992); 

- ob partizipatorische Unternehmenskonzepte den hohen fachlichen und sozialen Ansprüchen 
der Beschäftigten wirklich gerecht oder wesentlich /deologie bleiben werden; 

- ob der öffentliche Legitimationsdruck, der von der ökologischen Frage auf die Unternehmen 
ausgeht, erhalten bleibt oder (für eine Zeitlang) durch die 'soziale Frage‘ kompensiert wird, die 
sich im Zuge der deutschen Vereinigung in neuen Interessenkonstellationen zeigt; 

- ob die Ausbildung an den Hoch- und Fachhochschulen die jeweils disziplin-immanenten 
Maßstäbe für den Gesellschaftsbezug von Expertenwissen diskursiv vermittelt oder ob die in 
den Massenhochschulen verschulte Wissensaneignung eine 'Entmoralisierung' und Gesell- 
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schaftsferne des professionellen Selbstverständnisses und damit eine individualistisch verengre 
Berufsorientierung unter hochqualifizierten Dienstleistern begünstigt; 

- ob die Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt auch in einigen Segmenten hochqualifizierier Be- 
rufe schärfer wird oder ob der Status der meisten Betriebsexperten als Rationalisierungsge- 
winner im Modernisierungsprozeß unangetastet bleibt. Gewinner haben, wie Hirschman 
(1974) zeigt, die Chance und die Neigung, auf die Verletzung von Interessen eher mit 'Abwan- 
derung’ als mit "Widerspruch' gegen die Situationen zu reagieren, die ihre Ansprüche enttäu- 
schen. Verlierer aber, die zukünftig im mittleren Management wie in den betrieblichen Fach- 
laufbahnen zu erwarten sind, haben den Widerspruch erst noch zu lernen. 

Die Gewerkschaften bewegen sich bei ihren Organisationsversuchen in ei- 
nem schwierigen, zum Teil feindlichem Gelände, weil sie weder an den 
Orten noch in den Zeitphasen präsent sind, in denen sich mit dem fachli- 
chen auch das gesellschaftliche Bewußtsein der hochqualifizierten Ange- 
stellten auszuprägen beginnt. Sie stehen vor der Aufgabe, die Mitglieder 
dieser exklusiveren Gruppen als Experten und Betroffene anzusprechen. 
Gelingt ihnen das nicht einmal gegenüber der skizzierten Minderheit, die 
den betrieblichen Wandel! unter den Bedingungen der Risikogesellschaft 
kritisch wahrnimmt, so bedroht das langfristig die Handlungsfähigkeit auf 
zwei Ebenen. 

Die deutschen Gewerkschaften wären erstens auf der betrieblichen und 
unternehmenspolitischen Ebene nicht in der Lage, sich traditionslosen, aber 
strategisch wichtigen Berufsgruppen als »kollektives Gedächtnis« anzu- 
bieten, »das die spontanen, individuellen Orientierungen an kurzfristigen 
Eigeninteressen korrigiert« (Ganßmann 1991, 18), geschweige denn als 
Organ für die Umsetzung differenzierter persönlicher Erfahrungen in soli- 
darisches Handeln. Die Gewerkschaften würden sich zweitens als soziale 
Bewegung verabschieden und das Terrain jenseits der Betriebs- und Tarif- 
politik aufgeben. Sie überließen die Synthetisierung und praktische An- 
wendung des gesellschaftlich produzierten Expertenwissens allein der Un- 
ternehmenspolitik. Sie fänden sich damit ab, daß die mit der wissenschaft- 
lichen Spezialisierung gezogenen Grenzen zwischen beruflichen Diszipli- 
nen und Qualifikationsstufen nur in einem Medium praktisch überwunden 
werden: im kapitalistischen Kalkül von höchst formaler und deshalb parti- 
kularer Rationalität. Der Rückzug fiele in eine Zeit, in der diese Form der 
Praxis immer prekärere Folgen für die 'Lebenswelt' produziert und deshalb 
neue soziale Bewegungen versuchen, die Grenzen zwischen Ökonomie und 
Politik, zwischen Betroffenen und Expertengruppen, zwischen 
Subsystemen und Subkulturen wieder passierbar zu machen. Gelingt es den 
Gewerkschaften angesichts des weit fortgeschrittenen Wandels der 
Qualifikations- und Berufsstrukturen nicht, mit Arbeitern und Angestellten 
aller Stufen und Sparten am Entwurf einer erweiterten sozialen Bewegung 
zu arbeiten, so wäre das, wie Horst Kern (1989, 210) zuspitzt, 
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»gleichbedeutend mit dem Scheitern eines gewerkschaftlichen Lebensprin- 
zips: der Verwandlung arbeitsprozeßlicher in politische Macht.« 
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Vereinheitlichung und Fraktionierung in der Welt- 
gesellschaft. Kritik des globalen Institutionalismus 


1. Chaotisierung oder Befriedung der Weltgeselischaft? 


eorge Bush nimmt seine Kopfgeburt der »Neuen Weltordnung« mit aufs 
Altenteil, wo sie ein bestauntes Dasein fristen wird. Der britische Außen- 
minister Douglas Hurt jedenfalls weint dem Begriff keine Träne nach: Er 
habe mehr versprochen, als »wir je zu leisten in der Lage sein werden«.! 
Derweil verstärkt sich der Eindruck, daß in Wahrheit das genaue Gegenteil 
geschieht: die Vervielfältigung der Krisen und Konflikte einerseits und die 
wachsende Unfähigkeit sie zu bewältigen andererseits. Angesichts des Ju- 
goslawien-Debakels bekannte Klaus Kinkel mit seltener Offenheit: »Ich sa- 
ge als deutscher Außenminister, daß ich hier, zusammen mit anderen, rat- 
los unter der Zirkuskuppel bin« (FAZ v. 27.1.1993). Klaus Schwab, Präsi- 
dent des Weltwirtschaftsforums, prägte während der letzten Polit-Show in 
Davos sogar das Wort von der »politischen Impotenz« (zıt. nach Schnorbus 
1993). Gleichzeitig schlagen inzwischen nicht nur die bekannten Experten 
Alarm, sondern auch Massenblätter wie der SPIEGEL, der seine Serie 
»Trends 2000« mit den Worten eröffnet: »Es wird eng auf der Erde. Die 
wirtschaftliche Vernetzung, erdumspannende Transport- und Kommunika- 
tionsverbindungen und die ökologische Krise zwingen die Völker der Welt 
in eine globale Schicksalsgemeinschaft. Aber eine politische Ordnung für 
die gespaltene Weltgesellschaft ist nicht in Sicht. Zur Lösung der Mensch- 
heitsprobleme haben die reichen Industrienationen nichis anzubieten«. 
Letzten Endes befände sich »die Menschheit auf der Suche nach einem 
neuen Zivilisationsmodell« (Der Spiegel v. 11.1.1993) - und das ausge- 
rechnet nach dem welthistorischen Sieg von Demokratie und Kapitalismus! 
Wo liegt der Grund für das Versagen der Politik, für die ja allseits beklagte 
Leere des politischen Diskurses? Wie kommt es, daß, wie wır gerade se- 
hen, anscheinend nichts anderes übrig bleibt, als zum traditioneilsten aller 


1 FAZ, 29.1.1993. »Alle westlichen Staaten haben Schwierigkeiten, ihre außenpolitische 
Optik neu zu justieren - das einst von Bush in Umlauf gebrachte Wort von der »neuen 
Weltordnung« ruft inzwischen nur noch Hohn und Spott hervor. Das hat nichts mit den 
Komplikationen der internationalen Politik zu tun; es liegt auch am Versagen der westli- 
chen Politiker« (Nonnenmacher 1993). Vgl. die frühe Voraussage von Ziebura 1991. 
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Instrumente zur Erhaltung eines Minimums an »Ordnung« zu greifen: der 
militärischen Intervention? Wie kann man nach all den Erfahrungen glau- 
ben, daß »Weltpolizisten«, woher immer sie kommen, imstande sind, die 
Kastanien aus dem Feuer zu holen? Offenbar tritt das genaue Gegenteil 
ein: Die Stimmen mehren sich, die überzeugt sind, daß ein Kontinent wie 
Afrika nur noch auf diese Weise vor dem endgültigen Kollaps zu bewahren 
ist. Die Rechnung wird folgerichtig auf dem Fuße präsentiert: Statt der er- 
hofften Befriedung eskalieren die Konflikte. Zu stören scheint dies nicht. 
Das Prinzip der Intervention avanciert zum gängigen Politik-Ersatz. 
Inzwischen stochert die Wissenschaft bei ihrem Versuch, die neue Welt- 
lage auf den Begriff zu bringen, im Nebel. Die Bemühungen erinnern viel- 
fach an den Versuch, den sprichwörtlichen Pudding an die Wand zu na- 
geln. Lassen wir die alt-neuen Vertreter real- und machtpolitischer oder 
geostrategischer Konzeptualisierungen beiseite. Auf das Denken von ge- 
stern, das für so viele Katastrophen verantwortlich ist, Kann man getrost 
verzichten. Im übrigen steigen wir nicht zwei Mal an derselben Stelle in 
den historischen Strom. Geschichte wiederholt sich nicht, es sei denn, wie 
Karl Marx sagte, als Farce. Der Eindruck einer allgemeinen Rückkehr zu 
einem anarchischen Weltsystem voll überbordender Rivalitäten aller Art 
täuscht und läuft überdies Gefahr, an der Oberfläche der Phänomene kle- 
ben zu bleiben. 

Ernster sind jene Ansätze zu nehmen, die versuchen, die entgegengesetz- 
ten, nach dem Ende des Realsozialismus anscheinend mächtig beförderten 
Tendenzen zur Vereinheitlichung der Welt daraufhin zu befragen, ob und 
inwiefern die Globalisierung von kapitalistischer Produktionsweise und 
pluralistischer Demokratie nicht doch die Chancen für eine »neue Welt- 
ordnung« verbessern. Hier wird von der Grundannahme ausgegangen, daß, 
unbeschadet der gravierenden Strukturdefekte bisheriger Globalpolitik, die 
»Weltgemeinschaft« nun in eine neue Gründungsphase inter-, trans- und 
supranationaler, gouvernementaler und nicht-gouvernementaler Netzwerke 
eingetreten ist, die bereits dabei sind, im Keim so etwas wie eine »Weltin- 
nenpolitik« und sogar ein »global government« hervorzubringen. Das 
könnte ein Schritt auf dem mühsamen Weg zur »neuen Weltordnung« sein. 
Die Vertreter des »Regime-Ansatzes«, die gegenwärtig in der Bundesrepu- 
blik die Disziplin der Internationalen Beziehungen dominieren, begreifen 
die Ost-West-Konfrontation in erster Linie als »Konfliktmix« aus leicht, 
mittelschwer, schwer und kaum zu verregelnden Konflikten. Mit dem Ende 
der Ost-West-Konfrontation sei der fundamentale Wertekonflikt ent- 


2 Menzel 1992, Paul Johnson, The Spectator, 9.1.1993; Paul Kennedy, The New York Re- 
view of Books, 11.2.1993 


Vereinheitlichung und Fraktionierung in der Weltgesellschaft 329 


schwunden, wodurch alle anderen Konflikte handhabbar werden, so daß 
ein immenser Verregelungs- und Verrechtlichungsschub im internationalen 
System ermöglicht und so die Voraussetzung für einen »langen und stabi- 
len Frieden« auf der Grundlage eines sukzessiven sozioökonomischen 
Angleichungsprozesses geschaffen werde (vgl. Rittberger/Zürn 1991). 
Mehr noch: In dem Maße, wie die Internationalisierung gesellschaftlicher 
Interaktionen und ökonomischer Austauschprozesse voranschreitet (»Inter- 
dependenz«), wächst auch die »Regelungsbedüftigkeit« sozialer Situatio- 
nen. Da der Nationalstaat an Bedeutung verliert, ein Weltstaat aber nicht 
wünschenswert ist, muß das Politik- und Demokratiedefizit durch die 
Schaffung neuer internationaler Regime überwunden werden, in die nicht 
nur die nationalstaatlichen, sondern auch die gesellschaftlichen Akteure 
eingebunden sind. Herauskommen soll eine »complex governance« auf der 
Basis einer »Weltrechtsordnung« (vgl. Zürn 1992). 

Auch wenn die Anhänger des »Regime-Ansatzes« die Stolpersteine auf 
dem Weg dorthin durchaus sehen, ist ihr Glaube ungebrochen, daß Kon- 
flikte mit dem Instrument der Verregelung bzw. Verrechtlichung vermie- 
den, gelöst und (dauerhaft) überwunden werden können. Das war freilich 
schon die Hoffnung der Väter des Völkerrechts, Immanuel Kants oder der 
Protagonisten der Kollektiven Sicherheit. Man verüble uns nicht, wenn wir 
diesen Optimismus nicht teilen. Die Wirklichkeit der gegenwärtigen, histo- 
risch neuen Weltverhältnisse suggeriert eine ganz andere Sichtweise. Un- 
sere These ist, daß sie gekennzeichnet sind durch eine sich dramatisch zu- 
spitzende Dialektik zwischen Tendenzen der Vereinheitlichung und der 
Fraktionierung. Daraus versteht sich, warum Begriffe wie »Chaotisierung« 
oder »Befriedung« zur Markierung des Grundgegensatzes nicht ausreichen. 
Worum es geht, ist der Versuch, die Beschaffenheit dieser Dialektik zu er- 
kennen und dann erst über praktische Konsequenzen nachzudenken. Sonst 
entgleiten uns die Kräfte, die, wie es immer wieder heißt, dabei sind, eine 
neue Weltära einzuleiten. 

Was diese Dialektik ausmacht, ist nicht leicht zu ergründen. Auch die 
Frage, inwieweit sie für die Probleme der im Entstehen begriffenen Welt- 
gesellschaft (oder »Gesellschaftswelt«) verantwortlich zeichnet, läßt sich 
nicht pauschal beantworten. Immerhin drängen sich Zusammenhänge auf, 
die unstrittig sind. Der Hauptwiderspruch liegt zweifellos (was auch der 
»Regime-Ansatz« annimmt) im Verhältnis zwischen Ökonomie und Politik 
und zwar auf allen Ebenen dieser Weltgesellschaft (wenngleich mit unter- 
schiedlicher Intensität): der lokalen, regionalen, nationalen und globalen. 
Die Kräfte der Vereinheitlichung sind vornehmlich ökonomischer Natur 
und entfalten sich weitgehend wildwüchsig. Die Akkumulation folgt in der 
kapitalistischen Produktionsweise der ihr innewohnenden Logik. Sie 
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sprengt, soweit erforderlich, alle Grenzen, aber auch alle (Selbst-)Begren- 
zungen und damit alle Bemühungen um Regulierung im Sinne eines ge- 
samtgesellschaftlichen Gleichgewichts. Hier beginnt das Problem der Poli- 
tik: Es gelingt ihr immer weniger, die Kosten dieses Prozesses wenigstens 
abzuschwächen. So entstehen gewaltige Fraktionierungen in Gestalt sich 
verschärfender sozialer und regionaler Disparitäten. Diese Rechnung wird 
insbesondere seit Beginn der 80er Jahre von Tag zu Tag länger. Es ist kei- 
neswegs ausgeschlossen, daß sie eine Wirtschafts- und Gesellschaftskrise 
neuen Typs annonciert. Der Unfähigkeit der Ökonomie, soziale und politi- 
sche Verteilungsrelationen im Weltmaßstab zu organisieren, steht die Poli- 
tik hilflos und ohne Perspektive gegenüber (Bonder/Röttger/Ziebura 1992). 
Daraus erklärt sich auch, warum De- und Renationalisierung, Deregulie- 
rung und Re-Regulierung oft dicht beieinander liegen, sich sogar überkreu- 
zen oder verbinden und damit den Eindruck der Konfusion erwecken. 

Belege für diese Einschätzung gibt es zuhauf; wir kommen darauf zurück. 
Am Anfang aber steht das Hauptversagen des globalisierten Kapitalismus, 
das immer klarer hervortritt: Alle Rhetorik der Weltmarktintegration und 
der »Rückkehr nach Europa« konnte der osteuropäischen Landmasse bis- 
her den ökonomischen Niedergang nicht ersparen. Nicht einmal Ansätze 
einer faktischen Einfügung in die Welt- oder die europäische Arbeitstei- 
lung sind erkennbar. Schlimmer noch: Die neuen osteuropäischen Periphe- 
rien erweisen sich als Integrations-Konkurrenten für die alte Dritte Welt. 
Weder den Erben des Realsozialismus noch den traditionellen Entwick- 
lungsregionen werden Perspektiven geboten, es sei denn die Übernahme 
jenes neoliberalen Wachstumsmodells aus dem Norden, das seinerseits in 
der Krise steckt. Daraus folgt, daß es zwar einerseits einen enormen politi- 
schen Regulierungsbedarf der Weltprobleme gibt, daß aber andererseits das 
alte Zivilisationsmodell außerstande zu sein scheint, adäquate Regulations- 
formen zu entwickeln. So drängt sich die Vermutung auf, daß die dem glo- 
balen Kapitalismus immanente Dialektik von Vereinheitlichung und Frak- 
tionierung die Krise der Politik und ihrer Institutionen nicht nur reprodu- 
ziert, sondern verschärft. Zugespitzt: Da die Zivilisierung im Norden ge- 
rade auf einer grundlegenden Spaltung zwischen Nord und Süd sowie 
gleichzeitig zwischen West und Ost basierte, könnte es sehr wohl sein, daß 
die kapitalistische Vereinheitlichung die weligesellschaftliche Fraktionie- 
rung zur Voraussetzung hat. Schließlich drohen die vorherrschenden Ver- 
suche einer Universalisierung der nördlichen »Zivilisationskultur«, ihre ei- 
genen Fundamente zu untergraben. Hier liegt die große Herausforderung 
an die Sozialwissenschaften. Wenn alle Instanzen versagen, müßte sie als 
letzte jenes kritische Potential hervorbringen, ohne daß-die Herausforde- 
rungen einer neuen Weltära nicht zu bewältigen sind. Sie müssen sich ge- 
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gen die fortschreitende Ausblendung kapitalismus-kritischer Ansätze 
wehren, die jenen »Totalitarısmus der Mitte«? befördert, der schon weite 
Teile der deutschen Öffentlichen Meinung durchdrungen hat. 


2. Vereinheitlichung und Fraktionierung: Deskription oder Analyse 


Der von Dieter Senghaas unternommene Versuch, sich mit dem Verhältnis 
von »Globalisierung und Fragmentierung« auseinanderzusetzen und damit 
einen »Beitrag zur Weltordnungsdebatte« zu leisten (Senghaas 1993), 
scheint mitten in die angesprochene Problematik zu zielen. Allerdings stellt 
er die skizzierte Interpretation buchstäblich auf den Kopf. Der Kern seiner 
Argumentation läuft auf die Feststellung hinaus, daß Globalisierung und 
Fragmentierung letztlich Ergebnis einer dualen Struktur der Weltwirtschaft 
sind. Auf der einen Seite steht, als ihr »Gravitationszentrum«, die »Welt 
der OECDe«e, gekennzeichnet durch eine hochgradige »Verdichtung der 
Bezüge«, die durch funktionale und politische Institutionen überwölbt und 
durch »normative Örientierungen verklammert« ist. Im Fall der EG- 
Integration ist es sogar schon zu zwischenstaatlichen und zwischengesell- 
schaftlichen Sozialisierungsprozessen gekommen. Für Senghaas hat sich 
eine »symmetrische Interdependenz« auf der Grundlage »substitutiver Ar- 
beitsteilung« herausgebildet. Alles das stellt eine solide Voraussetzung für 
eine »anhaltende zivilisatorische Entwicklung« dar. 

Demgegenüber gibt es den »Rest der Welt«, und darin liegt die Ursache für 
die »grundlegende Fragmentierung« der Weltgesellschaft. Hier spielen 
sich, geradezu spiegelbildlich zur »„OECD-Welte, alle Entwicklungen hin- 
ter einem entgegengesetzten Vorzeichen ab: Zerklüftung, asymmetrische 
Interdependenz, komplementäre Arbeitsteilung, ungleicher Tausch, aggres- 
sive neoprotektionistische Politik, Chauvinismus, Renationalisierung und 
Irrationalisierung bis hin zu »zivilisatorischer Rückbildung« und blutigen 
Bürgerkriegen, die der Zerfall aller Imperien und multikulturellen Staaten 
noch befördert. Einen (natürlich nur langfristigen) Ausweg aus dieser Mi- 
sere sieht Senghaas, indem er einen Lieblingsbegriff aus seinen entwick- 
lungstheoretischen Reflexionen der 70er Jahre zu neuem Leben erweckt: 
eine »dissoziative Zwischenphase der inneren Konsolidierung«, die viele 
Länder durchlaufen müssen, bevor die Chance einer »Kooptation« durch 
die »OECD-Welt« besteht. Ansonsten hält er die fortschreitende Chaotisie- 
rung der Welt für unvermeidlich. 

Selbst wenn Senghaas diese arg konstruierte Dichotomie nicht durchhält, 
erstaunt doch, mit welch schlichtem Strickmuster der Weltgesellschaft er 


3 Dieser Begriff wurde schon in den 70er Jahren von Ziebura geprägt. 
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sich begnügt. Der Vorteil liegt auf der Hand: Auf den ersten Blick scheint 
es, als helfe dieser Reduktionismus, den Gang der Dinge zu durchschauen. 
Auf den zweiten Blick sieht es anders aus. Dann wird klar, daß er infolge 
einer ökonomistisch-institutionalistischen Sichtweise im Formalen und De- 
skriptiven steckenbleibt und darauf verzichtet, kausale Beziehungen her- 
auszufinden. Der Hauptgrund ist einfach zu verstehen: Senhaas weigert 
sich, eine Kritik des dominierenden Akkumulationstyps und seiner Formen 
der politischen Regulation (inklusive der Regimebildung) zu formulieren. 
Er erleichtert sich die Arbeit, indem er die »OECD-Welt« zu einer Grupie- 
ung idealisiert, die auf dem Weg der Vereinheitlichung vorangehe und dait 
die künftige »Weltordnung« vorwegnehme (vgl. Narr 1990). Nicht die zu- 
ehmenden Konflikte zwischen kapitalistischen Metropolen, etwa in der 
Triade USA-EG-Japan, fallen ins Gewicht, sondern die »funktional-korpo- 
rativen Verregelungen«, die die Inter- und Transnationalisierungstenden- 
zen absichern und verstärken. Aber wird nicht umgekehrt ein Schuh dar- 
aus? Erklärt Senghaas nicht Erscheinungsformen zur Ursache? 

Aus dieser Betrachtungsweise resultieren noch andere Inkonsequenzen und 
Widersprüche. So ist es für ihn insbesondere der intra-ındustrielle Handel 
zwischen den OECD-Staaten, der »symmetrische Interdependenz« erzeugt. 
Aber Hauptträger dieses Handels sind, wie er selbstverständlich weiß, 
Transnationale Konzerne. Deren Strategie einer Globalisierung der Pro- 
duktion (mit den notwendigen Kapitalbewegungen) hat sich aber weitge- 
hend gegenüber der nationalstaatlichen Regulation verselbständigt und 
tendiert (wie das Beispiel USA drastisch vor Augen führt) zu einer Ver- 
schärfung innergesellschaftlicher Strukturprobleme, die eine Neuorientie- 
rung im Außenverhalten (und eben auch der Handelspolitik) bewirken. Der 
formalen Gleichrichtung des globalen Akkumulationsprozesses sind Diffe- 
renzierungen der politischen Strategien auch innerhalb des OECD-Zen- 
trums immanent. Wenn sich daraus, wıe Senghaas durchaus sieht, ein Ver- 
drängungswettbewerb ergibt, der Wohlstandseffekte ungleich verteilt und 
zugleich den Kampf um Weltmarktanteile verschärft, kann offensichtlich 
nicht mehr davon ausgegangen werden, daß sich die »OECD-Welt« als 
quasi konfliktfreies »Gravitationszentrum« nun dem »Rest der Welt« als 
Universalisierungs-Projekt anbietet. Es handelt sich vielmehr um ein 
Wachstumsmodell, das Fraktionierungen selber produziert. Und es soll nun 
beanspruchen können, sie aufzuheben? 

Das ist noch nicht alles. In diesem Verdrängungswettbewerb läßt sich un- 
schwer eine Auseinandersetzung um die künftige Machtkonstellation im 
Zentrum des Weltsystems erkennen. Umso schwerer fällt der Glaube, daß 
dieser Wettbewerb zu einer möglichst raschen Effektivierung der ökologi- 
schen Komponenten unseres Wachstumsmodells führen werde. Die einlei- 
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tende Rede von der »Welt als Schicksalsgemeinschaft«, hervorgerufen 
durch die ökologische Herausforderung, schrumpft auf ein Appendix modi- 
scher sozialwissenschaftlicher Produktion. Gerade hier aber bündeln sich, 
wie der »Erdgipfel« in Rio de Janeiro und seine (Nicht)Folgen gezeigten, 
die Widersprüche. Kein Wunder, wenn die Ökologie nach anfänglicher 
Reverenz im weiteren Verlauf der Argumentation nicht mehr vorkommt. 
Das zentrale Dilemma von Senghaas Überlegungen aber tritt hervor, sobald 
man seinen Vorschlag einer vorübergehenden Dissoziation zum Zweck in- 
nerer Konsolidierung, gewissermaßen das Stadium des Fegefeuers vor dem 
Eintritt ins OECD-Himmelreich, unter die Lupe nimmt. Wie soll das ge- 
schehen? Der zentrale Vorgang ist doch klar. Spätestens seit dem weltwirt- 
schaftlichen Aufschwung Mitte der 80er Jahre nimmt die Triadisierung im 
Zentrum der Weltwirtschaft rapide zu (vgl. Esser i.E.) Hier konzentriert 
sich die aktuelle Akkumulationsdynamik des Kapitals in der Dialektik von 
Angleichung und Differenzierung, hier könnten sich Elemente der Regula- 
tionsform einer »Pax triadica« (Petrella 1992) herausbilden, hier findet die 
globale Kreditökonomie (»Casino-Kapitalismus«) ihr desaströses Wir- 
kungsfeld. Wenn sich aber die Triade über eine ständig zunehmende, frei- 
lich widersprüchliche Marktintegration immer mehr aus sich selbst repro- 
duziert, was bleibt dann für den »Rest der Welt« übrig? Muß es nicht sogar 
zu einer Zwangsabkopplung ganzer Weltregionen kommen, die schließlich 
nur noch, wie bereits vorgeschlagen (vgl. Anm. 2), durch die Errichtung 
von UN-Mandatsherrschaften über Wasser gehalten werden können? Nicht 
mehr selbsttragende Entwicklung, sondern globale Sozialpolitik? Damit 
würde die Kluft zwischen Arm und Reich zementiert und der weg frei in 
eine, nicht zuletzt durch Wanderungsbewegungen verursachte Chaotisie- 
rung der Welt. 


3. Internationale Politische Ökonomie vs. »ideologischer Positivismus« 


Wenn man schon die These von der normativistischen Erhebung der 
»OECD-Welt« zum universalen Wachstumsmodell plausibel machen will, 
wäre es angebracht, nach Ursachen, Konsequenzen und Widersprüchen der 
tendenziellen globalen Vergesellschaftung zu fragen (Schlupp 1992; 
Altvater 1992). Hier stoßen wir auf den grundsätzlichen methodisch-theo- 
retischen Dissens zu der seit neuestem von Senghaas vertretenen Position. 
Dieser ist eingebettet in die Auseinandersetzung um den »neuen Institutio- 
nalismus«“*, den Senghaas selbst vor gar nicht langer Zeit kritisierte (Seng- 


4 Vgl. Otto Keck 1991; auch die Forschung zur europäischen Integration ist überwiegend 
dieser Richtung verpflichtet. Vgl. Kreile (Hg.) 1992. 
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haas 1992) - um ihm nun seinerseits zu erliegen. Als Gegenpol kristallisiert 
sich das heraus, was man als »Internationale Politische Ökonomie« be- 
zeichnet hat.? Der fundamentale Unterschied in der Vorgehensweise zum 
»neuen Institutionalismus« (zu dem auch der »Regime-Ansatz« gehört) 
liegt darin, daß dieser die »gegebene Wirklichkeit...schon als Prämisse un- 
erörtert voraussetzt« (Narr 1990, 418; vgl. Schlupp 1992), während die In- 
ternationale Politische Ökonomie von eben dieser Erörterung ausgeht. Auf 
unseren Zusammenhang angewendet bedeutet das, daß im Mittelpunkt des 
Erkenntnisinteresses nicht steht, wie sich die Bedingungen für die Univer- 
salisierung von Kapitalismus und Demokratie darstellen, sondern wie die 
Kräfte der Globalisierung des Kapitalismus beschaffen sind, die sie voran- 
treiben, um schließlich eine qualitative Veränderung der Verhältnisses zwi- 
schen Ökonomie und Politik zu bewirken. Letztlich geht es also um den 
(nicht neuen) Gegensatz von »ideologischem Positivismus« und der histo- 
risch-dialektisch fundierten Analyse globaler Totalität, in der »alle Wider- 
sprüche zum Prozeß kommen« (Karl Marx). Am Beginn einer neuen Welt- 
ära ist es höchste Zeit, diesen Gegensatz in kontroverser Debatte erneut 
zuzuspitzen. 

Das erscheint umso notwendiger, als ein schwerwiegendes Manko des 
»neuen Institutionalismus« und insbesondere des »Regime-Ansatzes« darin 
besteht, daß er sich mit Normen, Regeln und Formen des Multilateralismus 
beschäftigt, die aus der Zeit der »Pax Americana« stammen, also einer 
Machtkonstellation, die nicht mehr existiert. Die Frage stellt sich, ob sie, 
die das »ancien regime« verkörpern, geeignet sind, den Herausforderungen 
der neuen Weltära zu begegnen. Ist es möglich, diese Institutionen (bis hin 
zur UNO) durch mehr oder weniger einschneidende Reformen Erfordernis- 
sen anzupassen, die erst im Entstehen begriffen sind und sie damit naturge- 
mäß selbst in Arenen von Machtikämpfen zu verwandeln? Gibt es gegen- 
wärtig ein besseres Beispiel als den Streit um das GATT? Auch wenn die 
Uruguay-Runde noch Ergebnisse zeitigen sollte, liegen sie weit unter dem, 
was dieses »Regime«, bleibt es seinem ursprünglichen Auftrag treu, eigent- 
lich leisten müßte. Es ist keineswegs ausgeschlossen, daß am Ende dieser 
Auseinandersetzung ein ganz anderes »Regime« der Welthandelsbeziehun- 
gen steht. 

Hier springt der Unterschied zur Internationalen Politischen Ökonomie be- 
sonders ins Auge. Für Vertreter dieses Ansatzes sind Institutionen (bzw. 
»Regime«) immer nur das Ergebnis von Machtkämpfen, sobald diese zu ei- 


5 Zur Forschungsiage vgl. Meyers 1989. Es empfiehlt sich, unter die Internationale Politi- 
sche Ökonomie auch die französische Regulationsschule sowie die in den USA und 
Großbritannien vertretene Position der »Radicals« zu subsumieren. Alle diese Ansätze lie- 
fern reiches Material für einen Gegenpol zum »neuen Institutionalismus«. 
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ner (vorübergehenden) Stabilisierung des Kräfteverhältnisses geführt haben 
und nicht umgekehrt.® Entscheidend ist aber die Grundaussage, daß das 
Weltsystem nationale, regionale und globale Realitäten auf hierarchische 
Weise miteinander verschränkt und dabei ein Ensemble voller Ungleich- 
heiten herauskommt (vgl. Beaud 1987). Diese Aussage, wie sie Immanuel 
Wallerstein und andere formuliert haben, hat sich als theoretisches und 
analytisches Konzept bewährt. Auch Senghaas hat sie vertreten. Hat der 
weltweite Sieg des »liberalen Projekts« diese Sichtweise deshalb obsolet 
gemacht, nur weil nun die Chance einer Ausbreitung, wenn nicht gar Uni- 
versalisierung der »OECD-Welt« besteht? 

Macht man mit der Erörterung ihrer Prämissen ernst, ist keineswegs sicher, 
ob sie in der uns bekannten Form fortdauern wird. Parallel zur Triadisie- 
rung mit den ihr eigentümlichen Formen der Hierarchisierung geben sich 
immer deutlicher abzeichnende Regionalisierungstendenzen (USA/ 
NAFTA, EG/EWR, Japan/Pazifischer Raum) einen Hinweis darauf, daß im 
Zentrum der Weltwirtschaft und Weltpolitik eine neue Machtkonstellation 
im Entstehen begriffen ist. Das sich dabei herauskristallisierende komplexe 
Verhältnis von Vereinheitlichung und Differenzierung, von Kooperation 
und Konflikt, von Interdependenz und Handelskrieg (vgl. Esambert 1991) 
ist ein historisches Novum, das mit den Instrumenten der Internationalen 
Politischen Ökonomie zweifellos besser zu erfassen ist, als mit denen des 
»neuen Institutionalismus«. Könnte es sein, daß die Weltgesellschaft auf 
diesem Wege nach Formen der Regulation sucht, die im »ancien r&gime« 
unvorstellbar waren? Aber auch hier drängen sich die Widersprüche auf. 
Schon heute fällt die »Verregelungsdichte« in diesen drei Zonen höchst un- 
terschiedlich aus, um sich in den jeweiligen Beziehungen zur »Außenwelt« 
zu verflüchtigen. Wer nicht die Chance hat, zu einer dieser Regionen zu 
gehören, wird von der weltwirtschaftlichen Dynamik abgeschnitten. Damit 
zeichnen sich Fraktionierungen ab, die mit dem traditionellen Nord-Süd- 
Gegensatz nicht mehr vergleichbar sind. Diese Fraktionierungen gehen im 
übrigen nicht von den chaotischen Verhältnissen im »Rest der Welt« aus, 
sondern entstehen aus der Entwicklung in den Zentren selbst. 

Ein Blick auf Europa genügt, um den von Senghaas konstruierten Kausal- 
nexus von »Verregelungsdichte« und »symmetrischer Interdependenz« ad 
absurdum zu führen. Wie kommt es, daß trotz aller Versuche einer institu- 
tionell abgesicherten Gleichrichtung der Politik (Handels-, Währungs-, 
Geldpolitik) die beabsichtigte Angleichung der sozio-Ökonomischen Struk- 
turen nicht erreicht wurde, auch wenn vermeintlich polit-ökonomische 


6 Im Anschluß an die These Ferdinand Lassalles, der die Staatsverfassung als Ausdruck 
eines Waffenstillstands zwischen geseilschaftlichen Machtträgern deutet. Vgl. auch die 
Staatstheorie von Nicos Poulantzas. 
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Arbeiten das Gegenteil beweisen wollen, wie beispielsweise Klaus Busch 
(Busch 1991), der zu seiner Angleichungshypothese nur dadurch gelangt, 
daß er als Indikator das BIP-pro-Kopf-Einkommen auf nationaler Ebene 
benutzt. In Wahrheit aber sind die Wirkungen von AÄngleichungskräften 
und Fraktionierungstendenzen wesentlich komplexer, wie auch verschie- 
dene Studien über sozio-ökonomische Disparitäten in der EG nahelegen.? 
Vergleicht man, viel aussagekräftiger, die zehn ärmsten mit den zehn reich- 
sten Regionen, erlangt man zu dem Ergebnis, daß sich die regionalen Dis- 
paritäten trotz der Wachstumsphase in Europa verschärft haben. Folgt man 
einer positiven Korrelation zwischen der Entwicklung der nationalstaatli- 
chen Disparitäten mit den konjunkturellen Auf- und Abschwüngen (vgl. 
Cingolani 1993), so müßte sich diese Form der Disparität im Zeichen der 
schweren Rezession seit 1991 ebenfalls wieder vergrößern. Mehr noch: Die 
Entwicklungsunterschiede werden durch die Gleichrichtung der Politik 
festgeschrieben.® Sicherlich stellen die Verträge von Maastricht einen 
enormen transnationalen »Verregelungschub« dar. Aber noch vor dem En- 
de der Ratifizierung wird klar, wohin die Reise geht: Nicht zu mehr »sym- 
metrischer Interdependenz«, sondern zu einem »Europa der verschiedenen 
Geschwindigkeiten« (oder der »konzentrischen Kreise«, einer »ge&omeirie 
variable«, wie immer), das man sehr wohl als Anfang eines Desintegra- 
tionsprozesses verstehen kann. 

Was hat das alles mit einem »Bemühen um Verteilungsgerechtigkeit« zu 
tun, das für Senghaas ganz richtig »zu den existentiellen Prämissen dieses 
integrativen Verbundes« gehört? Es kann schon sein, daß im Kerneuropa 
der künftigen Wirtschafts- und Währungsunion so etwas wie ein neues 
gleichgerichtetes metropolitanes Wachstumsmodell entsteht, allerdings 
zum Preis einer scharf hierarchisch organisierten Arbeits- und Machttei- 
lung in West-, insbesondere aber in Gesamteuropa. Das jedoch bedeutet, 
daß eine abgestufte Integrationsdichte keine sozio-ökonomische Anglei- 
chung bewirkt, sondern die Verschärfung der regionalen und sozialen Dis- 
paritäten.? In seiner Betrachtung über »nachholende Modernisierung« stellt 
Klaus Müller treffend fest: »Warum sollte für die osteuropäischen Länder 
jener Peripherisierungsdruck entfallen, den fortgeschrittene Ökonomien auf 
weniger produktive Gesellschaften ausüben? Warum sollte das von Seng- 
haas an anderer Stelle so eindringlich beschriebene internationale Kompe- 
tenzgefälle, das’ häufig genug nicht nur die Industrie und Landwirtschaft 
nachziehender Länder, sondern auch deren organisatorische Kompetenzen 


7 Vgl. Wirtschafts- und Sozialausschuß der EG 1992. Grundsätzlicher: Röttger 1993a. 

Vgl. dazu insbesondere die Kritik von Grjebine 1992. 

9 Vgl. zu Europa im allgemeinen Bonder 1992, zur Politischen Ökonomie der WWU im 
besonderen Röttger 1992. 
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untergräbt, die Bevölkerung demotiviert und innenpolitische Spannungen 
verschärft, hier nicht zum Zuge kommen?« (Müller 1991, 283) Die These, 
daß mit der gesamteuropäischen Frage die westeuropäische Integration ä la 
Monnet/Schuman an ihr Ende gelangt ist, sowohl hinsichtlich ihrer institu- 
tionellen Ausstattung wie ihrer Finalität, gewinnt an Plausibilität. Auch an- 
dere Institutionen aus dem »ancien regime« (NATO, WEU, KSZE) schei- 
nen an Grenzen zu stoßen, sobald sie auf Entwicklungen treffen, die in 
ihrer Struktur nicht verankert sind. 

Wenn aber der gesellschaftliche Wandel aller Weltregionen zunehmend 
durch den von den drei Zentren der Weltökonomie ausgehenden Transna- 
tionalisierungsprozeß bestimmt wird, stellt sich die Frage nach den entste- 
henden neuen Machtverhältnissen, also nach der Beziehung zwischen Poli- 
tik und Ökonomie. Hier ist nicht der Ort, die alte Primatsdebatte wieder- 
zubeleben. Aber auch in diesem Punkt geht die Internationale Politische 
Ökonomie voran, befindet sich aber noch am Anfang eines langen wissen- 
schaftstheoretischen Weges. Aber erste Pisten werden in das Dickicht ge- 
schlagen. So vermutet z. B. Gerd Junne, daß mit der wechselseitigen öko- 
nomischen Penetration der Metropolen die Bedeutung der innergesell- 
schaftlichen politischen Akteure auch für die Struktur der globalen Bezie- 
hungen steigt (Junne 1990). Bilden sich mithin, wie einige Autoren anneh- 
men, so etwas wie »transnationale gesellschaftliche Allianzen« heraus, die 
imstande sind, jene Rahmenbedingungen zu setzen, unter denen andere 
Akteure auf nationaler oder regionaler Ebene handeln müssen? (Cox 1983; 
Gill/Law 1989) Ist diese globale Machtkonfiguration tatsächlich schon so 
weit gediehen, daß man von der Existenz »transnationaler Machtblöcke« 
sprechen kann? Kann somit der von Gramsci für die Analyse nationaler 
Gesellschaften Konzipierte Hegemoniebegriff auf die Analyse der Weltge- 
sellschaft angewendet werden? Stellt etwa der Internationale Währungs- 
fonds als transnationale Speerspitze des neoliberalen Wachstumsmodells 
ein solches Gebilde dar? 

Unbezweifelbar ist, daß die Globalisierung des Kapitalismus innerhalb der 
Triade mit einer Auffächerung von Modernisierungspotentialen und inner- 
gesellschaftlichen Heterogenisierungsprozessen einhergeht. Der viel zu un- 
präsize Begriff der 2/3-Gesellschaften, der für die Metropolen entwickelt 
wurde, zeigt nicht nur das Ende des Fordismus an, sondern dokumentiert 
eindringlich, daß der transnationalisierte Akkumulationstyp auch und gera- 
de die weltmarktintegrierten Gesellschaften des Nordens neu strukturiert, 
indem er die Kluft zwischen Modernisierungsgewinnern und -verlieren 
vertieft. Der lean-production folgt die lean-society auf dem Fuße. Es geht 
nun schon darum, die Sozialsysteme grundsätzlich in Frage zu stellen. 
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Schon heute ist unverkennbar, daß sich damit Elemente des »peripheren 
Kapitalismus« in den Metropolen durchsetzen, insbesondere in den Ghettos 
der großen Städte. Dieses neue Phänomen einer »Entgrenzung der Dritten 
Welt« (Brock 1992) findet seinen Audruck vor allem ın den aus dem Süden 
der Welt hinlänglich bekannten Krisenerscheinungen wie Arbeitslosigkeit, 
wachsende Einkommensdisparitäten, Zunahme der absoluten Armut, Ent- 
völkerung ländlicher Regionen, Verfall der Infrastruktur, drastische Zu- 
nahme der (organisierten) Kriminalität usw. Sie sind in erster Linie nicht 
das Resultat der Zuwanderung aus der Dritten (und nun auch der Zweiten) 
Welt, sondern des globalisierten Akkumulationsprozesses der Metropolen 
selbst. Schließlich entstehen spiegelbildlich »metropolitane« Inseln in den 
klassischen Entwicklungsregionen der Weltökonomie. 

Damit berühren wir den Kern des Verhältnisses von Vereinheitlichung und 
Fraktionierung im globalisierten Kapitalismus: die Spaltung der Weltge- 
sellschaft und zwar ım doppelten Sinn: eine horizontal-räumliche Spaltung 
(Nord-Süd; West-Ost), die die Entwicklungsunierschiede zementiert, ver- 
schränkt sich mit einer vertikal-gesellschaftlichen Spaltung, die sich durch 
alle Gesellschaftsformationen unabhängig von ihrem Entwicklungsstand 
zieht. Regression ist integraler Bestandteil der OECD-Welt. Nimmt diese 
doppelte Spaltung bereits die Form einer Segregation, ja einer Apartheid 
an? Erhält das Verhältnis von Zentrum und Peripherie eine neue Qualität? 
Die Heterogenisierung gesellschaftlicher Strukturen innerhalb der »„OECD- 
Welt« bei gleichzeitiger Globalisierung ökonomischer Aktivitäten durch 
Einbindung des Südens und Ostens über offshore-Enklaven des Wohl- 
stands bewirkt eine Struktur der Weltgesellschaft, in der »Zentrum und Pe- 
ripherie keine räumliche Existenz mehr (haben), sondern in der dualen pla- 
netarischen Gesellschaft aufgegangen (sind)« (Chesneaux 1991, 147). In- 
folge dieser Kombination von Spaltungen setzen sich zunehmend Desinte- 
grationstendenzen durch, die den Humus für Neo-Nationalismus, Neoras- 
sismus, Fundamentalismus und ethnische Zerfleischung abgeben. 


4. Neuer globaler Institutionalismus und weltgesellschaftliche Regres- 
sion 


Trifft die These zu, daß die durch die Globalisierung des Kapitalismus er- 
zeugte horizontale und vertikale Spaltung der Welt erst die Voraussetzung 
für das Fortbestehen des westlichen Zivilisationsmodells darstellt, kann es 
nur darum gehen, daß sich der Westen selbst transformieren muß, will er 
den Herausforderungen der »neuen Weltära« gewachsen sein (vgl. Bonder/ 
Röttger/Ziebura 1992). Davon ist nirgendwo die Rede. Dafür mehren sich 
die Anzeichen einer Regression. Hauptursache ist der Versuch, diesen neu- 
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en Herausforderungen mit den Mitteln des »ancien regime« zu begegnen. 
Chauvinistische Abschottungen, etwa über die Aushebelung des Asylrechts 
und die Verweigerung einer konsistenten Politik der Zuwanderung, sollen 
offensichtlich das Überleben des alten Wachstumsmodells garantieren 
(Röttger 1993b). Damit aber werden die Voraussetzungen für die Universa- 
lisierung des »liberalen Projekts«, wie sie Senghaas vorschwebt (vgl. vor 
allem Senghaas 1990), untergraben. Der Sozial- und Rechtsstaat im We- 
sten werden zusehens dem Fortbestand und der weiteren Entfaltung des 
triadisierten Weltkapitalismus und seinen Handlungszwängen geopfert. Ur- 
sächlich für diese Regression ist nicht das Wiedererstehen einer hegemo- 
nialen Konstellation im Weltsystem, sondern das, was wir die Herausbil- 
dung einer »hierarchischen Funktionsteilung der Zentren« (Bonder/Rött- 
ger/Ziebura 1992, 57ff.) genannt haben. Sie stellt die (notfalls militäri- 
schen) Mittel dafür zur Verfügung, das metropolitane Wachstumsmodell 
gegen Bedrohungen von außen abzusichern. Gleichzeitig liefern die neuen 
Chauvinismen im Innern das Rüstzeug, um den Fortbestand des triadisier- 
ten Weltkapitalismus dadurch zu gewährleisten,daß der Eintritt der »Zwei- 
ten« und »Dritten Welt« verhindert wird. Noch regt es niemand auf, daß 
die dadurch erzeugte Spirale von Innen- und Außendruck leicht in eine 
tödliche Sackgasse führen könnte. 

Das Drama, das Senghaas nicht sieht, besteht darin, daß die Dialektik von 
Vereinheitlichung und Fraktionierung, wie wir sie grob skizziert haben, 
eine fundamentale Abschwächung der politischen Regulation mit sich 
bringt. Sie ist Gefangene transnationaler »struktueller Macht«. Hier liegt 
der Grund für eine »Defizienz des Staates: fehlende Macht, fehlende Ver- 
antwortlichkeit, fehlende Öffentlichkeit« (Balibar 1992, 25). Dieser Staat 
verkörpert kein langfristiges Gesellschaftsprojekt mehr und kann es wohl 
auch nicht mehr, sollte unsere Analyse zutreffen. Er handelt, wenn über- 
haupt, nur noch aus der Defensive, sozusagen mit dem Rücken an der 
Wand. Die Krise des Nationalstaates geht einher mit einem Demokratiever- 
lust trans-, supra- und internationaler Regulierungsinstanzen. Hier liegt die 
Herausforderung für die Theoriebildung, nicht aber in einem »neuen Insti- 
tutionalismus«, der zur Ideologie einer regressiven Weltgesellschaft ver- 
kommt, indem er eben diese Regression kaschiert. 

Klingt das alles nicht zu strukturalistisch-deterministisch und damit ent- 
mutigend? Setzen wir dem Optimismus, wie ihn Senghaas verbreitet, nicht 
einen finstren Pessimismus entgegen? Dieser Anschein trügt. Wenn unsere 
Analyse zutreffend, dann bietet sie einen großen Vorteil für die Definition 
eines alternativen Entwicklungsprojekts. Dies sollte, um überzeugend zu 
sein, immer die Perspektive vor Augen haben, die Dialektik von Verein- 
heitlichung und Fraktionierung, wie sie der globaliserte Kapitalismus 
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hervorbringt, zu durchbrechen und aufzulösen. Es geht nicht mehr darum, 
an den »Rändern« der Struktur »herumzubasteln«. Dagegen könnte die Re- 
gionalisierung der Weltwirtschaft als Chance begriffen werden, die Triadi- 
sierungslogik dadurch zu durchbrechen, daß neue metropolitane Speziali- 
sierungsprofile entwickelt und die weltwirtschaftlichen Peripherien in re- 
gionale Wachstumsmodelle mit je eigener Arbeitsteilung eingebunden wer- 
den. Es wird Zeit, daß sich die Weltordnungsdebatte aus ihrem normativi- 
stisch-institutionalistischen Korsett befreit und Vorschläge zu einer neuen 
Artikulation von Akkumulation und Regulation auf regionaler, nationaler 
und globaler Ebene ausarbeitet (Ziebura 1992; Bonder/Röttger 1993). 
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